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Vorwort  des  t  bersetzers. 


Aufser  einer  scHechten  deutschen  Übersetzung  des  G.A. 
L :  1879  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft,  welche  in  der  vom  k.  ung.  Ministerium 
des  Imiem  in  deutscher  Sprache  herausgegebenen  Sammlung 
der  ungarischen  Gesetze  enthalten  ist,  findet  das  ausländische, 
der  migarischen  Sprache  nicht  mächtige  Publikum  keinen 
weiteren  Stoff  über  die  Fragen  des  Erwerbes  und  Verlustes 
der  ungarischen  Staatsbürgerschaft.  Bei  der  gToisen  In- 
tensität und  Dimension,  welche  der  internationale  Rechts- 
verkehr in  den  letzten  Dezennien  angenommen  hat,  haben 
aber  die  hier  einschlägigen  Fragen  eine  groise  praktische 
Bedeutung  erlangt. 

Selbst  in  den  gangbarsten  Lehrbüchern  des  ungarischen 
Staatsrechts  wird  diese  Materie  in  äuiserst  dürftiger  All- 
gemeinheit behandelt.  Der  Kontroversen,  welche  die 
fünfundzwanzig]  älu'ige  Handhabung  des  Gesetzes  in  der 
ministeriellen  Praxis  gezeitigt  hat,  finden  wir  in  diesen 
Lehrbüchern  nicht  einmal  Erwähnung  getan. 

Die  Verfasser  des  gegenwärtigen  "Werkes  haben  daher 
eine  sehr  verdienstvolle  Arbeit  geleistet,  indem  sie  die 
Fragen  des  Erwerbes  und  Verlustes  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft nicht  nur  systematisch  bearbeitet,  sondern  auch 
sämtliche  Entscheidungen  des  k.  ung.  Ministeriums  des 
Innern  in  gleichfalls  systematischer  Darstellung  in  ihr  Werk 
aufgenommen  haben. 

Der  ausländische  Leser  findet  sonach  in  diesem  Werke 
nicht  nur  eine  sehr  gelungene  systematische  Darstellung  des 
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iinj^arischeu  Gesetzes  über  den  Erwerb  und  Verlust  der 
uuf^arischen  Staatsbürgerschaft ,  sondern  auch  alle  Kontro- 
versen, welche  in  der  Praxis  der  Verwaltungsbehörden  ent- 
standen und  entschieden  worden  sind. 

Weil  aber  die  Fragen  des  Erwerbes  und  des  Verlustes 
der  Staatsbürgerschaft  auch  für  das  internationale  Recht, 
von  grofser  Bedeutung  sind ,  da  die  Gesetzgebungen  der 
verschiedenen  Staaten  diese  Fragen  in  sehr  verschiedener 
Weise  regeln ,  so  glaubt  der  Übersetzer  des  Dankes  jenes 
Publikums  sicher  zu  sein,  welches  sich  ex  professo  mit 
Fragen  des  internationalen  Rechtes  zu  befassen  genötigt  ist. 
Der  Kreis  dieses  Publikums  wird  aber  angesichts  der  grol'sen 
Ausdehnung  des  internationalen  Rechtsverkehrs  von  Tag  zu 
Tag  gi'öfser. 

Sowohl  die  Verfasser,  als  auch  der  Übersetzer  können 
nicht  umhin .  der  hervorragenden  deutschen  Verlagsfirma, 
welche  die  Heransgabe  dieses  Qu  eilen  werkes  ermöglicht 
hat,  ihren  verbindlichsten  Dank  auszusprechen. 

Budapest,  im  x\pril  1 0( )( I. 

Dr.  Isidor  Schwartz, 


1 11  h  a  1 1. 
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Einleitung. 


I.    Von  der  Staatsbürgerschaft  im  allgemeinen. 

Dieses  "Werk  will  in  erster  Reihe  die  Lehre  von  der 
Staatsbürgerschaft  vom  praktischen  Standpunkte  be- 
handeln, -wie  sie  in  unserem  positiven  Rechte  in  Geltung 
steht:  deshalb  behandeln  wir  den  theoretischen  Teil  dieser 
Lehre,  welcher  übrigens  auch  noch  in  der  Rechtswissen- 
schaft Gegenstand  scharfer  Kontroversen  ist,  nur  flüchtig 
und  nur  soweit,  als  auch  unser  positives  Gesetz  auf  dieser 
Theorie  aufgebaut  ist  und  soweit  es  zum  Verständnisse  des 
positiven  Gesetzes  notwendig  erscheint. 

Aus  diesen  Gründen  wird  es  unerläfslich  sein,  manche 
theoretische  Thesen  vorauszuschicken,  insbesondere 
den  Begriff  des  Staates  und  der  Staatsbürgerschaft  zu  be- 
stimmen. 

L  Unter  Staat  mufs  man  die  politische  Organisation 
und  Einheit  des  auf  einem  bestimmten  Gebiete  lebenden 
Volkes  oder  das  so  organisierte  und  einheitliche  Volk  selbst 
verstehen,  welches  nach  auswärts  anderen  Staatsgestaltungen 
und  den  nicht  zu  ihm  gehörigen  physischen  und  juristischen 
Personen  gegenüber,  nach  innen  aber  den  einzelnen  zu  ihm 
gehörigen  Menschen  und  den  auf  sein  Gebiet  gelangenden 
Fremden  gegenüber  als  rechtlich  umgrenztes  Land  erscheint. 

Diesem  Begriffe  entsprechend  mufs  man  unter  Staats- 
bürgerschaft  die  Zugehörigkeit  eines  Individuums  zur 
politischen  Organisation  eines  Staates ,  die  Heimatsberech- 
tigung in  derselben  verstehen. 

Berenyi  und  Tarjän,  Staatsbürgerschaft.  1 


Die  Staatsbiü'gerschaft  ist  demnach  die  Gesamtheit  der 
sich  an  das  Leben  des  Menschen  —  blol's  vermöge  dieser 
staatsbürgerschattlichen  Eigenschaft  —  knüpfenden  Rechte 
und  Pflichten,  welche  ihm  als  Angehörigen  des  betreffenden 
Staates  zustehen. 

Dies  bedeutet  aber  nur,  dal's  den  Staatsbürger  vermöge 
dieser  seiner  Eigenschaft  oder  —  wir  können  sagen  —  ver- 
möge dieses  seines  Zustandes  gewisse  Rechte  und  Pflichten, 
meistens  politische  ölientliche  und  Privatrechte,  betreffen 
und  belasten,  mit  welchen  kein  Fremder  bekleidet  ist,  be- 
deutet aber  nicht  unter  einem  auch,  dafs  jedem  Staatsbürger 
dem  Staate  gegenüber  oder  gegen  den  Staat  gleiche  Rechte 
und  Pflichten  zustehen  würden.  Zahlreiche  zivile  Rechte 
und  Pflichten  entspringen  aus  ganz  anderer  Quelle,  als  aus 
dem  staat.sbürgerschaftlichem  Zustande. 

Ebenso  kann  nicht  gesagt  werden,  dafs  mit  den  staats- 
bürgerschaftliehen Rechten  und  Pflichten  nur  der  Staats- 
bürger bekleidet  werden  könnte.  "Was  insbesondere  die 
staatsbürgerschaftlichen  Berechtigungen  anbelangt,  so  hängt 
es  nur  von  dem  Staate  ab,  mit  denselben  auch  die  Fremden 
mehr  oder  minder  oder  gar  in  solchem  Umfange  zu  be- 
kleiden, wie  seine  eigenen  Bürger.  Es  kann  sogar  sein,  dafs 
internationale  Verträge  den  Staat  verpflichten,  solche  Be- 
rechtigungen fremden  Staatsangehörigen  zu  gewählten.  Die 
staatsbürgerschaftlichen  Pflichten  kann  der  Staat  auf  fremde 
Staatsangehörige  gleichfalls  ausdehnen,  freilich  nm*  insoweit, 
als  ihn  hierin  die  Normen  des  internationalen  Rechtes  oder 
internationaler  Verträge  nicht  beschränken. 

Aber  auch  die  Bekleidung  eines  Fremden  mit  sämtlichen 
staatsbürgerschaftlichen  Rechten  ist  noch  nicht  gleich- 
bedeutend mit  der  Zugehörigkeit  zu  dem  betreuenden  Staate, 
d.  h.  der  Fremde  kann  auch  dann  nicht  als  naturalisiert 
betrachtet  werden,  wenn  er  auch  sämtliche  Rechte  des 
Staatsbürgers  geniefst.  Für  den  Fremden  ist  zum  Ei'werbe 
der  Staatsbürgerschaft  ein  'formeller  Akt,  die  Natm'alisation, 
notwendig.  Solange  diese  nicht  erfolgt  ist.  wird  der  Fremde 
trotz   aller  Berechtigiuigen   kein  Staatsbürger.     Ja    einzelne 
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unserer  Verträge  verbieten  ausdrücklich  die  Naturalisation 
oluie  Zustimmung  des  fremden  Staates.  Ein  solches  Über- 
einkommen haben  wir  z.  B.  mit  Österreich  aus  dem  Jahre 
1S7(»  und  hatten  wir  mit  Serbien  (Handelsvertrag,  G.A. 
1SS2:  XXX  Art.  II),  gemäls  welchem  jeder  Kontrahent  die 
Bürger  des  andern  Staates  nur  dann  naturalisieren  kann, 
wenn  diese  aus  dem  Verbände  ihrer  früheren  Heimat  ent- 
lassen worden  sind. 

Umgekehrt  besteht  bei  uns  die  beschi'änkende  Verfügung 
des  Gesetzes,  dafs  der  naturaHsierte  Fremde  trotz  der 
Natm'alisation  mit  dem  geborenen  ungarischen  Staatsbürger 
nicht  sofort  gleichberechtigt  wird,  weil  er  nvu^  nach  Verlauf 
von  zehn  Jaliren  Mitglied  des  Reichstages  werden  kann 
(§  15),  und  es  bedarf  eines  besonderen  Gesetzes,  dafs  er 
erbliches  Mitglied  des  Magiiatenhauses  werden  könne  (1885 : 
^TI  G.A.). 

Nach  unserem  Gesetze  obwaltet  aber  auch  kein  Hindernis 
(§  36),  dafs  der  ungarische  Staatsbürger  gleichzeitig  der 
Bürger  eines  anderen  Staates  sein  könne,  wenn  er  nämlich 
eine  fremde  Staatsbürgerschaft  erworben,  aber  seine  imgarische 
Staatsbürgerschaft  noch  nicht  verloren  hat.  Die  internatio- 
nalen Verträge  können  aber  wieder  von  der  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  Ausnahmen  statuieren.  —  Nach  unserem 
Vertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten  (G.A.  1871 :  XLIH) 
anerkemat  auch  der  ungarische  Staat  die  amerikanische 
Staatsangehörigkeit  jener  ungarischen  Staatsbürger,  welche 
m  den  Vereinigten  Staaten  fünf  Jahre  lang  gewohnt  und  da^ 
selbst  die  Staatsbürgerschaft  erworben  haben.  Dasselbe  gilt 
umgekehrt  von  den  bei  uns  naturalisierten  Amerikanern,  d.  h. 
die  wechselseitige  Entlassung  ist  hier  nicht  erforderlich. 

n.  "VVie  wir  oben  hervorgehoben  haben,  sind  mit  der 
Staatsbürgerschaft  nicht  notwendigerweise  gewisse  Rechte 
und  Pflichten  verbunden,  weil  von  diesen  hier  mein-, 
da  weniger  vorhanden  sind,  ferner,  dafs  auch  den  Bürgern 
desselben  Staates  keine  gleichen  Rechte  und  Pflichten  zu- 
stehen, weil  dieselben  aus  anderen  Quellen  als  aus  der 
Staatsbürgerschaft  entstehen.    Früher  war  in  dieser  Hinsicht 
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noch  weniger  eine  Gleichförmigkeit  vorherrschend,  weshalb 
wir  durchaus  kein  Gewicht  auf  den  historischen  Prozels 
lc<'"en,  wie  die  heutigen  staatsbürgerschaftlichen  Rechte  sich 
in  unserem  Vaterlande  entwickelt  haben,  und  wir  halten 
den  Unterschied  für  nicht  wesentlich,  welchen  unsere  alten 
Gesetze  zwischen  den  einzelnen  Gruppen  der  Staatsbürger 
( nach  alter  Terminologie  richtiger  Untertanen ) ,  namentlich 
zwischen  den  Adeligen  (membra  Sacrae  Regni  Coronae),  den 
Bürgern  (indigenae,  nationales,  incolae  Regni)  und  den 
Fremden  (alienigenae,  extranei  usw.)  gemacht  haben.  Solche 
Unterschiede  (wenn  auch  teilweise  anderer  Richtung)  sind 
auch  heute  vorhanden,  so  viel  kann  aber  konstatiert  werden, 
dafs  die  staatsbürgerschaftlichen  Rechte  auf  viel  weitere 
Seilichten  der  Bürger  und  viel  proportionierter  ausgedehnt 
sind,  als  es  einst  der  Fall  war,  sowie  auch  die  Tatsache, 
dafs  auch  die  Fremden  sich  immer  mehr  der  Gleichberech- 
tigung mit  den  Staatsbürgern  nähern. 

in.  Die  Staatsbürgerschaft  liehe  Qualität  ver- 
einigt in  sich  ein  zweifaches  Verhältnis  des  Staatsbürgers 
zum  Staate. 

Nach  dem  einen  Verhältnisse  erscheint  er  als  Mitglied 
des  Staates,  nimmt  Teil  an  der  Staatsgewalt  und  bestimmt 
jenes  andere  Verhältnis,  welches  ihn  als  Untertan  an  den 
Staat  knüpft. 

Li  seinem  Subjektionsverhältnisse  erscheint  der  Staats- 
bürger als  ein  dem  Staate  vollständig  unterworfenes  Indi\4- 
duum,  belastet  mit  Pflichten  gegen  sein  Vaterland,  aber 
imter  einem  berechtigt ,  auf  den  Schutz  desselben  rechnen 
zu  köiuien. 

Viele  —  insbesondere  fmher  —  haben  mit  Vorliebe 
den  an  der  Staatsgewalt  teihiehmenden  Bürger  von  dem 
unterworfenen  Bürger  unterschieden  und  niu*  die  ersteren 
als  Staatsbürger  betrachtet.  Wir  aber  erblicken  hierin  nur 
zwei  Seiten  einer  Sache  und  nehmen  Umgang  von  dieser 
Unterscheidung,  weil  insbesondere  nach  unseren  Gesetzen 
jedem  staatlichen  Untertan,  falls  gewisse  gesetzliche  Vor- 
aussetzimgen  obwalten,    die  Möglichkeit  geboten  ist,   unter 


einem  auch  teilnehmendes  Mitglied  an  der  Staatsgewalt 
werden  zu  kömien, 

IV.  Die  einfachste  imd  natürlichste  Gnuidlage  der 
Angehörigkeit  zu  irgendwelchem  Staate  ist  die 
Geburt  auf  seinem  Gebiete  oder  die  vom  Bürger  des 
betretienden  Staates  erfolgte  Abstammung.  Fallen  beide 
Momente  zusammen,  so  kann  die  Frage  der  Staatsbürger- 
schaft nicht  streitig  sein,  aber  die  Kollision  ist  gegeben, 
wofern  die  Geburt  auf  fremdem  Gebiete  oder  zwar  auf  dem 
Gebiete  des  Staates ,  aber  dm^ch  Abstammung  von  Eltern 
fi'emder  Staatsangehörigkeit  erfolgt  ist. 

Diese  Frage  sowie  die  Modalitäten  der  Aufnahme  in  die 
Reihe  der  Staatsbürger  regeln  die  Gesetzgebungen  der  ver- 
schiedenen Staaten  sehr  verschieden ,  und  weil  diejenigen 
Fälle,  in  welchen  der  Erwerb  und  Verlust  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  von  den  allgemeinen  gesetzlichen  Normen 
abweichend  erfolgt ,  durch  internationale  Verträge  geregelt 
werden,  widmen  wir  der  kurzen  Darstellung  dieser  inter- 
nationalen Verträge  ein  besonderes  Kapitel. 

An  dieser  Stelle  heben  wii'  noch  hervor,  dafs  dem 
staatsbürgerlichen  Verbände  aufser  seinen  hohen  ethischen 
Beziehungen  im  Leben  des  einzehien  Menschen  vom  prak- 
tischen Gesichtspunkte  vermöge  der  seitens  der  Staats - 
gemeinschaft  gewährten  Rechte  und  der  ihr  gegenüber  ob- 
liegenden Pflichten  eine  gleichfalls  sehr  wichtige  Bedeutung 
zukommt,  deren  Inanspruchnahme  oder  Leistung  nicht  vom 
Belieben  des  einzelnen  Bürgers  abhängt,  sondern  dessen 
Ausübung  dm'ch  die  Staatsgewalt  —  durch  den  Willen  der 
zusammengehörigen  Bürger  —  in  zwingender  "Weise  fest- 
gestellt wird. 

Diese  Rechte  und  Pflichten  haben  auch  in  den  einzelnen 
Staaten  einen  verschiedenen  Inlialt.  Sie  entstehen  und  ge- 
stalten sich  nach  der  Staatsverfassung,  nach  der  Bildung 
des  Volkes,  nach  dem  Klima,  nach  der  historischeu  Ent- 
wicklung usw. 

Selbst  eine  sich  nur  auf  die  gebildeten  Nationen  er- 
streckende Darstellung  der  Frage  würde  den  Zweck  dieses 
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Workes  weit  überschreiten,  weshalb  wir  uns  mit  ihr  iu  den 
jetzt  fol«i:enclen  Erörtemngen  nur  im  Zusammenhang  mit 
den  vaterländischen  positiven  Instituten  befassen  werden. 

II.    Die  ungarische  Staatsbürgerschaft. 

Das  Wesen  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  oder 
Hoimatsberechtigung  ist  die  A n g e h  ö r i g k o i t  zum  unga- 
rischen Staate. 

Das  Gesetz,  welches  die  Frage  regelt,  G.A.  1879:  L, 
bestimmt  weder  den  Begriflf  der  Staatsbürgerschaft  noch 
auch  den  Lihalt  derselben.  Dies  kann  auch  nicht  Zweck 
des  Gesetzes  sein,  wie  auch  den  Begriflf  des  Vaterlandes 
das  Gesetz  keines  Landes  definiert  und  derselbe  nichts- 
destoweniger im  Herzen  und  Geiste  von  uns  allen  lebt. 
Auch  der  Inhalt  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ist 
nicht  festgestellt,  weil  derselbe  gar  nicht  festgestellt 
werden  kann,  indem  ihn  die  täglich  wechselnde  Summe 
jener  Berechtigungen  und  Pflichten  bildet,  welche  in  unseren 
Gesetzen  den  nichtungarischen  Staatsbüi'gern  gegenüber 
ausdi'ücklich  nur  zu  Gmisten  und  Lasten  der  anerkannten 
Staatsbürger  statuiert  ist. 

Ein  solches  Ausnahmerecht  ist  in  erster  Reihe  das 
politische  Recht,  welches  insbesondere  die  Teilnahme  an  der 
Gesetzgebmig,  das  aktive  und  passive  "Wahlrecht,  die  Möglich- 
keit der  Bekleidung  öflfentlicher  Amter  statuiert,  welches  in 
Ungarn  nm'  ein  ungarischer  Staatsbürger  ausüben  kann. 

Umgekehrt  belasten  auch  gewisse  Arten  der  Beisteuerung 
zu  den  öflfenthchen  Lasten  nur  den  ungarischen  Staats- 
angehörigen;  so  der  Militärdienst,    die  Landesverteidigung. 

Der  ungarische  Staatsangehörige  kann  sich  gegen  den 
Willen  der  Staatsgewalt  vom  Gebiete  des  Landes  nicht  ent- 
fernen, kann  in  fremdem  Staate  keinen  Dienst  antreten,  kann 
aus  dem  Lande  nicht  ausgewiesen  und  solange  er  zum  Amts- 
verluste oder  zur  Suspension  seiner  politischen  Rechte 
rechtskräftig  nicht  verurteilt  ist,  an  der  Ausübung  derselben 
nicht  gehindert  werden. 
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Das  Strafgesetz  macht  die  Qualifikation  gewisser  straf- 
barer Handlungen  direkt  davon  abhängig,  ob  sie  ein  unga- 
rischer Staatsbürger  begangen  hat,  und  der  Staat  kann  seinen 
Bürger  auch  wegen  einer  im  Auslande  begangenen  strafbaren 
Handlung  imd  auch  dann  bestrafen,  wemi  der  Täter  am 
Tatorte  bereits  die  Strafe  abgebüfst  hat. 

Den  Genufs  des  überwiegenden  Teiles  der  Privatrechte 
räumt  der  moderne  Staat  auch  Fremden  ein,  von  einzelnen 
Rechten  sind  sie  aber  auch  auf  diesem  Gebiete  ausgeschlossen. 
So  z.  B.  kann  ein  Ausschankgeschäft  und  andere  Geschäfte 
ärarischer  Natur  nur  der  Staatsbürger  betreiben.  Li  Er- 
mangelung der  Reziprozität  ist  der  Ausländer  gehalten,  im 
Zi^alprozesse  Sicherheit  für  die  Prozefskosten  zu  leisten  usw. 

Die  Macht  und  der  Schutz  des  ungarischen  Staates  in 
bezug  auf  seine  Bürger  äufsern  sich  also  doch  am  schönsten, 
wenn  dieselben  auf  fremdem  Gebiete  weilen  mid  die  grofse 
Gemeinschaft  ihre  Macht  oder  wohltuende  Kraft  sie  auch 
dort  empfinden  läfst. 

"Wie  wir  schon  oben  erwähnt  haben,  bestimmt  das  Gesetz 
vom  Jahre  1879  über  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
weder  den  Begriff  noch  auch  den  ganzen  Kreis  seines 
Gegenstandes.  Nur  in  zwei  Richtungen  regelt  es  die  Frage 
seinem  Titel  entsprechend,  welcher  „über  den  Erwerb 
und  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft" lautet.  Das  Gesetz  wurde  am  20.  Dezember  1879 
sanktioniert  und  vier  Tage  später  in  beiden  Häusern  des 
ungarischen  Reichstages  kundgemacht. 

Vor  Schaffung  des  G.  A.  L :  1879  war  die  Angelegen- 
heit der  Staatsbürgerschaft  bei  uns  gesetzlich  nicht  einheitlich 
geregelt.  Wir  hatten  zwar  Gesetze  in  übergrofser  Anzahl, 
betreffend  die  staatsbürgerlichen  Rechte  und  insbesondere 
die  Naturalisation  und  wir  hatten  noch  mehrere,  welche  die 
Rechtsstellung  der  Ausländer  in  Ungarn  regelten,  aber  die 
Regelung  der  staatsbürgerlichen  Rechte  erschöpft  sich  in 
der  Feststellung  der  Verhältnisse  zwischen  Adel  und  Elrone 
(goldene  Bulle ,  über  das  Recht  des  bewaffneten  "Wider- 
standes usw.),  in  den  Naturalisationsgesetzen  hat  man  l^lofs 
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das  Lidigenat  und  die  Donationen  einzebier  ausländischer 
vornehmer  Familien  in  die  Gesetzsammlung  des  Landes 
inai-tikuliort,  die  Bestimmung  der  Rechtsstellung  der  Au.s- 
lilnder  bestand  meistens  in  dem  Ausschlüsse  derselben  von 
gewissen  ungarischen  Staatsämtern  und  vom  Erwerbe  der 
Liegenschatten. 

Aber  ein  allgemeines  Gesetz  des  Erwerbes  und  des 
Verlustes  der  Staatsbürgerschaft  existierte  nicht;  vor  1848 
war  ein  solches  gar  nicht  nötig,  weil  als  Staatsbürger 
nur  die  Adeligen  (die  Mitglieder  der  heiligen  Krone, 
membra  sacrae  coronae)  betrachtet,  wälu'end  die  Nicht- 
adeligen  und  Ausländer,  weil  sie  an  den  Funktionen  des 
Staatslebens  nicht  teilnehmen  konnten,  gleichmälsig  nur  als 
Untertanen  behandelt  wurden,  und  wenn  sie  als  solche  doch 
irgendwelcher  öftentlicher  Rechte  und  Pflichten  teilhaftig 
waren,  wemi  sie  des  Schutzes  des  Staates  bediu-ften  oder 
in  dessen  Interesse  auftraten,  so  konnten  sie  dies  nui'  mittel- 
bar —  im  Wege  ihrer  Grundheiren  —  tun  oder  geniefsen, 
sie  selbst  kamen  aber  nicht  in  Betracht. 

Seit  1S48  hat  sich  aber  die  Lage  geändert.  An  die 
Stelle  der  Begiiffe  der  Adehgen  und  des  Giimdmitertanen 
trat  der  Begi'iff  des  Staatsbürgers.  Dieser  Begriff,  dieses 
Verhältnis  mufste  also  geregelt  werden,  um  so  mehr, 
weil  es  auch  der  internationale  Verkehr  dringend  erheischte. 

Der  Motivenbericht  des  Gesetzentwm'fes  verweist  auf 
die  Verwirrmig  und  Unordnung,  welche  die  Vorlage  des 
Entwurfes  notwendig  erscheinen  liefsen ,  aber  er  verweist 
auch  darauf,  dafs  bei  dieser  Regelung  als  Ausgangspunkt 
die  Rechtskontinuität  beti-achtet  worden  ist  mid  als 
Gnmdlage  der  Regelung  jene  Rechtsprinzipien  akzeptiert 
wurden,  auf  welchen  in  dieser  Frage  unsere  alten  Gesetze 
und  die  bis  zui'  Schaffung  des  Gesetzes  bestandene  Rechts- 
praxis beruht  hatten. 

Die  Beseitigung  der  Rechtsunsicherheit  war  also  das 
Ziel,  die  Rechtskontinuität  aber  das  Grundprinzip,  welches 
den  Gesetzgeber  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  geleitet 
hat.     .Jene   höheren  Literessen   aber,   welche  berücksichtigt 
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werden  mulsten ,  sind  nach  dem  Motivenberichte  zum  Ent- 
wui'fe:  „Klar  testzustellen,  1.  wer  ungarischer  Staatsbürger 
ist,  weil  hiervon  viele  politische  und  Privatrechte  abhängig 
sind;  —  2.  dals  die  Grundprinzipien  unseres  Gesetzes  mit 
den  Gesetzen  der  westlichen  Staaten  im  Einklänge  seien 
und  so  die  Kollisionen  möglichst  vermieden  werden  sollen ;  — 
3.  entsprechende  Bedachtnahme  aul'  das  Verhältnis  mit 
Österreich;  —  4.  dals  die  Einwanderung  nicht  erschwert 
werde ,  anderseits  aber  nur  diejenigen  luigarische  Staats- 
angehörige zu  werden  vermögen,  welche  nützliche  Bürger 
des  Vaterlandes  sein  können." 

Vermöge  des  Prinzipes  der  Rechtskontinuität  hat  das 
Gesetz  —  wenn  auch  m  einigermafsen  umgestalteter  Form  — 
die  früher  üblich  gewesenen  Arten  des  Erwerbes  und  Ver- 
lustes beibehalten. 

Im  Simie  der  alten  Gesetze  mid  Rechtsübung  gab  es 
zwei  Arten  des  Erwerbes  der  Staatsangehörigkeit :  1 .  a  u  s  - 
drückliche,  welche  im  "Wege  der  Naturalisation  (könig- 
liches Diplom)  erfolgt  ist;  —  2.  stillschweigende;  die  Vor- 
aussetzungen waren  Erwerb  des  Inkolatsrechtes,  die  Aufnahme 
zwischen  die  Steuerzahler  und  längerer  Aufenthalt  im  In- 
lande.  Hierzu  kam  3.  auf  Grund  unserer  Rechtsübung  die 
Art  der  Natiu-alisation ,  dafs  jemand,  falls  gewisse  Voraus- 
setzungen obwalteten,  vom  Minister  des  Innern  ein  Naturali- 
sationsdekret erhalten  und  den  Treueid  geleistet  hat. 

Das  Analogon  des  ersten  Falles  ist  in  unserem  jetzigen 
Gesetze  die  Naturalisation  durch  königliches  Dokument 
(G.  §  17),  des  zweiten  Falles  die  stillschweigende  Naturali- 
sation (G.  §  48 j,  des  dritten  Falles  aber  die  heutige  Naturali- 
sation durch  gewöhnliche  Urkunde  (G.  §  11). 

Der  Verlust  —  in  Ansehung  dessen  unsere  Gesetze 
keine  Verfügung  trafen  —  hatte  nach  Auffassung  der  Praxis 
nur  eine  Abart,  nämlich  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
durch  Eheschliefsung,  welche  Art  auch  in  unserem  heutigen 
Gesetze  vorhanden  ist. 

Aufser  den  FäUen  und  Voraussetzungen  des  Erwerbes 
und  des  Verlustes  der  Staatsbürgerschaft  enthält  das  Gesetz 
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einij^o  allj^emcine  imd  eini^iio  transitorische  Bestimmungen, 
aber  nebst  dem,  dals  es  für  die  Zukunft  Normen  statuiert, 
hat  es  auch  unter  einem  die  zurzeit  der  Schaffung  des 
Gesetzes  bestandenen  Verhältnisse  geregelt. 

Diese  Regelung  hat  zwei  Gruppen  der  Staatsbürger  ge- 
schaffen. In  die  erste  Gruppe  gehören  diejenigen,  welche 
zurzeit  des  Inslebentretens  des  Gesetzes  schon  unbedingt 
als  solche  zu  betrachten  waren,  indem  sie  entweder  als 
Ungarn  geboren  wurden  oder  die  ungarische  Staats- 
angehörigkeit schon  früher  erworben  haben.  Zur  zweiten 
Gruppe  gehören  diejenigen,  welche  zwar  Bürger  eines 
fremden  Staates  waren,  aber  fünf  Jahre  lang  vor  dem  Ins- 
lebentreten  des  Gesetzes  ohne  Unterbrechung  im  Lande 
gewohnt  und  Steuer  gezahlt  haben,  wenn  sie  nicht  binnen 
einem  vom  Inslebentreten  des  Gesetzes  gerechneten  Jahre 
nachgewiesen  haben,  dafs  sie  ihre  fremde  Staatsbürgerschaft 
beibehalten  haben.  Die  zu  dieser  zweiten  Gruppe  gehörigen 
Einwohner  sind  die  sogenannten  stillschweigenden  Natura- 
lisierten und  ob  zwar  der  von  ümen  handelnde  §  48  mehr 
eine  transitorische  Bestimmung  enthält,  so  haben  wir  es 
doch  für  richtiger  gehalten ,  auch  diese  Frage  als  eine  Art 
des  Erwerbes  in  das  erste  Kapitel  unseres  Buches  einge- 
schaltet zu  behandeln,  umsomehr,  weil  ihre  Aktualität  nur 
scheinbar  aufgehört  hat,  sie  aber  in  allen  jenen  Fällen 
wü'klich  Bedeutung  erlangt,  in  welchen  streitig  wird,  ob 
der  Ahne  eines  Individuums  ausländischer  Abstammmig 
seinerzeit  tatsächlich  stillschweigend  die  ungarische  Staats- 
angehörigkeit erworben  hat. 

In  diesem  einheitlichen  Abschnitte  schicken  wir  die 
Bestimmimgen  des  Gesetzes  allgemeiner  Natur  voraus ,  die 
übrigen  werden  wir  aber  in  zwei  Kapiteln  behandeln,  je 
nachdem  sie  die  Arten  luid  Voraussetzungen  des  Erwerbes 
oder  des  Verlustes  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit  fest- 
setzen. Bei  dieser  Darstellung  folgen  wir  nicht  der  Reihen- 
folge der  Paragraphen,  sondern  die  Einteilung  des  Stoffes 
wird  mafsgebend  sein.  Demgemäfs  behandeln  wii'  hier  kurz 
die  §§  1,  19,  3(3,  45,  47,  48  (1.  Absatz),  49  und  50,   in  dem 
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ersten  Kapitel  über  den  Erwerb  der  Staatsbüi'gerschaft  sind 
die  §§  2—18,  §§  37—44,  §  4H  und  der  zweite  Absatz  des 
§  48,  in  dem  zweiten  Kapitel  über  den  Verlust  der  Staats- 
bm'gerschaft  die  §§  20 — 35  und  der  3.  Absatz  des  §  48  zu 
finden,  während  wir  in  dem  dritten  die  internationalen  Ver- 
hältnisse behandebiden  Kapitel  wieder  auf  den  §  47  zurück- 
kelnren. 

Von  grolser  staatsrechtlicher  Bedeutung  ist  der  erste 
ParagTaph  des  Gesetzes,  gemäis  welchem: 

^^'  1  des  Gesetzes. 
^In   sämth'chen   Ländern    der   ungarischen   Krone   ist    die 
Staatsbürgerschaft  eine  und  dieselbe.^ 

Die  Länder  Ki'oatien-Slavonien  und  Fiume  haben  also 
keine  besondere  Staatsbürgerschaft,  sondern  auch 
die  dortigen  Bürger  sind  ungarische  Staatsangehörige ,  was 
zwar  vermöge  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Länder 
beziehungsweise  des  Munizipiums  keinem  Zweifel  unter- 
liegt, aber  die  ausdrückliche  Hervorhebung  ist  doch  von 
grofser  politischer  Bedeutung. 

Das  Gesetz  macht  zwischen  den  ungarischen  Staats- 
bürgern imgarischer  Gemeindezuständigkeit  und  zwischen 
denjenigen  kroatisch  -  slavonischer  Gemeindezuständigkeit 
nur  insofern  einen  Unterschied  (§§  10,  11,  21,  48),  dafs  es 
in  den  Fragen  der  Naturalisation  beziehungsweise  der  Ent- 
lassung in  bezug  auf  die  in  Ungarn  mid  in  Fiume  Gemeinde- 
zuständigen den  Minister  des  Linern,  in  bezug  auf  die 
kroatisch- slavonischen  Gemeindezuständigen  aber  den  Banus 
von  Kroatien- Slavonien  als  entscheidende  Behörde  bezeichnet. 
Aber  die  Naturalisationen  sind  ausnahmslos  demung.  Minister- 
präsidenten mitzuteilen  (§§11  und  30),  welcher  sodann  über 
alle  auf  dem  Gebiete  der  ungarischen  Elrone  erfolgten 
Naturalisationen  eine  Evidenzhaltung  fülirt.  Nachdem  das 
Gesetz  auch  die  im  Jahre  1879  bestandene  kroatisch- 
slavonische  Militärgrenze  erwähnt,  hat  die  Gesetzgebung 
es  für  nötig  erachtet,  im  ^  49  die  transitorische  Natur  dieser 
Erwähnung  zum  Ausdrucke  gelangen  zu  lassen. 
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j?  49  deft  Geftpfzes. 
„Die  auf  die  hrontifi€h-alavoni!<chr  Müitärgrense  und  auf  die 
MilUärgrenz-Landeftbehörde  beziigh'chen  besonderen  Bestimmungen 
dis  gcgenuäriigeyi  Gefsetzes  sind  nur  prorisorische,  deren  Wirk- 
samkeit nur  so  lange  tvährt,  bis  die  MHitörgrenze  mit  Kroatien- 
Slaronien  aueh  administrativ  vereinigt  iverden  wird.*^ 

Über  die  ungarischen  Staatsbürger  werden  selbstver- 
ständlich keinerlei  Verzeichnisse  geführt ,  solche  existieren 
nnr  über  die  Naturalisationen  und  Entlassungen  auf  Grund 
des  §  45  des  Gesetzes : 

§  45  des  Gesetzes. 

Die  Munizi^yien  beziihungsiveise  in  der  Militärgrenze  die 
Bezirksämter  und  die  Stadtmagistrate  sind  verpflichtet,  über  die 
Verleihungen  der  Staatsbürgerschaft  und  über  die  Entlassungen 
aus  dem  Staatsverbande  besondere  Verzeichnisse  in  je  zivei 
Exemplaren  zu  führen. 

I.  Die  jRubriken  der  über  die  Verleihungen  der  Staats- 
bürgerschaft SU  führenden   Verzeichnisse  sind: 

1.  Die  am  ersten  Tage  des  Jahres  beqinnende  laufende 
Zahl. 

2.  Naiue ,  Alter  und  Beschäftigung  der  in  den  Staats- 
verband aufgenommenen  bezieh ungsiveise  uiederaufgctiotnmetien 
Person. 

3.  Die  frühere  Heimat  und  die  Zuständigkeitsgemeinde  des 
Isaturalisierten. 

4.  Name  und  Älter  der  Familienangehörigen ,  auf  ivelche 
sich  die  Aufnahme  in  den  Staatsrerband  erstreckt. 

5.  Datum  und  Zahl  des  Naturalisationsdekretes. 

6.  Anmerkung,  in  uelcher  bezüglich  der  Wiederaufge- 
nommenen zu  verzeichnen  ist.  auf  welche  Weise  sie  ihre  frühere 
ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  haben. 

II.  Das  über  die  Entlassungen  zu  führende  Verzeichnis 
ist  mit  ähnlichen  Rubriken  zu  versehen,  mit  dem  Unterschiede, 
dafs  in  der  6.,  in  der  Anmerkungsrubrik  ersichtlich  zu  machen 
ist,  wodurch  der  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates 
Entlasse7ie  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erworben  hat. 
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Ein  Exemplar  dieser  Verzeichnisse  ist  am  Schhissc  jedes 
Jahres  der  in  den  §§  11  und  21  genannten  betreffenden  Be- 
hörde ZK  unterhrriten. 

Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  dals  jedermann,  der 
aiü'  dem  Gebiete  der  ungarischen  Krone  lebt,  als  imgarischer 
Staatsangehöriger  betrachtet  werden  kann ,  aber  zur 
Statuierung  der  behördlichen  praesumptio  juris  ist  auch 
etwas  anderes ,  nämlich  der  Nachweis  der  auf  dem  un- 
garischen Staatsgebiete  erfolgten  Geburt  nötig ,  was  im 
§  19  des  Gesetzes  zum  Ausdruck  gelangt : 

,^  19  des  Gesetzes. 
Insolange    ihre    fremde   Staatsangehör igheit   nicht   bewiesen 
wird,  sind  als  ungarische  Staatsbürger  zti  betrachten: 

1.  hie  jenigen,  die  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  geboren  wurden. 

2.  Diejenigen,  die  auf  diesem  Gebiete  als  Findlinge  ge- 
funden und  erzogen  werden  oder  aufgezogen  imirden. 

Nachdem  die  Vermutung  widerlegt  werden  kann, 
ist  das  Territorialverhältnis  kein  Kriterium ,  dafs  die  un- 
garische Staatsbürgerschaft  obwaltet,  weil  der  natürliche 
Erwerb  derselben  bei  mis  durch  die  Blutabstammung 
(jus  sanguinis)  erfolgt,  indem  §  3  des  Gesetzes  von  dem 
Geburtsorte  ganz  absieht  und  die  Abstammung  von  einem 
ungarischen  Staatsbürger  als  malsgebend  betrachtet. 

Dies  ist  also  eigentlich  kein  Erwerb  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft ,  sondern  ein  Zustand ,  in  welchen  das 
Individuum  vermöge  seiner  Geburt  und  ohne  seinen  oder 
den  Willen  seiner  Eltern  gelangt. 

Wenn  §  2  des  Gesetzes  die  Abstammung  nichtsdesto- 
wonigor  unter  den  Arten  des  „Erwerbes"  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  aufzählt,  so  geschieht  dies  nur  aus  legis- 
lativ-technischen Gründen. 

Die  Bedachtnahme  auf  die  erworbenen  Rechte  enthält 
der  erste  und  zweite  Absatz  des  §  48.  Nachdem  der  letztere 
Absatz  niu-  bedingt  einen  rechtlichen  Zustand  statuiert,  so 
werden   wir   uns   mit   demselben  —   wie   schon  erwähnt  — 
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unter  den  Fällen  des  Erwerbes  der  Staatsangehörigkeit  be- 
lassen. 

§  t/.s  (erster  Absatz)  des  Gesetzes. 
Alk  mit  gegemvärtiyem  Gesetze  in  Widerspruch  stehenden 
Gesetze  und  Verordnungen  werden  aufser  Kraft  gesetzt.  Durch 
gegenuärtiges  Gesetz  wird  das  Staatshürgcrrecht  derjenigen  nicht 
herührt,  die  bis  zum  Inlrafttreten  des  Gesetzes  ein  Natural i- 
sationsdelret  erlangt  haben. 

Der  Besitz  oder  der  Erwerb  einer  fremden  Staats- 
angehörigkeit ist  im  Sinne  des  §  30  kein  Hindernis 
der  Beibehaltmig  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft ,  aus- 
genommen, wenn  ein  mit  dem  betreffenden  Staate  ge- 
schlossener Vertrag  die   Frage   anders  regelt   (§  47),   weil: 

§  86  des  Gesetzes. 

Derjenige  imgarische  Staatsbürger,  icelcher  zugleich  Bürger 
eines  anderen  Staates  ist,  ist  so  lange  als  ungarischer  Staats- 
bürger zu  betrachten,  bis  er  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft 
verloren  hat. 

Von  der  im  Gr.A.  1879:  L  statuierten  Regelung  findet 
solchen  ausländischen  Staaten  gegenüber  eine  Ausnahme 
statt,  mit  welchen  in  diesem  Gegenstande,  sei  es  vor  der 
Schaffung  des  Gesetzes,  sei  es  seitdem,  Verträge  geschlossen 
wurden,  vorausgesetzt,  dafs  solche  Verträge  die  Frage  der 
Entlassung  der  ungarischen  Staatsbürger  und  die  Natura- 
lisation der  Ausländer  abweichend  von  dem  Gesetze  des 
Jahres  1879  regeln.  Hüervon  handelt  §  47  des  Gesetzes, 
mit  welchem  wir  uns  im  HI.  Kapitel  des  Gesetzes  befassen 
werden.  Aber  atich  schon  an  dieser  Stehe  wünschen  wir 
es  zu  betonen,  dafs  während  das  Gesetz  einerseits  keine  be- 
sondere kroatische  Staatsbürgerschaft  kennt ,  anderseits  in 
der  Frage  der  Staatsbürgerschaft  auch  Österreich  als  Aus- 
land zu  betrachten  ist,  welchem  gegenüber  nur  insofern 
eine  Ausnahme  existiert,  dafs,  wemi  die  Entlassung  aus  dem 
Verbände  des  migarischen  Staates  ein  wehrpflichtiges 
Individuum  verlangt  und  dasselbe  die  österreichische 
Staatsangehörigkeit    zu    erwerben    ^vünscht,    der    Nachweis 
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der  ertolgteu  Entlassung  aus  dem  Verbände  der  Wehrmacht 
nicht  erforderlich  ist. 

Die  auf  den  Zivilstand  bezüolichen  Verhältnisse  der  in 
der  gemeinsamen  Ai-meo  dienenden  Militärpersonen 
österi'eichischer  Staatsangehörigkeit ,  welche  aus  Dienstes- 
rücksichten in  Ungarn  wohnhaft  sind,  werden  durch  die 
österreichischen  Gesetze  geregelt,  und  so  behalten  auch  ihre 
aiü"  dem  imgarischen  Staatsgebiete  geborenen  Kinder  die 
Staatsbürgerschaft  ihres  Vaters  (Verordnung  des  Kultus- 
und  UnteiTichtsministers  Zahl  25503  aus    dem  Jalire  1881). 

Schlieislich  sei  hier  der  50.  und  zugleich  der  letzte 
Paragraph  des  Gesetzes  angeführt ,  welcher  die  Vollzugs- 
klausel enthält. 

^^'  50  des  Gesetzes. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  iverden  das  Ministerium, 
hcziehungsiveise  der  Minister  des  Innern,  der  Banus  von  Kroatien- 
Slavonien-DaJmatirn  und  die  3Iih'tärgrenz-Landeshehörde  betraut. 

Die  Vollzugs  Vorschrift  selbst,  beziehungsweise 
deren  einzelne  Paragraphen ,  teilen  wir  bei  den  betreffenden 
Fällen  des  Erwerbes  und  des  Verlustes  der  Staatsbürger- 
schaft mit,  insbesondere  unter  den  Titeln  der  Naturalisation 
und  Entlassimg. 

An  dieser  Stelle ,  im  Zusammenhange  mit  dem  oben 
mitgeteilten  §  45  des  •  Gesetzes ,  erwähnen  wir  nur  soviel, 
als  eine  Vorschrift  von  transitorischer  Natiu',  dafs  im  Sinne 
des  Punktes  15  der  im  Gegenstande  des  Vollzuges  des 
Gesetzes  erlassenen  Verordnung  des  Ministers  des  Innern 
vom  5.  Jänner  1880,  Zahl  584,  durch  die  Administrativ- 
behörden ein  besonderes  Verzeichnis  über  diejenigen 
anzulegen  war,  „welche  während  eines  vom  Ins- 
lebentreten  des  Gesetzes  zu  berechnenden 
Jahres  nachgewiesen  haben,  dafs  sie  ihre  fremde 
Staatsbürgerschaft  beibehalten."  In  betreff  dieser 
jetzt  erwähnten  Bewohner  des  Landes  waren  die  Admini- 
strativbehörden mit  Rücksicht  auf  §  48  Absatz  2  des  Ge- 
setzes dem  ^Minister  des  Innern  Bericht  zu  erstatten  gehalten. 


Erstes  Kapitel. 
Der  ErAverh  der  niigariseheii  Staatshürgerscliaft. 


Die  Arten  des  Erwerbes  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  normiert  §  2  des  Gesetzes  und 
zählt  die  Fälle  derselben  taxativ  auf. 

,-5^  2  des  Gesetzes. 
Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  ivird  nur  auf  die  folgende 
Weise  eruorhcn: 

1.  durch  Abstammung; 

2.  durch  Legitimation; 

3.  durch  Ehe; 

4.  durch  Naturalisation. 

Aber  diese  Aufzählung  ist  nicht  vollständig.  Abgesehen 
davon ,  dais  die  Abstammung  im  strengen  Sinne  des 
Wortes  nicht  als  Erwerb  betrachtet  werden  kann,  behandelt 
das  Gesetz  aufser  den  erv\"ähnten  drei  Fällen  des  eigent- 
lichen En\'erbes  (Ehe,  Legitimation,  Naturalisation) 
auch  die  Fälle  der  Zurückerlangung,  der  Wieder- 
aufnahme in  den  Staatsverband,  der  massen- 
weisen Rückansiedelung  (Repatriierung)  und 
der  stillschweigenden  Naturalisation. 

Die  jetzt  aufgezählten  Arten  des  Erwerbes  behandeln 
wir  nachstehend  unter  acht  Titeln. 

1.  Abstammung. 

Li  betreff  derjenigen  ,  die  auf  dem  Gebiete  der  unga- 
rischen Ki'one  geboren  wurden,   statuiert  das  Gesetz  (§  19) 
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die  Vermutimg  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft;  dieselbe 
Vermutung  streitet  für  dasjenige  Individuum,  welches  im 
Auslande  geboren  wurde,  aber  nachweist,  dafs  es  eheliches 
Kind  eines  ungarischen  Staatsbüi'gers  oder  uneheliches 
Kind  einer  ungarischen  Staatsbüi'gerin  ist.  Beide  Ver- 
mutungen muls  derjenige  entkräften,  der  behauptet,  dafs 
der  Vater  des  im  Inlande  oder  Auslande  geborenen  In- 
dividuimis  oder  bei  unehelicher  Geburt  die  Mutter  nicht 
ungarischer  Staatsangehörigkeit  ist. 

Das  Gesetz  selbst  enthält  im  §  3  die  Norm,  welche  den 
Erwerb  der  Staatsbürgerschaft  durch  die  Abstammung 
statuiert. 

^^^  3  des  G es  et 2 es. 
Durch  Abstammung  eriverhen  die  ehelichen  Kinder  des 
ungarischen  Staatsbürgers  und  die  unehelichen  Kinder  einer 
ungarischen  Staatsbürgerin  die  ungarische  Staatsbürgerschaft,  in 
beiden  Fällen  auch  dann,  wenn  der  Geburtsort  im  Auslande 
gelegen  ist. 

Unter  ungarischen  Staatsbürgern  sind  bei  der  Analyse 
dieses  ParagTaphen  nur  Männer  zu  verstehen,  weil  es 
iiTelevant  ist,  ob  die  mit  dem  ungarischen  Staatsbürger  in 
gesetzlicher  Ehe  lebende  Frau  ui'sprünglicli  ungarische 
Staatsangehörige  war  oder  nicht ,  indem  die  Ausländerin 
durch  ihre  Ehe  ungarische  Staatsbüi^gerin  wird  (§  ö) ,  die 
Frau  luigarischer  Staatsangehörigkeit  aber,  welche  einen 
Ausländer  heiratet,  ihre  bisherige  Staatsangehörigkeit  ver- 
liert (§  34),  wähi^end  die  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  be- 
kannthch  in  allem  dem  Status  des  Vaters  folgen. 

Übrigens  ist  die  im  §  3  des  G.A.  L  -.  1879  enthaltene 
Rechtsnorm  in  Ungarn  seit  uralten  Zeiten  in  "Wirksamkeit, 
wie  dies  aus  der  Zuschrift  Zahl  33  325/1888  des  k.  ungarischen 
Justizministers  an  den  Minister  des  Tunern  hervorgeht: 

„Mit  Ihrer  geschätzten  Zuschrift  beHebten  Sie  meine 
Wobneinung  abzuverlangen  in  Ansehung  der  von  der  k.  und 
k.  Gesandtschaft  in  Konstantinopel  aufgeworfenen  Frage, 
ob   das    eheliche   minderjährige  Kind   eines   im  Jahrö  1848, 

Berenyi  un<l  Tarjikn,  Staatsbürgerschaft.  2 
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also  vor  dem  Inslebentreten  des  G.A.  L :  1879  naturalisierten 
nnj^arischen  Staatsangehörigen  durch  seine  Abstammung  die 
ungarische  Staatsbürgerschaft  erlangt  hat?  Dieser  sehr  ge- 
schätzten Einladung  beehre  ich  mich  im  Nachstehenden  zu 
entsprechen:  §  3  des  G.A.  L:  1879  bestimmt  deutlich,  dals 
das  eheliclie  Kind  des  ungarischen  Staatsbürgers  die  unga- 
rische Staatsbürgerschaft  auch  dann  erwirbt,  wenn  der 
Geburtsort  im  Auslande  gelegen  ist.  Hieraus  folgt  zweifellos, 
dals  die  nach  dem  Inslebentreten  des  G.A.  L:  1879  ge- 
borenen ehelichen  Khider  des  ungarischen  Staatsbürgers,  olme 
Rücksicht  auf  die  früheren  Gesetze,  kraft  des  G.A.  L:  187t 
ungarische  Staatsbürger  sind.  Ob  der  Vater  vermöge  seiner 
Geburt  beziehungsweise  seiner  Abstammung  oder  vermöge 
seiner  Naturalisation  ungarischer  Staatsbürger  ist,  macht 
keinen  Unterschied.  Die  Frage  aber,  ob  das  vor  dem  Ins- 
lebentreten des  G.A.  L:  1879  geborene  eheliche  Kind  des 
ungarischen  Staatsbürgers,  —  sei  es,  dafs  dieser  die  unga- 
rische Staatsbürgerscliaft  durch  Abstammung,  sei  es  durch 
die  Naturalisation  erlangt  hat  —  dm'ch  seine  Abstammung 
beziehimgsweise  Gebmii  vor  dem  Inslebentreten  des  G.A. 
L :  1879  die  ungarische  Staatsbüi'gerschaft  erworben  hat  oder 
nicht?  ist  doch  nicht  nach  diesem  Gesetze,  sondern  nach 
den  früher  in  Geltung  gewesenen  Rechtsnormen  zu  be- 
urteilen. Und  hier  mufs  ich  bemerken,  dafs  wir  ein  ge- 
schriebenes Gesetz ,  welches  diese  Frage  regeln  würde ,  in 
Ungarn  vor  dem  Inslebentreten  des  G.A.  L:  1879  zwar  nicht 
hatten,  aber  doch  die  im  §  3  des  zitierten  Gesetzes  ent- 
haltene Rechtsnorm,  dafs  das  im  Inlande  oder  Auslande 
geborene  eheliche  Kind  des  ungarischen  Staatsbürgers  durch 
Abstammimg  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erlangt,  so- 
zusagen seit  uralten  Zeiten  in  Ungarn  fortdauernd  in  Geltung 
gestanden  ist,  so  sehr,  dals  die  ungarischen  Staatsbürger 
(auch  nach  unserem  angesehenen  Rechtslehrer  Frank)  ge- 
borene Ungarn ,  Söhne  des  Vaterlandes  (nativi  Hungari, 
patriae  filii)  genannt  ■^^^lrden.  Im  speziellen  Teile  des 
iMotivenberichtes  zum  Gesetzentwurfe  über  den  Erwerb  und 
Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ist  auch  erwähnt, 
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dafs  die  Be.stiminimgen  des  §  3  des  Gesetzentwurfes,  welche 
in  den  §  3  des  Gesetzes  ohne  Änderung  übernommen  wurden, 
dem  ungarischen  Rechte  entsprechend  sind.  Ich  zweifle 
daher  nicht ,  jener  meiner  Anschauung  Ausdruck  zu  ver- 
leihen ,  dafs  die  ehelichen  Kinder  eines  vor  dem  Insleben- 
treten  des  G.A.  L:  1879  natm-alisierten  ungarischen  Staats- 
bürgers ,  welche  nach  der  Naturalisation  im  Inlande  oder 
Auslande  geboren  worden  sind,  auch  nach  den  Rechtsnormen, 
welche  vor  dem  Inslebentreten  des  G.A.  L :  1879  in  Geltung- 
gestanden  sind .  durch  ihre  Abstammung  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  erworben  haben." 

Mit  der  gesetzlichen  Ehe  fallt  nach  unseren  Gesetzen 
und  nach  unserer  Gerichtspraxis  unter  denselben  Gesichts- 
punkt die  Putativehe  (matrimonium  putativum),  wenn 
nämlich  im  Falle  des  Vorhandenseins  eines  trennenden 
Ehehindemisses  die  nichtige  oder  anfechtbare  Ehe  durch 
das  Gericht  für  ungiiltig  erklärt  wird,  aber  wenigstens  ein 
Teil  bei  Eingehung  der  Ehe  in  gutem  Glauben  gewesen  ist. 

Nachdem  diese  Gutgläubigkeit  auch  die  rückwirkende  Kraft 
hat,  dafs  die  bis  zum  Zeitpunlvte  der  Ungültigkeitserklärung 
der  Ehe  erzeugten  Kinder  in  jeder  Hinsicht  derselben  Beiu'- 
teilung  unterliegen,  wie  die  in  gültiger  Ehe  geborenen  Kinder, 
so  kann  auch  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  der 
aus  dieser  Ehe  geborenen  Kinder  aufgeworfen  werden,  wenn 
die  Mutter  Ausländerin  ist  und  gerade  iln'  auffallende  Sorg- 
losigkeit (culpa  lataj  oder  gar  Schlechtgläubigkeit  (mala  fides) 
zur  Last  fällt.  In  solchem  Falle  wird  nämlich  die  schuldige 
Frau  aUer  ihrer  Rechte  verlustig,  welche  ihr  sonst  aus  der 
Putativehe  zustehen  würden.  Weil  aber  die  Kinder  kein 
Nachteil  treffen  kann  und  sie  als  eheliche  zu  betrachten 
sind,  so  ist  es  selbstverständlich,  dafs  sie  die  im  Wege  ihres 
Vaters  erworbene  ungarische  Staatsbürgerschaft  auch  weiter 
beibehalten,  während  ihre  Mutter  sie  nur  dami  beibehält, 
wenn  ihr  an  der  Eingehung  der  für  ungültig  erklärten  Ehe 
kein  Verschulden  zwc  Last  fällt. 

Das  Kind  einer  ausländischen  Staatsbürgerin  wird 
dadurch  kein  ungarischer  Staatsangehöriger,  dafs  sie  später 
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(lio  imgarische  Staatsangehörigkeit  erwirbt ,  weil  dies  das 
Gesetz  (§§  5  und  11)  sowohl  in  Ansehung  der  durch  Ehe 
als  auch  der  durch  Naturalisation  erworbenen  Staatsbürger- 
schaft ausschliefst. 

Weil  nach  §  35  des  Gesetzes  die  Ausländerin,  welche 
durch  die  Ehe  mit  einem  ungarischen  Staatsbürger  die 
imgarische  Staatsbürgerschaft  erworben  hat,  dieselbe  auch 
nach  dem  Tode  ihres  Mannes  als  Witwe  beibehält,  so  ist 
es  selbstverständlich,  dafs  auch  ihr  während  ihrer 
Witwenschaft  geborenes  Kind,  also  auch  ihr  un- 
eheliches Kind  als  ungarischer  Staatsangehörigkeit  zu  be- 
trachten ist.  Nachdem  in  einem  solchen  Falle  diesbezüglich 
Zweifel  entstanden  sind,  hat  sich  der  k.  imgarische  Minister 
des  Innern  in  seiner  Entscheidung  Zahl  85  999  vom  Jahre 
1895  in  diesem  Sinne  geäufsert. 

2.    Legitimatiou. 

Durch  Legitimation  erlangt  nach  unserem  vaterländischen 
Rechte  das  uneheliche  oder  das  aus  einer  nicht  puta- 
tiven Ehe  (matrimonium  non  putativum)  geborene  Bind 
nachträglich  den  Status  des  unehelichen  Vaters.  Dieser  Regel 
entsprechend  verfügt  §  4  des  Gesetzes. 

^  4  des  Gesetzes 
Durch  Legitimation  ericerben  die  ungarische  Staatshürgfr- 
schaft  die  von  einer  Ausländerin  gebo)'enen  unehelichen  Kinder 
des  ungarischen  Staatsbürgers. 

Die  Legitimation  kann  erfolgen :  a)  durch  nachfolgende 
Ehe  der  Eltern,  b)  durch  die  Gnade  des  Königs. 

Diu'ch  die  nachfolgende  Ehe  —  subsequens  matri- 
monium —  werden  die  vor  der  Ehe  geborenen  Kinder  ohne 
jedes  weitere  Verfahren  ehelich.  Eine  Ausnahme  bildet, 
wenn  das  Kind  aus  einem  solchen  Ehebrüche  entstammt  ist, 
von  welchem  zur  Zeit  der  Begehung  beide  Teile  gewul'st 
haben. 

Die  Wii*kiing   der  Legitimation  tritt  im  Zeitpunkte  der 
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Eheschliefsuiig  ein ,  iii  diesem  Momente  erlangt  die  unga- 
rische Staatsangehörigkeit  das  Kind  der  Ausländerin,  welche 
die  Ehe  schliefst.  Es  ist  selbstverständlich,  dals  olnie  den 
Willen  des  luieheHchen  Vaters  diese  Legitimation  nicht  ein- 
treten kann,  was  aus  den  §§  41  und  43  des  Gr.A.  1894: 
XXXni  über  die  staatlichen  Matrikel  hervorgeht  *). 

Hierdurch  erwirbt  unter  einem  auch  die  Ausländerin 
die  ungarische  Staatsangehörigkeit  (§  6  des  Gesetzes). 

Wenn  aber  der  uneheliche  Vater  die  Vaterschaft  in 
gehöriger  Form  nicht  anerkannt  hat,  so  kami  die  Legiti- 
mation auch  im  Prozefswege  erzwungen  werden,  und  ebenso, 
wenn  der  Vater  in  der  Erklärung  der  Anerkennung  durch 
seinen  Tod  verhindert  worden  wäre. 

Den  Prozefsweg  kann  dia  anRegeln  nicht  gebundene  Gnade 
des  Königs  —  rescriptum  principis  —  ersetzen,  und  wenn 
das  uneheliche  Kind  der  Ausländerin  auf  diesem  Wege  — 
ohne  Ehe  —  legitimiert  wird,  so  erwirbt  es  wie  ein  ehelicher 
Spröfsling  eines  ungarischen  Staatsbürgers  auch  die  unga- 
rische Staatsanffehörio-keit  seines  Vaters. 


')  §  41  G.A.  1894:  XXXIII.  Die  Anerkennung  eines  unehelichen 
Kindes  durch  seinen  unehelichen  Vater  kann  in  die  Geburtsmatrikel 
nur  dann  eingetragen  werden,  wenn  der  uneheliche  Vater  selbst  diese 
Anerkennung  vor  dem  Matrikeiführer  persönlich  erklärt  oder  wenn  die 
Anerkennung  in  einer  öffentlichen  Urkunde  enthalten  ist. 

§  43  G.A.  1894:  XXXIII.  Wenn  die  Abstammung  eines  Kindes 
erst  nach  der  Eintragung  der  Geburt  festgestellt  wird  oder  wenn  die 
aus  dem  Familienstande  entstehenden  Rechte  durch  Legitimation 
mittelst  königlichen  Reskriptes  oder  durch  Adoption  eine  Änderung 
erfahren,  ist  dieser  Umstand  über  amtliches  Ersuchen  der  zuständigen 
Behörde  oder  auf  Grund  des  von  ihr  mitgeteilten  Urteiles  oder  amt- 
lichen Schriftstückes  von  Amtswegen  einzutragen. 

Wenn  die  Mutter  und  der  uneheliche  Vater  des  unehelichen 
Kindes  eine  Ehe  eingehen,  ist  dieser  Umstand,  insofern  derselbe  durch 
eine  öffentliche  Urkunde  nachgewiesen  wird,  über  Begehren  jedes 
Interessenten  am  Rande  des  Matrikelblattes  einzutragen,  aber  nur 
dann,  wenn  die  Anerkennung  durch  den  natürlichen  Vater  gemäfs 
§  41  bereits  eingetragen  ist  oder  nach  demselben  Paragraphen  unter 
einem  eingetragen  werden  kann. 


8.    Kheschliefsuiig. 

Dio  Ehe  bewirkt  in  den  staatsbürgerschaftlichen  Rechts- 
verhältnissen des  Mannes  keine  Veränderung,  welcher  Staats- 
augchörigkoit  auch  dio  Frau  sein  mag,  die  der  ungarische 
Staatsbürger  geehelicht  hat,  während  einerseits  die  ungarische 
Staatsbürgerin,  die  einen  Ausländer  geehelicht  hat,  ihre 
ungarische  Staatsangehörigkeit  verliert  (§  34),  andererseits 
aber  die  Ausländerin  durch  ihren  Mann  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  gemäfs  §  5  des  Gesetzes  erwirbt. 

,^'  5  des  Gesetzes. 
Durch   die  Ehe  eneirht  die  ungarische  Stnatsntigehörigkeit 
jene  Ausländerin,  welche  einen  ungarischen  Staatsbürger  heiratet. 

Die  Ausländerin  erwirbt  durch  die  Ehe  die  Staats- 
angehörigkeit ipso  facto  auch  gegen  ihren  Willen,  so 
dafs  sie  dieselbe  später  nur  in  den  im  §  20  des  Gesetzes 
aufgezälilten  Fällen  wieder  verlieren  kann. 

Unter  Ehe  ist  selbstverständlich  nur  das  rechtsgültig 
entstandene  Eheband  oder  zumindest  eine  Putati  ve he  zu 
verstehen,  bei  welcher  letzteren  die  Ausländerin  in  Ansehung 
der  für  ungültig  erklärten  Ehe  kein  Verschulden  trifil.  Wir 
unsererseits  wenigstens  legen  das  Gesetz  so  aus,  dafs  in  solchem 
Falle  die  Ausländerin  ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit 
nicht  verliert  und  gründen  diese  unsere  Meinung  auf  die  §§  35 
mid  37  des  Gesetzes.  §  35  erklärt  nämlich  klar  und  deutlicli, 
dafs  die  gerichtliche  Trennung  oder  die  Auflösung  der  Ehe 
(d.h.:  Scheidung)  kein  Grund  ist,  dafs  die  Ausländerin  ihre 
frühere  Staatsangehörigkeit  eo  ipso  wiedererlange  beziehungs- 
weise ilu'e  ungarische  Staatsangehörigkeit  verliere.  Der 
Paragraph  spricht  nicht  von  der  Ungültigkeitserklärung  der 
Ehe ,  aber  bei  dem  heutigen  Rechtszustande  —  wie  wir 
schon  ausgeführt  haben  —  kami  kein  Zweifel  obwalten, 
dafs  bei  Ungültigkeitserklärung  die  schuldlose  Ausländerin 
ihre  Rechte  nicht  verliert,  also  auch  die  Putativehe  der 
Ausländerin  die  ungarische  Staatsangehörigkeit  verschaffen 
kann. 
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Dies  ist  luu  so  selbstverständlicher,  weil  ja  die  Putativ- 
elie  insolaiige  zu  Recht  besteht,  bis  sie  im  Prozeiswego  für 
ungültig  erklärt  wird,  t?  87  kann  aber  in  dieser  Frage 
keine  Analogie  bieten ,  weil  es  etwas  ganz  Anderes  ist, 
wenn  die  Ehe  einer  ungarischen  Staatsbürgerin  mit  einem 
Ausländer  für  ungültig  erklärt  wird ,  und  wieder  etwas 
Anderes,  wenn  jene  Frau  ihrer  ungarischen  Staatsangehörig- 
keit verlustig  erklärt  wird ,  welche  vielleicht  schon  lange 
Zeit  die  Rechte  und  Pflichten  einer  ungarischen  Staats- 
bürgerin ausgeübt  hat. 

Wie  wir  bei  der  Erklärung  des  §  3  hervorgehoben 
haben,  verliert  die  "Witwe  des  ungarischen  Staatsbürgers, 
welche  vor  ihrer  Ehe  fremde  Staatsangehörige  war,  infolge 
des  Todes  ilires  Ehegatten  die  ungarische  Staatsangehörig- 
keit nicht.  In  dieser  Hinsicht  verfügt  §  35  des  Gesetzes: 
§  35  des  Gesetzes. 

Ihre  ungarische  Staatsangehöriglxeit  verliert  jene  Ausländerin 
nicht,  icelche  einen  ungarischen  Stnatshürgrr  geehelicht  hat  und 
Witive  geivorden  ist,  icelche  von  ihrem  Ehegatten  gerichtlich 
getrennt  oder  deren  Ehe  aufgelöst  ivurde. 

Wir  halten  geraten ,  jene  Bestimmungen  des  E  h  e  - 
gesetzes  hier  anzuführen ,  welche  mit  §  5  des  Gesetzes 
über  die  Staatsbürgerschaft  in  engem  Zusammenhange  stehen. 

Namentlich  nach  §  108  des  G.A.  1894:  XXXI: 

„Die  Gültigkeit  im  Auslande  geschlossener 
Ehen  mufs  hin  sichtlich  des  Alters  und  der  Hand- 
lungsfähigkeit in  Ansehung  eines  jeden  der 
Ehegenossen  ausschliefslich  nach  den  Gesetzen 
seiner  Heimat,  in  sonstiger  Beziehung  abernach 
den  Gesetzen  der  Heimat  beider  Parteien  be- 
urteilt werden,  es  sei  denn,  dafs  diese  die  An- 
wendung eines  anderen  Gesetzes  gebieten  oder 
das  gegenwärtige  Gesetz  anders  verfügt." 

Wenn  also  eine  Ungarin  mit  einem  Ausländer  im  Aus- 
lande eine  Ehe  schliefst,  so  wird  dieselbe  nach  dem  miga- 
rischen  Gesetze  nur  in  dem  Falle  gültig  sein,  wenn  sie  — 
abgesehen   von   dem   Alter   und    der  Handlungsfähigkeit  — 
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den    von    dem    heimatlichen    Rechte    beider    Nuptnrienten 
statuierten  materiellen  Erfordernissen  entspricht. 

Hingegen  nach  §  109  des  Ehegesetzes:  „Wenn  ein 
ungarischer  Staatsbürger  mit  einer  Ausländerin, 
sei  es  im  Auslande,  sei  es  in  Ungarn,  eine  Ehe 
schliefst,  ist  die  Gültigkeit  der  Ehe  mit  Aus- 
nahme des  Alters  und  der  Handlungsfähigkeit 
der  Frau  nach  den  u n g a r i s c h e n  G e s e t z e n  zu  be- 
urteilen." Diese  Abweichung  findet  darin  ihre  Begründung, 
dafs  diu-ch  die  Ehe,  welche  ein  Ungar  mit  einer  Ausländerin 
schliolst,  die  letztere  Ungarin  wird,  weshalb  die  nachfolgende 
ungarische  Staatsangehörigkeit  schon  im  Vorhinein  ihi'e 
Wirkung  äufsert  und  die  Frau  so  zu  betrachten  ist,  als  wenn 
sie  auch  schon  vor  ihrer  Eheschliefsung  Ungarin  gewesen 
wäre. 

Im  Sinne  des  §  11<':  .,der  ungarische  Staats- 
bürger ist.  wenn  er  auch  im  Auslande  eine  Ehe 
schliefst,  an  die  §§  14—27  und  124  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  gebunden.  Und  umgekehrt  nach 
§  111:  „Im  Falle  in  Ungarn  geschlossener  Ehen 
sind  die  §§  11,  12  und  13  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes auch  in  Bezug  auf  die  Ausländer  anzu- 
wende  n. 

Im  übrigen  sind  die  Bestimmungen  der§§  108 
und  109  auch  für  die  in  Ungarn  geschlossene  Ehe 
des  ausländischen  Nupturienten  mafs gebend. 

Sehi-  wichtige  Bestimmungen  enthalten  §§  112 — 120  des 
Ehegesetzes.  Nach  §  112:  Für  einen  minderjährigen 
Ausländer,  welcher  in  Ungarn  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  hat  und  die  nach  den  Gesetzen 
seinerHeimat  zur  Eheschliefsung  erforderliche 
elterliche  oder  vormundschaftliche  Einwilligung 
ohne  eigenes  Verschulden  zu  beschaffen  nicht 
imstande  ist,  bestellt  die  nach  dem  Wohnsitze 
zuständige  ungarische  Vormundschaftsbehörde 
einen  Kurator  und  kann  nach  Anhörung  desselben 
die  Einwilligung  zur  Eheschliefsung   erteilen.'" 


Diese  Bestimmung  trifft  Vorsorge,  dals  füi'  den  minder- 
jähi'igcn  Ausländer  mangels  der  nach  den  Gesetzen  seiner 
Heimat  erforderlichen  elterlichen  oder  vormundschaftlichen 
EinwilHgung  die  Eheschliefsung  nicht  mimögiich  sei. 

§  113  regelt  die  Ehe  in  ihren  internationalen  rechtlichen 
Beziehimgen  in  Bezug  auf  ihre  formelle  Gültigkeit  und  ver- 
fügt, dafs:  „die  Gültigkeit  der  Ehe  nach  den  zur 
Zeit  und  am  Orte  der  Eheschliefsung  geltenden 
Gesetzen  zu  beurteilen  ist"  (§  113,  erster  Absatz). 

Die  im  Auslande  zu  seh  lief  sende  Ehe  des 
ungarischen  Staatsbürgers  mufs  auch  in  Ungarn 
aufgeboten  werden  (§  113  zweiter  Absatz). 

"Wenn  ein  Ausländer  in  Ungarn  eine  Ehe 
schliefsen  will,  sind  bezüglich  des  Aufgebotes 
die  Xormen  des  ungarischen  Gesetzes  anzu- 
wenden. Der  Ausländer  hat  auch  nachzuweisen, 
dafs  seineEhe  nach  den  Gesetzen  seiner  Heimat 
(§  108,  §  111,  zweiter  Absatz)  keinem  Hindernisse 
unterliegt. 

Weil  nach  §  114:  „in  dem  Elieprozesse  eines 
ungarischen  Staatsbürgers  nur  das  Urteil  des 
ungarischen  Gerichtes  wirksam  ist,"  so  ist  es  nicht 
zweifelhaft,  dafs  im  Eheprozesse  einer  Frau,  welche  Aus- 
länderin gewesen  und  durch  ilu'e  Ehe  ungarische  Staats- 
bürgerin geworden  ist,  rechtsgültig  nur  das  ungarische 
Gericht  das  Urteil  schöpfen  kann. 

Strenge  genommen  gehört  erst  in  den  folgenden  Titel 
(Naturalisation)  §  115  des  Ehegesetzes,  welcher  jene  Ehe- 
prozesse regelt,  bei  welchen  die  ungarische  Staatsangehörig- 
keit von  beiden  Teilen  oder  nur  von  einem  Teile  schon  bei 
Bestand  des  ehelichen  Verhältnisses  erworben  wurde ,  aber 
des  Zusammenhanges  halber  teilen  wir  auch  diesen  Para- 
graphen an  dieser  Stelle  mit:  „AufGrund  solcher  vor 
Erlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
ereigneten  Tatsachen,  welche  nach  dem  früheren 
Rechte  der  Ehegenossen  einen  Grund  zur  Auf- 
lösung   der   Ehe    oder    zur   Trennung    von   Tisch 
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und  Bott  bilden,  kann  das  ungarische  Gericht 
die  Ehe  jenes  Ehegenossen  auflösen,  welcher 
die  ungarische  Staatsangehörigkeit  erlangt  hat, 
wenn  jene  Tatsachen  auch  nach  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  als  Grund  zur  Auflösung 
diene  n. 

Wenn  das  ausländische  Gericht  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  vor  Erlangung  der  unga- 
rischen Staatsbürgerschaft  ausgesprochen  hat, 
kann  das  ungarische  Gericht  die  Ehe  auflösen^ 
wenn  die  Trennung  wogen  einer  solchen  Tat- 
sache erfolgt  ist,  auf  Grund  deren  die  Ehe  auch 
nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  aufgelöst 
werden  kann." 

Nachdem  jeder  Staat  im  Geiste  des  §  114  sich  die  ludi- 
katur  in  den  Eheprozessen  seiner  Bürger  vorbehält,  hat 
wenig  praktischen  AVert  §  11(3  des  G.A.  XXXI:  1894: 
„In  Eheprozessen  von  Ausländern  kann  das 
ungarische  Gericht  nur  dann  erkennen,  wenn 
sein  Erkenntnis  in  jenem  Staate  Geltung  hat, 
dessen  Angehörige  die  Ehe  genossen  sind." 

Dm-ch  die  Ehe  wird  die  Ausländerin  ungarische  Staats- 
angehörige, wenn  sie  —  wie  wir  oben  gesehen  haben  —  die 
Ehegattin  eines  ungarischen  Staatsangehörigen  wird;  um- 
gekehrt wird  die  Ungarin  ausländische  Staatsbürgerin,  wenn 
sie  einen  Ausländer  heiratet.  Mit  dieser  Frage  werden  wir 
ims  im  zweiten  Kapitel  unseres  Buches  bei  der  Frage  des 
Verlustes  der  Staatsbürgerschaft  durch  die  „Ehe"  befassen, 
aber  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Zweckmäfsigkeit  teilen 
wir  doch  hier  mit  den  bezüglichen  §  1<»7  des  Ehe- 
gesetzes : 

„Die  Frau,  die  ungarische  Staatsbürgerin  in 
der  Zeit  war,  welche  ihrer  im  Gebiete  Ungarns 
mit  einem  Ausländer  geschlossenen  Ehe  un- 
mittelbar vorangegangen  ist,  kann  gegen  ihren 
Gatten  vor  dem  ungarischen  Gerichte  einen  Un- 
gült igkeitsprozefs   anstrengen,  wenn   sie  ihrem 
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Manne    nach    der    Ehe  sc  lilie  l'sung    ins    Ausland 
nicht  gefolgt  ist. 

Wenn  der  Gatte  ungarischer  Staatsbürger 
ist  und  nach  Verüb ung  der  Handlung,  welche 
als  Grund  zur  Auflösung  der  Ehe  gedient  hat, 
Angehöriger  eines  anderen  Staates  geworden 
seine  Gattin  ihm  aber  ins  Ausland  nicht  gefolgt 
ist,  kann  seine  Gattin  gegen  ihn  behufs  Auf- 
lösung der  Ehe  auch  vor  dem  ungarischen 
Gerichte  einen  Prozefs  anhängig  machen." 

Bezüglich  des  zweiten  Absatzes  bemerken  wir,  dafs 
derselbe  mit  dem  später  (Zweites  Kapitel)  zu  besprechenden 
§  26  des  Gesetzes  über  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
im  "Widerspruche  steht,  nach  welchem  die  Entlassung  des 
ungarischen  Staatsbürgers  sich  nur  dann  auch  auf  seine 
Gattin  erstreckt,  wenn  sie  ihrem  Gatten  ins  Ausland  gefolgt 
ist.  Die  Gattin  kann  aber  in  diesem  Falle  stets  das 
ungarische  Gericht  angehen,  nachdem  es  irrelevant  ist,  wann 
die  Handlung  verübt  wurde,  welche  als  Grund  der  Auf- 
lösung dient. 

Nach  §  118  des  Ehegesetzes:  Falls  ausländische 
Ehegenossen  sich  in  Ungarn  aufhalten,  können 
die  ungarischen  Gerichte  die  Verfügungen, 
welche  den  §§  98,  101  —  103  entsprechen,  auch  dann 
treffen,  wenn  der  Eheprozefs  nicht  zu  ihrer 
Jurisdiktion  gehört;  sie  kömien  also  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  anordnen,  können  in  Ansehung  der 
Unterbringimg  der  Kinder  und  bezüglich  der  Alimentation 
derselben  sowie  der  Ehegattin  verfügen. 

§  119  bestimmt  aber  gegenüber  dem  §  11(3,  dafs  bezüg- 
lich der  Ehe  jenes  Ausländers ,  dessen  Staatsbürgerschaft 
nicht  festgestellt  werden  kann,  in  allen  Fällen,  in 
welchen  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  die 
Gesetze  derHeimat  des  Aus  länders  mafsgebend 
wären,  die  Gesetze  seines  Wohnortes  anzu- 
wenden sind.  Diese  Bestimmung  ist  insbesondere  für 
jene   Fälle    getroffen,   in   welchen  der  Ausländer   aus   dem 
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Verbände  eines  Staates  ausgetreten  ist ,  aber  keine  neue 
Staatsangehörigkeit  noch  erworben  hat  oder  aber  Staats- 
angehöriger mehrerer  Staaten  ist. 

Schlieislich  besagt  §  120  des  Ehegesetzes,  dafs  „die 
auf  die  ehelichen  Rechtsverhältnisse  bezüg- 
lichen Verfügungen  der  Staatsverträge  auch 
dann  mafsgebend  sind,  wenn  dieselben  von  den 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ab- 
weichen". 

4.    Xaturalisatiou. 

Die  bisher  dargestellten  Arten  des  Erwerbes  der  unga- 
rischen Staatsbüi'gerschaft  erheischen  den  einfachen  Ein- 
tritt gewisser  Voraussetzungen,  ohne  dafs  sie  von  einer  be- 
hördlichen Intervention  oder  Genehmigung  abhängig  wären. 
Nicht  so  bei  der  Naturalisation,  welche  die  Aufnahme  des 
ausländischen  Staatsbürgers  in  die  Reihe  der  ungarischen 
Staatsbürger  über  sein  besonderes  Einschreiten 
bedeutet. 

Die  Be  dingungen  und  Umstände  dieser  Aufnahme 
regeln  die  §§  6—18  des  G.A.  L:  1879. 

^  6  des  Gesetzes. 
Durch  Naturalisation  erwirbt  die  imgarische  Staaatsbürger- 
schaft  jener  Ausländer,  welcher  von  einer  der  im  §  11  ge- 
nannten Behörden  ein  Naturalisationsdohument  oder  im  Sinne 
des  §  17  von  Sr.  Majestät  ein  Naturalisationsdiplom  erhält 
und  den  ungarischen  Staatsbiirgereid  oder  die  Ängelobung  leistet. 

§  7  des  Gesetzes. 
Die  durch  den  naturalisierten  Mann  ernorbene  ungarische 
Staatsbürgerschaft  erstrecM  sich  auf  de-isen  Ehegattin  und  auf 
seine  unter  väterlicher  Getvalt  befindlichen  minderjährigen  Kinder. 

Eine  verehelichte  Ausländerin  kann  auch  allein 
die  Naturalisation  verlangen,  wenn  sie  von  ihrem  Gatten 
von  Tisch  und  Bett  getrennt  ist  oder   die  Ehe  gerichtlich 
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aiügelöst  wurde ;  umgekelii't  kann  der  Gatte  in  ersterem 
Falle  begelu'en ,  dafs  die  von  ihm  erworbene  Staatsbürger- 
schaft sich  auf  seine  Gattin  nicht  erstrecke  \). 

Minderjährige   können   auch   selbständig  die  unga- 


')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern,  Zahl 
3257  vom  Jahre  1886.  Den  Beschlufs  des  Magistrates  der  Haupt- 
stadt, laut  dessen  Baronin  Sidonie  Christine  Ludovike  K.,  verehelicht 
mit  dem  Baron  Ernst  M. ,  wohnhaft  in  Budapest,  welche  von  ihrem 
Ehegatten  durch  rechtskräftiges  gerichtliches  Erkenntnis  von  Tisch 
und  Bett  getrennt  ist  und  mit  ihrem  Ansuchen  um  Zusicherung  der 
Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  der  Hauptstadt  abgewiesen  wurde, 
habe  ich  infolge  des  von  der  genannten  Baronin  tiberreichten  Re- 
kurses der  Überprüfung  unterzogen  und  mit  Behebung  des  mit  Rekurs 
angefochtenen  obenerwähnten  Beschlusses  von  irriger  Grundlage  und 
Begründung  habe  ich  die  baldigste  neuerliche  Verhandlung  des  An- 
suchens, welches  den  Gegenstand  jenes  Beschlusses  bildet,  und  die 
neuerliche  Beschlufsfassung  darüber  anzuordnen  befunden,  weil  die 
genannte  Baronin  Sidonie  K.  nach  der  von  der  k.  k.  Bezirkshauptmann- 
schaft Leoben  am  19.  November  1885  sub  Zahl  19336  im  Namen  der  k.  k. 
Staitthalterei  für  Steiermark  abgegebenen  Erklärung  aus  dem  öster- 
reichischen Staatsbürgerverband,  welchem  sie  bisher  angehört  hatte, 
also  auch  aus  dem  betreffenden  Gemeindeverband  ausgetreten  ist 
und  demnach  der  Zuständigkeit  ihres  Gatten,  wenn  er  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  erlangt,  nicht  mehr  folgen  wird,  weil  ferner  der 
Umstand,  dafs  die  genannte  Frau  von  ihrem  Manne  östei-reichischer 
Staatsangehörigkeit  blols  von  Tisch  und  Bett  getrennt  ist,  unter  den 
Voraussetzungen  des  Erwerbes  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
im  G.A.  L:  1879  als  Beschränkung  nicht  enthalten  ist,  also  als  Grund 
zur  Verweigerung  der  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den  ungar- 
ländischen  Gemeindeverband  nicht  dienen  kann,  weil  ferner  im  §  35 
des  G.A.  L:  1879,  in  welchem  bezüglich  der  Staatsbürgerschaft  jener 
ausländischen  Frauen,  welche  einen  ungarischen  Staatsbürger  geehelicht 
haben,  vom  Gesichtspunkte  jener  Änderungen,  welche  in  Ansehung 
des  Ehebandes  eintreten  können,  Verfügung  getroffen  wird,  beziehungs- 
wei.se  im  §  32,  in  welchem  die  Staatsbürgerschaft  der  an  einen  Aus- 
länder verehelichten  ungarischen  Frau  für  jenen  Fall  festgesetzt  wird, 
wenn  die  Ehe  für  ungültig  erklärt  wurde,  die  Fälle  besonders  zum 
Ausdrucke  gelangen,  wenn  die  Eheleute  gerichtlich  getrennt  werden, 
sodann  aber  das  Eheband  gerichtlich  aufgelöst  und  schliefslich  die 
geschlossene  Ehe  für  ungültig  erklärt  wird,  weshalb  unzweifelhaft 
ist,  dafs  das  Gesetz,  wenn  es  von  der  gerichtlichen  Trennung  der  Ehe- 
leute spricht,  auch  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  darunter  versteht. 
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rische  Staatsbürgerschaft  erwerben,  obzwar  iliro  Eltern  ihre 
fremde  Staatsangehörigkeit  auch  weiter  beibehalten^). 


')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministerrates  vom  14.  Juli 

1880: 

Der  Herr  Minister   des   Innern   hat  zwei  NaturalLsationsfragen 

zur  Entscheidung  vorgelegt,  nämlich:  a)  Gräfin  Anna  A.,  Gattin  des 
von  ihr  getrennt  lebenden  russischen  Staatsangehörigen  Grafen  De- 
meter A.,  bittet,  dafs  ihrem  neunzehnjährigen  minderjährigen  Sohn 
Sergius  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  verliehen  werde;  h)  der 
russische  Staatsangehörige  Baron  G.  F.,  wohnhaft  in  S.,  bittet  um  die 
Naturalisation  seines  achtzehnjährigen  Sohnes  Franz,  seines  sechzehn- 
jälirigen  Sohnes  Vincenz  und  seines  vierzehnjährigen  Sohnes  Josef. 
Beide  Bittsteller  wohnen  seit  mehr  als  fünf  Jahren  in  Ungarn  und 
zahlen  Steuer,  ihre  Kinder  sind  in  den  vxngarischen  Gemeindeverband 
aufgenommen  und  aus  dem  Verbände  ihres  Heimatsstaates  entlas.sen 
worden ,  Avährend  die  einschreitenden  Eltern  die  fremde  Staatsange- 
hörigkeit auch  weiter  beibehalten  wollen.  In  Ansehung  der  Naturali- 
sation  der  erwähnten  Minderjährigen  sind   zwei  Fragen  entstanden: 

1.  In  Anbetracht,  dass  ihre  Eltern  fremde  Staatsangehörige,  sie  aber 
minderjährig  sind,  kann  durch  sie,  eventuell  in  ihrem  Namen  und 
durch     wen     die     staatsbürgerliche     Angelobung     geleistet    werden? 

2.  Können  die  Minderjährigen  den  in  den  Punkten  5  und  6  des  §  9 
des  Gesetzes  über  die  Staatsbürgerschaft  erwähnten  Bedingungen  ent- 
sprechen? Die  erste  Frage  wurde  durch  die  Aufklärung  des  Herrn 
Justizministers  behoben,  dafs  nach  Analogie  des  kanonischen  Rechtes 
der  vierzehnjährige  Knabe  und  das  zwölfjährige  Mädchen  schon  zur 
Leistung  der  staatsbürgerlichen  Angelobung  zugelassen  werden  können. 
In  der  zweiten  Frage  besteht  aber  zwischen  dem  diesbezüglich  um  seine 
"Wohlmeinung  befragten  Justizminister  und  dem  vortragenden  Minister 
eine  Meinungsverschiedenheit.  Das  Vorhandensein  der  im  Punkte  5 
und  6  des  §  8  des  Gesetzes  erwähnten  Erfordernisse,  nämlich,  dafs  der 
Naturalisationswerber  soviel  Vermögen  oder  eine  solche  Erwerbsquelle 
besitze,  aus  welchen  er  nach  den  Verhältnissen  seines  Wohnortes  sich 
und  seine  Familie  erhalten  könne,  ferner,  dafs  er  seit  fünf  Jahren  in  die 
Liste  der  Steuerzahler  aufgenommen  sei,  hält  der  Justizminister  für  so 
unumgänglich  notwendig,  dafs  ohne  dieselben  nach  seiner  Meinung  die 
Naturalisation  nicht  erfolgen  könne,  selbst  dann,  wenn,  wie  im  vor- 
liegenden Falle,  die  Eltern,  welche  die  fremde  Staatsbürgerschaft  bei- 
behalten, die  in  Rede  stehenden  Erfordernisse  besitzen.  Hingegen  die 
Ansicht  des  vortragenden  Ministers  geht  dahin,  dafs  in  Anbetracht, 
weil  in  Bezug  auf  die  in  Rede  stehenden  Minderjährigen  die  in  den 
Punkten  1,  2,  3  und  4  des  Gesetzes  über  die  Staatsbürgerschaft  auf- 
gezählten  Erfordernisse    nachgewiesen   wurden .    wodurch    nach    der 
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^v?  8  den  Gesetzes. 
Über  den  Enverh  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  durch 
Naturalisation  lann  ein  Naturalisationsdohwient  nur  jener  Aus- 
länder erlangen,  nrleher: 


Intention  des  Gesetzes  dargetan  ist,  dafs  die  verlaugte  Naturalisation 
der  ernste  und  reiflich  erwogene  Entschlufs  der  Betreffenden  ist  und 
es  sich  um  die  Naturalisation  solcher  Fremden  handelt,  welche  vor- 
aussichtlich nützliche  Bürger  des  Staates  sein  werden,  in  Anbetracht 
ferner,  dafs  die  Eltern  der  minderjährigen  Naturalisationswerber  im 
Gebiete  Ungarns  sich  schon  mehr  als  fünf  Jahre  aufhalten,  nützliche 
und  steuerzahlende  Bewohner  des  Staates  sind  und  demgemäfs  in  Bezug 
auf  ihre  eigene  Person  den  Erfordernissen  der  Punkte  5  imd  6  des 
mehrzitierten  Paragraphen  auch  entsprochen  haben:  in  Anbetracht 
ferner,  dafs  hier  von  einem  solchen  speziellen  Falle  die  Rede  ist,  in 
Ansehung  dessen  das  Gesetz  sicherlich  nur  deshalb  keine  Verfügung 
getroffen  hat,  weil  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  die  Existenz  eines 
solchen  Falles  nicht  in  Betracht  gezogen  wurde,  aber  mit  dem  Geiste 
des  Gesetzes,  welches  durch  die  Statuierung  der  auf  die  Vermögens- 
verhältnisse bezüglichen  Erfordernisse  der  Naturalisation  nur  eine 
Sicherheit  dafür  schaffen  wollte,  dafs  dem  Lande  etwa  zur  Last 
fallende,  keine  materiellen  Stützen  besitzende  Individuen  in  den  Ver- 
band der  Staatsbürger  nicht  aufgenommen  werden  sollen,  die  Naturali- 
sation der  im  gegenwärtigen  Falle  in  Rede  stehenden  Individuen  nicht 
im  "Widerspruche  stehen  kann;  nach  seiner  Ansicht  könnte,  indem 
das  Gesetz  auch  die  Naturalisation  der  Minderjährigen  gestattet,  die 
Minderjährigen  den  jetzt  erwähnten  Erfordernissen  individuell  nur  in 
den  seltensten  Fällen  entsprechen  können  und  in  dem  hier  in  Ver- 
handlung stehenden  Falle  die  am  Leben  befindlichen,  im  Lande  wohn- 
haften und  steuerzahlenden  Eltern  um  die  Naturalisation  ihrer  minder- 
jährigen Kinder  einschreiten  könnten,  nach  der  Analogie  der  im  letzten 
Absätze  des  Paragraphen  des  mehrmals  zitierten  Gesetzes  enthaltenen 
Bestimmung,  d.  h.  nach  der  bei  den  Adoptierten  gestatteten  Weise  die 
verlangte  Naturalisation  gewährt  und  das  in  dieser  Hinsicht  jetzt 
empfohlene  Verfahren  mit  dem  Geiste  des  Gesetzes  für  vereinbarlich 
erklärt  werden,  nur  wäre  noch  von  den  Eltern  eine  verbindliche  Er- 
klärung darüber  einzuholen,  dafs  sie  für  den  Unterhalt  ihrer  zu 
naturalisierenden  Kinder  und  für  die  Sicherung  ihrer  Vermögenslage 
gehörige  Vorsorge  getroffen  haben.  Es  wurde  der  Beschlufs  gefafst : 
Der  Ministerrat  kann  sich  zwar  für  eine  allgemeine  Auslegung  des 
Gesetzes  nicht  kompetent  halten,  aber  in  Ansehung  der  in  Verhandlung 
stehenden  Fälle  ist  die  Mehrheit  des  Ministerrates  der  Anschauung,  ob- 
zwar  der  Herr  Justizminister  an  seinem  obenerwähnten  Standpunkte  fest- 
hält, dafs  den  fraglichen  Bitten  um  Naturalisation  willfahrt  werden  kann. 
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1.  ilispositionsfähig  ist  oder  uenn  den  diesbezüglichen  Mangel 
die  EimciUigung  seines  gesetzlichen   Vertreters  ersetzt; 

2.  in  den  Verband  irgendeiner  inländischen  Gemeinde  auf- 
genommen ist,  beziehimgsiveise  seine  Aufnahme  durch  die  Ge- 
meinde zugesichert  tcird; 

3.  seit  fünf  Jahren  ununterbrochen  im  Lande  wohnt; 

4.  mibescholtenen   Vorlebens  ist; 

5.  soviel  Vermögen  oder  eine  solche  Erwerbsquelle  besitzt^ 
wovon  er  nach  den  Verhältnissen  seines  Wohnortes  sich  und 
seine  Familie  erhalten  Jiann; 

6.  seit  fünf  Jahren  in  die  Liste  der  Steuerzahler  auf- 
genommen ist. 

Bei  der  Naturalisation  eines  Ausländers,  welchen  ein  unga- 
rischer Staatsbürger  nach  unseren  Gesetzen  adoptiert  hat,  können 
die  Erfordernisse  der  Punkte  5,  5  und  6  dieses  Paragrapheti 
tiachgesehen  iverden,  wenn  der  Adoptierende  den  Erforderyiissen 
der  Punkte  5  und  6  entsprochen  hat. 

Zur  näheren  Erörterung  der  hier  aufgezählten  Erforder- 
nisse dient  die  im  Gegenstande  des  Vollzuges  desGe- 
s e t z e s  erlassene  Verordnung  des  Ministers  des 
Innern  Zahl  584/188U,  deren  einschlägiger  Punkt  1  nach 
stehendes  enthält: 

„Die  im  ersten  Punkte  des  §  8  festgesetzte  Dispositions- 
iahigkeit  ist  gehörig  nachzuweisen  und  ich  bemerke ,  dal's 
unter  jenem  gesetzlichen  Vertreter,  dessen  Einwilligung  die 
Dispositionsfähigkeit  ersetzt,  der  Vater  oder  gesetzliche 
Vormund  beziehungsweise  der  Kurator  des  Einschreiters  zu 
verstehen  ist-,  inbezug  auf  die  von  diesem  letzteren  abzu- 
gebende Einwilligung  wird  insbesonders  erfordert,  dafs  die- 
selbe vormundschaftsbehördlich  genehmigt  sei,  den  Fall 
ausgenommen,  dafs  nach  den  Gesetzen  der  Heimat  des 
ersteren  eine  vormundschaftsbehördliche  Genehmigung  nicht 
stattfindet,  Inbezug  auf  den  zweiten  Punkt  des  zitierten 
Paragraphen  mache  ich  p.  t.  aufmerksam,  dafs  bezüglich 
der  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  die  Repräsentanz 
der  Gemeinde  zu  entscheiden  berufen  ist,  deren  zum  Nach- 
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weis  der  in  diesem  Punkte  festgesetzten  Erfordernisse  aus- 
gestelltes Zeugnis  in  Ansehung  der  Klein-  und  Grofs- 
gemeinden  von  dem  Stulilricliter  des  Bezirks  zu  beglaubigen, 
in  Ansehung  der  Städte  mit  geregeltem  Magistrate  aber  von 
dem  Bürgermeister  zu  unterschreiben  sein  wird ;  ferner  ist 
erforderUch,  dafs  im  Sinne  des  dritten  Punktes  die  von  den 
Vorstehungen  jener  Gemeinde  beziehmigsweise  Gemein- 
den ausgestellten  Zeugnisse  ,  in  welchen  der  Betreffende 
fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  gewohnt  hat,  sowie  auch 
das  unter  Punkt  4  erwähnte  Zeugnis  der  Gemeinde- 
vorstehung,  welches  das  imbescholtene  Vorleben  bezeugt, 
inbezug  auf  Grofs-  und  Kleingemeinden  mit  stuhlrichter- 
licher Beglaubigimg  versehen  seien,  wobei  es  selbstverständ- 
Kch  ist,  dafs  in  Ansehung  der  in  den  Punkten  2,  3  und  4 
erwähnten  Erfordernisse,  sofern  es  die  Umstände  gestatten, 
ein  Zeugnis  ausgestellt  werden  kann. 

Das  nach  Punkt  5  erforderliche  Vermögen  ist,  insofern 
es  sich  um  unbewegliches  Gut  handelt,  welches  im  Grund - 
buche  eingetragen  ist ,  mit  einem  Grundbuchsauszuge ;  das 
bewegliche  Vermögen  mit  behördlichem  Zeugnisse  oder 
mit  notarieller  Urkunde ;  die  Erwerbsquelle  aber  bei  Indi- 
viduen, welche  nicht  unter  väterlicher,  vormundschaftlicher 
oder  dienstHcher  Gewalt  stehen ,  mit  behördlichem  Zeug- 
nisse, bei  Individuen  aber,  welche  unter  dienstHcher  Gewalt 
stehen,  mit  einem  von  dem  Dienstherrn  ausgestellten  Zeug- 
nisse nachzuweisen;  in  Ansehung  des  letzteren  wird  er- 
fordert, dafs  es  von  der  betreffenden  Lokalbehörde  be- 
glaubigt sei. 

Zum  Nachweise ,  dals  der  Einschreitcr  dem  Punkt  6 
entsprechend  in  die  Liste  der  Steuerzahler  aufgenommen 
ist,  bedarf  es  des  Anschlusses  eines  Zeugnisses  der  Ge- 
meindevorstehung,  welches  von  dem  betreffenden  k.  Steuer- 
amte beglaubigt  sei. 

Femer  wird  zum  Nachweise  der  im  letzten  Absätze  des 
§  8  erwähnten  Adoption  erfordert,  dafs  ein  vom  Justiz- 
minister genehmigter  Adoptionsvertrag  vorgelegt  werde. 

Zu   dem   Behufe   femer,    um    die    Angelegenheit   vom 

Ber6nyi  und  Tarjan,  Staatsbürgerschaft.  3 
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Gesichtspunkte  der  verschiedenen  internationalen  Vorhält- 
nisse beurteilen  zu  können,  muls  ich  es  wissen,  ob  der 
Naturalisationswerber  aus  dem  Verbände  seiner  früheren 
Heimat  entlassen  oder  ob  ihm  die  Entlassung  für  den  Fall 
zugesichert  wurde,  wenn  er  hier  naturalisiert  wird. 

Aus  diesem  Grunde  wird  p.  t.  die  Naturalisationswerber 
anweisen,  sich  diesbezüglich  bestimmt  zu  äulsern  und  im 
bejahenden  Falle  es  urkundlich  nachzuweisen." 

"Was  nun  aber  die  Aufnahme  in  den  Gomeinde- 
V  erb  and  beziehungsweise  die  Zusicherung  derselben  an- 
belangt, so  verfügen  die  v^i^  5 — 14  des  G.A.  1880:  XXII 
das  Nachstehende : 

„Jeder  Staatsbüi'ger  mufs  dem  Verbände  einer  Ge- 
meinde  angehören.  Jedermami  kann  nm'  dem  Verbände 
einer  Gemeinde  angehören.  Der  Gemeindeverband  und  die 
sich  aus  demselben  ergebende  Zuständigkeit  werden  nur 
dann  als  erloschen  betrachtet,  wenn  die  betreffende  Person 
dem  Verbände  einer  anderen  Gemeinde  beigetreten  ist  (§  5).'' 

„Ehehche  oder  legitimierte  Kinder  folgen  der  Zu- 
ständigkeit des  Vaters.  Uneheliche  Kinder  gehören  dem 
Verbände  jener  Gemeinde  an,  welcher  ihre  Mutter  zurzeit 
ilirer  Geburt  angehört  hat  M.  Die  adoptierten  minderjährigen 
Kinder  folgen  der  Zuständigkeit  des  Adoptanten  (§  6).'* 

„Die  Ehegattin  folgt  der  Zuständigkeit  ihres  Mamies 
und  behält  sie  auch  als  Witwe  in  solange ,  bis  sie  kraft 
eigenen  Rechtes  eine  andere  Gemeindezuständigkeit  er- 
worben hat.  Ist  eine  Frau  von  ihrem  Manne  gerichtlich 
getrennt  oder  wird  der  Ehebund  gerichtlich  als  aufgelöst 
erklärt,  so  tritt  sie  in  den  Verband  jener  Gemeinde  zurück, 


')  Anmerkimg  des  Übersetzers:  Die  vom  k.  ung.  Ministerium  des 
Innern  herausgegebene  deutsche  Übersetzung  der  Landesgesetz- 
Sammlung  für  das  Jahr  1886  übersetzt  den  Satz  ganz  falsch  folgender- 
mafsen:  „Illegitime  Kinder  gehören  in  den  Verband  jener  Gemeindo. 
in  welcher  die  Mutter  derselben  sich  zur  Zeit  der  Geburt  aufhielt.- 
Ahnliche  Schnitzer  sind  in  dieser  Übersetzung  sehr  häufig,  abgesehen 
davon,  dafs  die  Übersetzer  der  deutschen  Eechtssprache  ganz  un- 
kundig sind. 
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welcher  sie  vor  ihrer  VereheHehung  angehört  hat.  Jene 
ursprünglich  ausländische  Frauen,  welche  durch  ihre  Ehe 
die  migarische  Staatsbürgerschaft  erwerben,  behalten  in  den 
oben  bezeichneten  Fällen  die  diu'ch  die  Verehelichung  er- 
worbene Zuständigkeit.  Jene  Frau,  welche  nach  der  Un- 
giltigerklärung  ihrer  mit  einem  Ausländer  eingegangenen 
Ehe  im  Sinne  des  v?  37  des  G.  A.  L :  1879  ilu-  ungarisches 
Staatsbürgerrecht  ziu'ückerlangt  hat,  tritt  in  den  Verband 
jener  Gemeinde  zurück,  welcher  sie  vor  der  Verehelichung 
angehört,  hat  (^  7)." 

„Die  Gemeindezuständigkeit  kann  durch  Ansiedelung 
oder  auch  ohne  diese  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  den 
Gemeinde  verband  erworben  werden  (§  8)." 

„Jeder  Staatsbüi'ger  hat  das  Recht,  sich  in  einer  anderen 
Gemeinde  anzusiedeln.  Der  Ansiedler  hat  diese  seine  Ab- 
sicht derjenigen  Gemeinde ,  in  welcher  er  sich  niederlassen 
will,  anzumelden  und  kann  die  Gemeinde  die  Ansiedelung 
nur  dann  verweigern: 

a)  wenn  dem  Ansiedler  nachgewiesen  wird ,  dafs  er 
wegen  Verbrechens  •  oder  wegen  eines  aus  Gewiinisucht  ver- 
übten Vergehens  durch  rechtskräftigen  Beschlufs  unter  An- 
klage gestellt  ist  oder  der  Wirkung  eines  wegen  Verbrechens 
oder  wegen  eines  obenerwähnten  Vergehens  gefällten  Ur- 
teils untersteht  ^) ;  b)  wenn  derselbe  sich  ohne  Belastung  der 
Gemeinde  selbst  zu  erhalten  nicht  fähig  ist ;  c)  wenn  er  von 
seinem  letzten  ständigen  Aufenthaltsorte  kein  genügendes 
Sittenzeugnis  aufzuweisen  vermag.  Die  Gemeinde  stellt 
über  die  erfolgte  Anzeige  der  Absicht  der  Ansiedelung  ein 
Zeugnis  aus  (§  9)." 

„Wer  aus  jener  Gemeinde,  deren  Verbände  er  angehört 
hat,  in  eine  andere  Gemeinde  übersiedelt,  tritt  hierdurch 
aus  dem  Verbände  der  früheren  Gemeinde  noch  nicht  aus ; 
wenn  er  aber  in   der  neuen  Gemeinde  vier  Jahre   lang  un- 


')  Die  obzitierte  Übersetzung  übersetzt  diese  lit.  a),  wie  folgt: 
„wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  der  sich  Ansiedelnde  unter  einer 
Kriminalklage  oder  Strafe  steht"  (Anmerkung  des  Übersetzers). 

3* 
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unterbrochen  wohnt,  zu  den  Gemeindelasten  derselben  bei- 
trägt und  diese  Gemeinde  die  in  lit.  a) ,  b) ,  c) ,  des  §  9 
festgesetzten  Einwendungen  während  dieser  Zeit  gegen  ihn 
nicht  geltend  macht,  so  wird  er  als  diesem  Gemeindeverbande 
angehörig  und  als  aus  dem  früheren  Gemeindeverbande 
ausgetreten  selbst  in  dem  Falle  betrachtet,  wenn  er  seine 
Absicht  zur  Ansiedelung  nicht  angemeldet  hat;  ausgenommen, 
wenn  er  in  jener  Gemeinde,  aus  welcher  er  übersiedelt  ist, 
zu  den  Gemeindelasten  auch  während  dieser  Zeit  fort- 
während beigetragen  hat  oder  wenn  er  selbst  auch  ohne 
einen  solchen  Beitrag  seine  frühere  Gemeindezuständigkeit 
mit  Einwilligung   ebenderselben  Gemeinde  beibehalten  will 

(§  10)." 

„Wenn  der  Angesiedelte  in  den  Verband  jener  Ge- 
meinde, in  welche  er  übersiedelt  ist,  aufgenommen  werden 
will,  so  kann  er  zu  diesem  Behufe  bei  der  betreffenden  Ge- 
meinde auch  binnen  der  im  §  10  bestimmten  Zeitfrist  münd- 
lich oder  schriftlich  einschreiten  und  die  Gemeinde  kann 
die  Aufnahme  sofort  bewilligen,  sie  aber  nicht  verweigern : 
a)  wenn  der  Angesiedelte  in  der  Gemeinde  zwei  Jahre  lang 
ständig  gewohnt  hat ;  b)  wenn  er  während  dieser  Zeit  eben- 
dort  die  Gemeindesteuer  bezahlt  oder  falls  eine  solche  nicht 
erhoben  wird,  sonstige  öffentliche  Lasten  fortwährend  ge- 
leistet hat;  c)  wenn  er  mittlerweile  nicht  unter  die  in  den 
lit.  a),  b)  und  c)  des  §  9  erwähnte  Ausnahmen  fällt." 

„Wird  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  ohne 
Ansiedelung  verlangt.,  so  entscheidet  hierüber  die  Gemeinde 
mit  Aussclilufs  jedes  ferneren  Rechtsmittels.  Über  die  Auf- 
nahme in  den  Gemeindeverband  ist  die  Vorstehung  jener 
Gemeinde,  aus  deren  Verbände  der  Aufgenommene  aus- 
getreten ist,  unter  Einem  mit  der  Aufnahme  zu  verständigen." 

„Wer  in  den  Gemeindeverband  aufgenommen  wurde, 
wird  ordentliches  Mitglied  der  Gemeinde,  nimmt  an  den 
durch  das  gegenwärtige  Gesetz  gewälu-leisteten  Rechten 
der  Gemeindemitglieder  teil  und  ist  gehalten,  die  aus  dem 
Gemeindeverband  erwachsenden  Pflichten  zu  erfüllen 
(§  13)." 
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„Die  Gemeinden  können  füi'  die  Aufnahme  in  den  Ge- 
meindeverband die  Zahlimg  einer  mälsigen  Taxe  auch  in 
dem  Falle  fordern,  wenn  die  Aufnahme  in  den  Gemeinde- 
verband auf  die  im  §  10  festgesetzte  "Weise  stattgefunden 
hat.  Diese  Taxe  wird  von  der  betrefifenden  Gemeinde 
statutarisch  festgestellt.  Das  diesbezüglich  geschalFene  Statut 
ist  aber  zur  Genehmigiuig  dem  betrelFenden  Munizipium  zu 
mit  erbreiten ;  gegen  den  Beschluis  des  Munizipimns  kann  die 
Entscheidimg   des  Ministers    des   Innern   angerufen  werden 

Die  Gemeindezuständigkeit  inbezug  auf  die  Länder 
Ki'oatien-Slavonien  regelt  ein  besonderes  autonomes  Gesetz, 
welches  wir  als  Anhang  am  Schlüsse  dieses  Werkes  mit- 
teilen. 

Über  den  Aufenthalt  der  Ausländer  auf  dem 
Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  hat 
früher  gleichfalls  G.  A.  1886:  XXII  verfügt  und  zwar  im 
§  15  des  Gesetzes,  aber  dieser  Paragraph  wurde  aufser 
Kraft  gesetzt  durch  G.  A.  1903:  V,  welcher  die  Frage  regelt. 
Am  Tage  des  Inslebenretens  dieses  Gesetzes  hat  auch  die 
Verordnung  des  Älinisters  des  Linern  Zahl  54091  vom 
Jahre  1888  ilire  Geltung  verloren,  welche  die  im  §  15  des 
G.A.  1886:  XXn  enthaltenen  Prinzipien  eingehender  nor- 
miert hat. 

Unser  Vaterland  hat  die  Niederlassung  der 
Fremden  beziehungsweise  den  Aufenthalt  derselben  im 
Lande  bisher  in  liberalster  Weise  gestattet  und  wenn  kein 
besonderer  Grund  obwaltet  hat,  wurde  die  Staatsbürgerschaft 
des  Ankömmlings  nicht  untersucht,  aber  die  in  den  letzten 
Dezennien  gemachten  Erfahrungen  haben  die  Einführung 
strengerer  Mafsregeln  des  Selbstschutzes  begründet  erscheinen 
lassen.  Diesem  Bedürfnisse  hat  die  Gesetzgebung  durch 
die  Schaffung  des  G.  A.  1903 :V  Genüge  geleistet^). 


1)  G.A.  1903:  V  über  den  Aufenthalt  der  Ausländer  auf 
dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  (Sank- 
tioniert am  11.  März  1903,  kundgemacht  in  der  am  14.  März  1903 
herausgegebenen  Nr.  2  des  „Orszägos  törvenytar"). 
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Unter    der    Aufnahme    in    die    Liste    der    Steuer- 
z  a  li  1  e  r  ist  niclit  notwendigerweise  zu  verstehen ,   dafs  der 


§  1.  Ausländer  können  sich  in  jeder  Gemeinde  der  Länder  der 
ungarischen  Krone  aufhalten. 

§  2.  Wenn  ein  Ausländer  auf  dem  Gehiete  der  Gemeinde  für 
eine  noch  so  kurze  Zeit  Aufenthalt  nimmt,  so  ist  der  Quartiergeber 
oder  dessen  Bevollmächtigter  verpflichtet,  sowohl  die  Ankunft  als  die 
Abreise  desselben  binnen  vierundzwanzig  Stunden  anzumelden,  und  zwar : 

In  Ungarn: 

In  Klein-  und  Grofsgemeinden  bei  dem  Gemeinde-(Kreis-)Notär, 
in  den  Gemeinden  Ujpest  und  Räkospalota  bei  der  Ujpester  Bezirks- 
Stadthauptmannschaft  der  Staatspolizei  der  Haupt  und  Residenzstadt 
Budapest; 

in  Städten  bei  dem  Polizeistadthauptmann; 

in   der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest   bei   dem  Meldungs- 
amte der  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Residenzstadt. 
In  Kroatien-Slavonien  : 

In  Verwaltungsgemeinden  bei  dem  Notar; 

in  Städten  bei  der  Polizeibehörde. 

Die  Gemeinde-(Kreis-)Xotäre  sind  verpflichtet,  die  Anmeldungen 
binnen  fünfzehn  Tagen  in  Ungarn  dem  Oberstuhlrichter,  in  Kroatien- 
Slavonien  der  Bezirksbehörde,  auf  dem  Amtsgebiet  der  Grenzpolizei 
dem  Grenzpolizeihauptmann  vorzulegen. 

Das  Meldungsamt  der  k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  erstattet  in  Ansehung  der  Anmeldungen  über  die  An- 
kunft jener  Ausländer,  deren  Abreise  binnen  fünfzehn  Tagen,  von  der 
Ankunft  derselben  gerechnet,  nicht  angemeldet  werden,  innerhalb  drei 
Tagen  von  dem  Ablaufe  dieses  Termines  gerechnet,  in  Ansehung  der 
Anmeldungen  über  die  später  erfolgte  Abreise  der  Ausländer  jedoch 
ijmerhalb  drei  Tagen  von  der  Anmeldung  gerechnet  dem  Magistrat 
der  Haupt-  und  Residenzstadt  Bericht. 

§  3.  Wenn  der  Ausländer  auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde  zu 
wohnen  beabsichtigt,  so  hat  er  diese  seine  Absicht  bei  der  Behörde 
innerhalb  fünfzehn  Tagen,  von  seiner  Ankunft  gerechnet,  anzumelden, 
unter  einem  seine  Identität,  Staatsangehörigkeit,  nötigenfalls  Gemeinde- 
zuständigkeit, sein  moralisches  Vorleben  und  auch  den  Umstand  nach- 
zuweisen, dafs  er  sich  und  seine  Familie  auf  die  Dauer  zu  erhalten 
imstande  ist. 

Zur  Beschaffung  der  zum  Nachweise  nötigen  Urkunden  kann 
eine  fünfzehntägige  Frist  gewährt  werden. 

Eine  ebensolche  Anmeldung  ist  zu  erstatten,  wenn  der  Ausländer 
seinen  Wohnsitz  in  eine  andere  Gemeinde  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  verlegt. 
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Natiiralisationswerber  mit  keiner  Steuer  im  Rückstande  sei. 
Diese  Frage  wird  die  Regierungsbehörde  mit  Bedachtnalime 


§  4.  Hat  der  Ausländer  seiner  im  §  3  festgesetzten  Verpflichtung 
entsprochen,  so  stellt  ihm  die  Behörde  hierüber  ein  Zertifikat  aus, 
welches  er  auf  Verlangen  der  behördlichen  Organe  jederzeit  vor- 
zuweisen hat. 

Von  der  Ausstellung  des  Zertifikates  ist  die  interessierte  Gemeinde 
beziehungsweise  der  städtische  Magistrat  binnen  acht  Tagen  zu  ver- 
ständigen. 

§  5.  Wenn  der  Ausländer  seine  Absicht  zum  Aufenthalte  inner- 
halb der  im  §  3  festgesetzten  Frist  nicht  anmeldet,  diese  seine  Absicht 
aus  den  obwaltenden  Umständen  gefolgert  werden  kann,  so  hat  ihn 
die  Behörde  unverzüglich  aufzufordern,  sich  bezüglich  dieser  seiner 
Absicht  binnen  drei  Tagen  zu  äufsern.  Hierauf  erwägt  die  Behörde 
je  nach  den  Umständen,  ob  eine  Absicht  zum  Aufenthalte  vorhanden 
\md  welches  Verfahren  dem  Ausländer  gegenüber  zu  befolgen  sei. 

§  6.  Die  bei  Mitgliedern  des  Herrscherhauses  Aufenthalt  nehmen- 
den Ausländer,  ferner  diejenigen,  welchen  das  Recht  der  Exterri- 
torialität zusteht,  schliefslich  die  Konsuln  der  auswärtigen  Staaten, 
welche  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  ihren 
Amtssitz  haben  und  das  Exequatur  besitzen,  sind  von  der  in  den  §>^  2 
und  3  festgesetzten  Meldepflicht  befreit. 

§  7.  Über  die  auf  Grund  der  §^2  und  3  erfolgten  Anmeldimgen 
ist  seitens  der  zuständigen  Organe  beziehungsweise  Behörden  gemeinde- 
weise eine  besondere  E\ndenz  zu  führen. 

§  8.  Die  Polizeibehörde  ist  berechtigt,  durch  ihre  Organe  die 
Erstattung  der  Anmeldungen  in  den  Hotels  und  in  den  Privathäusern 
zu  überwachen. 

§  9.  Der  Minister  des  Innern  beziehungsweise  der  Banus  von 
Kroatien-Slavonien-Dalmatien  können  die  Führung  der  in  §  7  vor- 
geschriebenen Evidenzen  durch  ihre  eigenen  Funktionäre  überwachen 
lassen,  im  Falle  einer  Ordnungswidrigkeit  dem  mit  der  Evidenzführung 
betrauten  Funktionär  eine  Geldbufse  bis  fünfzig  Kronen  auferlegen; 
nötigenfalls  können  sie  auf  dem  Gebiete  einzelner  Gemeinden  oder 
Munizipien  mit  dieser  Überwachung  besondere  Funktionäre  betrauen. 

§  10.  Der  Ausländer,  welcher  sich  nicht  gehörig  ausweist, 
welcher  die  zu  seiner  und  seiner  Familie  Erhaltung  dienenden  Mittel 
nicht  nachweist,  oder  dessen  Aufenthalt  auf  dem  Staatsgebiete  für 
die  Interessen  des  Staates  oder  für  die  öffentliche  Sicherheit  und 
öffentliche  Ordnung  bedenklich  ist,  kann  durch  die  Polizeibehörde 
vom  Staatsgebiete  jederzeit  ausgewiesen,  eventuell  auch  zwangsweise 
entfernt  werden. 
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auf  die    Verhältnisse   von   Fall    zu  Fall    eutscheiden.     Der 
k.    ung.    Minister    des   Imieni    liat    mit    seinem   Beschlüsse 


§  11.  Der  Quartiergeber  oder  dessen  Bevollmächtigter,  welcher 
die  Ankunft  uud  Abreise  des  bei  ihm  abgestiegenen  Ausländers  inner- 
halb der  im  §  2  dieses  Gesetzes  festgesetzten  Zeit  nicht  anmeldet, 
oder  den  Ausländer,  welcher  die  Angabe  der  zur  Anmeldung  erforder- 
lichen Daten  verweigert,  nicht  anzeigt,  begeht  eine  Übertretung  und 
ist  mit  einer  Geldbufse  bis  zu  200  Kronen  zu  l^estrafeu. 

§  12.  Der  Ausländer,  welcher  seinem  Quartiergeber  oder  dem 
Bevollmächtigten  desselben,  eventuell  über  Aufforderung  der  Behörde 
oder  des  behördlichen  Organes,  die  zur  Anmeldung  erforderlichen 
Daten  nicht  mitteilt,  oder  unrichtige  Daten  angibt,  begeht  eine  Über- 
tretung und  ist  im  ersten  Falle  mit  einer  Geldstrafe  bis  200  Kronen, 
im  letzteren  Falle  aber  mit  Arrest  bis  zu  einem  Monate  und  mit  einer 
Geldbufse  bis  400  Kronen  zi:  bestrafen. 

§  13.  Der  Ausländer,  welcher  seine  Absicht  zum  Aufenthalte 
innerhalb  der  im  §  3  festgesetzten  Frist  nicht  anmeldet  oder  sich  auf 
die  im  Sinne  des  §  5  an  ihn  ergangene  Aufforderung  innerhalb  der 
daselbst  festgesetzten  Frist  nicht  äufsert,  begeht  eine  Übertretung, 
wnä  ist  mit  einer  Geldbufse  bis  600  Kronen  zu  bestrafen. 

§  14.  Unter  der  in  diesem  Gesetze  erwähnten  Behörde  sind  zu 
verstehen : 

1.    In  Ungarn : 

a)  In  Klein-  und  Gi-ofsgemeinden  der  Ober.stuhlrichter ,  in  den 
Gemeinden  Ujpest  und  Eäkospalota  der  Ujpester  Bezirks-Stadt- 
hauptmann  der  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest : 

b)  in  Städten  der  Polizeistadthauptmann; 

c)  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  hinsichtlich  der 
§§  3,  4,  5  und  7  der  Magistrat,  hinsichtlich  des  §  10  der  Oberstadt- 
hauptmann der  k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt-  vmd  Residenzstadt 
Budapest  beziehuugweise  der  Stellvertreter  desselben. 

2.    In  Kroatieu-Slavonien 
die   nach  den  dortigen  Gesetzen  zuständige  politische  Behörde  erster 
Instanz. 

3.    Auf  dem  Amtsgebiete  der  Grenzpolizei 
der  Grenzpolizeihauptmann. 

Gegen  die  Endentscheidungen  dieser  Behörden  ist  eine  Be- 
schwerde au  die  unmittelbar  vorgesetzten  Behörden  zulässig. 

§  15.  Die  Polizeistrafgerichtsbarkeit  in  Ansehung  der  Über- 
tretungen gegen  dieses  Gesetz  üben  aus: 

1.    In  Ungarn: 
In  erster  Instanz:  in  Klein-  und  Grofsgcmeinden  der  Oberstuhl- 
richter, beziehungsweise  der  Stuhlrichter,   in  den  Gemeinden  Ujpest 
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Zahl   04  694  vom  Jalu-e    1890  auch  in   einem  solchen  Falle 
die   Natui'alisation   bewilligt,    in   welchem   der  Einschreiter 


und  Räkospalota  der  üjpester  Bezirks-Stadthauptmann  der  k.  ung. 
Staatspolizei  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest,  in  Städten  mit 
geregeltem  Magistrat  und  in  den  mit  dem  Rechte  der  Jurisdiktion 
bekleideten  Städten  der  Polizeistadthauptmann  beziehungsweise  dessen 
Stellvertreter,  im  Falle  der  Verhinderung  desselben  der  von  der  Stadt 
betraute  betreffende  Beamte. 

In  zweiter  Instanz :  In  Klein-  und  Grofsgemeinden  und  in  Städten 
mit  geregeltem  Magistrat  der  Yizegespan,  in  den  Gemeinden  Ujpest 
und  Räkospalota  der  Oberstadthauptmann  der  k,  ung.  Staatspolizei 
der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  oder  dessen  Stellvertreter, 
in  den  mit  dem  Rechte  der  Jurisdiktion  bekleideten  Städten  der 
Magistrat. 

In  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  in  Ansehung  der 
Übertretungen  wider  die  §§11  und  12  in  erster  Instanz  der  Leiter 
der  Bezirksvorstehung ,  in  zweiter  Instanz  der  Oberstadthauptmaun 
der  k.  ung.  Staatspolizei  der  Haupt  und  Residenzstadt  Budapest  be- 
ziehungsweise sein  Stellvertreter,  in  Ansehung  der  Übertretungen 
wider  §  13  in  erster  Instanz  die  Bezirksvorstehung,  in  zweiter  Instanz 
der  Magistrat.     In  dritter  Instanz  der  Minister  des  Innern. 

2.    In  Kroatien-Slavonien 
die  nach  den  dortigen  Gesetzen  zuständigen  Behörden. 

'S.    Auf  dem  Amtsgebiete  der  Grenzpolizei 
übt  die  Polizeistrafgerichtsbarkeit  der  Gtenzpolizeihauptmann  aus. 

§  16.  Der  Ausländer,  welcher  nachweist,  dafs  er  seine  Absicht 
zum  Aufenthalte  der  Behörde  angemeldet  hat,  und  dafs  er  zwei  Jahre 
lang  im  Gebiete  des  Landes  ständig  wohnt,  kann  unter  den  für  die 
Staatsbl\rger  bestehenden  Bedingungen  um  die  Bewilligung  zur 
Niederlassiuig  einschreiten. 

Die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  kann  derselbe  aber  nur 
unter  der  Bedingung  erlangen,  wenn  die  Aufnahme  in  den  Staats- 
verband erfolgt,  und  die  Gemeinde  kann  ihm  die  Aufnahme,  wenn  er 
bereits  fünf  Jahre  im  Lande  wohnt,  in  Aussicht  stellen,  eventuell  für 
den  Fall  der  Aufnahme  in  den  Staatsverband  gewähren. 

Weder  eine  Bewilligung  zur  Niederlassung  kann  erteilt  noch  die 
Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  jenem  Ausländer  in  Aussicht  ge- 
stellt werden,  welcher  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  ent- 
sprochen hat. 

Mit  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  wird  der  §  15  des  G.A. 
XXII:  1886  aufser  Kraft  gesetzt. 

§  17.  Durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  werden  jene  ge- 
setzlich   inartikulierten    Staatsverträge    nicht    berührt,    welche   Ter- 
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zwischen  die  Steuerträger  garnicht  aufgenommen,  wohl  aber 
seine  Gattin  besteuert  war,  weil  dies  so  zu  betrachten  ist, 
als  wenn  die  Steuer  das  Familienhaupt  gezahlt  hätte  (§  4 
des  G.A.  1875:  XXIX). 

In  Ansehung  des  Zeugnisses,  w^elches  die  Qualität 
des  Naturalisationserwerbers  als  Steuerzahlers  nachweist, 
ist  am  \\K  .Inli  1881  sub  Zahl  44,  13(»  folgende  Verordnung 
des  Finanzministeriums  erschienen: 

Es  hat  sich  der  Fall  ereignet,  dafs  ein  k.  Steueramt 
dem  Ausländer,  welcher  sich  um  die  ungarische  Staats- 
angehörigkeit zu  bewerben  beabsichtigte,  obzwar  er  noch 
keine  fünf  Jahre  in  die  Liste  der  Steuerzahler  eingetragen 
war,  sondern  zum  fünften  Jahre  noch  mehrere  Zeit  gefehlt 
hat,  das  Zeugnis  über  die  Vollendung  des  fünften  Jahres 
doch  ausgestellt  hat,  nachdem  er  die  für  das  fünfte  Jalir 
auf  ihn  entfallende  Steuer  im  vorhinein  imd  auf  einmal 
bezahlt  hatte. 

Nachdem  die  antizipative  Bezahlung  der  Steuer  die 
Ertüllung  der  zitierten  Gesetzesbestimmung,  dafs  nämlich 
der  Naturalisationswerber  seit  fünf  Jahren  in  die  Liste  der 
Steuerzahler  eingetragen  sei,  nicht  ersetzen  kann  und  die 
Befolgung  dieser  Gesetzesbestimmung  bei  der  Erledigung 
der  Naturalisationsgesuche  nach  dem  strikten  Sinne  des 
Gesetzes  festzustellen  ist-,  weise  ich  infolge  des  am  30.  Juni 
1.  J.  sub  Zahl  30  384  an  mich  gelangten  Ersuchens  des  mit 
dem  Vollzuge  des  zitierten  Gesetzes  in  erster  Reihe  be- 
trauten Herrn  k.  ung.  Ministers  des  Innern  die  zur  Aus- 
stellimg  der  in  Rede  stehenden  Zeugnisse  berufenen  k. 
Steuerämter  an,  dafs  sie  für  die  Ausländer,  welche  um  die 


einbarungen  hinsichtlich  jener  Modalitäten  enthalten ,  unter  welchen 
die  Bürger  der  vertragschliefsenden  auswärtigen  Staaten  auf  dem 
(rebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  sich  aufhalten  oder  nieder- 
lassen können. 

§  18.  Mit  der  Festsetzung  des  Inslebentretens  dieses  Gesetzes 
wird  das  Ministerium,  mit  dem  Vollzug  desselben  der  Minister  des 
Innern,  in  Kroatien-Slavonien  aber  der  Banus  von  Kroatien-Slavonien- 
Dalmatien  betraut. 
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Erlangimo;  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit  einzuschreiten 
beabsichtigen,  die  Zeugnisse  über  die  Zeitdauer  ihrer  hier- 
ländigen  Steuerzahhmg  nm-  nach  Ablauf  der  in  lit  b)  des 
§  8  G.A,  L:  1870  festgesetzten  Zeitfrist,  d.  h.  mit  klarer 
und  bestimmter  Ersiclitlichmachmig  ausstellen  sollen,  seit 
welchem  Zeitpunkte  (Jahre)  der  Name  des  betrefienden 
Einschi'eiters  in  die  Liste  der  Steuerzaliler  eingetragen  ist. 

Xach  dem  letzten  Absätze  des  §  8  ersetzt  die  Adoption 
die    in    den  Punkten   3,  5  und  G   enthaltenen  Bedingungen. 

Die  Adoption  hat  nach  unseren  alten  Gesetzen  die 
Annahme  als  Erben  bedeutet,  welche  dem  Adoptierenden 
auch  die  väterliche  Gewalt  verschafft  hat ;  heute  bildet  diese 
letztere  das  wesentliche  Kennzeichen  der  Adoption,  obzwar 
es  auch  möglich  ist,  dafs  diese  Gewalt  sich  der  leibliche 
Vater  vorbehält  und  demzufolge  wird  der  Inhalt  der  Adoption 
in  jedem  Falle  durch  den  betreffenden  Vertrag  festgestellt. 

In  Bezug  auf  die  Adoption  Minderjähriger 
ist  die  Verordnung  des  Justizministeriums  Zahl  3546  aus 
dem  Jahre  1884  mafsgebend  ^  deren  Normen  aber  mit   den 


*)  Vom  22.  Jänner  1884  Zahl  3o46.  Verordnung  des 
Justizministeriums  im  Gegenstände  des  Verfahrens  bei 
Adoption  von  Minderjährigen. 

In  Artikel  X  der  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und 
der  Justiz  vom  30.  Jänner  1872  Zahl  8u91  (Sammlung  der  Ver- 
ordnungen 1872,  Nr.  13)  betreffend  die  Abgrenzung  der  Wirkungs- 
kreise der  Gerichte  und  Waisenstühle  wurde  ausgesprochen,  dafs  die 
Adoptionen  auch  weiter  dem  Wirkungskreise  des  .lustizministeriums 
anheim.f allen:  insofern  aber  auch  Interessen  von  Minderjährigen  ob- 
walten sollten,  sind  diese  Angelegenheiten  nach  Anhörung  des  be- 
treffenden Waisenstuhles  zu  erledigen. 

Diese  Verordnung  wurde  durch  G.A.  1877:  XX  nur  insofern 
modifiziert,  dafs  zur  Adoption  von  Minderjährigen,  auf  Grund  des 
§  20  lit.  a)  der  Vater,  welcher  die  väterliche  Gewalt  ausübt,  und  auf 
Grund  des  §  113  Zahl  3  der  Vormund  die  Genehmigung  der  Vor- 
mundschaftsbehörde einzuholen  gehalten  ist. 

Dementsprechend  hat  mein  Amtsvorgänger,  im  Einvernehmen 
mit  dem  k.  ung.  Ministerium  des  Innern  die  Waisenstühle  als  Vormund- 
schaftsbehörden auch  neuerlich  mit  der  Verordnung  vom  14.  April  1878 
Zahl  6652  angewiesen,  dafs  sie  ihre  in  Adoptionsangelegenheiten  der 
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entsprechenden  Abweichungen   auch   bei  Adoption  von 
Grol's  jährigen     in     Anwendung     gebracht     zu     werden 


Minderjährigen  zu  fassenden  rechtsgültigen  Beschlüsse,  im  Sinne  des 
Artikels  X  der  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz 
Zahl  M091'1872,  zur  endgültigen  Beschlufsfassung  dem  k.  Justiz- 
ministerium unterbreiten  sollen. 

Die  Waisenstühle  entsprechen  zwar  in  der  Kegel  dieser  Ver- 
ordnung, weil  aber  die  Fälle  sehr  häufig  sind,  dafs  die  "Waisenstühle 
vormundschaftsbehördlich  auch  solche  Adoptionen  genehmigen,  welche 
regierungsbehördlich  nicht  genehmigt  und  welche,  weil  gegen  die- 
selben durch  niemanden  Beschwerde  erhoben  wird,  durch  die  oberen 
Vormundschaftsbehörden  nicht  überprüft  werden  können; 

weil  ferner  die  Berichte  der  Waisenstühle,  mit  welchen  sie  ihre 
in  Adoptionsangelegenheiten  gefafsten  Beschlüsse  anher  unterbreiten, 
häufig  mangelhaft  instruiert  sind,  so  dafs  sie  zur  Ergänzung  zurück- 
geschickt werden  mufsten; 

finde  ich  für  notwendig,  den  Waisenstühlen  jene  Grundsätze 
mitzuteilen,  welche  in  Adoptionsangelegenheiten  von  Minderjährigen 
mafsgebend  sind  und  deren  Anwendung  die  Waisenstühle  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  am  häufigsten  unterlassen  haben,  schliefslich 
auch  jene  Urkunden  zu  bezeichnen,  mit  welchen  die  Adoptionsgesuche 
durch  die  Parteien  zu  instruieren  sind. 

I.  Eine  Adoption  von  Minderjährigen  kann  nur  im  Wege  eines 
mit  dem  gesetzlichen  Vertreter  des  zu  adoptierenden  Minderjährigen 
geschlossenen  Vertrages  erfolgen. 

II.  Falls  die  Mutter  des  unehelich  geborenen  Kindes  noch  minder- 
jährig wäre,  ist  der  ftlr  den  zu  Adoptierenden  auf  Gnmd  des  §  39 
G.A.  XX:  1877  bestellte  Vormund  den  Vertrag  zu  schliefsen  berufen 

III.  Wenn  der  Adoptant  auch  Vormund  des  zu  Adoptierenden 
wäre,  ist  für  den  letzteren  auf  Grund  des  §  SO  lit.  a)  ein  Kurator  zu 
bestellen  und  der  Vertrag  mit  diesem  zu  schliefsen. 

IV.  Der  Waisenvater,  als  solcher,  ist  nicht  berechtigt,  im  Namen 
des  zu  adoptierenden  Minderjährigen  den  Adoptionsvertrag  zu 
schliefsen;  weil  im  Sinne  der  §§  68  und  170  des  G.A.  XX:  1877  der 
Waisenvater  den  Vormund  nur  substituiert  und  nur  insolange,  bis  der 
Vormund  seine  Funktion  beginnen  kann,  die  unaufschieblichen  vor- 
mundschaftlichen  Obliegenheiten  von  Amtswegen  versieht;  es  ob- 
waltet aber  kein  gesetzliches  Hindernis,  dass  der  Waisenvater  als 
Vormund  des  zu  Adoptierenden  bestellt  werde  und  als  solcher  i.st  er 
zum  Vertragsschlusse  schon  berechtigt. 

V.  In  den  Adoptions vertrag  sind  alle  jene  Rechte  (Erbrecht, 
Kamensübertragung  usw.)  aufzunehmen,  welche  der  Adoptant  auf  den 
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pflegen,  obzwar  zur  Adoption  von  Grofsjährigen  keine  be- 
hördliche Genehmigung  erforderlich  ist,  sondern  die  all- 
gemeinen Regeln  der  Verträge  in  Berücksichtigung  kommen. 


Adoptierten    und   der  gesetzliche  Vertreter   dieses   letzteren    auf  den 
Adoptierenden  (väterliche  Gewalt,  Vormundschaft)  ilberträgt. 

VI.  Im  Wege  der  Adoption  kann  nur  der  Familienname  des 
Adoptivvaters  oder  der  Familienname  der  Adoptivmutter,  welchen 
sie  als  Mädchen  geführt  hat,  auf  den  Adoptierten  übertragen  werden; 
eine  Witwe  kann  den  ISTamen  ihres  verstorbenen  Mannes  nicht  über- 
tragen, weil  sie  denselben  nur  provisorisch  —  bis  zu  ihrer  eventuellen 
Wiederverehelichung  —  fortführt. 

VII.  Die  Parteien  —  und  wenn  der  zu  adoptierende  Minderjährige 
vierzehn  .Jahre  alt  ist,  auch  dieser,  —  sind  bezüglich  der  beabsichtigten 
Adoption  protokollarisch  einzuvemehmen,  sei  es  vor  dem  verfahrenden 
Waisenstuhle,  sei  es  vor  dem  Stuhlrichteramte,  welches  dem  Wohn- 
sitze der  Parteien  am  nächsten  gelegen  ist. 

VIII.  Der  Adoptionsvertrag  ist  in  der  Regel  in  drei  Original- 
exemplaren auszufertigen,  wenn  er  aber  vor  dem  k.  Notar  geschlossen 
wurde,  so  sind  drei  beglaubigte  Ausfertigungen  des  vor  dem  Notar 
geschlossenen  Vertrages  zu  unterbreiten. 

IX.  Der  Vertrag  kann  ausnahmsweise,  insbesonders  wenn  die 
Vertragsparteien  arm  .sind,  auch  vor  dem  Referenten  des  Waisenstuhles 
oder  vor  dem  seitens  des  Waisenstuhles  betrauten  Stuhlrichter 
mündlich  geschlossen  werden;  in  diesem  Falle  ist  der  Vertrag  von 
dem  Betrauten  z\^  Protokoll  zu  nehmen  und  das  Protokoll  von  den 
Parteien  zu  unterschreiben  oder  mit  ihrer  Namen.sunterfertigung  zu 
versehen.  In  diesem  letzteren  Falle  ist  auch  die  Unterfertigung 
eines  namensfertigenden  Zeugen  erforderlich. 

Das  Protokoll  ist  auch  von  dem  betrauten  Referenten  des 
Waisenstuhles,  beziehungsweise  von  dem  Stuhlrichter  und  auch  von 
dem  Schriftführer  z\i  unterfertigen. 

X.  Die  vormundschaftsbehördliche  Genehmigung  ist,  auf  Grund 
der  §§  20  und  113  des  G.A.  XX:  1877,  von  dem  Vater,  welcher  die 
väterliche  Gewalt  ausübt  oder  von  dem  Vater  zu  erbitten  und  dem 
diesbezüglichen  Grunde  sind  die  nachstehenden  Urkunden  anzuschliefsen : 

1.  Der  Taufschein  oder  das  Geburtszeugnis  des  Adoptierenden 
und  des  Adoptirten  und  wenn  der  letztere  unehelicher  Geburt  wäre, 
auch  der  Taufschein  oder  das  Geburtszeugnis  seiner  Mutter; 

2.  wenn  die  Adoptierenden  Eheleute  sind:  das  Trauungszeugnis; 

3.  wenn  der  eheliche  Vater  oder  die  Mutter  des  unehelich  ge- 
borenen zu  Adoptierenden  oder  kein  Teil  mehr  Eltern  haben,  der 
Toten-schein  derselben; 
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Unser  vaterländisches  Recht  setzt  keine  besonderen 
Bedingungen  fest  und  enthält  insbesonders  in  Bezug  darauf 
keine  Normen,  dafs  zwischen  dem  Adoptanten  und  dem  zu 
Adoptierenden  gewisse  Erlbrdeniisse ,  namentlich  ein  be- 
stimmter Altersunterschied,  obwalten  müssen.  Wenn  aber 
bei  Adoption  von  Grofsjälu-igen  die  Parteien  die  Genehmi- 
gung des  Justizministers  erl)itten,  so  hängt  von  dessen  Er- 
wägung die  Entscheidimg  ab,  ob  der  Adoptionsvertrag  seinem 
Zwecke  entspreche,  d.  h.  dafs  er  ein  zwischen  Eltern  uml 
Kindern  ähnliches  Verhältnis  begi-ünde. 

Auf  Grund  der  Praxis  verlangt  das  Justizministerium 
bei  der  Adoption  von  Minderjährigen  einen  Altersunterschied 
von  Iti  Jahren,  in  den  Gebieten  der  Geltung  des  öster- 
reichischen bürgerlichen  Gesetzbuches  aber  18  Jahre. 

Selbstverständlich  ist  es ,  dafs  in  jenen  Teilen  des 
Landes,  in  welchen  das  österreichische  bürgerliche 
Gesetzbuch  noch  in  Geltung  ist,  (in  den  siebenbürgischen 
Teilen,  in  PCroatien-Slavonien,  in  Fiume  und  in  der  ge- 
wesenen Militärgrenze)  die  Normen  desselben  (§§  179 — 185) 
auch  bei  der  Adoption  der  Grofsjährigen  mafsgebend  sind. 


4.  bei  denjenigen,  welche  durch  den  Vormund  vertreten  werden, 
das  Vormundschaftsdekret. 

XI.  Über  das  derart  instruierte  Gesuch  ist  von  dem  Waisenstuhle 
als  Vormundschaftsbehörde  Beschlufs  zu  fassen  und  wenn  es  die 
Adoption  als  dem  Interesse  des  Minderjährigen  förderlich  genehmigt, 
so  ist  nach  Rechtskraft  dieses  Beschlusses  die  vormundschafts- 
behördliche Genehmigungsklausel  auf  alle  drei  Exemplare  des 
Adoptionsvertrages  (auf  die  beglaubigten  Ausfertigungen  oder  auf 
das  Protokoll,  welches  den  Adoptionsvertrag  enthält)  daraufzusetzen 
und  die  gesamten  Akten  samt  den  Vertragsexemplaren  sind  dem 
unter  meiner  Leitung  stehenden  Justizministerium  behufs  endgültiger 
Schlufsfassung  zu  unterbreiten. 

Schliefslich  bemerke  ich  noch,  dafs  in  jenen  Teilen  des  Landes, 
in  welchen  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch 
auch  gegenwärtig  in  Geltung  ist,  die  von  der  Adoption  handelnden 
§<^  179 — 185  dieses  Gesetzbuches  mit  jener  Modifikation  mafsgebend 
sind,  welche  an  §  181  die  §§  20  und  113  des  G.A.  XX:  1877  durch  die 
Übertragung  des  für  die  Gerichte  festgesetzten  Wirkungskreises  auf 
den  Waisenstuhl  als  Vormuudschaftsbehörde  bewirkt  haben. 
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Die  Vorsclu-if teu  betreffend  das  Naturalisatioiis- 
gesuch  mid  das  Verfahren  enthalten  die  §§  0 — 11  des 
Gesetzes. 

§  9  des  Gesetzes. 
Behufs  JEnverbnng  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  ist 
das  gehörig  itistruierie  Gesuch  hei  dem  ersteht  Beamten  (Vize- 
gespan, Bilrgcrnicister)  jenes  3Itmizipiums,  heziehungstveise  in  der 
Militärgre^ize  hei  jenem  BezirJcsamte  oder  hei  jenem  Stadt- 
magistrate zu  üherreichen,  in  dessen  Gebiete  beziehungsweise 
Bezirke  der  Einschreiter  ivohnhaft  ist. 

§  10  des  Gesetzes. 
Die  im  §  9  bezeichnete  Behörde  prüft  das  Gesuch  samt 
Beilagen,  weist  eventuell  den  Gesuchsteller  zur  Ergänzung  der 
fehlenden  7iotivendigen  Urkunden  an  und  verlangt,  falls  gegen 
Form  oder  Inhalt  dieser  Urhinde^i  ein  Bedenken  obwaltet,  von 
den  betreffenden  Behörden  Aufklärung,  und  unterbreitet  die 
Akten  unter  Anschlufs  einer  motivierte}!  Wohlmeinung  dem 
Minister  des  Innern  heziehungstveise  dem  Banus  von  Kroatim- 
Slavonien-Dalmaticji  oder  der  Landeshehörde  der  Militärgrenze. 

§  11  des  Gesetzes. 
Im  Gegenstande  der  im  Sinne  der  §§  8,  9  und  10  zu  be- 
wirkenden Naturalisation  entscheidet  bezüglich  jener,  die  auf 
dem  Gebiete  Ungarns  und  Fiumes  tvohnen:  der  Minister  des 
Innern,  bezüglich  jener,  die  auf  dem  Gebiete  Kroatiens-Slavoniens 
wohnen,  der  Banus  von  Kroatien- Slavonien-Dalmatien,  be- 
ziehungsweise die  Militärgrenz-Landesbehörde  und  falls  dem 
Ansuchen  Folge  geleistet  ivird,  ist  dem  betreffenden  Einschreiter 
ein  Naturatisationsdokument  auszufertigen;  jeder  einzelne  Fall 
ist  aber  behufs  Evidenzhaltung  dem  Ministerpräsidenten  zur 
Kenntnis  zu  bringen. 

Anläfslich  eines  konkreten  Falles  hat  der  k.  ung.  Minister 
des  Innern  ausgesprochen,  dafs  zur  Verhandlung  des  Naturali- 
sationsgesuches nicht  das  MunizipiumjenerGemeinde, 
welche  die  Zusicherung  der  Aufnahme  in  den 
Gemeinde  verband  gewährt  hat,  sondern  jenes  Muni- 
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cipiiiin  zuständig  ist,  auf  dessen  Gebiete  die  zu  naturali- 
sierende Person  oder  eventuell  bei  der  Naturalisation  nebst 
Adoption  der  Adoptant  wohnhalt  ist '. 

^•^^  12  des  Gesetzes. 
In  dem  Naturali sationsdohimente  ist  deidlich  auszusprechen, 
dafs  der  Naturalisierte  unter  die  ungarischen  Staatsbürger  auf- 
goiommen  wurde,  und  im  Falle  des  §  7  soWen  auch  dir  Namen 
der  Gattin  und  jener  seiner  Kinder,  auf  welche  sich  die  NatitraJi- 
sation  erstrecJct,  erwähnt  werden. 

*)  Zuschrift  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  an  die 
k.  kroatisch-slavonische  Landesregierung  Zahl  65,268 
vom  Jahre  1888: 

Das  an  mich  gelangte  Gesuch  des  aus  der  Stadt  P.  in  Österreich 
(Steiermark)  abstammenden  und  durch  den  in  Agram  wohnhaften 
ungarischen  Staatsbürger  W.  J.  adoptierten,  in  P.  doniizielerenden 
G.  Seh.,  in  vrelchem  er  um  die  Aufnahme  in  den  ungarischen  Staats- 
verband bittet,  beehre  ich  mich  samt  Beilagen  mit  der  Verständigung 
behufs  zuständiger  Erledigung  zurückzusenden,  dafs  ich  mich  der 
auch  von  der  k.  Landesregierung  akzeptierten  Meinung  des  Stadt- 
magistrates Agram ,  als  wenn  ich  zur  Entscheidung  über  dieses 
Naturalisationsgesuch  nur  deshalb  zuständig  wäre,  weil  dem  Ein- 
schreiter die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  seitens  der  k. 
Freistadt  Kolozsvär  zugesichert  wurde,  nicht  beipflichten  kann;  ich 
kann  aus  dem  Grunde  nicht  beipflichten,  weil  das  Naturalisations- 
gesuch gemäfs  §  9  des  G.  A.  L :  1879  bei  dem  ersten  Beamten  jenes 
Munizipiums  zu  überreichen  ist,  in  dessen  Gebiete  der  Einschreiter 
wohnhaft  ist,  insofern  aber  der  Einschreiter  nicht  im  Lande  wohnt, 
enthält  zwar  das  zitierte  Gesetz  keine  direkte  Bestimmting,  weil  aber 
der  Fallsich  nur  bei  der  Adoption  ereignen  kann,  wird  in  diesem  Falle 
per  analogiam  der  erste  Beamte  jenes  Munizipiums  das  gehörig 
instruierte  Gesuch  samt  seiner  Wohlmeinung  seiner  vorgesetzten 
Regierungsbehörde  zu  unterbreiten  berufen  sein,  in  dessen  Gebiete 
der  Adoptant  wohnt;  übrigens  wenn  auch  dem  Einschreiter  die  Auf- 
nahme in  den  Gemeindeverband  seitens  einer  im  Gebiete  eines  anderen 
Munizipiums  gelegenen  Gemeinde  zugesichert  wurde,  wird  in  solchen 
Fällen  nach  der  hier  befolgten  Übung,  sei  es  das  Naturalisations- 
dokument, sei  es  die  abweisende  Erledigung  dem  unterbreitenden 
ersten  Beamten  des  Munizipiums  zugesendet,  der  erste  Beamte  jenes 
Munizipiums  aber,  in  dessen  Gebiete  jene  Gemeinde  gelegen  ist, 
welche  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  zusichert,  pflegt  blos 
behufs  Evidenzhaltung  in  Kenntnis  gesetzt  zu  werden. 


—     49     — 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  Paragraphen  stellt  Punkt  2 
der  Vollziigsvorsclirift  obligatorisch  fest,  dafs  das  Natnrali- 
sationsgesnch  im  Falle  det?  §  7  mit  dem  Traiinngsschoine 
beziehungsweise  mit  dem  Auszüge  aus  den  Geburtsmatrikeln 
der  Kinder  instruiert  sein  mufs. 

§  13  des  Gesetzes. 

Nachdeui  das  Naturah'sationsdohonent  der  unterbreitenden 
Behörde  herabgesendet  uurde,  verständigt  diese  von  der  Ent- 
scheidung die  im  §  9  benannte  zuständige  Behörde,  ivelche  den 
Einschreiter  unter  Festsetzung  des  Tages  für  die  Ablegung  des 
Eides  (Gelöbnisses)  in  Kenntnis  setzt. 

Der  Eid  ist  vor  dem  ersten  Beamten  des  Munizipiums,  in 
der  Militärgrenze  vor  dem  Bezirhsvorsteher,  beziehungsiveise  vor 
dem  Bürgermeister  oder  dem  Stellvertreter  desselben  abzidegen. 

§  14  des  Gesetzes. 
Der  Text  des  Staatsbürgereides  (Gelöbnisses)  ist  folgender: 
„Ich  N.  N.  schicöre  (gelobe)  bei  Gott,  dafs  ich  Sr.  k.  und 
Ji.  Majestät,  dem  apostolischen  Könige  Ungarns  und  der  Ver- 
fassung der  Länder  der  ungarischen  Krone  treu  sein  iverde  und 
verspreche,  dafs  ich  meine  Pflichten  als  ungarischer  Staatsbürger 
treu  erfüllen  werde." 

§  15  des  Gesetzes. 

Über  die  Ablegung  des  Eides  (Gelöbnisses)  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen,  welches  der  Eidesleister  (Gelobende)  unterschreibt. 
Der  Tag  der  Ablegung  des  Eides  (Gelöbnisses)  ist  mit  der 
Unterschrift  desjenigen ,  vor  welchem  die  Ablegung  erfolgt  ist, 
auf  dem  Naturalisationsdokument  zu  verzeichnen  und  dieses 
Dokument  dem  Naturalisierten  einzuhändigen. 

Der  Naturalisierte  ist  von  diesem  Tage  angefangen  unga- 
rischer Staatsbürger;  Mitglied  der  Gesetzgebung  kann  er  aber, 
den  Fall  des  §  17  ausgenommen ,  erst  zehn  Jahre  nach  der 
Naturalisation  iverden. 

Inwiefern  in  Bezug  auf  den  Naturalisierten  das  ungarische 
Ehegesetz  mafsgebend  ist,  haben  wir  in  diesem  Kapitel  im 
vorigen  Titel  behandelt. 

Berönyi  und  Tarjan,  Staatsbürgerschaft.  4 
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§  16  des  Gesetzes. 
Wenn  derjenige,  für  den  das  Naturalisationsdohmient  aus- 
gefertigt und  dei-  zur  Leistung  des  Eidrs  ( Angel öhnisses)  vor- 
geladen wurde,  hinnen  einein  Jahre  vom  Tage  der  Vorladung 
gerechnet  zur  Leistung  des  Eides  ( Angel öhnisses)  nicht  erscheint 
und  denselben  (dasselbe)  nicht  leistet,  verliert  das  Naturalisations- 
dohument  seine  Gültigleit  und  ist  jener  Behörde,  welche  es  aus- 
gefertigt,  samt  der  Beurhindung  über  die  Zustellung  der  Vor- 
ladung zu  unterbreiten. 

In  Ansehung  des  Staatsbürgereides  ( Gelöbnisses i 
enthalten  auch  die  Punkte  8  und  4  der  Vollzugsvorschritt 
unwesentliche  Bestimmungen.  Namentlich  ist  in  der  Ver- 
ständigung, welche  über  die  Entscheidung  betreftend  die 
Xatm-alisation  zu  ergehen  hat,  der  Naturalisierte  auf  den 
4;  1(3  aufmerksam  zu  machen,  im  Sinne  dessen  das  Natm'ali- 
sationsdokument,  wenn  er  den  Eid  binnen  Jahresfrist  nicht 
leistet ,  seine  Gültigkeit  verliert  und  über  die  Zustellung 
dieses  Beschlusses  ist  von  den  Beti'efienden  eine  Bem'kundung 
abzunehmen. 

Das  über  die  Eidesleistung  aufgenommene  Protokoll, 
welches  der  eidesabnehmende  Vizegespan  (Büi'germeister). 
der  Naturalisierte  und  der  anwesend  gewesene  Schriftführer 
unterschrieben,  wird  im  Archive  hinterlegt  und  der  Tag  der 
Eidesleistung  dem  Minister  des  Lmern  gemeldet. 

Die  Vorladungen  zur  Eidesleistimg  sind  dringender 
Natur  und  mit  Rücksicht  auf  die  einjährige  Frist  strenge 
in  E\'idenz  zu  halten. 

In  solchen  Fällen,  in  welchen  ein  Individuum  de lii 
das  N  a  t  u  r  a  1  i  s  a  t  i  0  n  s  d  o  k  u  m  e  n  t  erteilt  ^^-  u  r  d  e  u  n  ■ 
der  sich  im  Aus  lande  aufhält,  den  ungarischen 
Staatsbürgereid  sei  es  in  Wien  beim  Ministerium  am  aller- 
höchsten Hoflager,  sei  es  im  Auslande  bei  irgendwelcher 
österreichisch  -  ungarischen  Gesandtschaft  oder  bei  einer 
Agentie  ablegen  zu  dürfen  bittet,  gehört  die  diesbezügliche 
Beschlufsfassung  nicht  zum  Wirkungskreise  des  betreuenden 
Vizegespans,  oder  Bürgermeisters,  sondern  des  Ministe r> 
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des  Innern  nach  des  letzteren  prinzipieller  Entscheidung 
Zahl  38884  vom  Jahre  188G. 

Vom  Gesichtspunkte  der  Möglichkeit  der  richtigen 
Fühi'ung  des  Verzeichnisses  der  Naturalisierten 
ist  im  Sinne  der  Instruktion  des  Ministers  des  Irniern 
Zahl  23  907  vom  Jahre  1889  die  Naturalisation  nicht  in 
das  Register  jenes  Munizipiums  einzutragen,  wo  das  naturali- 
sierte Individuum  wohnt,  sondern  in  das  Register  jenes 
Munizipiums,  in  dessen  Gebiete  es  die  Gemeindezuständig- 
keit erlangt  hat ,  das  Naturalisationsgesuch  selbst 
aber  —  wie  dies  aus  der  beim  §  11  mitgeteilten  Ent- 
scheidung hervorgeht  —  hat  im  Sinne  des  §9  das  nach 
dem  "Wohnsitze  des  Naturalisierenden  (oder  Adoptanten) 
zuständige  Munizipium  zu  verhandeln. 

Die  besondere  Erlangung  der  Natm^alisation  —  durch 
königliches  Diplom  —  normieren  die  hier  folgenden 
Paragraphen : 

§  17  des  Gesetzes. 

Das  Ministerium  hann  hei  Sr.  Majestät  die  Naturalisation 
jener  Ausländer  in  Vorschlag  bringen,  nie  sich  um,  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  aufserordentliclie  und  hervorragende  Ver- 
dienste eruorhen  hahen,  und  entweder  im  Inlande  ivohnen  oder 
erklären,  dafs  sie  sich  hier  niederlassen  werden,  tvenn  sie  auch 
die  in  den  Punlien  2,  3  und  6  des  §  8  aufgezählten  Erforder- 
nisse nicht  besitzen. 

Wenn  der  solcherueise  Naturalisierte  noch  nicht  um  die 
Aufnahme  in  den  Verband  einer  Gemeinde  eingeschritten  ist, 
wird  seine  ZuständigJieitsgemeinde  vorläufig  Budapest  sein. 

Auch  auf  die  mit  höniglichem  Diplom  Naturalisierten  sind 
die  Bestimmungen  der  obigen  §§  12, 13, 14, 15  und  16  anzuwenden. 

§  18  des  Gesetzes. 
Der  naturalisierte  Ausländer   erlangt   durch  die  Naturali- 
sation keinen  ungarischen  Adel. 

Nach  dem  ganzen  Texte  und  Geiste  des  Gesetzes  ist 
es  unzweifelhaft ,  dafs  die  ungarische  Regierung  die  Na- 
turalisation.    auch    wenn    sämtliche    Erfordernisse 
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obwalten,  verweigern  kann  und  dal'«  die  Gewährung 
der  Bitte  ganz  von  ihrem  Belieben  abhängt.  Gegenstand 
der  Prüfling  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  der  Ernst  der 
Absicht  des  Na  tu  ralisationsw^  erbers  beziehungs- 
weise ,  ob  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  nicht  blos  ein 
Mittel  zur  Erreichung  eines  Privatinteresses  oder  zur  Aus- 
spielung eines  ausländischen  Gesetzes  ist.  Seit  letzter  Zeit 
dient  als  Beweis  zur  Rechtfertigung  der  wahr- 
haften Niederlassung  die  Bekleidung  irgendwelcher 
wichtigeren  Stellung ,  die  Gründung  eines  Handelsunter- 
nehmens, inbesonders  aber  der  Env-erb  unbeweglichen  Ver- 
mögens. 

Für  die  Naturalisation  erhebt  der  Staat  keinerlei  Ge- 
bühr, aber  das  Gesuch  ist  mit  ordnungsmäfsigem  Stempel 
zu  versehen. 

§  46  des  Gesetzes. 
Aufser  den  normalen  für  die  Naturalisation  und  die  Aus- 
unnderung  zu  entriddenden  Gebühren  ist  für  die  Aufnahme 
unier  die  ungarischen  Staatsbürger  und  für  die  Entlassung  aus 
dem  ungarische}^  Staatsverbande  keinerlei  Gebühr  oder  Taa:e  zu 
erlegen. 

Vollständigkeit  halber  teilen  wir  hier  übrigens  die 
Punkte  3,  4,  5,  13  und  14  der  im  Gegenstande  des  Voll- 
zuges des  Gesetzes  erflossenen  Verordnung  des  Ministers 
des  Innern  Zahl  584  vom  Jahre  1884  mit: 

,,3.  In  Ansehung  des  §  13  des  Gesetzes  fordere  ich 
P.  T.  auf,  in  der  über  die  Naturalisationsentscheidung  aus- 
zufertigenden Verständigung  den  Naturalisierten  auf  jene 
Bestimmung  des  §  10  aufmerksam  zu  machen,  dafs ,  falls 
er  den  Eid  (Gelöbnis)  binnen  Jahresfrist  nicht  ablegt,  das 
Naturalisationsdokument  seine  Geltung  verliert;  von  der 
Zustellung  dieses  Beschlusses  ist  aber  dem  Betreffenden 
die  Zustellungsbestätigiuig  abzuverlangen. 

4.  Über  die  Ablegung  des  Staatsbürgereides  (Gelöb- 
nisses) übermittle  ich  P.  T.  in  der  Anlage  das  Formular 
des   im   Sinne   des    §    15    aufziuiehmenden   Protokolls    zum 
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Amtsgebrauche  mit  der  Aufforderung,  dafür  Sorge  zu 
tragen .  dafs  bei  den  aufzunehmenden  Protokollen  der  im 
Formular  enthaltene  Text  pünktlich  eingehalten  werde. 

Das  auf  diese  Weise  über  die  Ableg-ung  des  Eides  von 
dem  ersten  Beamten  des  Munizipiums,  von  dem  Naturali- 
sierten, welcher  den  Eid  (Gelöbnis)  ablegt,  und  von  dem 
anwesend  gewesenen  Schriftführer  unterschriebene  Protokoll 
wird  behufs  Aufbewahi'mig  im  Ai'chive  des  Municipiums  zu 
hinterlegen,  der  Tag  der  Eidesleistung  aber  dem  Minister 
des  Innern  zu  melden  sein. 

Übrigens  bemerke  ich ,  dafs  derjenige ,  für  den  das 
Naturalisationsdokument  ausgefertigt  und  der  behufs  Ab- 
legung des  Eides  (Gelöbnisses)  vorgeladen  worden  ist, 
falls  er  sich  zu  diesem  Zwecke  während  der  gesetzlichen 
einjährigen  Frist  meldet,  sobald  als  möglich  zm^  Ablegung 
des  Eides  (Gelöbnisses)  zuzulassen  ist. 

5.  Dafs  P.  T.  der  Bestimmung  des  §  IG  entsprechend 
das  Naturalisationsdokument,  welches  seine  Geltung  ver- 
loren hat,  samt  der  Beurkundung  über  die  erfolgte  Zu- 
stellmig  der  Vorladung  dem  Minister  des  Lmern  unterbreiten 
könne,  ist  es  unerläfslich ,  dafs  die  Vorladungen  betreffend 
diesen  Eid  (dieses  Gelöbnis)  in  Evidenz  gehalten  werden. 

13.  Zu  dem  Behufe ,  dafs  die  im  Sinne  des  §  45  über 
die  Natm-alisationen  und  Auswanderungen  in  je  zwei  Exem- 
plaren zu  führenden  Verzeichnisse  zweckentsprechend  ge- 
geführt  werden  sollen,  habe  ich  es  für  notwendig  gefunden, 
P.  T,  sub.  2  und  3  rubrizierte  Formularien  zu  senden,  deren 
Rubriken  die  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Daten  er- 
schöpfen, überdies  wurde  in  das  Verzeichnis  über  die  Natu- 
ralisation für  den  Tag  der  Eidesleistung  eine  besondere 
Rubrik  aufgenommen,  sowie  das  Verzeichnis  über  die  Ent- 
lassungen mit  den  Rubriken  der  Individuen,  welche  die 
Staatsbürgerschaft  verloren  haben,  und  der  tatsächlich  er- 
folgten Auswanderung  erweitert  wurde. 

14.  In  Ansehung  des  §  46  mache  ich  P.  T.  aufmerk- 
sam, dafs  für  den  ersten  Bogen  der  Naturalisationsgesuche 
2  fl. ,  für  jeden  weiteren  Bogen   aber  ein   50  kr.   Stempel 
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entfällt;  femer  sind  die  Auswanderungsgesuche  per  Bogen 
mit  50  kr.  Stempel  zu  versehen ;  auf  die  Gemeindezeugnisse 
ist  per  Bogen  gleichfalls  ein  50  kr.  Stempel  anzubringen; 
der  erste  Bogen  der  Munizipaiszeugnisse  ist  aber  mit  1  fl., 
die  weiteren  Bogen  mit  50  kr.  Stempel  zu  versehen.  Die 
Beglaubigimgsklausel  unterliegt  keiner  weiteren  Stempel- 
gebühr. Das  über  die  Ablegung  des  Staatsbürgereides  auf- 
genonmiene  Protokoll  ist  gleichfalls  stempelfrei. 

Das    im    4.    Punkte    der    Vollzugsvorschrift    erwähnte 
Protokollformular  ist  das  folgende: 

Protokoll 

Vizegespans       .     ,     des  Komitates 

aufgenommen  mi  -^^5^^ — - — ^^r— — Amte  — 3 öttj! — 

^  Burgermeister  der  Stadt 


am 


Tage   des   Monates  18 


Anwesend  waren: 
N.  N.  N.  N. 

Vizegespan  Naturalisierter. 

Bürgermeister.  In  den  Staatsverband 

N.  N.  Wiederaufgenommener 

Notar  als  Schriftführer.  (Renaturalisierter). 

Gegenstand : 

Ablegung   des   Staatsbürgereides   (Gelöbnisses)   des   in  Tur 

wohnhaften  N.  N. 

N.  N.  wohnhaft  in  Tur,  nachdem  er  mit  dem  Beschlufs 

des   k.   ung.   i\Iinisters   des   Imiern  vom   des 

Monates  190       imter  die  ungarischen  Staats- 

bürger aufgenommen  worden  war,  wurde  hiervon  verständigt 
und  imter  Einem  zur  Ablegung  des  Staatsbürgereides  (Ge- 
löbnisses) vorgeladen. 

T   „  ,         -.  ^T    1   j  •  .    1         naturalisierte   ^.^ 

infolge   dieser  Vorladung  ist   der ^ — ti— .— — -JN.am 

^  ^  renaturaiisierte 

heutigen  Tage  erschienen  und   hat   den  im  §  14  des  G.  A. 
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L:    1879   enthaltenen    Staat sbürgereid    (Gelöbnis)   abgelegt, 
wie  folgt: 

„Ich  N.  N.  schwöre  (gelobe)  bei  dem  lebenden  Gotte, 
dals  ich  zu  Sr.  kaiserlich  imd  königlichen  Majestät,  dem 
apostolischen  König  von  Ungarn  und  der  Verlassung  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  treu  sein,  werde  und  ver- 
spreche, dafs  ich  meine  staatsbürgerlichen  Pflichten  getreu- 
lich erfüllen  werde." 

N.  N. 

Der  Tag   des  auf  diese  Weise  abgelegten  Eides  (z,  B. 

20.  Jänner  188Ü)   wurde    auf  dem  Naturalisationsdokument 

.  ,       ,  TT  T^  1  ,     T  Naturalisierten 

verzeichnet    und    dieses    l)okument    dem   ^p:^ ; :r7—. — - — 

Renaturaüsierten 

übergeben. 

Hiemit  wui'de  das  Protokoll  der  Eidesabiegung  ge- 
schlossen und  gefertigt. 

Datum  ut  supra. 

N.  N.  N.  N. 

Vizegespan  Naturalisierter. 

Bürgermeister.  In  den  Staatsverband 

N.  N.  Wiederaufgenommener 

Notar  als  Schriftführer.  (Renaturahsierter). 

5.    Die  Wiedererlangung  der  Staatsbürgerschaft. 

Analog  zu  der  im  Wege  der  Ehe  erworbenen  unga- 
rischen Staatsbürgerschaft,  erwirbt  ohne  besonderes  Be- 
gehren beziehungsweise  ohne  Willen  des  Individuums  ipso 
facto  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  jene 
mit  einem  Ausländer  verehelichte  Frau  dadurch, 
dafs  ihre  Ehe  von  dem  zuständigen  Gerichte  für  ungültig 
erklärt  wird. 

Diese  Norm  statuiert  §  37  des  Gesetzes  mit  absoluter 
Geltung  und  die  ratio  dieser  Bestimmung  ist,  dafs  die  un- 
gültige Ehe  so  zu  betrachten  ist,  als  wenn  sie  nicht  ge- 
schlossen worden  wäre. 
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§  37  des  Gf  setz  es. 
Ihn   imgarisehe  Staatsbürgerschaft   erlangt   die   mit  einem 
Ausländer  verehelichte  Frau  u/eder ,  wenn  ihre  Ehe  durch  das 
zuständige  Gericht  für  ungültig  erlclärt  wird. 

Bei  dieser  Frage  fällt  es  aul\  dal's  das  Gesetz  die 
Folgen  der  ungültigen  Ehe  für  die  Ausländerin, 
welche  Gattin  eines  ungarischen  Staatsbürgers  geworden 
ist,  anders  feststellt ,  als  für  die  ungarische  Staatsbürgerin, 
welche  einen  Ausländer  geheiratet  hat.  Die  Intention  ist 
die  möglichste  Erhaltung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft. 
Der  Staat  —  wie  wir  dies  im  3.  Titel  dieses  Kapitels  ent- 
wickelt haben  —  entzieht  der  Ausländerin  auch  die  im  "Wege 
der  ungültigen  Ehe  erworbene  ungarische  Staatsbürgerschaft 
nicht,  wenn  sie  in  einer  Putativehe  gelebt  hat,  während 
diese  Distinktion  entfällt,  wenn  eine  Ungarin  mit  einem  Aus- 
länder eine  ungültige  Ehe  geschlossen  hat :  die  Frau  unga- 
rischer Abstammung  erlangt  ihre  ungarische  Staatsangehörig- 
keit in  jedem  Falle  wieder,  ob  sie  schuldig  ist  oder  nicht. 

Auch  an  dieser  Stelle  müssen  wir  mis  atif  den  §  35 
des  Gesetzes  berufen,  im  Sinne  dessen  die  Witwe  eines 
ungarischen  Staatsbürgers,  welche  nach  ihrer  VereheHchung 
ungarische  Staatsangehörige  geworden  ist,  infolge  der  Endi- 
gung der  Ehe  ihre  frühere  Staatsangehörigkeit  noch  nicht 
zm'ückerwirbt,  richtiger  ihi'e  ungarische  Staatsangehörigkeit 
nicht  verliert,  sowie  umgekehrt  die  ungarische  Staats- 
bürgerin, welche  ihre  hierländige  Staatsangehörigkeit  ver- 
loren hat,  dieselbe  infolge  des  Todes  des  ausländischen  Ehe- 
gatten noch  nicht  wiedererlangt,  es  sei  demi,  dafs  sie  im 
Siiuie  des  §  41  um  die  "Wiederaufnahme  in  den  Staatsver- 
band ansucht,  obzwar  sie  vielleicht  niemals  das  Gebiet  des 
Landes  verlassen  hat. 

6.    Wiederaufnahme  iu  den  Staatsverband  (Renaturalisation). 

Unter  der  "Wiederaufnahme  in  den  Staats- 
verband  (Renatm-alisation)  verstehen  wir  die  Naturali- 
sation jener   Individuen ,    welche   früher    schon    ungarische 
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Staatsbürger  waren,  aber  ihre  Staatsangehörigkeit  verloren 
haben  beziehungsweise  aus  dem  ungarischen  Staatsbürger- 
verbande entlassen  wurden. 

In  ihrem  Wesen  ist  die  Renaturalisation  auch  nichts 
anderes  als  Naturalisation,  weil  auch  das  Kriterium 
derselben  der  Wille  des  Renaturalisierten  ist,  sein  Ein- 
schreiten um  die  Wiederaufnahme,  was  die  v5§  38 — 44  des 
Gesetzes  wiederholt  zum  Ausdrucke  gelangen  lassen. 

§  38  des  Gesetzes. 
Auf  diejenigen,  tvelche  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  ver- 
loren haben  und  um  die  Wiederaufnahme  unter  die  ungarischen 
Staatsbürger  einschreiten,  sind  die  obigen  von  der  Aufnahme  in 
den  Staatsverband  handelnden  Bestimmungen  anzuwenden,  in- 
sofern die  folgenden  Paragraphen  keine  Ausnahme  statuieren. 

Dafs  das  Gesetz  solchen  gegenüber,  welche  schon 
ungarische  Staatsbürger  gewesen  sind,  Ausnahmen  be- 
griindet,  ist  natürlich  und  versteht  sich  auch  von  selbst, 
dafs  diese  Ausnahmen  dahin  abzielen ,  den  Wiedererwerb 
der  Staatsangehörigkeit  zu  erleichtern. 

So  kann  derjenige,  welcher  durch  Entlassung  oder  Ab- 
wesenheit die  migarische  Staatsbürgerschaft  verloren,  aber 
eine  andere  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat ,  auch 
in  dem  Falle  zwischen  die  ungarischen  Staatsbürger  auf- 
genommen werden ,  wenn  er  auch  in  das  Land  zu 
wohnen  nicht  zurückgekehrt  ist,  ja  ein  solcher 
Renaturalisierter  erlangt  sogar  seine  frühere  Gemeinde - 
Zuständigkeit  wieder.  In  solchen  Fällen  ist  also  das  Ge- 
such um  die  Wiederaufnahme  in  den  Staatsverband  bei 
dem  ersten  Beamten  jenes  Munizipiums  zu  überreichen,  auf 
dessen  Gebiete  jene  Gemeinde  gelegen  ist,  in  welcher  das 
wiederaufzunehmende  Individum  vor  dem  Verluste  seiner 
Staatsangehörigkeit  die  Zuständigkeit  besessen  hat.  Dies 
müssen  wir  deshalb  hervorheben,  weil  es  in  diesem  Falle 
um  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  oder  um  die 
Zusicherung  der  Aufnahme  früher  einzuschreiten  überflüssig 
ist,   obzwar   die   Textierung   des   §   43,  im  Gegensatze   zu 
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§  30,  zu  entgegengesetzter  irriger  Supposition  Anlafs  bieten 
könnte. 

^'  39  des  Gesetzes. 

Wer  durch  Enilassung  oder  Abwesenheit  seine  ungarische 
Staatshürgerschaft  verloren  und  eine  andere  Stüatshürgcrschaft 
nicht  encorben  hat,  Icann  auch  dann  unter  die  ungarischen 
Staatsbürger  ivieder  aufgenommen  icerden,  uenn  er  auf  das 
Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  Krone  zu  uohnen  nicht 
zurückgelehrt  ist. 

In  diesem  letzteren  Falle  erwirbt  der  in  den  Staatsverband 
Wiederaufgenommene  seine  frühere  Gemeindezuständigheit  zurück. 

§  40  des  Gesetzes. 
Wer  durch  Entlassung  oder  Abicesenheit  seine  ungarische 
Staatsbürgerschaft  verloren  hat  und  nach  seiner  Büchlehr  in 
das  Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  Krone  in  den  Verband 
einer  inländischen  Gemeinde  aufgenommen  wird  beziehungsweise 
die  Zusicherung  der  Aufnahme  erlangt,  ist  über  sein  Ansuchen 
unter  die  ungarischen  Staatsbürger  uiederaufzunehmen. 

Aus  der  Vergleicliung  der  beiden  Paragraphen  ist  es 
evident,  dais  während  im  Falle  des  §  39  die  in  den  Punkten 
2 — 6  des  §  8  festgestellten  Voraussetzungen  der  Naturali- 
sation ganz  entfallen  können,  bei  der  Renaturalisation  ge- 
mäfs  §40  unerläfs liehe  Voraussetzung  die  Rück- 
kehr in  das  Land  und  die  Niederlassimg  gemäfs  §  8 
Punkt  2  istM. 


1)  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
89,654  vom  Jahre  1890: 

Die  mit  dem  Berichte  des  Bürgermeisters  der  k.  Freistadt  K.  in 
Angelegenheit  des  Gesuches  des  in  B.  wohnhaften  M.  F.  Z.  um 
Wiederaufnahme  in  den  Staatsverband  imterbreiteten  Akten  sende 
ich  mit  der  Eröffnung  zurück,  dafs  dem  Ansuchen  des  Einschreiters, 
abgesehen  davon,  dafs  auch  seine  ursprüngliche  ungarische  Staats- 
angehörigkeit nicht  gehörig  nachgewiesen  ist,  auf  Grund  des  §  39 
des  G.  A.  L  1879:  deshalb  nicht  Folge  gegeben  werden  kann,  weil  der 
Einschreiter  in  der  Entlassungsurkunde  der  k.  k.  Bezirkshauptmann- 
schaft H.  als  ein  Individuum  bezeichnet  erscheint,  welches  die  öster- 
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Von  dem  §  40,  welcher  die  jetzt  zitierte  prinzipielle 
Entscheidung  im  Allgemeinen  richtig  interpretiert,  kann 
auch  eine  Ausnahme  gedacht  werden ,  in  restriktiver  oder 
extensiver  Richtung  auf  Grund  des  {^  47,  gemäis  welchem: 

^  47  des  Gesetzes. 
Ausnahmen  von  diesem  Gesetze  sind  jenen  Staaten  gegen- 
über zulässig,  mit  ivelchen  in  diesem  Gegenstande   Verträge  ge- 
schlossen  ivurden ,   insofern   solche   Verträge   vom  gegemuärtigtn 
Gesetze  ahtveichende   Verfügungen  enthcdten. 

Mit  diesem  Paragraphen  werden  wir  uns  im  HI.  Kapitel 
näher  beschäftigen.  An  dieser  Stelle  wird  er  deshalb  er- 
wähnt ,  weil  von  §  40  ein  Staatsvertrag  in  Ansehung  der 
aus  der  Schweiz  ausgewiesenen  ungarischen 
Staatsbürger  eine  Ausnahme  statuiert. 

Diesen  Staatsvertrag  publiziert  die  Verordnung  des 
^Ministers  des  Innern  Zahl  71 130  vom  Jahre  1887  (vergl. 
ni.  Kapitel)  und  derselbe  weicht  insofern  von  §  40  ab,  dats 
das  aus  der  Schweiz  ausgewiesene  Lidividuum,  welches 
seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  hat,  wenn  es 
keine  andere  Staatsbürgerschaft  erworben  hat,  unter  die 
ungarischen  Staatsbürger  unbedingt  aufzunehmen  ist,  also 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  in  den  Verband  einer  Ge- 
meinde aufgenommen  oder  ihm  die  Aufnahme  zugesichert 
wurde. 

Übrigens  bietet  eine  präzise  Interpretation 
der  §§  39  und  40  der  Erlafs  des  k.  ung.  Ministers  des 
Innern  an  den  Gouverneur  von  Fiume  Zahl  28555  vom 
Jahre  1895 ,  welchen  wir  hier  wegen  seiner  Wichtigkeit 
und  prinzipiellen  Bedeutung  einschalten: 


reichisclie  Staatsbürgerscliaft  erworben  hat;  auf  Grund  des  §  40 
desselben  G.A.  aber  deshalb  nicht,  weil  seine  Rückkehr  in  das  Gebiet 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  beziehungsweise  seine  hierländige 
ständige  Niederlassung  nicht  nachgewiesen  ist.  Aufser  dem  Nachweise 
dieses  Erfordernisses  mvifs  auch  der  Einschreiter,  damit  sein  Ansuchen 
um  die  Wiederaufnahme  in  den  Staatsverband  in  günstigem  Sinne 
erledigt  werden  könne,  seine  ursprüngliche  ungarische  Staatsbürger- 
schaft in  glaubwürdiger  Weise  nachweisen. 
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„In  Ihrem  Berichte  wrirde  die  Frage  aufgeworfen:  ob 
mit  Rücksicht  auf  den  J?  39  des  G.A,  L:  1879  ein  unga- 
rischer Staatsbürger,  der  sein  Staatsbürgerrecht  durch  Ab- 
wesenheit (§  31)  verloren  hat,  ohne  dal's  er  aber  die  Staats- 
bürgerschaft eines  anderen  Staates  erworben  hätte,  seine 
AViederaufnahme  in  den  Staatsverband  zu  fordern  berechtigt 
sei  oder  ob  seine  diesbezügliche  Bitte  zurückgewiesen 
werden  könne?  Die  präzise  Entscheidung  der  Frage  kann 
blos  auf  Gnnid  des  §  39  nicht  erfolgen,  sondern  nur  durch 
die  comiexe  Berücksichtigung  der  sämtlichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Renaturalisation,  insbesonders  des 
i^  40  des  Gesetzes,  weil  i;  39  den  Fall  normiert,  in  welchem 
das  durch  Abwesenheit  der  Staatsbürgerschaft  verlustig  ge- 
gewordene Individuum  wiederaufgenommen  werden  kann, 
der  §  40  aber  den  Fall ,  in  welchem  derselbe  zurückzu- 
nehmen ist.  Der  letztere  Fall,  dafs  jemand  seine  Wieder- 
aufnahme in  den  Staatsverband  verlangen  könne ,  ist  nach 
§  40  an  zwei  Bedingungen  geknüpft :  1.  dafs  der  Betreffende 
in  das  Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  Krone  zurück- 
kehre ,  selbstverständlich  behufs  ständiger  Niederlassung, 
und  2.  dafs  er  in  den  Verband  einer  inländischen  Gemeinde 
aufgenommen  werde ,  beziehungsweise  dafs  ihm  die  Auf- 
nahme in  den  Gemeindeverband  zugesichert  sei.  Wemi 
Einschreiter  diesen  zwei  Bedingiuigen  entsprochen  hat,  so 
ist  er  in  den  Verband  des  Staates  aufzunehme»;  wobei  der 
Umstand  ganz  irrelevant  ist,  ob  der  Betreffende  mittlerweile 
eine  neue  Staatsangehörigkeit  erworben  hat  oder  nicht, 
weil  das  Gesetz  diese  BedingTing  nicht  erwähnt.  Der  zweite 
Fall,  nämlich  die  Möglichkeit  der  "Wiederaufnahme  auf 
Grund  des  i?  39  ist  nur  an  eine  Bedingung  geknüpft:  dafs 
das  Individuum,  welches  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
durch  Entlassung  oder  Abwesenheit  verloren  hat,  inzwischen 
keine  andere  Staatsangehörigkeit  erworben  hat.  Wenn  der 
Betreffende  inzwischen  auch  eine  andere  Staatsbürgerschaft 
erworben  hat,  überdies  auch  in  das  Landesgebiet  nicht 
zurückgekelu't  ist  und  sich  in  den  Verband  einer  Gemeinde 
nicht    aufnehmen    liefs,    besser  gesagt    die   Aufnahme    ihm 
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nicht  zugesichert  wurde ,  so  kann  seine  Bitte  weder  auf 
Gnmd  des  §  39  noch  aucli  des  ^  40  erfüllt  werden,  d.  h. 
der  Betreffende  kann  dann  überhaupt  der  Begünstigung 
der  Renaturalisation  nicht  teilhaftig  werden. 

Ich  fasse  daher  kurz  meine  Antwort  dahin  zusammen: 
seine  auf  §  39  des  G.A.  L:  1879  gegründete  Bitte  kann 
zurückgewiesen  werden,  d.  h.  die  Grewährung  oder  Nicht- 
gewährung der  Bitte  ist  Ihrem  diskretionären  Wirkungs- 
kreise anheimgestellt :  dem  auf  §  40  des  zitierten  Gesetzes 
gegründeten  Begehren  ist  aber  unbedingt  zu  entsprechen.  Es 
versteht  sich  von  selbst,  dafs  die  betreffenden  Gesuche 
solche  sein  müssen,  dafs  die  §§39  beziehungsweise  40  auf 
dieselben  wörtlich  angewendet  werden  können;  wenn  also 
Jemand  mit  Berufung  auf  §  39  um  die  Wiederaufnahme  in 
den  Staatsverband  ansucht,  d.  h.  es  sich  um  das  Gesuch 
eines  Indi^-iduimis  handelt,  welches  in  das  Landesgebiet 
nicht  ziulickgekehrt  ist  und  welchem  die  Aufnahme  in 
den  Gemeindeverband  nicht  in  Aussicht  gestellt  wurde,  so 
mufs  auch  nachgewiesen  werden,  dafs  es  mittlerweile  keine 
andere  Staatsbürgerschaft  erworben  hat,  weil  es  nur  dann 
unter  §  39  des  G.A.  L:  1879  fällt,  d.  h.  dann  kann  es  — 
mufs  aber  nicht  unbedingt  —  in  den  Staatsverband  wieder 
aufgenommen  werden.  Ich  kann  aber  zu  betonen  nicht 
unterlassen,  dafs  das  Recht  der  Beschlufsfassung  im  Sinne 
des  G.A.  L :  1879  dem  unter  meiner  Leitung  stehenden 
Ministerium  zusteht."  ///^ 

§  41  des  Gesetzes. 
Jene  Frau,  die  zufolge  der  Entlassung,  der  Äbivesenheit 
ihres  Gatten  oder  ihrer  mit  einem  Ausländer  eingegangenen  Ehe 
ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  ist  über  ihr 
Einschreiten  wieder  unter  die  ungarischen  Staatsangehörigen 
aufzunehmen,  wenn  sie  von  ihrem  Gatten  getrennt,  ihre  Ehe 
aufgelöst  oder  icenn  sie  Wiiive  tvird  und  ivenn  sie  im  Gebiete 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  in  den  Verband  einer  Ge- 
meinde aufgenommen  oder  ihr  die  Aufnahme  in  Aussicht  ge- 
stellt tcurde. 
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Aus  der  Vorgleichung  dieses  Paragraphen  mit  den 
§§  39  und  4U  geht  hervor,  dafs  bei  der  Renaturali- 
sation  von  Frauen,  wenn  sie  ihre  ungarische  Staats- 
angehörigkeit durch  Entlassung  oder  Abwesenheit  verloren 
haben,  zwei  Fälle  unterschieden  werden  müssen.  Wenn 
nämlich  eine  verehelichte  Frau  selbständigerweise  ihre 
ungarische  Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  so  sind  auch 
bezüglich  ihrer  die  §§39  und  4o  mafsgebend:  wenn  aber 
der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  so  erfolgt  ist,  dal's  sie 
die  begleitende  Folge  der  Entlassung  oder  der  Abwesenheit 
des  Gratten  ist ,  so  kann  auch  die  Renaturalisation  nicht 
unabhängig  vom  Gatten  erfolgen,  ausgenommen  wenn  die 
Frau  „von  ihrem  Gatten  gerichtlich  getrennt,  ihre  Ehe  auf- 
gelöst oder  wenn  sie  "Witwe  wird". 

Unter  Trennung  müssen  wir  die  rechtsgüliige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden 
Staates,  unter  Auflösung  die  Lösung  der  Ehe  dem  Bande 
nach  verstehen,  wodurch  die  Frau  zur  Renatiu'alisation  em 
besonderes  Recht  erwirbt.  Falls  diese  Umstände  nicht  ob- 
walten sollten,  kann  nicht  einmal  die  gewöhnliche  Naturali- 
sation der  ausländischen  Staatsbürgerin  gewährt  werden, 
weil  die  Gattin  eines  ausländischen  Staatsbürgers  nach  der 
bei  §  7  mitgeteilten  Entscheidimg  Zahl  3257  aus  dem  Jahre 
188G  nur  in  dem  Falle  die  ungarische  Staatsangehörigkeit 
erwerben  kann,  wenn  das  Gericht  wenigstens  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  verfügt  hat. 

In  dieser  Praxis  ist  ein  gewisser  Widerspruch ,  wenn 
wir  erwägen,  dafs  nach  der  angenommenen  xA.uslegung  des 
§  26  des  Gesetzes  die  verehelichte  Frau  als  eigenberechtigte 
und  dispositionsiahige  Person  aus  dem  Staatsverbaude  — 
nämhch  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates  — 
eventuell  auch  ohne  ihren  Gatten  entlassen  werden  kann; 
das  Gesetz  bringt  also  eine  mildere  Auffassung  zur  Geltung 
in  Ansehung  der  Aufhebung  des  Staatsverbandes,  als  in- 
betreff  der  Möglichkeit  des  Erwerbes,  richtiger  der  Zurück- 
erwerbung der  ungarischen  Staatsangehörigkeit. 

Im  Falle  der  Ungültigkeit  der  Ehe  haben  wir  gesehen, 
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dals  die  Frage  in  entgegengesetzter  und  zwar  richtiger 
Weise  gelöst  wm-de.  (Vgl.  die  Erläuterung  der  §§  5 
und  37.) 

Wer  als  Minderjäluiger  seine  Staatsangehörigkeit  ver- 
loren hat,  kann  sie  unter  den  im  §  42  des  Gesetzes  ent- 
haltenen Bedingungen  im  Wege  der  Renaturalisation 
wiedererwerben. 

§  4:2  des  Gesetzes. 
Wer  (hirch  die  Entlassimg  oder  Ahivesenheit  seines  ehelichen 
Vaters  als  Minderjähriger  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft 
verloren  hat,  ist  nach  dem  Tode  seines  Vaters  oder  nachdem  er 
im  Sinne  der  Gesetze  seines  neuen  Vatet'landes  seine  Grofs- 
jährigl-eit  erreicht  hat  und  in  beiden  Fällen  in  den  Verband 
einer  Gemeinde  auf  dem  Ländergebiete  der  ungarischen  Krone 
aufgenommtn  beziehungsweise  ihm  diese  Aufnahme  in  Aussicht 
gestellt  uurde,  auf  Grund  seines  Ansuchens,  zu  welchem,  ivenn 
er  minderjährig,  die  Zustimmung  seines  Vormundes  erforderlich 
ist,  unter  die  ungarischen  Staatsbürger  aufzunehmen. 

Diese  Bestimmung  des  Gesetzes  ist  eine  Folge  der 
§§  26  und  32,  gemäfs  welchen  die  Entlassung  (Verlust  der 
Staatsangehörigkeit)  sich  auf  die  unter  väterlicher  Gewalt 
befindlichen  minderjähi'igen  Kinder  des  entlassenen  (ab- 
wesenden) Mannes  erstreckt,  wenn  diese  mit  dem  Vater 
zusammen  auswandern  beziehungsweise  bei  ihm  sind.  Li 
solchem  Falle  gelangen  also  die  auf  die  Renaturalisation 
bezüghchen  milderen  Normen  zur  Anwendung.  Nicht 
mafsgebend  ist  der  §  42,  wenn  der  Minderjährige  aus 
einem  anderen  Grunde  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft 
verloren  hat,  als  durch  die  Entlassung  oder  Abwesenheit 
seines  ehelichen  Vaters;  so  kann  nur  von  gewöhnlicher 
Natm-alisation  die  Rede  sein,  wenn  der  Minderjähi'ige 
selbständig  aus  dem  Staatsverbande  entlassen  wurde  oder 
seine  ungarische  Staatsangehörigkeit  dadurch  verloren  hat, 
dafs  ihm  sein  unehelicher  Vater  ausländischer  Staats- 
angehörigkeit im  Sinne  der  Gesetze  seines  Vaterlandes 
legitimiert  hat. 
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Durcli  die  Abwesenheit  oder  Entlassung  der  Mutter 
verliert  das  mit  ihr  ausgewanderte  Kind  eo  ipso  seine 
ungarische  Staatsangehörigkeit  auch  dann  nicht,  wenn  es 
aulser  der  Ehe  geboren  wurde,  in  solchem  Falle  obwaltet 
also  keine  Notwendigkeit  der  Renaturalisation. 

§  43  des  Gesetzes. 

Das  Gestich  um  Wiederaufnahme  in  den  Staatsverband  ist 
in  den  FäUeti  der  §§  38,  39,  40,  41,  42,  hei  jener  im  §  9 
bezeichneten  Behörde  zu  überreichen,  zu  deren  Gebiete  jene  Ge- 
meinde gehört,  in  deren  Verband  der  Einschreiter  aufgenommen 
beziehungsiveise  die  Aufnahme  ihm  in  Aussicht  gestellt  iiird. 

Hieher  bezüglich  haben  wir  schon  oben  betont,  dals 
im  Falle  des  §  39  das  Gesuch  imi  die  Wiederaufnahme  in 
den  Staatsverband  nicht  bei  jener  Behörde  zu  überreichen 
ist,  welche  §  43  unter  Bezugnahme  auf  v^  9  bezeichnet, 
sondern  bei  jener,  in  deren  Gebiete  die  zu  renaturalisierende 
Person  gemeindezuständig  ist. 

§  44  des  Gesetzes. 

Auf  den  Renaturalisierten  erstreckt  sich  in  der  Regel  jene 
Bestimhumg  des  §  15  nicht,  dafs  er  nur  nach  Verlauf  von  zehn 
Jaltren  Mitglied  der  Gesetzgebung  sein  kann,  ausgenommen, 
wenn  er  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  durch  Naturalisation 
erlangt  hat  (§  6)  und  seit  der  Zeit  der  Erlangung  noch  keine 
zehn  Jahre  verstrichen  sind. 

Wie  die  Bedingungen  der  Renaturalisation 
im  Allgemeinen  viel  leichter  smd,  als  die  Modalitäten  der 
gewöhnlichen  Naturalisation,  so  ist  sie  auch  in  ihrer  Wirk- 
samkeit gewichtiger  als  die  letztere,  weil  das  renatiu-alisierte 
Individuum  nach  Ablegung  des  staatsbürgerlichen  Eides 
sofort  Mitglied  der  Gesetzgebung  sein  kami,  während  der 
Naturahsierte  gemäfs  §  15  erst  nach  Ablauf  von  zehn 
Jahren.  Auf  einen  solchen  Renatm'aHsierten,  welcher  seine 
frühere  ungarische  Staatsbürgerschaft  im  Wege  der  Naturali- 
sation erlangt  hat,  erstreckt  sich  diese  Begünstigung  nur 
dann,  wenn  seit  der  Zeit  der  Erlangung  schon  zehn  Jahre 
verstrichen  sind. 
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Unter  Mitglieder  der  Gesetzgebung  versteht 
§  44  niu'  die  Mitgliedschaft  des  Abgeordnetenhauses,  weil 
im  Falle  der  Renaturalisation,  welche  nicht  Wiederherstellung 
des  fniheren  Rechtes,  sondern  neues  staatsbürgerliches  Recht 
begiiindet,  der  Renatui'alisierte  das  Recht  der  Mitgliedschaft 
im  Magnatenhause  noch  nicht  erlangt  hat.  Diese  An- 
schauung hat  der  k.  ung.  Justizminister  in  seiner 
Zuschrift  Zahl  34  320  vom  Jahre  1889^)  an  den  k.  ung. 
Minister  des  Innern  zum  Ausdrucke  gebracht. 


')  Entscheidung  des  k.  ung.  Justizministers  Zahl 
34,320  vom  Jahre  1889.  Mitglied  des  ungarischen  Maguatenhauses 
kann  nur  derjenige  sein,  welcher  auch  ungarischer  Staatsbürger  ist, 
weil  im  §  10  lit.  d)  des  G.A.  1885:  VII  klar  ausgesprochen  wird ,  dafs 
ohne  Rücksicht  auf  die  Rechtsgrundlage  das  Mitglied  des  Magnaten- 
hauses die  Mitgliedschaft  verliert,  wenn  es  der  Staatsbürgerschaft 
verlustig  wird.  Der  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  tritt 
aber  ein,  wenn  irgendwelcher  im  §  20  aufgezählte  Fall  des  auf  die 
Staatsbürgerschaft  der  Mitglieder  des  Magnatenhauses,  also  auch  der 
Indigenen  ausnahmslos  anzuwendenden  G.A.  L:  1879  auf  die  in  den 
weiteren  Paragraphen  dieses  Gesetzes  festgesetzte  Weise  obwaltet. 
Nachdem  Prinz  X.  ständig  aufserhalb  des  Landesgebietes  wohnhaft 
ist,  mufs  in  Betracht  gezogen  werden,  ob  er  durch  die  im  §  31  des 
zitierten  Gesetzes  genau  bestimmte  Abwesenheit  seine  ungarische 
Staatsbürgerschaft  noch  nicht  verloren  hat.  Nach  dem  früher  be- 
standenen Rechte  wurde  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  durch  Ab- 
wesenheit nicht  verloren.  Deshalb  verfügt  der  zitierte  G.  A.  im  letzten 
Absätze  des  §  48  klar,  dafs  die  im  §  31  fe.stgesetzte  zehnjährige  Ab- 
wesenheit vom  Tage  des  Inslebentretens  dieses  Gesetzes  zu  berechnen 
ist.  Es  sind  aber  noch  nicht  volle  zehn  Jahre,  dafs  dieses  Gesetz  in 
Wirksamkeit  ist  und  deshalb  hat  bis  zum  heutigen  Tage  kein  unga- 
rischer Staatsbürger  seine  Staatsangehörigkeit  Abwesenheit  halber 
verloren.  Der  G.  A.  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  wurde  nämlich  in  beiden  Häusern  des  Reichstages 
am  24.  Dezember  1879  kundgemacht,  weshalb  in  Anbetracht,  dafs  in 
der  Vollzugsklausel  kein  besonderer  Tennin  des  Inslebentretens  fest- 
gesetzt ist,  gemäfs  §  1  des  damals  in  dieser  Hinsicht  in  Geltung  ge- 
wesenen G.A.  XIII:  1870,  dieses  Gesetz  am  8.  Jänner  18«0  in  Wirk- 
samkeit getreten  ist  und  demnach  die  erwähnten  zehn  Jahre  am 
8.  Jänner  des  künftigen  Jahres  1890  vollendet  sein  werden.  Nach 
diesem  Tage  verlieren  alle  diejenigen  ihre  ungarische  Staatsbürger- 
schaft,   welche  während   dieses    zehnjährigen  Zeitraumes   ständig   im 

Berenyi  und  Tar.ian,  Staatsbürgerschaft.  5 
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7.    Massenweise  Rtickansiedelung  (/urücknahme). 

Eine  besondere  und  beziehungsweise  noch  einfachere 
Art  der  Renaturalisation  hat  G.  A.  188»):  IV  konstituiert, 
welcher  die  Naturalisation  der  massenliaften  Rückansiedler 
regelt.  Dieses  Gesetz  wurde  gelegentlich  der  Renaturalisation 
der  Csängomagyaren  aus  der  Bukowina  geschaffen.  Es  hat 
sich  nämlich  die  Notwendigkeit  ergeben,  dais  die  öffentlich 
rechtlichen  Verhältnisse  der  massenhaften  Rückansiedler  ge- 
regelt werden  sollen,    nach  welchen  iln-e  Aufnahme  in  den 


Auslande  gewohnt  haben,  wenn  sie  unter  den  im  §  81  des  zitierten 
Gesetzes  bezeichneten  Modalitäten  ihre  ungarische  Staatsbürgerschaft 
nicht  aufrechterhalten  haben.  Bis  zu  dieser  Zeit  kann  für  Niemanden 
ausgesprochen  werden,  dafs  er  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft 
durch  Abwesenheit  verloren  hat.  In  dieser  Hinsicht  macht  es  keinen 
Unterschied,  ob  Jemand  Mitglied  eines  eingeborenen  ungarischen  oder 
einer  Indigenenfamilie  ist  und  demzufolge  werden  auch  die  Mitglieder 
aller  jener  Magnatenfamilien,  welche  zehn  Jahre  vom  Lande  abwesend 
waren,  damals  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  und  mit  dieser  auch 
das  Recht  der  erblichen  Mitgliedschaft  im  Magnatenhause  verlieren. 
Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dafs  Prinz  X.  bisher  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  Abwesenheit  halber  nicht  verloren  hat  und  nach- 
dem ich  es  für  nicht  Avahrscheinlich  halte,  dafs  der  Genannte  seine 
Staatsangehörigkeit  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Entlassung  oder 
durch  die  auf  §  30  des  G.  A.  L :  1879  beruhende  behördliche  Verfügung 
verloren  hätte,  ist  Prinz  X.,  insofern  ein  solcher  anderer  Fall  des 
Verlustes  der  Staatsbürgerschaft  nicht  obwaltet,  gegenwärtig  als 
ungarischer  Staatsbürger  zu  betrachten.  Ich  erachte  es  für  not- 
Avendig  noch  hervorzuheben,  dafs  obzwar  eine  solche  Person,  welche 
ungarischer  Staatsangehörigkeit  gewesen  ist  und  ihre  ungarische 
Staatsbürger.schaft  verloren  hat,  durch  Renaturalisation  unter  leichteren 
Bedingungen  neuerlich  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erwerben 
kann,  aber  diese  neuerlich  erworbene  Staatsbürgerschaft  ist  keine 
restitutio  in  integrum,  sondern  ein  neues  Staatsbürgerrecht.  Dem- 
zufolge gewährt  die  Renaturalisation  unter  Anderem  dem  Betreffenden 
auch  das  Recht  auf  jene  Mitgliedschaft  im  Magnatenhause  nicht, 
"welches  er  früher  mit  der  Staatsbürgerschaft  zusammen  verloren  hat. 
Dieses  Recht  könnte  er  neuerlich  nur  so  erwerben,  dafs  ihm  nach 
dem  neuerlichen  Erwerbe  der  Staatsbürgerschaft  das  erbliche  Recht 
der  Mitgliedschaft  im  Magnatenhause  auf  die  im  Gesetze  festgesetzte 
"Weise  neuerlich  verliehen  wird. 
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Gemeindeverband  und  hiermit  unter  einem  in  die  Reihe 
der  Staatsbüi'ger .  vom  Gesichtspunkte  ihrer  Wehrpflicht 
und  ihrer  anderen  Verhältnisse  ehestens  bewirkt  werden 
könne;  anderseits  erschien  es  wünschenswert,  dafs  in  An- 
sehung ähnHcher  Rückansiedehuigen,  welche  in  der  Zukunft 
erfolgen  komiten,  schon  im  vorhinein  der  gesetzliche  Weg 
der  Möglichkeit  der  Regelung  der  Verhältnisse  der  Rück- 
ansiedler gegeben  sei. 

Der  G.A.  1879  :L  verfügt  zwar  über  die  Renaturalisation, 
aber  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  haben  eher  nm" 
die  Rückkehr  des  ausgewanderten  Individuiuns  mid  dessen 
unmittelbarer  Xachkommenschaft  in  Aussicht  genommen. 
Aus  diesem  Grunde  wurde  das  Gesetz  vom  Jahre  1886  ge- 
schaffen ,  welches  in  Berücksichtigung  der  massenhaften 
Rückansiedler  verfügte,  dals  das  Verfahi'en  behufs  AVieder- 
aufnahme  in  den  Staatsverband  auch  dann  angewendet 
werden  könne ,  wenn  die  Auswanderung  seit  lange  erfolgt 
ist  und  unter  einem  auch  die  Feststellung  der  Gemeinde- 
zuständigkeit tunlichst  erleichtert. 

Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  1886  über  die  Naturali- 
sation der  massenweise  Rückansiedler  (Sanktio- 
niert am  13.  März  1886.  Kundgemacht  im  „Orszägos 
Törvenytar"  am  21.  März  1886): 

§  1.  In  Bezug  auf  die  massenliaften  Rückansiedler 
werden  —  ohne  Rücksicht,  wann  sie  oder  ihre  Vorfahren 
ausgewandert  sind  —  die  Bestimmungen  der  §§  38,  39,  40, 
41,  42,  43  und  44  des  G.A.  1879 :L  mit  folgenden  Ab- 
änderungen angewendet. 

§  2.  Die  Gemeindezuständigkeit  der  massenhaften 
Rückansiedler  stellt  der  Minister  cles  Innern  —  bezüglich 
Kroatiens-Slavoniens  der  Banns  —  dem  Erfordernisse  gemäfs 
von  Amtswegen  fest. 

§  3.  Die  massenhaften  Rückansiedler  können  um  die 
Renaturalisation  insgesamt .  oder  wenn  sie  sich  an  ver- 
schiedenen Orten  angesiedelt  haben,  die  an  einem  Orte 
Angesiedelten  zusammen  in  einem  und  demselben  Gesuche 

5* 
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einschreiten  und  haben  hierfür  keine  Gebühr  oder  Taxe  zn 
entrichten. 

§  4.  Mit  dem  Vollzuge  des  Gesetzes  werden  das 
Ministerium,  beziehungsweise  der  Minister  des  Innern  und 
der  Banus  von  Kroatien-Slavonien-Dalmatien  betraut. 

8.    Stillschweigende  Xaturalisatiou. 

In  seinen  Schlufsbestimmungen  trifift  das  Gesetz  noch 
eine  kardinale  Yerfügimg,  welche  wn-  die  Institution  der 
stillschweigenden  Naturalisation  benennen. 

^1^'  48  des  Gesetzes  (2.  Absatz). 
Als  ungarische  Staatsbürger  sind  aticli  jene  zu  betrachten, 
die  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone  bis 
zum  Tage  des  Inslebentretens  dieses  Gesetzes  nenigstens  seit  fünf 
Jahren  ohne  Unterbrechung,  icenn  auch  an  verschiedenen  Orten 
wohnten,  und  in  einer  inländischen  Gemeinde  in  die  Liste  der 
Steuerzahler  aufgeno)nmen  sind,  wenn  sie  binnen  einem ,  vom 
Lish'bentrctoi  dieses  Gesetzes  gerechneten  JaJire  vor  jenem  Muni- 
zipium  beziehungsweise  in  der  hroatisch-slavonischen  Militär- 
grenze vor  jenem  Bezirlsamt  oder  Stadtmagistrat,  in  dessen 
Gebiet  beziehungsweise  Bezirke  ihr  letzter  Wohnort  ist,  niclit 
nachweisen,  dafs  sie  ihre  fremde  Staatsangehörigheit  beibehalten 
haben. 

Diu'ch  diese  Institution  werden  in  die  Reihe  der  un- 
garischen Staatsbiü'ger  gewissermafsen  alle  diejenigen  in- 
ventarisiert, welche  bis  zum  Lislebentreten  des  Gesetzes 
seit  fünf  Jahren  gewohnt  und  ebensolange  Steuer  gezahlt 
haben,  richtiger  in  die  Liste  der  Steuerträger  aufgenommen 
waren. 

Alle  diese  Bürger  sind  von  Gesetzeswegen  als  ungarische 
Staatsangehörige  zu  betrachten,  ohne  dafs  die  Erlangung 
der  Staatsbürgerschaft  an  ihr  aktives  Einschreiten  gebunden 
gewesen  w^äre,  ohne  dafs  sie  ein  Naturalisati onsdokimient 
oder  Naturalisationsdiplom  erhalten  oder  den  Staatsbürgereid 
(das  Angelöbnis)  geleistet  hätten,  m.  e.  W.  sie  sind  still- 
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schweigend  natm-alisiert  worden.  Hierzu  war  nicht  nur 
die  Mitwirkung  der  betreffenden  Naturalisierten  nicht  er- 
forderlich, sondern  im  Gegenteil,  sie  mulsten  bei  ihrer 
Administrativbehörde  nachweisen,  dafs  sie  ihi'e  fremde  Staats- 
bürgerschaft ausdi'ücklich  beibehalten  haben.  Der  blofse 
"Wunsch,  dafs  diese  Ausländer  ihre  fremde  Staatsbürgerschaft 
beibehalten  wollten,  hat  ihre  Einreihung  unter  die  ungarischen 
Staatsbürger  nicht  gehindert. 

Die  ämthche  Feststellung  der  so  „stillschweigend"  er- 
worbenen ungarischen  Staatsbürgerschaft  hat  also  nicht  den 
Charakter  der  formellen  Naturalisation  ( —  sowie  die  ämtliche 
Feststellung  der  diesbezüglichen  Eigenschaft  des  geborenen 
ungarischen  Staatsbürgers  keine  „Natm^alisation"  ist),  weshalb 
von  solchen  Individuen,  welche  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft auf  „stillschweigende"  Weise  erlangt  haben,  nicht 
nur  die  Ablegmig  des  Staatsbürgereides  nicht  gefordert 
werden  kann,  sondern  die  Betreffenden  —  obschon  sie  früher 
Ausländer  gewesen  sind  —  sind  in  die  über  die  Naturali- 
sierten geführten  Register  gar  nicht  aufzunelmien.  (Ent- 
scheidung des  k.  mig.  Ministers  des  Innern  Zahl  92  838 
vom  Jahre  1895). 

"Wir  müssen  hier  hervorheben  und  auf  die  Anomalie 
verweisen,  dafs  das  G-esetz  blos  von  den  im  strengsten 
Sinne,  auf  Grund  der  §§  6 — 9  des  Gesetzes,  mittelst  Naturali- 
sationsdokumentes oder  Naturalisationsdiplomes  „natm'ali- 
sierten"  Ausländern  den  Eid  fordert  und  niu:  diese  in  die 
über  die  Naturalisierten  geführten  Register  aufzunehmen 
verfügt ,  während  die  stillschweigend  Natm'alisierten ,  wie 
die  diu"ch  „Legitimation'"  und  durch  „Eheschliefsung"  un- 
garische Staatsbürger  gewordenen  Ausländer  das  Gesetz  so 
handhabt,  wie  die  geborenen  Ungarn,  d.  h.  die  durch  „Ab- 
stammung die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erworben  haben" 
und  deshalb  kann  z.  B.  das  durch  Legitimation  naturali- 
sierte Individuum  nicht  nur  nach  Verlauf  von  zehn  Jahren 
—  wie  der  eigentliche  Naturalisierte  —  sondern  auch  sofort 
Mitglied  der  Gesetzgebung  werden. 

Sowie  die  durch  den  naturalisierten  Gatten  erworbene 


untiari^chc  Staatsbürgerschaft  sich  imr  auf  seme  Gattin  und 
auf  die  unter  väterlicher  Gewah  stehenden  minder- 
jährigen Kinder  erstreckt,  ebenso  hat  der  Minister  des 
Innern  auf  Gnnid  der  Gesetzesanalogie  mit  der  Entscheidung 
Zahl  1550  vom  Jahre  1887  ausgesprochen,  dafs  die  still- 
schweigend erworbene  ungarische  Staatsbürgerschaft  sich 
auf  die  grofsjähiügen  Kinder  nicht  erstreckt  und  hat  jene 
Kinder  als  ungarische  Staatsbürger  nicht  anerkannt,  welche 
damals  grofsjähi'ig  gewesen  sind,  als  ihr  Vater  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  selbständig  erworben  hat.  Regel  ist 
aber,  dafs  jedes  grofsjährige  und  eigenberechtigte  Individuum 
die  ungarische  Staatsbürgerschaft  selbständig  zu  erwerben 
gehalten  ist. 

Nachdem  dieser  Paragraph  in  Bezug  auf  gewisse  Aus- 
länder die  „stillschweigende"  Naturalisation  anwendet,  wenn 
sie  ihre  ausländische  Staatsangehörigkeit  während  eines 
Jahres,  bis  zum  8.  Jänner  1881  nicht  beibehalten  haben, 
war  es  erforderlich,  dafs  der  betreffende  Ausländer  sich 
noch  während  dieses  fraglichen  Jahres  auch  in 
Ungarn  aufhalte,  weil  falls  er  vor  Ablauf  dieses  Jahres, 
d.  h.  bevor  die  Bestimmung  des  Gesetzes  bezüglich  seiner 
in  Rechtski'aft  erwachsen  wäre .  aus  dem  Lande  in  das 
Ausland  gezogen  ist,  er  durch  diese  seine  Handlung  (factum 
concludens)  seine  ausländische  Staatsbürgerschaft  ebenso 
beibehalten  und  zum  Ausdrucke  gebracht  hat,  dafs  er  kein 
ungarischer  Staatsbürger  werden  will,  als  wemi  er  im  Lande 
bleibend  ausdrücklich  erklärt  hätte,  dafs  er  seine  fremde 
Staatsangehörigkeit  beibehalten  hat\). 


^)  Zuschrift  des  k.  uug.  Ministers  des  Innern  an  den 
k.  ung.  Ackerbauminister  Zahl  24957  vom  Jahre  1896:  Mit 
Bezugnahme  auf  die  Zuschrift  in  Angelegenheit  der  Staatsbürgerschaft 
und  Gemeindezuständigkeit  des  pensionierten  k.  ung.  Oberförsters  J.  0. 
beehre  ich  mich  mitzuteilen,  dafs  der  Genannte,  welcher  laut  der 
Aktenlage  ursprünglich  österreichischer  Staatsbürger  ist,  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  §  48  G.A.  L :  1879 
nicht  erwerben  konnte,  weil  er  nach  der  vorgelegten  Dienstestabelle 
beziehungsweise  laut  Bericht  des  k.  ung,  Oberforstamtes  in  Vinkovce 
vom    1.    August    1880   bis    1.    Au2:ust    ls82   bei    der   Kreisbehörde   in 
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Auf  solche  „stillschweigende"  Weise  haben  nichtsdesto- 
weniger nur  diejenigen  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
ei-worben,  welche  aus  ihrem  eigenen  Entschlüsse  und  in  der 
Absicht  der  Niederlassung  im  Lande  gewohnt  haben, 
während  hingegen  diejenigen,  welche  z,  B.  in  Vertretung 
oder  im  Auftrage  anderer  Staaten,  obschon  auch  Jahre  lang 
hier  gewohnt  und  obschon  sie  eventuell  hier  nach  irgend- 
welchem Vermögen  oder  Einkommen  auch  Steuer  gezahlt 
haben,  die  ungarische  Staatsbüi^gerschaft  nicht  erworben 
haben,  wenn  sie  auch  ihre  fremde  Staatsbürgerschaft  aus- 
drücklich nicht  beibehalten  hätten. 

Von  diesem  Griindsatze  ausgehend,  hat  der  k.  ung. 
Minister  des  Innern  mit  der  Entscheidimg  Zahl  20  723/89 
ausgesprochen,  dafs  die  in  Ungarn  geborenen  Kinder  jener 
Militärperson,  welche  zwar  längere  Zeit  in  Ungarn 
gewohnt,    aber    die    ungarische  Staatsbürgerschaft  nicht  er- 


Saräjevo  gedient,  also  sich  nicht  im  Gebiete  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  aufgehalten  hat.  Die  zitierte  gesetzliche  Bestimmung 
kann  aber  sowohl  ihrem  Geiste,  als  ihrer  richtigen  Auslegung  nach, 
als  auch  mit  Rücksicht  auf  die  bisher  befolgte  Praxis,  heute  nur  in 
dem  Falle  Anwendung  finden,  wenn  der  Betreffende  binnen  einem 
vom  Inslebentreten  des  Gesetzes  gerechneten  Jahre,  vom  8.  Jänner 
1880  bis  8.  Jänner  1881,  d.  h.  während  jener  Zeit,  binnen  welcher  er 
die  Beibehaltung  seiner  fremden  Staatsbürgerschaft  nachzuweisen  be- 
rechtigt gewesen  wäre,  im  Lande  gewohnt  hat.  In  Ansehung  des  im 
achten  Absätze  des  Berichtes  des  k.  ung.  Causarum  regalium  Directo- 
rates  entwickelten  rechtlichen  Gutachtens  inbetreff  der  Gemeinde- 
zuständigkeit wünsche  ich  auch  zu  bemerken,  dafs  die  Bestimmungen 
des  Patentes  vom  Jahre  1859  betreffend  die  Gemeindezviständigkeit 
—  wie  dies  das  unter  meiner  Leitung  stehende  Ministerium  des  Innern 
am  11.  .Juli  1869  sub  Zahl  7863  in  seiner  an  den  k.  k.  Minister  des 
Innern  gerichteten  prinzipiellen  Erklärung  entwickelt  hat  —  in  Ungarn 
keine  bindende  Kraft  erlangt  haben.  Aus  dem  Um.stande  also,  dafs 
J.  O.  seinerzeit  auf  Grund  des  damals  und  dort  inslebengetretenen 
Patentes  betreffend  die  Gemeindezuständigkeit  als  nach  Karänsebes 
zuständig  zu  betrachten  gewesen  wäre,  kann  auf  die  etwaige  unga- 
rische Staatsbürgerschaft  des  Genannten  kein  Schlufs  gezogen  werden, 
weil  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  auch  während  der  Übergangs- 
periode nach  dem  Jahre  1848  nur  den  ungarischen  gewohnheits- 
rechtlichen Normen  entsprechend  erworben  werden  konnte. 


worben  hat,  auch  nicht  als  ungarische  Staatsbürger  betrachtet 
werden  können^. 

Und  als  Folge  desselben  Grundsatzes  hat  der  Minister 
des  Innern  mit  der  Entscheidung  Zahl  24553  vom  Jahi'e 
1888  ausgesprochen,  dals  durch  die  blofse  Ver- 
wendung im  Staatsdienste  —  wemi  nicht  andere  Be- 
dingungen der  Naturalisation  obwaltet  haben  —  die  un- 
garische Staatsbürgerschaft  vor  dem  Lislebentreten  des 
Gr.A.  1: 1883  nicht  erworben  werden  konnte. 

Die  wichtige  Entscheidung  besagt  wörtlich,  wie  folgt : 
„Gelegentlich  der  "Wehrpflicht  des  Julius  H.  wird 
die  ungarische  Staatsbürgerschaft  seines  Vaters  Johann  H. 
nicht  anerkannt.  Der  letztere  war  in  Ungarn  von  1853 — 
18»J7  als  k.  k.  Steuerbeamter  in  Verwendung  und  über- 
siedelte als  pensionierter  Beamter  nach  Wien,  wo  er  bis 
zu  seinem  Tode  geblieben  ist.  In  jenen  Ortschaften  Ungarns, 
in  welchen  er  sich  als  Beamter  aufgehalten  hat  und  ins- 
besonders  in  Kula,  wo  er  von  1858 — 1867  gewesen  ist,  wurde 
er  nirgends  in  den  Gemeindeverband  aufgenommen.  Nachdem 
aber,  wie  dies  bisher  in  allen  Fällen  den  k.  k.  Behörden 
zur  Kemitnis  gebracht  wurde,  durch  die  Verwendung  im 
Staatsdienste  keine  ungarische  Staatsbürgerschaft  erworben 
wurde  imd  dieselbe  als  Voraussetzung  —  nicht  als 
Folge   —   des   Komitats-   und   Staatsdienstes  zuerst   G.A'. 


')  Zuschrift  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  an  den 
Minister  am  allerhöclisten  Hoflager  Zahl  20723  vom  Jahre 
1869:  In  Angelegenheit  der  Staatsangehörigkeit  des  k.  k.  Haupt- 
mannes Baron  K.  P.  beehre  ich  mich  mit  Bezugnahme  auf  die  ge- 
schätzten Zuschriften  vom  27.  Juli  und  5.  Oktober  1.  J.  Zahl  5653 
diensthöflich  mitzuteilen,  dafs  nachdem  die  im  Lande  geborenen 
Kinder  von  Ausländern,  blos  vermöge  ihrer  Geburt  die  Staatsbürger- 
schaft hier  nicht  erwerben,  Baron  K.  P..  bezüglich  dessen  die  ein- 
vernommenen Vorsteher  der  Gemeinde  Zsämoly  nur  soviel  wissen, 
dafs  er  in  ihrer  Gemeinde,  wo  sein  Vater  als  Soldat  stationiert  war, 
geboren  und  erzogen  wurde,  für  den  Fall,  dafs  er  seine  Abstammung 
von  Eltern,  welche  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  besessen  haben 
oder  seine  Naturalisation  nicht  nachweisen  könnte,  als  ungarischer 
Staatsbürger  nicht  betrachtet  werden  kann. 
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1883:  I  festgestellt  hat,  nachdem  auch  die  Praxis  jene 
aus  dem  Jahre  1814  stammende  Norm  anzuwenden, 
dafs  zehnjähi'iger  ungehinderter  und  ohne  Legitimations- 
urkunden  fortgesetzter  Aufenthalt  den  stillschweigenden 
Ei-\^-erb  der  Staatsbürgerschaft  nach  sich  gezogen  hat,  in 
diesem  Falle  nicht  zur  Geltung  gelangen  kann,  weil  die 
Einwanderung  einen  ständigen  Aufenthalt  hier- 
zulande nicht  zur  Folge  gehabt  hat  und  weil 
kein  Erwerb  von  Gemeindezuständigkeit  ob- 
waltet, infolgedessen  fehlt  jede  Grmidlage.  dafs  Julius  H. 
nach  seinem  Vater  als  ungarischer  Staatsbürger  anerkannt 
werde". 

Aus  dieser  Entscheidung  kann  auch  festgestellt  werden, 
dafs  schon  die  ältere  Praxis  ständigen  Aufenthalt 
hierzulande  und  den  Erwerb  der  ungarischen  Gemeinde - 
Zuständigkeit  zimi  Erwerb  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
gefordert  hat. 

An  dieser  Stelle  müssen  wir  auch  erwähnen,  wie  sehr 
die  ungarische  Regierung  auf  die  Unversehrtheit  der  Rechts- 
kontinuität bedacht  gewesen  ist,  als  sie  in  ihren  ver- 
schiedenen Entscheidungen  ausgesprochen  hat,  dafs  die 
ungarische  Staatsbürgerschaft  auch  während  der  Übergangs- 
periode nach  1848  nur  den  ungarischen  gewohnheitsrecht- 
lichen Normen  entsprechend  erworben  werden  konnte,  dafs 
die  Bestimmungen  des  Patentes  betreffend  die  Ge- 
meindezuständigkeit vom  Jahre  1859  in  Ungarn  keine 
verpflichtende  Kraft  haben  und  dafs  das  zur  Zeit  der 
Sistierung  der  staatlichen  Selbständigkeit  im  Sinne  dieses 
Patentes  regierungsbehördlich  verliehene  Staatsbürgerrecht 
vom  staatsrechtlichen  Gesichts j)unkte  mit  der  neuerlich 
wiederhergestellten  ungarischen  Staatsbürgerschaft  als  iden- 
tisch nicht  betrachtet  werden  kann.  (Zuschrift  des  Ministers 
des  Innern  1982/1881.) 

Als  rechtsgeschichtliches  Moment  erwähnen  wir  im  Zu- 
sammenhange, dafs  im  Sinne  des  Hofdekretes  Zahl  10661 
vom  Jahre  1814  und  der  älteren  gesetzlichen  Praxis  bei 
zehnjährigem    ungestörtem    pafslosem  Aufenthalt   —   wenn 
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dazu  auch  die  stillschweigend  oder  ausdi'ücklich  erfolgte 
Aufnahme  in  den  Verband  einer  inländischen  Gemeinde  ge- 
treten ist  —  das  aus  Österreich  eingewanderte  Indivi- 
duum stillschweigend  die  Staatsbürgerschaft  erwerben  konnte 
(Entscheidung  des  Ministers  des  Innern  Zahl  21941  vom 
Jahre  1880);  nichtsdestoweniger  wurde  der  Grundsatz,  dal's 
die  nach  Ungarn  in  den  vierziger,  eventuell  in  den  fünfziger 
Jahren  eingewanderten  österreichischen  Staatsbürger  die 
ungarische  Staatsbürgerschaft  unter  den  jetzt  erwähnten 
Umständen  erwerben  können,  früher  auch  nur  dann  an- 
gewendet, wenn  die  Einwanderung  zum  Zwecke  des  stän- 
digen Aufenthaltes  erfolgt  und  wenn  der  Betreffende  nach 
Österreich  nicht  zurückgekehrt  ist  (Zuschrift  des  Ministers 
des  Lmeren  Zahl  553  vom  Jahre  1887). 

Hingegen  diejenigen,  welche  mit  der  Absicht  der  Nieder- 
lassung in  Ungarn  gewohnt  haben,  wenn  bezüglich  ihrer 
die  Voraussetzungen  des  §  48  obwalteten  und  sie  ihi'e  fremde 
Staatsbürgerschaft  während  eines  Jahres  nicht  beibehielten, 
haben  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  nolens  volens 
erworben;  nach  Ablauf  des  Jahres  wiuxlen  sie  aber  unter 
allen  Umständen  als  ungarische  Staatsbürger  betrachtet, 
waren  nicht  mehr  berechtigt  ihre  fremde  Staatsbürgerschaft 
beizubehalten  und  konnten  auf  keine  andere  Weise  aus  dem 
Verbände  des  ungarischen  Staates  austreten,  als  diejenigen, 
welche  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  auf  irgendeine 
andere  Weise  erworben  haben. 

Deshalb  hat  der  k.  ung.  Minister  des  Innern 
mit  seiner  Entscheidung  Zahl  884(30.1894  das  im  Jahre  1894 
eingebrachte  Gesuch  eines  Einschreiters  um  Beibehaltung 
der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  abgewiesen,  nach- 
dem konstatiert  wurde,  dafs  der  Betreffende  in  der  ge- 
setzlichen Frist  seine  österreichische  Staats- 
bürgerschaft nicht  beibehalten  hat^). 

')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern 
Zahl  38460  ex  1894:  Unter  Rückschlufs  der  Kommunikate  eröffne 
ich  dem  Herrn  Vizegespan,  dafs  der  im  Jahre  1854  in  der  mährischen 
Gemeinde  P.   geborene  T.  T.,  gegenwärtig  wohnhaft  in  B.   im  Sinne 
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Es  ist  aber  selbstverständlich,  dais  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft der  stillschweigend  Natm'alisierten  nicht  in 
bezug  auf  jeden  solchen  Naturalisierten,  sondern  stets  nur 
in  gegebenem  Falle,  nur  im  Falle  der  Notwendig- 
keit festgestellt  wird,  sowie  auch  die  Notwendigkeit 
obwalten  kann,  dafs  diese  Eigenschaft  eines  geborenen  mi- 
garischen  Staatsbürgers  festgestellt  werde.  —  Ebendeshalb 
haben  diese  Ausländer  über  ihre  ungarische  Staatsbürger- 
schaft kein  Naturalisationsdiplom,  kein  Naturalisations- 
dokument erhalten,  weil  dieses  Recht  ihnen  nicht  ., verliehen 
wurde" .  wie  den  im  Sinne  des  S  8    des  Gesetzes  Naturali- 


des  zweiten  Absatzes  des  §  48  des  6.A.  L:  1879  dera  Verbände  des 
ungarischen  Staates  angehört.|  Die  Wirksamkeit  dieser  meiner 
Erklärung  erstreckt  sieb  aucb  auf  die  Gattin  des  Genannten,  auf  die 
im  Jahre  1858  geborene  L.  J.  J.  Das  zum  zweitenmal  überreichte 
Gesuch  des  Genannten,  Avonach  er  von  seinem  um  Erlangung  der 
ungarischen  Staatsbürgerschaft  überreichten  Gesuche  abstehe  und 
sein  österreichisches  Staatsbürgerrecht  auch  weiterhin  beizubehalten 
wünsche,  kann  angesichts  der  bestimmten  und  imperativen  Be- 
stimmung des  zitierten  Gesetzesparagraphen  nicht  berücksichtigt 
werden:  weil  der  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  des  §  48  G.A.  L:  1879 
erfolgte  Erwerb  der  Staatsbürgerschaft  unterscheidet  sich  eben  da- 
durch von  der  im  §  8  des  Gesetzes  umschriebenen  Xaturalisation, 
dafs  im  ersteren  Falle  unabhängig  von  dem  Ansuchen  des  interessierten 
Individuums  —  das  staatsbürgerrechtliche  Recht  nicht  ve r liehe n- 
sondem  die  mit  dem  8.  Jänner  1880  tatsächlich  erworbene  ungarische 
Staatsbürgerschaft  festgestellt  wird;  aus  Anlals  dieser  Feststellung 
der  Staatsbürgerschaft  kann  dienen  das  Ansuchen  des  Rechtserwerbers, 
wie  in  diesem  Falle  oder  behördliche  Requisition  oder  die  Initiative 
einer  sonstigen  interessierten  Partei  oder  Gemeinde.  Demzufolge 
wurde  im  gegenwärtigem  Falle,  nachdem  die  von  dem  zitierten  Ge- 
setzesparagraphen vorgeschriebenen  Voraussetzungen  obwalten,  in 
der  hierämtlichen  Zuschrift  vom  5.  Februar  1.  J.  Zahl  8887  an  die 
mährische  k.  k.  Statthalterei  ämtlich  anerkannt,  dafs  T.  T.  und  seine 
Familie  schon  „am  8.  Jänner  1880  tatsächlich  in  den  Genuls  der 
ungarischen  Staatsbürgerschaft  getreten  sind"  und  zur  Abänderung 
dieser  Erklärung  finde  ich  aufser  dem  oben  Gesagten  auch  deshalb 
keinen  Grund  obwalten ,  weil  die  von  dem  unter  meiner  Leitung 
stehenden  Ministerium  im  Jahre  1881  erteilte  Bewilligung  der  Namenr^- 
magyarisienxng  ansonst  auch  ihrer  gesetzlichen  Grundlage  verlustig 
gehen  würde. 
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sierten,   sondern    vermöge    der   Bestimmung   des   Gesetzes, 
wie  von  den  geborenen  Ungarn  erworben  ■s\nirde. 

"Was  die  Zeit  der  Steuerzahlung  anbelangt,  so 
verlangt  die  Praxis  auch  bei  der  stillschweigenden  Naturali- 
sation (Entscheidung  des  Ministers  des  Innern  Zahl  23480 
vom  Jahre  1891),  dafs  die  zu  ihrer  Aufnahme  in  die  Liste 
der  Steuerzahler  erforderlichen  fünf  Jahre  vor  dem  Ins- 
lebentreten  des  Gesetzes  abgelaufen  seien  und  gestattet 
nicht,  dafs  die  Steuerzahlung  nach  dem  Inslebentreten  des 
Gesetzes  eingerechnet  werde.  Nachdem  aber  das  Gesetz 
nicht  genügend  klar  ist  —  weil  es  nur  den  fünfjährigen  Wohn- 
sitz hierzulande  ausdrücklich  fordert,  aber  in  bezug  auf  die 
Steuerleistung  keine  Zeit  erwähnt  —  würden  wir  unserseits  für 
richtiger  erachten,  wenn  auf  Grund  des  §  48  eine  noch  so 
kurze  Zeit  der  Steuerzahlung  zui'  Feststellung  der  Staats- 
bürgerschaft genügend  wäi'e ,  weil  wir  ansonst  dieselben 
Haupterfordernisse  fordern,  wie  bei  den  auf  Grund  des  §  8 
des  Gesetzes  Naturalisierten ,  auf  solche  Weise  aber  die 
„stillschweigend"  zu  Naturalisierenden  der  ihnen  ge- 
sicherten günstigen  Behandlung  verlustig  gehen  mü'den. 

Nachdem  in  Ansehung  der  Verleihung  beziehungsweise 
der  Feststellung  der  Staatsbürgerschaft  aufser  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  oder  bezüglich  der  Anwendung 
derselben  noch  sehr  vieles  von  dem  diskretionären  Ermessen 
des  ]Ministers  abhängt ,  so  können  wir  uns  nicht  wundern, 
wenn  wir  häufig  Fällen  begegnen,  in  welchen  die  gefällten 
Entscheidungen  mit  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  nicht 
ganz  übereinstimmen.  Aber  in  Ermangelung  eines  Besseren 
wird  insbesonders  §  48  des  Gesetzes  in  jedem  möglichen 
Falle  angewendet,  was  auch  selbstverständlich  ist,  weil 
diese  Art  des  Erwerbes  der  Staatsbürgerschaft  mit  den 
wenigsten  Förmlichkeiten  verbunden  ist  und  hier  sich  der 
weiteste  Spielraum  dem  diski-etionären  Ermessen  der  Be- 
hörde bietet. 

So  z.  B.  hat  der  ^Minister  des  Innern  mit  der  Ent- 
scheidung Zahl  IG  151  vom  Jahre  1887  ausgesprochen,  dafs 
die    ungarische    Staatsbürgerschaft    der     seit    den     1850  er 


-     77     — 

Jahren  sich  ständig  in  Ungarn  aufhaltenden  und  noch  1890 
als  ungarische  Gemeindezuständige  betrachteten  Individuen 
österreichischer  Abstammung  als  festgestellt  angenommen 
werden  kann,  wenn  für  die  Anerkennung  ihrer 
österreichischen  Staatsangehörigkeit  keine 
Aussicht  vorhanden  ist  (identisch  mit  der  Entschei- 
dung des  Ministers  des  Lmern  Zahl  3113  vom  Jahre  1887). 

Die  stillschweigende  Naturalisation,  die  häufige  An- 
wendung des  §  48  des  Gesetzes,  hat  aber  auch  ein  gTofses 
Hindernis  und  zwar  §  47  des  Gesetzes  selbst,  mit  welchem 
wir  luis  teilweise  bei  der  Frage  der  Renaturalisation  be- 
schäftigt haben .  eingehender  aber  im  III.  Kapitel  beschäf- 
tigen werden. 

An  dieser  Stelle  können  wir  die  schon  bei  der  Erörterung 
des  §  8  des  Gesetzes  allegierte  Entscheidung  des  k.  ung. 
]yiiiisteriums  des  Innern  Zahl  19568/1890  nicht  ohne  ki'i- 
tische  Bemerkung  lassen,  welche  unter  anderem  verfügt, 
dafs,  nachdem  die  Deklaration  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft im  Sinne  des  G.  A.  1879 :  L  zum  AVirkungskreise 
des  ^Ministers  des  Innern  gehört ,  in  solchem  Falle ,  wenn 
ein  Individuum  auf  Grund  des  §  48  des  obigen  Gesetzes  als 
ungarischer  Staatsbürger  zu  betrachten  ist,  jene  Gemeinde, 
welche  das  betreffende  Individuum  in  den  Verband  der 
Gemeinde  aufzunehmen  geneigt  ist,  vor  der  die  Anerkennung 
der  migarischen  Staatsbürgerschaft  aussprechenden  Ent- 
scheidung des  Ministers  des  Innern  in  bezug  auf  die  Auf- 
nahme in  den  Gemeindeverband  nur  die  Zusicherung  er- 
teilen, die  definitive  Aufnahme  aber  nur  nach  der  mini- 
steriellen Feststellung  der  Staatsbürgerschaft  bewirken  kann. 

Nach  unserer  Ansicht  ist  diese  Entscheidung  mit 
mehreren  schweren  Mängeln  behaftet. 

Xach  §  48  des  Gesetzes  sind  nämlich  als  ungarische 
Staatsbürger  auch  jene  zu  betrachten,  welche  bis  zum 
Inslebentreten  des  Gesetzes  auf  ungarischem  Gebiete  ge- 
wohnt und  Steuer  gezahlt  haben.  Falls  diese  Bedingungen 
obwalten,  so  sind  die  Betreffenden  ipso  facto  ungarische 
Staatsbürger  und  sie  bedürfen  nicht  der  in  der  obigen  Ent- 
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Scheidung  enväliuteii  „die  Anerkennung  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  aussprechenden  Beschlulsfassung".  Es 
bedarf  weder  einer  Entscheidung,  noch  einer  Anerkennung, 
der  Minister  kann  nur  in  den  obwaltenden  kontroversen 
Fällen  konstatieren,  ob  Jemand  auf  Grund  des  §  48 
des  Gesetzes  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erworben 
hat  oder  nicht.  "Wenn  diesbezüglich  keine  Frage  entsteht, 
kann  der  Minister  weder  entscheiden  noch  auch  anerkennen 
und  der  Betreffende  ist  doch  ungarischer  Staatsbürger. 
Wenn  aber  Jemand  die  Staatsbürgerschaft  ipso  facto  er- 
worben hat ,  so  ist  es  selbstverständlich ,  dafs  er  auch  die 
Genieindezuständigkeit  ipso  facto  erwirbt,  weil  „in  majore 
minus"  enthalten  ist,  —  und  er  bedarf  weder  der  vorläufigen 
„Zusicherung"  der  Gemeinde,  noch  der  definitiven  Aufnahme, 
sondern  auch  hier  ist  höchstens  im  Streitfälle  festzustellen,  in 
den  Verband  welcher  Gemeinde  ein  solcher  stillschweigend 
Naturalisierter  gehört,  wie  die  Notwendigkeit  einer  solchen 
Feststellung  häufig  auch  in  bezug  auf  die  geborenen  unga- 
rischen Staatsbürger  obwaltet. 

Wenn  wir  das  Verhältnis  des  §  48  zu  den  übrigen  den 
Erwerb  der  Naturalisation  behandelnden  Bestimmmigen 
kurz  resümieren,  können  wir  sagen,  dafs  §  48  in  Ansehung 
der  Existenz  oder  Nichtexistenz  der  ungarischen  Staats- 
angehörigkeit nur  deklarativer  Natm'  ist,  während  die  er- 
wähnten übrigen  ParagTai^hen  die  konstitutiven  Arten 
des  Erwerbes  der  Staatsbürgerschaft  behandeln. 

Diese  Bestimmung  des  Gesetzes  hat  heute  nm*  geringe 
aktuelle  Bedeutung.  Aktuell  wird  diese  stillschweigende 
Natm-alisation  vom  Standpunkte  jener  iVusländer  oder  ihrer 
Kinder,  deren  ungarische  Staatsbürgerschaft  in  Zweifel  ge- 
zogen werden  sollte.  Selbstverständlich,  wer  ihi'e  migarische 
Staatsbürgerschaft  bezweifelt,  mufs  die  ausländische  Staats- 
angehörigkeit nachweisen,  weil  auf  Griind  des  §  48  des  Ge- 
setzes die  ungarische  Staatsangehörigkeit  dieser  Staats- 
büreer  zu  vermuten  ist. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Verlust  der  imgarisclieu  Staatsbürgerscliaft. 


In  seinem  zweiten  Teil  verfügt  das  Gesetz  über  den 
Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft. 

Die  Fälle  desselben  —  wie  des  Erwerbes  —  zählt  es 
gleichfalls  taxativ  und  erschöpfend  auf. 

>;^'  20  des   GesetzfS. 
Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  endigt: 

1.  durch  Entlassung; 

2.  durch  hehördlichen  Beschhifs; 

3.  durch  Ahivesenheit : 

4.  durch  Legitimation  und 

5.  durch  Eheschliefsung. 

Auf  andere  Weise  kann  die  ungarische  Staatsangehörig- 
keit nicht  verloren  werden.  Die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft endigt  also  weder  blofs  durch  Verzicht,  noch 
durch  den  Erwerb  der  fremden  Staatsangehörig- 
keit (§  36  des  Gesetzes)  und  auch  nicht  z.  B,  durch 
Adoption  seitens  eines  fremden  Staatsbürgers, 
sondern  diese  oder  andere  Tatsachen  haben  nur  mit  irgend 
einem  anderen  im  §  20  aufgezählten  Grunde  den  Verlust 
der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  zur  Folge. 

Dafs  der  Erwerb  der  fremden  Staatsbürgerschaft  an 
und  für  sich  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  nicht  auf- 
hebt, spricht  §  30  des  Gesetzes  auch  ausdrücklich  aus  (ob- 
zwar  es  ganz  unverständlich  ist,  weshalb  gerade  unter  dem 
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„Eheschliel'sung"    betitelten   Endigungsgrunde   und  weshalb 
unter  diesem  Titel). 

§  36  des  Gesetzes. 
Derjenige  ungarische  Staatsbürger,  ivelcher  zugleich  Bürger 
eines  anderen  Staates  ist,  mufs  insolangc  als  ungarischer  Staats- 
hürgtr  betrachtet  iverden,   bis  er  seine  ungarische  Staatsbürger- 
schaft im  Sinne  dieses  Gesetzes  verloren  hat. 

Hier  erwälinen  wir,  dals,  wie  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft durch  Adoption  eines  Ausländers  seitens  eines 
ungarischen  Staatsbürgers  nicht  erworben  werden  kann, 
ebenso  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  durch 
Adoption  seitens  eines  ausländischen  Staats- 
bürgers nicht  verloren  wird,  weil  §  20  des  G.  A. 
L :  1879  taxativ  die  Fälle  des  Verlustes  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  aufzählt,  unter  diesen  aber  die  Adoption 
seitens   eines  ausländischen   Staatsbürgers   nicht  figuriert*). 


')  Zuschrift  des  k.  ung.  Alinisters  des  Innern  an  den 
österreichischen  k.  k.  Minister  des  Innern  Zahl  47195  an 
1884:  Mit  der  geschätzten  Zuschrift  vom  5.  August  1.  J.  Zahl  12124 
beliebten  P.  T.  die  Akten,  welche  die  durch  die  Brünner  Eheleute 
H.  A.  und  D.  erfolgte  Adoption  des  in  der  Gemeinde  P.  des  Komitates 
T.  zuständigen  minderjährigen  "W.  A.  Gy.  betreffen,  behufs  meiner 
Beipflichtuug  zu  jener  Verfügung  zu  übermitteln,  dafs  die  vormund- 
schaftlichen Agenden  und  die  Durchführvmg  des  Adoptionsverfahrens 
von  dem  Waisenstuhle  des  Komitates  T.  an  das  städtisch  delegierte 
Bezirksgericht  Brunn  übertragen  werden  sollen,  in  welchem  Falle 
nach  der  Bemerkung  Ew.  Exzellenz  die  beabsichtigte  Verfügung 
die  Entlassung  des  minderjährigen  "\V.  6y.  aus  dem  Verbände  des 
ungarischen  Staates  zur  Folge  haben  würde.  Auf  diese  Zuschrift  be- 
ehre ich  mich  zu  erwidern,  dafs  nachdem  §  20  des  G.A.  L:  1879  über 
den  Erwerb  und  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  jene 
Fälle,  in  welchen  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  wird, 
taxativ  aufzählt  Und  demnach  die  Adoption  eines  un- 
garischen Staatsbürgers  seitens  eines  österreichischen 
Staatsbürgers  den  Verlust  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft nicht  nach  sich  zieht,  die  in  der  oben  zitierten 
geschätzten  Zuschrift  hervorgehobene  und  in  der  Zuschrift  des 
"Waisenstuhles  des  Komitates  T.  an  das  städtisch  delegierte  Bezirks- 
gericht in  Brunn  zum  Ausdrucke  gelangte  jene  Annahme  nicht  be- 
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An  diesem  Grimdsatze  hat  sodann  die  Regierung  mit 
anerkennenswerter  Konsequenz  festgehalten  und  keinerlei 
ausdehnende  Auslegung  des  Gesetzes  zugelassen.  Demzu- 
folge wurde  ausgesprochen,  dafs  durch  den  Übertritt  zum 
Islam,  welcher  im  türkischen  Reiche  den  Erwerb  der  türki- 
schen Staatsbürgerschaft  zur  Folge  hat,  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  als  verloren  nicht  betrachtet  worden 
kann. 

1.    Entlassung. 

Durch  Entlassung  aus  dem  Verbände  des 
ungarischen  Staates  endigt  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft. 

Das  Gesetz  behandelt  in  seinem  „Entlassung"  betitelten 
Abschnitte  auch  die  Endigung  der  Staatsbürgerschaft  durch 
„behördlichen  Beschlufs",  weil  aber  die  zwei  Arten 
der  Endigimg  von  einander  vollständig  verschieden  sind, 
folgen  wir  nicht  der  Einteilung  und  dem  lockeren  Gefüge 
des  Gesetzes,  sondern  widmen  ein  besonderes  Kapitel  der 
Endigungsart  durch  „behördlichen  Beschlufs". 

Was  die  Entlassung  selbst  anbelangt,  so  ist  diese  un- 
zweifelhaft die  häufigste  imd  wichtigste  Art  der  Endigung 
der  Staatsbürgerschaft,  weshalb  man  sich  nicht  wundem 
kann,  dafs  das  Gesetz,  die  Ministerialerlässe  und  Vollzugs- 
instruktionen  sich  mit  diesem  Teile  am  umfangreichsten 
befassen  und  dafs  dieser  Teil  die  meiste  Veranlassiuig  zur 
Auslegung  des  Gesetzes  und  zu  den  ministeriellen  Ent- 
scheidungen geboten  hat. 

Der  Staat  wacht  strenge  über  seine  Bürger  und  hält 
strenge  in  Evidenz,  wer  den  Schutz  des  ungarischen  Staates 


stehen  kann,  dafs  der  minderjährige  W.  A.  Gy.  durch  die  Adoption 
die  österreichische  Staatsangehörigkeit  seiner  adoptierenden  Eltern 
erwerben  würde.  Demzufolge  wären  in  dem  gegenwärtigen  Falle  die 
Verhandlungen  bezüglich  der  Aufnahme  des  erwähnten  Minderjährigen 
in  den  Verband  des  österreichischen  Staates  beziehungsweise  bezüglich 
seiner  Entlassung  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates  ein- 
zuleiten und  durchzuführen. 

Berenyi  und  Tarjan,  Staatsbürgerschaft.  6 
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genossen  und  seine  Wohltaten  in  Anspruch  genommen  oder 
anderseits,  wer  seine  Gesetze  und  Institutionen  verletzt 
hat,  weil  ohne  diese  Aufsicht  den  Staat  auisergewöhnliche 
materielle  und  moralische  Einbufsen  treuen  ^^l\rden•,  unschwer 
und  leichtsinnig  würden  solche  wegziehen,  welche  ihren 
Pflichten  gegenüber  dem  Staate,  der  Nation  oder  der  Ge- 
meinde nicht  entsprochen  haben  oder  mit  der  Strafgewalt 
des  Staates  in  Zusammenstofs  geraten  sind  und  A\-ürden 
den  Staat  ohne  jeden  anderen  Grund  und  Zweck  verlassen, 
blos  deshalb,  dais  sie  sich  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
entziehen  oder  der  strafenden  Gerechtigkeit  entweichen 
können. 

Wer  aber  mit  dem  Staate  keine  solche  Rechnung  hat. 
kann  ohne  jede  Begründung  seine  Entlassung  aus  dem 
Verbände  des  ungarischen  Staates  verlangen  und  wird  sie 
auch  ohne  Zweifel  erhalten. 

§  21  des  Gesetzes. 

Betreffs  der  Entlassung  erfolgt  in  Friedenszeiten  heziiglicJi 
derjenigen,  ivelche  zum  Verbände  der  auf  dem  Gebiete  Ungams 
und  Fiume  befindlichen  Gemeinden  gehören  durch  den  Minister 
des  Innern,  bezüglich  derjenigen,  irelche  zum  Verbatide  der  auf 
dem  Gebiete  von  Kroatien-Slavonien  befindlichen  Gemeinden 
gehören,  durch  den  Banus  von  Kroatirn-Slavonien-Dalmatien 
beziehungsweise  durch  die  Militärgrenzlandesbehörde  die  endgültige 
Beseht  ufsfassung. 

In  diesem  Beschlüsse,  falls  dem  Begehren  stattgegeben  uird. 
soll  ausgesprochen  uerden,  dafs  der  Betreffende  aus  dem  Ver- 
bände des  ungarischen  Staates  entlassen  n-ird.  Solche  Beschlüss' 
sind  der  nötigen  Eridenzhaltung  halber  dem  Ministerpräsidenten 
zur  Kenntnis  zu  bringest. 

§  22  des  Gesetzes. 
Individuen,  uelche  unter  der  Verpflichtung  der  Dienstleistung 
in  der  Linie  (Marine),  in  der  lieserre  oder  Ersatzreserve  stehen, 
l-önnen  nur  in  dem  Falle  aus  dem  Verbände  des  ungarischen 
Staates  entlassen  tverden,  tvenn  sie  vom  gemeinsamen  Kriegs- 
minister, die  Landwehrpflichtigen  (HonvMs)  aber  nur  dann,  nenn 
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sie    vom    Landesverteidigungsniinisier   eine    Urhrnäe    über    ihre 
EnÜassung  aus  dem    Verbände  der   Wehrhaft  erhalten  haben. 

Diejenigen  der  oben  ernähnten  Wehrpflicht  nicht  unter- 
liegenden, aber  derselben  nicht  endgültig  enthobenen  Individuen, 
ivelche  ihr  siebzehntes  Lebensjahr  vollendet  haben,  lönnen  aus 
dem  Verbände  des  ungarischen  Staates  nur  dann  entlassen 
H-erdcn,  nenn  sie  mit  einem  Zeugnisse  des  betreifenden  Muni- 
zipiums  nachweisen,  dafs  sie  nicht  zu  dem  Behufe,  um  sich  der 
Wehrpflicht  zu  entziehen,  um  ihre  Entlassung  bitten. 

§  23  des  Gesetzes. 

Unter  der  Voraussetzung  der  Beziprozität  sind  Ausnahmen 
von  den  im  §  22  enthaltinen  Vorschriften  bezüglieh  derjenigen 
statthaft,  welchen  die  Erlangung  der  österreichischen  Staats- 
bürgerschaft in  Aussicht  gestellt  wurde. 

Biese  sind  aus  dem  ungarischen  Staatsverbande  zu  ent- 
lassen ,  wenn  sie  nachweisest ,  dafs  sie  alle  jene  Erfordernisse 
besitzen,  welche  in  den  Punkten  1,  2  und  3  des  §  24  aufgezählt 
Verden. 

Dieser  Beschlufs  ist  aber  in  dem  Falle  des  §  22  dem  öster- 
reichischen k.  k.  Ministerium  mitzuteilen. 

§  24  des  Gesetzes. 
Die  Entlassung  aus  dem  Verbände  des  ungarischm  Staates 
kann    zur   Friedenszeit    aus    anderen    als    den    im   §    22   ent- 
haltenen Gründen   demjenigen  nicht  veriveigert  iverden,   iveJcher 
nachweist: 

1.  dafs  er  dispositionsfähig  ist  oder  seiner  Bitte  sein  Vater 
mit  seiner  Zustimmung  beziehungsiveise  sein  Vormund  oder 
Kurator  mit  seiner  vormundschaftsbehördlich  genehmigten  Ein- 
iiilligunq  beipflichtet ; 

2.  dafs  er  mit  keiner  staatlichen  oder  Gemeindesteuer  im 
Rückstande  ist; 

3.  dafs  er  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  nicht  in  strafgerichtlicher  Vntersuchtiug  steht  oder  wider 
ihn  ein  strafgerichtliches  Urteil  nicht  gefällt  worden  ist,  welches 
noch  nicht  vollzogen  ivurde. 
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§  25  des  Gesetzes. 

In  Kriegszeiten  entscheidet  bezüglich  dir  Entlassung  aus 
dem  ungarischen  Staatsvcrhande  in  jedem  einzelnen  Falle  i'dn  r 
Vortrag  des  ^[inisteriunis  Sc.  Majestät. 

§  21  setzt  in  Ansehung  der  Entlassung  den  "Wirkungs- 
kreis der  Behörden  in  derselben  "Weise  fest,  wie  §  11 
in  Ansehiing  der  Naturalisation,  d.  h.  in  Ansehung  der  Be- 
wohner von  Ungarn  und  Fiume  entscheidet  bezüglich  der 
Entlassung  der  Minister  des  Lmem ,  bezügUeh  Kjoatiens- 
Slavoniens-Dalmatiens  der  Banus  von  Ki'oatien-Slavomen- 
Dalmatien,  aber  niu'  ziu'  Friedenszeit, 

In  Kriegszeiten  entscheidet  aber  gemäfs  §  25  des 
Gesetzes  bezüglich  der  Entlassung  aus  dem  ungarischen 
Staatsverbande  in  jedem  einzelnen  Falle  über  Vortrag  des 
Ministeriums,  d.  h.  der  Gesamtregierung,  Se.  Majestät. 

Li  bezug  auf  den  Inhalt  des  §  22  müssen  wir  bemerken, 
dal's  die  "V^erhältnisse  der  Dienstleistung  in  der  Linie,  Reserve 
und  Ersatzreserve  gegenwärtig  G.A.  VI :  1889  ("Wehrgesetz ), 
der  Landwehr  (Honved)  G.A.  V:  1890,  schliefslich  die 
Landsturmpflicht  G.A.  XX:  1886  (L and sturmge setz)  regelt. 
Nach  dem  G.A.  1889:  VI  beginnt  die  Stell ungs-  oder 
"Wehrpflicht  am  1.  Jänner  jenes  Jahres,  in  welchem  der 
"Wehrpflichtige  sein  21.  Lebensjahr  vollendet  imd  bei  ge- 
setzmäfsiger  Leistimg  derselben  —  wenn  keine  Assentierung 
erfolgt  ist  —  endig-t  sie  am  31.  Dezember  jenes  Jahres,  in 
welchem  der  "Wehrpflichtige  sein  23.  Lebensjahr  vollendet. 

"Wer  seiner  Stellungspflicht  gar  nicht  oder  nicht  gesetz- 
mäfsig  entspricht,  bleibt  stellungspflichtig  (welu^flichtig)  bis 
zum  31.  Dezember  jenes  Jahres,  in  welchem  er  sein 
36.  Lebensjahr  vollendet  (a.  a.  0.). 

Obzwar  die  "Wehi'pflicht  auch  im  Landsturm  nur  im 
19.  Lebensjahi-e  eintritt,  die  allgemeine  Stellimgs-  oder 
Wehi'pflicht  aber  erst  am  1.  Jämier  jenes  Jahi'es  beginnt, 
in  welchem  der  "Wehrpflichtige  sein  21.  Lebensjahr  vollendet, 
bescliränkt  dennoch  §  22  des  Gesetzes  die  Entlassung  aus 
dem  Staatsverbande  der  ihr  17.  Lebensjalir  vollendeten,  der 
"Wehrpflicht  nicht  unterliegenden,  derselben  aber  endgültig 
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nicht  euthobeneu  Individuen  und  gestattet  sie  nur  dami, 
wenn  sie  mit  dem  Zeugnisse  des  betreffenden  Munizipiums 
nachgewiesen  haben,  dals  sie  um  ihre  Entlassung  nicht  be- 
hufs Vermeidung  der  INIihtärpflicht  einschreiten. 

Füi'  die  wehrfähig  befundenen  und  zum  Dienste  ver- 
eidigten AVehrpiiichtigen  dauert  die  Dienstpflicht; 

1.  Bei  der  Landarmee  drei  Jahre  in  der  Linie,  sieben 
Jahre  in  der  Reserve .  zehn  Jahre  in  der  Ersatzreserve  für 
die  unmittelbar  in  diese  Eingereihten; 

2.  bei  der  Marine  vier  Jahre  in  der  Linie ,  fünf  Jahre 
in  der  Reserve  und  drei  Jahre  in  der  Seewehr; 

3.  bei  der  Landwehr  für  die  unmittelbar  in  diese  Ein- 
gereihten zwei  Jahre  in  aktiver  Dienstleistung,  zehn  Jahre 
in  der  Reserve ,  zwölf  Jahre  in  der  Landwehrersatzreserve 
für  die  unmittelbar  in  diese  Eingereihten.  Diejenigen, 
welche  aus  der  Reserve  der  Ai'mee  übersetzt  werden,  haben 
zwei  Jahre  in  der  Reserve  der  Landwehr,  welche  aus  der 
Ersatzreserve  der  gemeinsamen  Armee  übersetzt  werden, 
zwei  Jahre  in  der  Ersatzreserve  der  Landwehr  zu  dienen 
(G-.A.  1889:  VI). 

Die  Gesamtdauer  der  ordentlichen  Dienst- 
pflicht beträgt  also  12  Jahre,  welche  an  der 
12.  Jahreswende  des  Tages  der  Vereidigiuig  eintritt  und 
wenn  demnach  Jemand  auch  in  der  letzten  Altersklasse 
assentiert  und  auch  am  spätesten  in  den  Stand  genommen 
wurde,  in  seinem  36.  Lebensjahi^e  hat  er  Anspruch  auf  die 
Entlassung  aus  dem  Heere  und  im  Besitze  der  Entlassungs- 
urkunde ist  er  aus  dem  Staatsverbande  zu  entlassen  ohne 
Bewilligung  des  Kriegs-  beziehungsweise  Landesverteidi- 
giingsministers ,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  dem  Land- 
stiumverbande  angehört  oder  nicht. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  diejenigen,  welche  aus 
der  Dienstpflicht  vor  vollständiger  Abdienmig  der  Zeit  aus 
irgendwelchem  Grunde  ausgetreten  sind  und  die  Entlassungs- 
lu-kunde  erhalten  haben,  gleichfalls  ohne  jede  weitere  Be- 
willigung ihre  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  erbitten 
kömien. 
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Niemand  i&;t  aber,  so  lange  er  dem  A'erbande  der  Wehr- 
maclit  angehört,  von  der  Erwirkiing  der  Entlassungsurkunde 
befreit,  bevor  er  um  seine  Entlassung  aus  dem  Ver- 
bände des  ungarischen  Staates  ansuchen  würde.  Wer 
sich  aber  d  er  Wehrpflicht  dadurch  zu  entziehen 
sucht,  dafs  er  das  Gebiet  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  verläfst  oder  während  des  Verlaufes  der  Rekru- 
tierung sich  aufserhalb  der  Grenzen  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  aufhält ,  begeht  ein  Vergehen  und  ist 
mit  Gefängnis  in  der  Dauer  von  einem  Jahr  und  mit  Geld- 
strafe bis  tausend  Gulden  zu  bestrafen"  (§  45  G.A. 
1889:  VI). 

Die  Bestimmung  des  §  22  des  Gesetzes  ergänzt  noch 
§  64   des    G.A.  1889:    VI,   welcher   nachstehendes   verfügt: 

„Die  Entlassung  zum  Zwecke  der  Auswanderung  kann 
den  Angehörigen  der  gemeinsamen  Annee  (Kriegsmarine) 
vor  vollendeter  Dienstpflicht  vom  gemeinsamen  Kriegs- 
minister, den  Angehörigen  der  Landwehr  vom  Minister  für 
LandesverteidigTmg  erteilt  werden. 

Dem  Liniendienstpriichtigen  kaiui  aber  die  Auswande- 
rungsbewilligung niu-  in  dem  Falle  erteilt  werden,  wenn  er 
mit  seinen  Eltern  (überlebendem  Elteniteil)  auswandert. 

Die  Auswanderimg  ist  nur  dann  als  vollzogen  zu  be- 
trachten, wenn  der  Entlassene  innerhalb  eines  Jahres  aus 
der  Monarchie  in  das  Ausland  mit  der  Absicht,  dort  seinen 
bleibenden  Aufenthalt  zu  nehmen,  tatsächlich  übersiedelt 
ist.  Unterbleibt  die  Auswanderung,  so  hat  der  Betreffende 
den  Rest  der  dm'ch  seine  Entlassung  aus  dem  Militär(  Land- 
wehr)-Verbände  unterbrochenen  Dienstzeit  nachzudienen. 

Während  der  MobiHsierung  imd  im  Kriege  darf  einem 
zum  Verbände  der  bewaffneten  Macht  gehörigen  Individuiun 
die  Bewilligung  zur  Auswanderung  nicht  erteilt  werden. 

Die  auf  die  Beschränkung  der  Auswanderung  der 
Militäipflichtigen  und  der  das  17.  Lebensjahr  erreichten 
Jünglinge  bezüglichen  Bestimmungen  sind  im  G.A.  L : 
1879^  enthalten. - 

§  23   des    Gesetzes    statuiert    unter   der  Voraus- 
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Setzung  der  Reziprozität  eine  Ausnalune  bezüglich 
derjenigen,  welche  österreichische  Staatsbürger  sein  wollen. 
In  Anbetracht  aber,  dai's  diese  Reziprozität  zwischen  uns 
und  Osterreich  tatsächlich  besteht,  bedürfen  solche  "Wehr- 
pflichtige ,  welchen  die  Erlangamg  der  österreichischen 
Staatsbüi'gerschaft  in  Aussicht  gestellt  wurde,  keiner  Ent- 
lassung des  Kriegs-  oder  Landesverteidigungsministers, 
sondern  sie  sind  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates 
zu  entlassen,  wenn  sie  die  im  §  24  enthaltenen  allgemeinen 
Erfordernisse  der  Entlassung  dartun  und  auch  nachweisen, 
dafs  für  sie  die  Erlangung  der  österreichischen  Staatsbürger- 
schaft in  Aussicht  gestellt  wurde. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  die  Auswanderung 
eines  solchen  Individuums,  welches  zu  jener  Zeit,  in  welcher 
seine  Altersklasse  zur  Rekrutierung  einberufen  war,  noch 
die  imgarische  Staatsbürgerschaft  nicht  besafs,  sondern  sie 
erst  später  erlangte ,  vom  Standpunkte  der  Wehrpflicht 
keinem  Anstände  unterliegt  ^ j. 

Nachdem  die  Auswanderung  aus  unserem  Vater- 
lande in  neuerer  Zeit  stets  gröfsere  Dimensionen  ange- 
nommen hat,  fand  die  ungarische  Gesetzgebung  die  all- 
gemeine Regelung  des  Auswanderungswesens  für  not- 
wendig,  nachdem  unsere    früheren  Gesetze    sich  blos  vom 


')  Zuschrift  des  k.  ung.  Landesverteidigungsministers 
an  den  k.  ung.  Minister  des  Innern  Zahl  4946/1888:  In  Folge 
Ihrer  geschätzten  Zuschrift  beehre  ich  mich,  die  sämtlichen  auf  die 
Entlassung  des  1855  geborenen,  nach  Nag3's.  zuständigen,  in  Wien 
wohnhaften  K.  M.  bezüglichen  Verhandlungsakten  mit  der  Mitteilung 
zurückzusenden,  dafs  nachdem  laut  der  geschätzten  Zuschrift  dieses 
Individuum  erst  vom  8.  Jänner  1880  angefangen  als  ungarischer 
Staatsbürger  zu  betrachten  ist  und  also  zu  jener  Zeit,  in  welcher 
seine  Altersklasse  zur  Rekrutierung  einberufen  war,  die  Staatsbürger- 
schaft noch  nicht  besafs,  jetzt  aber  über  jenes  Alter  hinaus  ist,  innerhalb 
dessen  die  Eingewanderten  im  Sinne  der  bestehenden  Normen  zur 
Leistung  der  Dienstpflicht  verhalten  werden  können,  gegen  seine  an- 
gesuchte Entlassung  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates 
behufs  seiner  Niederlassung  in  der  Hauptstadt  AVien  vom  Standpunkte 
der  Wehrpflicht  kein  Anstand  obwaltet. 
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Standpunkte  der  Verpflichtung  der  Landesverteidigung  mit 
dieser  Frage  befalst  haben. 

Die  Auswanderimg  selbst  hängt  mit  der  Frage 
des  Verlustes  der  Staatsangehörigkeit  nur  in- 
sofern zusammen,  als  die  Auswanderung  sehr  häufig 
den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  zur  Folge  hat,  sei  es 
deshalb ,  weil  der  Auswanderer  in  seiner  neuen  Heimat 
nebst  der  nachträglichen  Entlassung  aus  dem  Verbände 
seiner  ungarischen  Staatsangehörigkeit  die  Staatsbürgerschaft 
seiner  neuen  Heimat  zu  erwerben  genötigt  ist,  sei  es  aber, 
weil  die  längere  Dauer  der  Abwesenheit ,  wie  wir  dies  im 
o.  Titel  (Abwesenheit)  dieses  Kapitels  darstellen  werden, 
in  der  Regel  den  Verlust  der  ungarischen  Staatsangehörig- 
keit zur  Folge  hat. 

Deshalb  wünschen  wir  uns  wenigstens  nebenbei,  mit 
dem  G.A.  1 903 -.  TV,  welcher  die  Auswanderungregelt, 
zu  beschäftigen,  wobei  wir  bemerken,  dafs  blos  die  ersten 
sechs  Paragraphen  des  Gesetzes  in  bezug  auf  die  Aus- 
wanderung solche  Normen  statuieren,  welche  streng  ge- 
nommen die  Möglichkeit  und  die  Bedingungen 
der  Auswanderung  selbst  beschränken  beziehungs- 
weise behandeln,  wälu'end  der  übrige  Teil  des  Gesetzes  sich 
damit  beschäftigt,  festzustellen,  wer  Transportmiternehmer 
sein  kömie  und  auf  welche  Weise  der  Transport  der  Aus- 
wanderer zu  leiten  und  zu  bewirken  sei. 

Nach  §  1  des  Gesetzes  ist  vom  Standpunkte  der  An- 
wendung des  G.A.  1903  :  IV  als  Auswanderer  zu  betrachten, 
der  behufs  ständigen  Erwerbes  für  imbestimmte  Zeit  sich 
in  das  Ausland  begibt. 

In  Ansehung  der  Aiiswanderting  bestehen  nach  §  2  des 
Gesetzes  folgende  Beschränkungen : 

a)  diejenigen,  welche  der  auf  dem  Wehi'gesetze  be- 
ruhenden Stellungs-  oder  Dienstpflicht  miterstehen,  können 
nur  mit  einer  von  der  hierzu  zuständigen  Behörde  erhal- 
tenen Bewillig-ung  auswandern; 

b)  diejenigen,  gegen  welche  wegen  einer  mit  Freiheits- 
verlust zu  strafenden  Handlung  das  Strafverfahren  im  Zuge 
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ist,    desgieiclien   die    Verurteilten    vor    dem    Vollziige  der 
Strafe  können  niclit  auswandern; 

c)  ]\Iinderjährioe  können  nur  mit  einer  von  ihrem  Vater 
oder  Vormunde  scliriftlicli  gegebenen  und  behördlich  be- 
glaubigten Eimvilligung  und  die  männlichen  Personen  miter 
15  Jalii-en  auch  in  diesem  Falle  mu'  dann  auswandern, 
wenn  sie  in  Begleitung  einer  verläfslichen ,  erwachsenen 
Person  reisen  und  wemi  an  dem  Bestimmungsort  für  ihre 
Unterkunft  gesorgt  ist;  ferner  können  nicht  auswandern: 

d)  diejenigen  Eltern,  welche  Kinder  unter  15  Jahren 
zuhause  zm'ückzulassen  beabsichtigen ,  ohne  deren  ent- 
sj)rechende  Pflege  sichergestellt  zu  haben; 

e)  diejenigen,  welche  über  den  zur  Reise  an  den  Be- 
stimmungsort erforderlichen  Geldbetrag  nicht  verfügen  oder 
jenen  Bedingungen,  welche  in  dem  Staate,  wohin  sie  aus- 
wandern wollen,  bezüglich  der  Einwanderung  vorgeschrieben 
sind,  nicht  entsprechen; 

f)  schliefslich  diejenigen,  denen  behufs  Kolonisation, 
die  von  der  Regierung  eines  auswärtigen  Staates  oder  einer 
Kolonisations-  oder  ähnlichen  Gesellschaft  oder  von  einer 
Privatperson  gejDlant  ist,  eine  ganz  oder  teilweiser  unent- 
geltlicher Transport  oder  die  Vorstreckung  der  Transport- 
kosten in  Aussicht  gestellt  wurde. 

Im  Simie  des  §  3  mufs  jeder  Auswanderer  mit  einem 
für  jenen  Staat  lautenden  Passe  versehen  sein,  in  welchen 
er  auszuwandern  beabsichtigt.  Gemäfs  der  Bestinmiung 
des  §  4  sorgt  der  Minister  des  Innern  dafür,  dafs  die  Aus- 
wanderer auf  ikren  "Wunsch  über  sämtliche  hier  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  jenes  Staates  oder  joner  Gegend, 
wohin  sie  auszuwandern  beabsichtigen,  erschöpfende  und 
verläfsliche  Aufschlüsse  erhalten. 

Schliefslich  erwähnen  wir  noch  die  §§  5  und  6  des 
Gesetzes,  gemäfs  welchen  der  Minister  des  Innern  er- 
mächtigt wurde ,  die  Auswanderung  in  einen  solchen  Staat 
oder  ein  solches  Land,  wo  Leben,  Gesundheit,  Moral  oder 
Vermögen  der  Auswanderer  einer  ernsten  Gefahr  ausgesetzt 
sind,  überhaupt   oder  nur  für  Personen  mit  einer  gewissen 
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Beschäftigung  zeitweilig  zu  verbieten,  —  ferner,  die  Aus- 
wanderung auf  eine  gewisse  festgesetzte  Route  oder  auf 
gewisse  festgesetzte  Routen  zu  beschränken,  die  vom  Ge- 
sichtspunkte der  staatlichen  Aufsicht  und  der  Wahrung  der 
Interessen  der  Auswanderer  am  zweckentsprechendsten  er- 
scheinen. 

Selbstverständlich  ist  es,  dafs  für  denjenigen,  welchen 
der  Staat  aus  seinem  Verbände  ordnungsgemäfs  entlassen 
hat,  das  Gesetz  über  die  Auswanderung  in  keiner  Hinsicht 
mafsgebend  sein  kann  und  dafs  solche  Lidividuen  auch 
ohne  Reisepafs  die  Grenzen  des  Landes  verlassen  können. 

]\Iit  dem  Pafswesen  selbst  mid  mit  dem  Gesetze,  welches 
dasselbe  regelt ,  werden  wir  uns  beim  3.  Titel  des  gegen- 
wärtigen Kapitels  beschäftigen. 

Die  allgemeinen  Bedingungen  der  Entlassung  zur 
Friedenszeit  sind  nach  §  24: 

1.  Die  Dispositionsfähigkeit  (beziehungsweise  väter- 
liche oder  vormundschaftliche  Einwilligung  ) ; 

2.  vollständige  Bezahlung  der  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern ; 

3.  Abgang  einer  strafgerichtlichen  Untersuchung  be- 
ziehiuigsweise  eines  Stralurteiles. 

Die  Dispositionsfähigkeit  beziehungsweise  die  väter- 
Kche  oder  vormundschaftliche  Einwilligimg  mufs  selbst- 
verständlich derjenige  nicht  nachweisen,  welcher  mit  seinen 
Eltern  zusammen  auswandert,  weil  die  concludente  Hand- 
lung der  Eltern  die  ausdrückliche  Einwilligiuig  ersetzt. 

Die  verehelichte  Frau  kami  nach  unserer  Ansicht 
nicht  nur  ohne  den  Willen  ihres  Ehegatten,  ja  sogar  gegen 
den  Willen  desselben  die  Entlassung  begehren ,  weil ,  ob- 
gleich Rechtsregel  ist,  dafs  das  Domizil  der  Eheleute  diu'ch 
den  Ehegatten  bestimmt  wird  imd  es  aiich  Rechtsregel  ist, 
dafs  die  Gattin  dem  Manne  in  sein  Domizü  zu  folgen  ge- 
halten ist ,  doch  diese  Rechtsnormen  das  Selbstbestim- 
mmigsrecht  der  vereheHchten  Frau  nicht  zerstören  und 
auch  die  Frau  ihres  Rechtes  nicht  berauben,  dafs  sie  ihren 
Ehegatten  oder  ihr  Vaterland  verlassen  kömie.     Die  gegen 
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den  Willen  ihres  Ehegatten  erfolgte  Entfernung  der  Ehe- 
gattin kann  mit  keinen  anderen  und  nachteiligeren  Rechte- 
folgen verbunden  sein,  als  wenn  die  Entfernung  aus  irgend- 
welchem anderen  Grunde  oder  Zwecke  erfolgt  und  kann  ins- 
besonders  die  Lösung  der  Ehe  herbeiführen  (§  77  des  G.A. 
XXXI:  1894)0. 

AVas  aber   die  Steuerschulden   anbelangt,  so   kann   die 
Entlassungsurkunde  der  verehelichten  Frau  mit  Recht  ver- 


^)  Zuschrift  des  k.  ung.  Justizministers  an  den  k.  ung. 
Minister  des  Innern  Zahl  11531  ex  1889:  Die  Entlassung  aus 
dem  Staatsverbande  kann  nach  §  24  des  G.A.  1879  :  L  nur  aus  dem 
Grunde  der  bestehenden  Wehrpflicht  demjenigen  verweigert  werden, 
welcher  die  in  den  Punkten  1  bis  3  desselben  Paragraphen  enthaltenen 
Erfordernisse  nachweist.  Das  zitierte  Gesetz,  welches  in  Ansehung 
der  Möglichkeit  der  Entlassung  zwischen  Mann  und  Frau  keinen 
Unterschied  macht,  statuiert  das  Eheband  mit  keinem  Worte  als 
Hindernis  der  Entlassung,  macht  diese  von  der  wechselseitigen  Ein- 
willigung der  Eheleute  nicht  abhängig  und  betrachtet  es  nicht  als 
seine  Aufgabe,  das  Zusammenleben  der  Eheleute  durch  die  eventuelle 
Verweigerung  der  Entlassung  zu  sichern,  was  übrigens  mit  Erfolg 
niemals  gesichert  werden  kann.  G.A.  L:  1879  gestattet  sogar  den 
Fall,  dafs  nur  ein  Eheteil  auswandert.  Hieraus  folgt  auch,  dafs  die 
Eheleute  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sein  können.  Dafs  zwischen 
der  von  ihrem  Manne  verlassenen  Frau  B.  U.  und  zwischen  ihrem 
Manne  unbekannten  Aufenthaltes  das  Eheband  nach  dem  Gesetze 
noch  besteht,  kann  kein  Hindernis  der  Entlassung  sein,  welche  das 
Eheband  übrigens  gar  nicht  lösen  kann.  In  Bezug  auf  die  Frage, 
ob  Frau  B.  V.  entsprechend  dem  Erfordernisse  des  §  24  dispositions- 
fähig sei,  mufs  ich  bejahend  antworten,  weil  die  Frau  durch  ihre 
Verehelichung  grofsjährig  geworden  ist  und  die  Dispositionsfähigkeit 
besitzt,  ganz  unabhängig  davon,  ob  der  Aufenthaltsort  ihres  Mannes 
bekannt  ist  oder  nicht.  Dafs  das  Gesetz  die  verehelichten  Frauen 
als  eigenberechtigt,  dispositionsfähig  betrachtet,  geht  auch  aus  Punkt  1 
des  §  24  hervor.  Dieser  Punkt  unterscheidet  zuerst  solche  Individuen, 
welche  dispositionsfähig  sind  und  sodann  solche,  welche  unter  väter- 
licher Gewalt,  Vormundschaft  oder  Kuratel  stehen.  Die  verehelichte 
Frau  kann  unter  diese  letzteren,  wenn  sie  nicht  unter  Kuratel  steht, 
nicht  eingereiht  werden,  weshalb  die  verehelichte  Frau  als  eigen- 
berechtigt, dispositionsfähig  betrachtet  werden  mufs.  Frau  B.  V.  ist 
also  nach  dem  Gesagten,  weil  sie  die  in  den  Punkten  1,  2  und  3  des 
§  24  des  G.A.  1879:  L  statuierten  Erfordernisse  nachgewiesen  hat, 
aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates  zu  entlassen. 
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weigert  werden,  so  lange  das  Familienhaupt  mit  der  Steuer 
i»i- Rückstande  ist,  weil  nach  §  '.»ö  des  G.A.  XLR^  1883 
die  im  Jahre  der  Vorschreibiuig  in  gemeinschaftlichem  Haus- 
halte lebenden  Eheleute  in  bezug  auf  die  E  r  w  e  r  b  s  s  t  e  u  e  r , 
welche  dem  Familienoberhaupt  vorgeschrieben  wurde,  soli- 
darisch haften,  und  denselben  Grundsatz  enthalten  unsere 
anderen  Gesetze  in  bezug  auf  andere,  insbesondere  Gemeinde- 
steuern. 

Was  die  Kasuistik  anbelangt :  so  geht  aus  den  mini- 
steriellen Entscheidungen  hervor,  dafs  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  in  Ansehung  der  Steuerrückstände  möglichst 
extensiv  interpretiert  werden.  Das  Gesetz  verlangt  nur  den 
Nachweis,  dafs  derjenige ,  welcher  lun  die  Entlassung  ein- 
schreitet, mit  keiner  „staatlichen  mid  Gemeindesteuer"  im 
Rückstande  ist.  Nichtsdestoweniger  sind  nach  der  Ent- 
scheidung des  Ministers  des  Imiern  die  Rückstände  an 
Kultussteuern  als  Hindernis  der  Entlassung  zu  be- 
trachten. So  hat  der  ]\Iinister  ausgesprochen,  dafs  die 
rechtmäfsig  und  richtig  festgestellten  SteueiiTückstände  an 
israelitischen  Kultusabgaben  bei  der  Entlassmig  aus  dem 
Verbände  des  ungarischen  Staates  von  den  betreffenden 
Rückständigen  anticipativ  zu  bezahlen  sind :  ohne  die  er- 
folgte Bezahlung  kann  die  Entlassmigsiu'kunde  nicht  aus- 
gestellt werden  M- 


')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
2320  vom  Jahre  1889:  Jene  Akten,  welche  mir  der  Yizegespan 
unterbreitet  hat  und  welche  die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande 
des  in  der  Gemeinde  N.  M.  zuständigen  in  Wien  wohnhaftenL.  D.  und 
hiermit  im  Zusammenhange  seine  Verpflichtung  zur  Bezahlung  seines 
Rückstandes  an  israelitischer  Kultussteuer  betreffen,  habe  ich  dem  Herrn 
Minister  für  Kultus  und  Unterricht,  femer  dem  Herrn  Finanzminister 
—  behufs  Abgabe  ihrer  Wohlmeinung  —  übermittelt  und  verfüge  in 
der  gegenwärtigen  Angelegenheit  auf  Grund  der  Äulserungen  der 
Herrn  Minister  Nachstehendes:  die  ohne  Stiftungen  und  sonstiges 
^'e^^lögen  existierenden  israelitischen  Kultusgemeinden  sind  in  An- 
sehung der  Einbringung  der  aulsenstehenden  und  zur  Erhaltung  ihrer 
Institutionen  dienenden  Beiträge  seitens  des  Staates  durch  wirksamen 
rechtlichen  Schutz  zu  unterstützen  und  deshalb  ist  es  wünschenswert, 
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Mit  anderen  Worten  derjenige ,  welcher  nm  die  Ent- 
lassungsurkunde  einschreitet,  mnls  die  „öffentlichen  Ab- 
gaben" aller  Art  begleichen.  Aber  die  Schuld  für  die 
Kosten  der  Pflege  der  Findelkinder  hat  —  nach  der 
Entscheidimg  des  Ministers  des  Innern  Zahl  90  836/1800  — 
nicht  den  Charakter  einer  öff'entlichen  allgemeinen  Abgabe, 
sondern  bildet  eine  Schuld  privater  Natiu"  und  kann  des- 
halb kein  Hindernis  für  die  Entlassung  aus  dem  Verbände 
des  ungarischen  Staates  abgeben.  Ebenso  die  Rückstände 
f  ü  r  M  a  r  k  t  -  u  n  d  P 1  a  t  z  s  t  ä  1 1  e  n ,  welche  Privatforderungen 
der  Gemeinde  sind  und  als  solche  unter  die  im  Punkt  2 
des  §  24  des  G.A.  L  -.  1879  erwähnten  staatlichen  imd  Ge- 
meindesteuern nicht  eingereiht  werden  können,  weshalb  sie 
bei  der  Entlassmig  aus  dem  Verbände  des  Staates  kein 
Hindernis  zu  statuieren  vermögen  (aus  der  Zuschrift  des 
Finanzministers  Zahl  8387/1891). 

^'  26  des  Gesetzes. 
Die  Entlassung  erstrecM  sich  auf  die  Gattin  des  entlassenen 
Mannes  und,  insofern  im  Sinne  des  §  22  lieine  Ausnahme  statt- 
findet, auf  seine  unter  väterlicher  Gewalt  befindlichen  minder- 
jährigen Kinder,  icenn  diese  mit  dem  Vater  heziehungsueise  dem 
Gatten  zusammen  auswandern. 

Wie  die  durch  Naturalisation  erworbene  ungarische 
Staatsangehörigkeit  sich  auf  die  Gattin  und  auf  die  unter 
väterHcher  Gewalt  befindlichen  minderjährigen  Kinder  er- 
streckt, ebenso  erstreckt  sich  die  Entlassung  im 
Sinne  des  §  20  des  Gesetzes  auf  die  Gattin  und  auf  die 


dafs  die  Eückständigen ,  welche  auszuwandern  beabsichtigen,  ver- 
halten werden  sollen,  dafs  sie  vor  Ausstellung  der  Bewilligung  der 
Entlassung  ihre  rechtmäfsig  und  richtig  festgestellten  Rückstände  an 
israelitischen  Kultussteuern  bezahlen.  Deshalb  fordere  ich  den  Vize- 
gespan unter  Eückschlufs  der  Akten  auf,  die  israelitische  Kultus- 
gemeinde in  X.  M.  zur  pünktlichen  und  durch  die  bezüglichen  Proto- 
kolle belegten  Aufrechnung  ihrer  Forderung  wider  L.  D.,  den  Ein- 
schreiter L.  D.  aber  zur  Abgabe  der  Äufserung  in  Ansehung  der 
Aufrechnung  anzuweisen  und  nachdem  dies  geschehen  ist,  die  Akten 
auf  obige  Weise  ergänzt  mir  neuerlich  zu  unterbreiten. 
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unter  väterlicher  Gewalt  befindlichen  minder- 
jährigen Kinder  des  entlassenen  Mannes.  Aber 
hier  finden  wir  schon  zwei  solche  Beschränkungen,  welche 
illustrieren,  um  wieviel  strenger  der  Staat  bei  der  Ent- 
lassung der  Bürger  wacht,  als  bei  der  Aufnahme  derselben. 
Die  eine  Beschränkung  betrifift  die  Gattin  und  die 
Kinder  gleichmälsig.  und  nach  derselben  verlieren  die  Gattin 
und  die  minderjähi'igen  Kinder  ihre  Staatsangehörigkeit  nur 
dann,  wenn  sie  mit  dem  Vater  beziehungsweise  mit  dem 
Gatten  zusammen  auswandern.  Die  Gattm  und  die 
Kinder  des  naturalisierten  Mannes  werden  hingegen  unga- 
rische Staatsangehörige,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  mit 
dem  Vater  beziehungsweise  mit  dem  Gatten  in  das  Land 
eingewandert  sind  oder  nicht. 

Die  zweite  Beschränkung  betrifft  blos  die  Kinder  und 
zwar  vermöge  der  Xatm-  der  Sache  nur  die  Kinder  männ- 
lichen Geschlechtes.  Die  Entlassung  erstreckt  sich 
nämlich  nicht  auf  die  minderjährigen  Kinder  männlichen 
Geschlechtes,  wenn  bezüglich  derselben  die  im  §  22  des 
Gesetzes  erhaltenen  Verbotsvorschriften  obwalten,  nament- 
lich wenn  die  im  Verbände  der  Ai'mee  oder  Landwehr 
stehenden  Lidividuen  von  dem  Kriegs-  beziehmigsweise 
L  a  n  d  e  s  V  e  r  t  e  i  d  i  g  u  n  g  s  m  i  n  i  s  t  e  r  keine  E  n  t  - 
1  a  s  s  u  n  g  s  u  r  k  u  n  d  e  erhalten  haben  und  sie  erstreckt  sich 
nicht  auf  jene  ihr  17.  Lebensjahr  schon  vollendeten  und 
der  Wehrpflicht  endgiiltig  nicht  enthobenen  Lidividuen. 
welche  mit  dem  Zeugnisse  ihi'es  Munizipiums  nicht  nach- 
gewiesen haben,  dafs  sie  ihi'e  Entlassung  nicht  zu  dem  Be- 
hufe  verlangen,  lun  sich  ihi'er  "Wehrjjflicht  zu  entziehen. 
Die  hier  erwähnten  Lidi\dduen  müssen  also  —  wenn  sie 
auch  noch  minderjälmg  sind  —  insbesondere  nachweisen, 
dafs  sie  aus  dem  Staatsverbande  entlassen  werden  können, 
weil  ansonst  die  Entlassimg  ihres  Vaters  sich  auf  sie  nicht 
erstreckt,  sie  sogar  als  Deserteure  betrachtet  werden,  inso- 
fern sie  entgegen  ihrer  AVelu'pflicht  auswandern  wiü'den. 

"Wenn  der  imi  die  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande 
einschreitende  Familienvater  nicht  auch  das  Begehren  stellt. 
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die  E  n 1 1  a s;  .s u  11  g  auch  auf  seine  Kinder  auszu- 
dehnen und  diese  mit  ihrem  Vater  nicht  zu- 
sammen auswandern,  so  behaken  im  Sinne  des  §  26 
des  Gesetzes  seine  Kinder  auch  weiter  ihi-e  imgarische 
Staatsangehörigkeit.  Es  ist  ein  Grundsatz  unseres  Gesetzes 
über  die  Staatsbürgerschaft,  dafs  nach  der  Entlassimg  aus 
dem  Staatsverbande  die  tatsächliche  Auswanderung  ein- 
treten müsse,  weil  sonst  die  Entlassung  ihre  Wirksamkeit 
verliert  (Zuschrift  des  k.  ung.  Ministers  der  Justiz  an  den 
^Minister  des  Imiern  Zahl  3810  vom  Jahre  1883). 

Und  ebendeshalb,  weil  die  Gattin  mid  die  Kinder  ihre 
Staatsangehörigkeit  nicht  schon  ipso  facto  durch  die  Ent- 
lassung des  Mannes  beziehungsweise  Vaters  verlieren, 
verfügt  §  28  des  Gesetzes  insbesonders ,  dafs  in  der  Ent- 
lassungsurkunde —  in  welcher  klar  auszusprechen  ist,  dafs 
der  Betreffende  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates 
entlassen  wird,  im  Falle  des  §  2<3  auch  die  Namen  der  ent- 
lassenen Gattin  und  jener  Kinder,  auf  welche  sich  die  Ent- 
lassung erstreckt,  anzufüliren  sind. 

§  27  des  Gesetzes. 

Das  gehörig  belegte  Gesuch  um  Entlassung  aus  dem  Ver- 
bände des  ungarischen  Staates  ist  hei  dein  ersten  Beamten 
(Vizegespan ,  Bürgermeister)  jenes  Ilumzipmms  heziehimqsiveise 
in  der  Militärgrenze  hei  jrnem  BezirJcsainte  oder  städtische^i 
Magistrate  zu  überreichen,  in  deren  Gebiete,  Zustäiuligkeits- 
hezirhe  der  Einschreiter  die  Gemeindezuständigheit  besitzt. 

Biese  Behörde  beobachtet  in  Ansehung  des  Gesuches  das 
im  §  10  bestimmt e   Verfahren. 

§  28  des  Gesetzes. 
In  der  Entlassungsurkunde  ist  deutlich  auszusprechen,  dafs 
der  Betreffende  aus  dem  Verbände  des  ungarischen  Staates  ent- 
lassen ivird  und  im  Falle  des  §  20  sind  auch  die  Samen  der 
Gattin  des  Entlassenen  und  auch  jener  seiner  Kinder  anzuführen, 
auf  ivelche  sich  die  Entlassung  erstrecht. 
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§  29  des  Gesetzes. 

Die  EntlassitngsnrJcimde  hat  vom  Tof/e  ihrer  ZusteUung  deti 
Verlust  der  ungarischen  Staatsangehörigleit  zur  Folge. 

Die  Entlassung  wird  aber  ungültig,  uenn  nach  Erlangung 
der  Entlassungsurkunde  bis  zur  Zeit  der  Auswanderung  be- 
züglich des  Entlassenen  eines  der  in  den  Punkten  2  und  3  des 
ß  24  umschriebenen  Hitidernisse  eintritt,  oder  auch  sonst,  trenn 
der  Entlassene  Kährend  eines  vom  Tage  der  Zustellung  der 
Entlassungsurhunde  zu  berechnenden  Jahres  nicht  ausgeivandert  ist. 

§  27  des  Gesetzes,  welcher  die  Formalitäten  des 
Entlassungsgesuches  festsetzt,  ist  dem  in  Ansehung 
der  Formalitäten  des  Naturalisationsgesuches  verfügenden 
§  9  ganz  analog  und  setzt  fest,  dafs  das  Gesuch  bei  dem 
ersten  Beamten  (Vizegespan,  Bürgermeister)  jenes  Muni- 
zipiums  zu  überi'eichen  ist,  in  dessen  Gebiete  beziehungs- 
weise Bezirke  der  Einschreiter  die  Gemeindezuständigkeit 
besitzt.  Diese  Behörde  beobachtet  aber  in  Ansehung  des 
Gesuches  das  im  §  10  bezüglich  des  Natiu-alisationsgesuches 
bestimmte  Verfahren, 

"Was  die  Wirksamkeit  der  Entlassungsurkunde 
anbelangt,  so  beginnt  dieselbe  nach  §  29  des  Gesetzes  vom 
Tage  der  Zustellung  derselben  und  sie  hat  von  diesem  Tage 
angefangen  den  Verlust  der  ungarischen  Staatsangehörig- 
keit zur  Folge. 

Nichtsdestoweniger  bleibt  der  Entlassene ,  bis  er  aus 
dem  Lande  tatsächlich  ausgewandert  ist.  unter  der  Macht- 
sphäre des  ungarischen  Staates  und  miter  der  Herrschaft 
der  ungarischen  Gesetze  imd  ebendeshalb  wird  die  Ent- 
lassung ungültig,  wenn  nach  der  Erlangiing  der  Entlassungs- 
urkunde bis  zur  Zeit  der  Auswanderung  bezüglich  des  Ent- 
lassenen eines  der  in  den  Punkten  2  und  3  des  §  24  um- 
schriebenen Hindernisse  eintritt,  d.  h.  er  mit  staatlichen 
oder  Gemeindesteuern  in  Rückstand  gelangt  oder  wider 
ihn  eine  strafgerichtliche  Untersuchimg  (nach  unserer  An- 
sicht auch  nur  Vorerhebungen)  angeordnet  oder  ein  Straf- 
urteil gefällt  wird,  welches  nicht  vollstreckt  worden  ist. 
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Diese  Verfügung  war  uotweiidig,  weil  sonst  der  Ent- 
lassene als  schon  nicht  migarischer  Staatsbürger  in  viel- 
facher Hinsicht  straflos  mid  ohne  Verantwortlichkeit  die 
Interessen  und  Gesetze  des  ungarischen  Staates  verletzen 
könnte. 

Die  Entlassungsurkunde  wird  sogar  unwirk- 
sam, wenn  der  Entlassene,  obgleich  er  mit  den  Gesetzen 
des  ungarischen  Staates  nicht  in  Konflikt  geriet,  während 
eines  von  dem  Tage  der  Zustellung  der  Entlassungsurkunde 
zu  berechnenden  Jaln-es  nicht  ausgewandert  ist.  Motiviert 
wird  diese  Bestinnnung  dadurch,  dai's  während  einerseits 
die  Absicht  der  Auswanderung  bei  demjenigen  nicht  ernst 
zu  nehmen  ist ,  welcher  von  der  erhaltenen  Bewilligung 
wähi'end  Jahresfrist  keinen  Gebrauch  macht,  anderseits, 
dafs  der  Betreffende  während  dieses  einen  Jahres  quasi 
renatiuralisiert  wird,  umsomehi%  weil  nach  §  48  des  Gesetzes 
auch  die  Fremden,  welche  während  eines  Jahres  ihre  fremde 
Staatsangehörigkeit  nicht  beibehalten  haben ,  ungarische 
Staatsangehörige  geworden  sind. 

Die  Institution  der  Entlassung,  wie  wir  schon  erwähnt 
haben,  ist  vermöge  ihrer  Bedeutung  auch  seitens  der  Re- 
gierung einer  besonderen  Beachtung  teilhaftig  geworden 
und  die  Modalitäten  derselben  sind  in  verschiedenen  Ver- 
ordnungen sehr  eingehend  geregelt. 

Nachstehend  teilen  wir  die  bezüglichen  Verordnungen 
beziehungsweise  die  einschlägigen  Teile  der  einzelnen  Ver- 
ordnungen mit: 

a)  Terordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  .">.  Jänner  1SS()  Zahl  .'>s4 

im   (Gegenstände  des  Tollzu^'es  des  G.A.  L:  1S71)  über  den  Erwerb 

oder  den  Yerlust  der  unfjarisclien  Staatsbürgerschaft. 

Behufs  praktischer  Durchführung  der  im  zweiten  Ab- 
sätze des  §  22  enthaltenen  Bestiromung,  weise  ich  P.  P.  an, 
dafs  in  jenem  Zeugnisse,  mit  welchem  nachzuweisen  ist, 
dafs  die  Betreffenden  ihre  Entlassung  nicht  zu  dem 
Zwecke  verlangen,  um  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen: 
unter  einem  auch  der  Zweck  anzuführen  sein  wird,  dessen 

Berenyi  und  Tarjan,  Staatsbürgerschaft.  ( 
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Erreichung  halber  das  Entlassungsge.such  ülierreicht  wurde, 
mit  besonderer  Erwähnung  des  Umstandes ,  ob  der  Be- 
treffende mit  seinen  Ehern  zusammen  oder  nur  allein  aiis- 
zuwandem  V)eabsiclitigt  (>j  (>). 

In  bezug  auf  die  Art  des  Nachweises  der  im  ersten 
und  zweiten  Absätze  des  >;  24  festgesetzten  Erfordernisse 
mache  ich  P.  P.  auf  .jene  Belehi'ung  aufmerksam,  welche 
ich  zu  §  8  zu  erteilen  für  notwendig  befunden  habe.  Im 
Falle  eines  Zweifels,  welcher  wegen  Feststellmig  des  im 
Punkt  3  erwähnten  Umstandes  entstanden  ist.  wü'd  von  dem 
Präsidenten  des  nach  dem  AYohnsitze  des  Einschreiters  zu- 
ständigen Gerichtshofes  ein  amtliches  Zeugnis  abzuverlangen 
und  mit  den  Akten  dem  Minister  des  Innern  zu  miter- 
breiten  sein. 

Damit  in  Entsprechung  des  §  28  in  der  Entlassmigs- 
urkunde  auch  die  Namen  der  Gattin  des  Ent- 
lassenen und  auch  jener  Kinder  erwähnt  werden 
sollen ,  auf  welche  sich  die  Entlassung  erstreckt,  muls  ich 
P.  P.  aufmerksam  machen,  dafs  der  Trauungsschein  der 
Betreffenden  und  auch  die  Gebm-tszeugiiisse  der  Kinder 
dem  Minister  des  Innern  zu  unterbreiten  sein  werden. 

Infolge  der  Bestinmiung  des  §  20  weise  ich  femer 
P.  P.  an,  dafs  gelegentlich  der  Zustellung  der  Entlassungs- 
urkunde der  Entlassene  von  jenen  Voraussetzungen  ver- 
ständigt werde ,  unter  welchen  die  Entlassung  ungäiltig 
wird,  ferner  ist  notwendig,  dafs  der  Tag  der  Zustellung 
dieser  Entlassungsm-kunde  dem  Minister  des  Innern  ge- 
meldet werde,  scliliefsiich  wemi  der  aus  dem  ungarischen 
Staatsverbande  Entlassene  auch  nach  Ablauf  eines  Jahres  in 
der  Gemeinde  verbleibt  oder  wenn  er  inzwischen  in  eine 
andere  inländische  Gemeinde  übersiedelt  ist .  wird  über 
beide  Fälle  dem  Minister  des  Innern  Bericht  zu  er- 
statten sein. 

b)  Verordnuiiü:  des  3Iiiii.sters  dos  Innern  vom  s.  April  ls;»2  Zahl  iSWl 
im  Gegenstande  des  Yollzusres  des  G.A.  L:  1S7J>. 

Denjenigen  Teil  der  im  Gegenstande  des  Vollzuges  des 
G.A.  L:  1870  über  den  Erwerb  mid  Verlust  der  ungarischen 
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Staatsbürgerschaft  erflossenen  Zirkularverordniing  vom 
.j.  Jänner  1880  Zahl  584,  welcher  die  Entlassung  aus 
dem  Staats  verbände  betrifft,  ergänze  ich  behufs 
rascherer  Erledigung  der  einsclilägigen  Gesuche ,  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Herrn  k.  ung.  Landesverteidigungs- 
mid  Finanzminister. 

Jene  ungarische  Staatsangehörige,  welche  nach  Öster- 
reich, in  das  deutsche  Reich  oder  nach  Serbien 
auszuwandern  beabsichtigen,  sind  gehalten,  eine  liehörd- 
liche  auf  die  künftige  Aufnalune  in  den  Verband  des  be- 
tretfenden  Staates  bezügliche  Zusicherung  vorzulegen, 
welche  im  Falle  des  Ablaufes  ilu-er  Wirksamkeit  zu  er- 
neuern ist  (jj  1 ). 

Wenn  eine  Witwe  mit  minderjälu-igen  Kindern  oder 
ein  minderjähriges  Waisenkind  mit  Einwillig-ung  seines 
Vormundes  oder  Kurators  um  die  Entlassung  einschreitet, 
ist  als  Ergänzung  der  Instruierung  des  Entlassungsgesuches 
auch  die  im  ^  113  Punkt  4  G.A.  XX:  1877  vorgeschriebene 
V  o  r  m  u  n  d  s  c  h  a  f  t  s  h  e  h  ö  r  d  1  i  c  h  e  G  e  n  e  h  m  i  g  u  n  g  er- 
forderlich (§2). 

Die  erforderlichen  Gemeindesteuerzeug-nisse.  welche 
dem  Entlassungsgesuche  beizuschliefsen  sind,  müssen  auch 
stets  seitens  des  betreffenden  k.  ung.  Steueramtes  mit  der 
Klausel  versehen  werden,  ob  die  betreffende  Partei 
mit  irgendwelcher  bei  dem  k.  Steueramte  vorgesclu'iebenen 
öffentlichen  Abgabe  im  Rückstande  sei  oder  nicht  ( §  3). 

Wenn  der  zu  Entlassende  selbst  oder  irgendein  männ- 
liches Mitglied  der  Familie ,  dessen  Entlassung  begehrt 
wird,  in  ste  llungsi5flichtigem  x4.lt er  steht,  so  sind 
von  Ew.  Hochwohlgeboren  dem  Entlassungsgesuche  stets 
von  Amtswegen  beizuschliefsen  die  bezüglichen  Stellungs- 
listenauszüge ,  wenn  aber  der  betreifende  Wehrpflichtige 
assentiert  worden  wäre,  auch  die  beglaubigten  Ab- 
schriften der  militärischen  Grundbuchs-  oder 
der  Landwehrmatrikelblätter,  welche  von  dem  be- 
treffenden Ergänzungsbezirkskommando  oder  von  dem  Land- 
wehrergänzungskommando zu  beschaffen  sind  (^  4). 
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In  dem  Falle  aber,  wenn  der  zu  Entlassende  selbst 
oder  ein  Mitglied  seiner  Familie  noch  im  Verbände  der 
Armee  (Kriegsmarine)  oder  der  Landwehr  steht,  d.h.  aus 
demselben  noch  nicht  entlassen  wurde :  ist  die  Angelegen- 
heit, bevor  sie  mir  unterbreitet  wird,  im  Sinne  der  auf  den 
Vollzug  des  Wehrgesetzes  bezüglichen  Instruktion  11.  Teil 
§  59  (auf  die  Landwehi'  bezüglicher  11.  Teil  §  55)  Punkt  1. 
2  und  3  m  i  t  dem  z  u  s  t  ä  n  d  i  g  e  n  E  r  g  ä  n  z  u  n  g  s  b  e  z  i r  k  s- 
k  o m m a n  d 0  oder  L  a n d m'  e h r  e  r g ä  n  z  u n g s k o  m m a n  d o 
V o r s c h r i f t s m ä f s i g  zu  v e r h a n d e  1  n. 

"Wenn  aus  den  Urkunden ,  welche  dem  Gesuche  des 
um  die  Entlassung  Einschreitenden  beigesclilossen  sind, 
namentlich  aus  den  Stellungslistenauszügen  oder  aus  dem 
Geburtszeugnisse  die  Militärtaxschuldigkeit  des  Aus- 
wanderers vermutet  werden  kann,  so  mufs  er  die 
Bezahlung  dieser  Militärtaxschuld  für  seine  Person,  so- 
wie für  seine  militärpflichtigen  Familienmitglieder  nach- 
weisen, und  zwar  diuT-h  Anschlufs  zu  dem  Gesuche  ent- 
weder von  amtlichen  (behördlichem  Quittungen  oder  von 
anderen  beglaubigten,  die  militärtaxpflichtigen  Jahrgänge  und 
die  Summe  der  bezahlten  Taxen  aufweisenden  und  seitens 
des  k.  Steueramtes  beglaubigten  Zeugnissen. 

Das  in  dieser  Hinsicht  mangelhaft  belegte  Gesuch  ist 
der    Partei   behufs    gehöriger    Instruierung    zurückzustellen 

(§  5). 

Das  vom  Gesichtspunkte  der  Militärtaxe  auf  diese  Weise 
belegte  oder  ergänzte  imd  auch  mit  den  zur  Ausstellung 
der  Entlassungsurkunde  notwendigen  übrigen  Erfordernissen 
versehene  Gesuch  ist  der  zuständigen  k.  Finanz  dir  ektion 
(in  Budapest  dem  k.  Steuerinspektor)  mit  dem  Ersuchen 
zu  übermitteln,  behufs  Vorschreibung  der  Militärtaxe  be- 
ziehungsweise Feststellung  der  schon  vorgeschriebenen 
Militärtaxsumme  im  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  und 
Vorschrilten,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  §  12  G.A. 
XXVII:  188<>  Verfügung  zu  tretien  und  das  Ergebnis  auf 
Grund  der  rechtskräftigen  Vorschreibung,  imter  Anschlufs 
eines  über  die  eventuell  bestehende  Militärtaxe  nach  Jahren 


Xi 


—    im    — 

abgesonderten  und  in  zwei  Ausfertigungen  abgetaisten  Aus- 
weises und  unter  Rückseliluis  der  Akten  Ew.  Hocliwolil- 
geboren  binnen  drei  Wochen  mitzuteilen. 

Ew.  Hocliwohlgeboren  Aufgabe  wird  sodann  sein  auf 
Grmid  des  eventuell  mitgeteilten  Ausweises  den  Einschreiter 
aufzufordern,  die  geschuldete  Militärtaxe  bei  der  Kasse 
der  diesen  Ausweis  ausstellenden  Gemeinde  (Stadt)  oder 
k.  Steueramtes  einzuzahlen  und  die  hierüber  lautende 
Quittung  binnen  einer  Präklusivfrist  vorzulegen.  Sobald 
dies  geschehen,  ist  eine  Ausfertigung  des  Ausweises  und 
die  Quittmig  über  die  erfolgte  Zahlung  samt  allen  Akten 
behufs  Ausstellung  der  Entlassungsurkunde  von  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren  mir  zu  unterbreiten. 

Im  Zusammenhange  hiermit  bemerke  ich  noch,  dafs 
auch  die  Gesuche  solcher  Individuen,  welche  das  Stellungs- 
pflichtige Alter  zwischen  21 — 35  Jahren  eventuell  schon 
überschritten  haben,  der  k.  Finanzdirektion  (Steuer- 
inspektor) zu  übermitteln  sind,  weil  es  sich  häufig  ereignet, 
dafs  die  Stellungspflichtigen  Individuen  nicht  m  den  ordent- 
lichen Altersklassen  zwischen  21 — 35  Jahren,  sondern  mit 
mehreren  Jahren  später  (laut  des  letzten  Absatzes  des  §  67 
G.A.  VI:  1889  bis  zum  Schlüsse  jenes  Jahres,  in  welchem 
sie  ihr  36.  Lebensjahr  vollendet  haben)  der  Assentierung 
unterzogen  werden  und  demnach  bezüglich  derselben  weit 
nach  Ablauf  des  ordentlichen  Stellungsalters  festgestellt 
werden  kann,  dafs  sie  zum  Militärdienst  untauglich  sind 
und  auf  dieser  Grmidlage  Militärtaxe  zahlen  müssen,  also 
auch  die  sich  auf  12  Jahre  erstreckende  Verpflichtung  zur 
Bezahlimg  der  Militärtaxe  nicht  auf  die  Zeit  zwischen  21 
bis  35  Jahren  bescliränkt  bleibt,  ja  sogar  mit  Rücksicht 
auf  §  90  des  G.A.  XLIV:  1883  über  die  Verjährung  sich 
sogar  bis  zimi  52.  Lebensjahre  erstrecken  kann. 

Schliefslich  fordere  ich  Ew.  Hochwohlgeboren  auf,  unter 
genauer  Beobachtung  der  obigen  Vorschriften  die  ordnungs- 
mäfsig  belegten  Gesuche  mir  ohne  Säumnis  und  jederzeit 
mit  einem  die  aufrechte  Erledigung  oder  Verweigerung  des 
Gesuches   betreffenden  begutachtenden  Berichte   zu  unter- 
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breiten  und  aiifser  der  Anmeldung,  dal's  die  von  hieraus 
Ew.  Hocliwohlgeboren  übermittelte  Entlaj^.sungsurkunde  zu 
Händen  des  Gesuclistellers  —  und  nur  in  ausnahmsweise 
begi'ündeten  dringenden  Fällen  und  jederzeit  auf  die  Ver- 
antwortung Ew.  Hochwohlgeboren  zu  Händen  des  Bevoll- 
mächtigten des  Gesuchstellers  zugestellt  worden  sei,  auch 
den  Tag  der  tatsächlichen  Auswanderung,  falls  die  Zu- 
stellung im  Inlande  erfolgt  ist .  ohne  Abwertung  einer  be- 
sonderen Urgenz,  anher  anzuzeigen.  Budapet^t  am  8.  April 
1802.     K.  ung.  Minister  des  Innern. 

c)   Verordnung:   des   Ministers   des   Innern   vom    7.    Dezember   lsU'2 

Zaiil  si ,')(;(>   im  Geg-en^tande  dtT  Zustellung:  der  £ntlassung:surkiinde 

aus  dem  ungarischen  Staatsverbande. 

Am  Schlüsse  meiner  Zirkularverordnung  vom  8.  April  1.  J. 
Zahl  23901  wurde  als  Korollar  der  seit  dem  Inslebentreten 
des  G.A.  L :  1879  geübten  Praxis  ausgesprochen,  dafs  die 
Entlassungsurkmide  aus  dem  Verbände  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  in  der  Regel  der  einschreitenden  Partei 
zuzustellen  sei  imd  mn*  ausnahmsweise  in  begilmdeten 
dringenden  Fällen  und  auf  die  Verantwortung  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren  zu  Händen  des  Bevollmächtigten  des  Ein- 
schreiters zugestellt  werden  könne. 

Nachdem  in  Ansehung  der  praktischen  Dmx'htührung 
dieser  Anordnung  in  einzelnen  Fällen  Zweifel  entstanden 
sind,  finde  ich  in  dieser  Hinsicht  behufs  Vermeidmig  jedes 
Mifsverständnisses  nachträglich  Nachstehendes  zu  eröffnen 
notwendig : 

Von  der  allgemeinen  Regel,  d.  h.  dafs  die  Entlassungs- 
urkunde unmittelbai'  zu  Händen  der  interessierten  Partei 
zuzustellen  sei,  kann  eine  Abweichung,  d.  h.  die  Übernahme 
dm'ch  den  Bevollmächtigten  der  interessierten  Partei  nur  in 
dem  Falle  stattfinden,  wemi  in  der  Advokaten-  oder  notariellen 
Vollmacht .  welche  die  imi  die  Entlassung  einschreitende 
Partei  ausstellt,  der  betreffende  bevollmächtigte  Vertreter 
eine  spezielle  Vollmacht  auch  in  bezug  darauf  erhält ,  dafs 
er   die   zu   erteilende  Entlassungsurkunde   behufs  Übergabe 
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an  die  Partei  übernehmen  könne.  Aber  auch  in  solchen 
Ausnahmetallen  zählt  die  im  §  29  des  G.A.  L:  1870  er- 
wähnte Rechts-wirkimg  von  der  an  die  interessierte  Partei 
erfolgten  Zustellung,  weshalb  von  dem  Bevolhnächtigten, 
welcher  die  Entlassungsurkunde  anstatt  der  Partei  über- 
nimmt, strenge  zu  fordern  ist,  dafs  er  den  Tag,  an  welchem 
er  die  Zustellmig  an  die  Partei  bewirkt  hat,  genau  und 
glaubwürdig  anzeigt;  dieser  letztere  Zeitpunkt,  sowie  — 
insofern  die  Zustellung  im  Lilande  erfolgt  ist  —  der  Tag 
der  tatsächlichen  Auswanderung  werden  mir  genau  an- 
zuzeigen sein.     Budapest,  7.  Dezember  1892. 

2.   Behördlicher  Beschlufs. 

Die  ungarische  Staatsbürgerschaft  endigt  auch  infolge 
behördlichen  Beschlusses.  —  Hierüber  verfügt  §  30  folgender- 
weise : 

,>!^'  30  cirs  Gesetzes. 

Die  im  §  11  gcnanuten  Behörden  lönnen  den  Verlust  der 
Staatshürgerschaft  aussprechen  in  AnseJnmg  solcher  ungarischer 
Staatsbürger,  welche  auf  dem  unter  ihrer  Verivaltung  stehenden 
Gebiete  die  Gemeindesuständiglieit  besitzen  und  ohne  Erlaubnis 
in  den  Dienst  eines  anderen  Staates  getreten  sind,  wenn  i'iber 
ihre  Aufforderung  diese  innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  diesen 
Dienst  nicht  verlassen. 

Die  in  diesem  Faragraplien  erivälinten  Beschlüsse  sind  der 
nötigen  Evidenzhaltung  wegen  von  Fall  zu  Fall  dem  Minister- 
präsidenten zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Bei  der  Entlassung  endigt  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft infolge  der  eigenen  Bitte  des  zu  Entlassenden ,  hier 
aber  nicht  nur  ohne  seine  Bitte ,  sondern  gegen  dieselbe. 
"Während  aber  die  Entlassungsurkunde  an  und  für  sich  keine 
die  Staatsbürgerschaft  aufhebende  AVirkung  hat,  sondern 
dieselbe  eigentlich  durch  die  tatsächliche  Auswanderung  aus 
dem  Lande  resultiert  (obzwar  aus  dem  Gesetze  nach  dem 
Wortlaute  herauszulesen  wäre,  dafs  die  Entlassungsurkunde 
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vom  Tao;e  ihrer  Znstellunp;  den  Verlust  der  iinfrarischeii 
Staat.sbürgerschaft  zm-  Folge  hat) .  endigt  mit  der  Fällung 
des  Entlassungserkenntnisses  beziehungsweise  mit  der 
T?echtskrat't  desselben  ipso  facto  die  ungarische  Staats- 
büi'gerschaft.  Richtiger  gesagt:  der  behördliche  Beschluls 
hebt  die  imgarische  Staatsbürgerschaft  nicht  auf,  sondern 
deklariert  nur  die  Endigung  derselben  in  bezug  auf  ge- 
wisse Staatsbürger. 

Die  Beschlüsse ,  welche  den  Verlust  der  Staatsbürger- 
schaft deklarieren,  sind  ebenso  wie  die  Entlassungsurkunden 
behufs  Evidenzhaltmig  von  Fall  zu  Fall  dem  ]\Iinister- 
präsidenten  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Die  Beschlufsfassung  steht  nur  dem  ^linister  des  Innern 
beziehmigsweise  dem  Banus  von  Kroatien- Slavonien  zu  und 
nur  bezüglich  des  einen  Falles,  wenn  irgendein  ungarischer 
Staatsbürger  ohne  Erlaubnis  dieser  Behörden  in  den  Dienst 
eines  anderen  Staates  getreten  ist  und  über  ilu'e  Auffordenmg 
während  der  festgesetzten  Zeit  aus  diesem  Dienste  nicht 
austreten  würde.  Der  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft durch  behördlichen  Beschlufs  kann  vermöge  keines 
anderen  Grundes  ausgesprochen  werden.  Also  weder 
strafweise,  z.  B.  im  Falle  eines  politischen  Deliktes  — 
nicht  einmal  im  Falle  des  Vaterlandsverrates  —  noch  auch 
z.  B.  intblge  freiwilligen  Verzichtes. 

Wenn  aber  während  der  festgesetzten  Frist  der  unga- 
rische Staatsbürger  den  Dienst  des  fremden  Staates  ver- 
läist  —  wemi  er  auch  nicht  nach  Ungarn  zurückkehren 
würde  —  so  kann  der  Verlust  der  migarischen  Staatsbürger- 
schaft nicht  ausgesprochen  werden. 

Unter  dem  „anderen  Staate"  ist  aul'ser  Ungarn  jeder 
fremde  Staat,  also  auch  Österreich  zu  verstehen.  In  An- 
betracht aber  der  zwischen  uns  imd  Österreich  bestehenden 
Reziprozität  und  in  Anbetracht  dessen,  dais  angesichts  der 
heutigen  staatsrechtlichen  Lage  sich  kaum  ein  ^linister  finden 
würde,  welcher  den  Eintritt  emes  ungarischen  Staatsbürgers 
in  den  österreichischen  Staatsdienst  beanstanden  und  den 
Austritt  aus  demselben  fordern  würde,  ist  es  nur  natürlich. 
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dals  diese  Bestimmung  des  Gesetzes  Österreich  gegenüber 
nicht  zur  Anwendung  gelangt. 

Diese  Bestimmung  ist  aber  gewissermafsen  allen  Kultur- 
staaten gegenüber  überflüssig,  weil  diese  Staaten  —  wie 
auch  imser  Gesetz  (1888:  I)  —  nur  ihre  eigenen  Staats- 
bürger für  den  Staatsdienst  anstellen .  die  Ausländer  aber 
aus  demselben  gänzlich  aussclilielsen. 

Die  mehrmals  zitierte  Vollzugsvorschrift  (Zahl  584/1880) 
des  Gesetzes  enthält  auch  bezüglich  dieses  Kapitels  eine 
Instruktion.     Wir  teilen  sie  hier  mit: 

Behufs  Vollzuges  des  im  §  30  enthaltenen  Beschlusses 
weise  ich  p.  t.  an,  über  jene  ungarischen  Staatsbürger, 
welche  ohne  Erlaubnis  der  im  §  11  genannten  Behörden  in 
den  Dienst  emes  anderen  Staates  getreten  sind,  insofern 
Sie  hiervon  Kenntnis  erlangen  werden,  dem  Minister  des 
Innern  von  Fall  zu  Fall  Bericht  zu  erstatten  (§  10). 

3.  Abwesenheit. 

Wir  sind  wieder  zu  einem  bedeutsamen  Kapitel  des 
Gesetzes  gelangl.  Bedeutsam  nicht  nur  vermöge  der  Ge- 
schichte seiner  Entstehung,  sondern  auch  wegen  seiner  Ein- 
wirkung auf  die  gTofse  Menge  der  Staatsbürger. 

Die  Verhandlung  des  §  31  hat  seinerzeit  gi'ofsen  Staub 
aufgewirbelt ,  weil  die  Dirrchführung  desselben  gleichzeitig 
die  Heimatlosigkeit  von  Ludwig  Kossuth  bedeutet  hat. 

Der  grofse  Patriot  hat  sich  damals  schon  seit  30  Jahren 
ohne  regierungsbehördUche  Betrauung  aufserhalb  der 
Grenzen  des  Vaterlandes  aufgehalten  und  sein  stolzer  Geist 
und  die  Anhänglichkeit  an  seine  Grundsätze  gestatteten 
ihm  nicht .  sich  dem  Gesetze  zu  unterwerfen ,  welches  auf 
Grund  der  von  ihm  nicht  anerkannten  Verfassung  ent- 
standen ist. 

Die  nationale  Opposition,  die  48  er  und  Unabhängigkeits- 
partei,  verlangte  entweder  eine  besondere  gesetzliche  Ver- 
fügung in  betreff  der  Aufrechterhaltung  der  Staatsbürger- 
schaft von  Kossuth  oder  nötigenfalls  die  Weglassung  des 
ganzen  Kapitels   oder   sie  verlangte ,   dafs  die  Abwesenheit 
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als  solche  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  nicht  nach 
sich  ziehe. 

Die  Opposition  erblickte  in  diesem  Teile  des  Gesetz- 
entwurfes eine  direkte  Tendenz  gegen  Kossutli,  kämpfte 
erbittert  gegen  denselben  und  wäre  bereiter  gewesen,  mit 
der  ganzen  Gesetzesschatfimg  zu  warten,  bis  Kossuth  aus 
der  Reihe  der  Lebenden  scheidet,  als  dafs  diu*ch  die  Durch- 
lassung des  Entwurfes  die  Heimatlosigkeit  von  Kossuth  ein- 
treten solle. 

Aber  die  Regieriuig  wich  nicht  zimick.  Ein  besonderes 
Gesetz  —  sag-te  man  —  könne  man  auch  wegen  des  gröfsten 
Patrioten  und  eines  Staatsbürgers  halber  nicht  schaffen,  vor 
der  Souveränität  des  Staates  müsse  sich  Jedermann  beugen, 
die  Gesetze  desselben  anerkennen  und  wer  dies  nicht  tut, 
könne  selbst  am  allerwenigsten  auf  die  Nachsicht  des  Staates 
rechnen.  Der  Staat  wurde  der  Nation  gegenübergestellt, 
die  Frage  der  Souveränität  des  Staates  mit  der  nationalen 
Empfindung  in  Gegensatz  gebracht  und  die  erstere  hat  den 
Sieg  davongetragen. 

Die  Regieiimg  hat  den  Entwurf  dm-chgepeitscht  und 
Kossuth  wurde  heimatlos.  —  AVohl  ist  es  wahi',  dafs  er  die 
Heimatslosigkeit  zu  vermeiden  im  Stande  gewesen  wäre, 
er  hätte  ja  nur  die  Aufrechterhaltung  seiner  ungarischen 
Staatsbiü'gerschaft  anmelden  müssen,  oder,  was  noch  weniger 
ist .  sich  einen  Reisepafs  verschaffen,  eine  Aufenthaltskarte 
verlangen  oder  sich  in  die  Matrikel  einer  österreichisch- 
ungarischen Konsulargemeinde  einschreiben  lassen  müssen. 

Was  aber  jeder  andere  hätte  tim  können,  konnte  Lud- 
wig Kossuth  nicht  tmi ,  welcher  von  seinen  Prinzipien  nie- 
mals etwas  nachgelassen,  niemals  etwas  preisgegeben  hat. 
—  Auf  solche  Weise  sind  jene  zahlreichen  Modalitäten, 
diu-ch  welche  man  Kossuth  die  Aufrechthaltimg  der  m^ 
garischen  Staatsbürgerschaft  ermöglichen  wollte,  gerade  ihm 
nicht  zum  Vorteile  gereicht,  aber  sehr  \ielen  Patrioten 
aufser  ihm  waren  und  sind  sie  von  Nutzen. 

Die  diesbezüglichen  zwei  Paragraphen  lauten  folgender- 
weise : 
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^'^^  31  des  Gesetzes. 

Jt  )ur  lOKjdrisehe  Stacdshürger,  der  ohne  Auftrete)  der  migo- 
risehen  Hee/ierung  oder  der  österreichisch- nngeirischen  gemein- 
saimn  3Ii)uster  durch  zehn  Jethre  ununterbrochen  sich  aufserhalb 
der  Grenzen  des  Gebietes  der  ungarischen  Krone  aufhält,  ver- 
liert die  ungarische  Staatsbürgerschaft. 

Die  Zeit  der  Äbnesmlieit  ist  von  jenem  Tage  zu  berechnen, 
an  H-eleheiii  der  Betreffende  die  Grenze  des  Gebietes  der  unga- 
rischen Krone  verlassen  hat,  ohne  dafs  er  die  AufreehterJialtung 
der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  bei  der  in  §  9  benannten 
zuständigen  Behörde  gemeldet  hätte  oder  tvenn  er  sicli  mit  Reise- 
pa fs  entfernt  hat,   von  dem  Tage  des  Ablaufes  des  Beisepasses. 

Die  Kontinuität  der  Abnesenheit  ivird  unterbrochen ,  wenn 
der  Ahcesende  die  Aufrechtlialtung  seiner  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft bei  der  obengenanten  zuständigen  Behörde  anmeldet 
oder  sich  einen  Beisepafs  verschafft  oder  von  irgend  leelcheni 
österreiehisch-ungarisclien  Konsulat  eine  AufentfudisJcarte  erhält 
oder  in  die  Matriliel  einer  Österreich iscJi-ungarischen  Konsular- 
gemeinde  eingescJirieben  wird. 

§  32  des  Gesetzes. 
Der  auf  diese  Weise  erfolgte  Verlust  der  ungariscJien  Staats- 
bürgerscJiaft  erstrecJct  sich  auf  die  mit  ihrem  abicesenden  Gatten 
zusanuuenlebende  Gattin  und  auf  die  bei  ihm  befindlichen  unter 
räterlieher  Geicalt  stehenden  minderjälirigern  Kinde. 

.§  48  des  Gesetzes  (dritter  Absatz). 
Die  im  §  31  als  Zeit  der  Abivesenheit  festgesetzten  zeJin  Jcdire 
sind  hezüglicli  derjenigen,  welche  von  dem  Inslebentreten  des  gegen- 
uärtigen  Gesetzes  sicli  vom  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  eutfernt  haben,  vom  Tage  des  Inslebentretens  diese's  Ge- 
setzes zu  berechnen. 

Unter  den  Dispositionen  dieser  Paragi'aplien  ist  vorerst 
zu  erklären,  was  als  Auftrag  der  ungarischen  Regierung 
oder  der  österreichisch-ungarischen  gemeinsamen  Minister 
zu  betrachten  ist. 

Obzwar  es  sich  in  der  Regel  um  einen  ausdrücklichen 
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Aiü'trao;  handeln  wird,  insbesondere  in  diplomatischen  aus- 
wärtigen kommerziellen)  und  militärischen  Angelegenheiten, 
mufs  der  Auftrag  notwendigerweise  kein  ausdräcklicher 
sein.  Es  genügt,  wenn  die  ungarische  Regierung  oder  die 
gemeinsamen  ^linister  die  Dienste  des  ungarischen  Staats- 
bürgers zu  Gmisten  des  Landes  annehmen  oder  seine  aus- 
wärtigen Aktionen  als  im  Interesse  des  ungarischen  Staates 
stehend  anerkennen.  So  z.  B.  wenn  irgend  ein  Konpatriot 
sich  länger  als  zelui  Jahre  im  Auslande  autTiält.  aber  dort 
zwischen  dem  Lande  und  dem  betreitenden  auswärtigen 
Staate  Handelsverbindungen  begründet,  wofür  auch  die  un- 
garische Regierung  seine  Verdienste  anerkennt .  eventuell 
belohnt,  so  ist  in  diesem  Falle  nach  miserer  Ansicht  der- 
Auftrag  als  stillschweigend  obwaltend  anzusehen  und  die 
ungarische  Staatsbürgerschaft  wird  ohne  jede  Erklärung 
der  Aufrechthaltung  auch  nach  einer  längeren  als  zehn- 
jährigen Abwesenheit  bestehen  bleiben. 

Hier  einigermafsen  einsclilägig  ist  die  Entscheidung  des 
k.  ung.  ^Ministers   des  Iimern  Zahl   lil'llo  vom  Jahre  1890, 


Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
69113  ex  1890.  Die  mit  Bericht  des  Vizegespans  in  Angelegenheit 
der  Staatsangehörigkeit  und  Gemeindezuständigkeit  des  S.  J.  unter- 
breiteten Bezugsakteu  sende  ich  dem  Komitate  mit  der  Eröffnung 
zurück,  dafs  die  ursprüngliche  ungarische  Staatsbürgerschaft  des  in 
Cs.  geborenen  genannten  pensionierten  k.  und  k.  Majors  nicht  in 
Zweifel  gezogen  wurde,  aber  selbst  wenn  sie  in  Zweifel  gezogen 
werden  würde,  ist  das  genannte  Individuum  im  Sinne  des  Punktes  1 
des  §  19  G.A.  L :  1879  als  ungarischer  Staatsbürger  zu  betrachten. 
Was  aber  das  in  dem  Berichte  des  Vizegespaus  hervorgehobene 
Argument  anbelangt,  als  wenn  S.  J.  durch  seinen  ständigen  Aufent- 
halt in  Wien  seit  dem  Jahre  1878  im  Sinne  der  §§  31  und  48  G.A. 
1879:  L  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  hätte,  so  kann 
diese  Auffassung  nicht  bestehen,  weil  abgesehen  davon,  dafs  das  ge- 
narmte  Individuum  nach  dem  vorgelegten  Auszug  aus  dem  militärischen 
Grundbuch  bis  1.  Februar  1881,  d.  h.  solange,  bis  er  in  den  dauernden 
Ruhestand  versetzt  wurde,  in  aktiver  Dienstleistung  gestanden  ist 
und  auf  diese  Weise  für  ihn  die  Zeit  der  zehnjährigen  Abwesenheit 
erst  am  1.  Februar  1891  ablaufen  würde,  kann  der  Aufenthalt  des 
genannten  Pensionierten  in  Österreich  nicht  als  ohne  Auftrag  des  ge- 
meinsamen Kriegsministers  betrachtet  werden. 
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rremäls  welcher  der  Anfentlialt  der  in  aktiver  militärischer 
Dienstleistung  oder  militärischer  Pension  teilhaftiger  Indi- 
viduen aufserhalb  der  Grenzen  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  nicht  als  Aufenthalt  ohne  Auftrag  des  gemeinsamon 
Kriegsmimsters  betrachtet  werden  kann. 

Die  zehnjährige  Abwesenheit  mufs  ohne  Unter- 
brechungabgelaufen sein,  um  den  Verlust  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  nach  sich  zu  ziehen.  Die  auf  noch  so 
kurze  Zeit  erfolgie  Unterbrechmig  der  zehnjährigen  Ab- 
wesenheit .  der  gar  nicht  beabsichtigte ,  sondern  auch  nur 
zufällige  Aufenthalt  von  auch  einer  Minute  unterbricht  und 
entki'äftet  schon  die  Wirkung  derAbwesenheit,  die  Staatsbürger- 
schaft zu  entziehen.  Also  eine  einmalige  Durchreise  durch 
das  Land .  auf  welchem  kleinen  Gebiete  desselben  immer, 
oder  z.  B.  das  Betreten  eines  ungarischen  Schiffes  —  nach- 
dem die  Territorialhoheit  der  ungarischen  Krone  sich  auch 
auf  das  migarische  Schiff  erstreckt  —  unterbricht  den  Lauf 
der  Zeit  und  die  zehn  Jahre  sind  wieder  vom  Anfang,  von 
dem  Zeitpunkte  dieser  Unterbrechung  zu  berechnen. 

Aber  auch  durch  die  Abwesenheit  ohne  Auftrag  der 
ungarischen  oder  gemeinsamen  Regierung  erlischt  die  un- 
garische Staatsbürgerschaft  nicht,  wenn  irgendwelche  aus- 
drückliche Erklärung  oder  irgendwelche  konkludente 
Handlung  des  sich  entfernenden  oder  abwesenden  Staats- 
bürgers darauf  schliefsen  läfst ,  dafs  der  Betreffende  sich 
auch  weiterhin  als  Angehöriger  des  ungarischen  Staates 
betrachtet  wissen  will. 

Auch  das  Gesetz  selbst  betrachtet  die  Abwesenheit 
ohne  Auftrag  nur  mit  gewissen  Beschränkungen  als  Endi- 
gungsgnmd  der  Staatsbürgerschaft,  die  Praxis  der  Be- 
hörden zeigt  aber  geradezu  die  Tendenz,  dafs  sehr  strenge 
zu  pinifen  sei,  ob  jede  Verbindung  zwischen  dem 
Bürger  und  seinem  Vaterlande  infolge  der  Abwesenheit  auf- 
gehoben wäre,  weil  er,  falls  irgendwelche  Bande  ilm  noch 
hierher  ziehen,  auch  weiter  als  Ungar  zu  betrachten  ist. 

Der  Umstand  selbst,  dafs  Jemand  die  Aufrechterhaltung 
seiner   Staatsbürgerschaft  gemeldet   hat,   —  beugt   ein  für 
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allemal  vor,  dais  für  ihn  (beziehungsweise  für  seine  mit 
ihm  lebende  Gattin  und  minderjährigen  Kinder)  die  Zeit 
der  Abwesenheit  überhaupt   in    Reehnunu'  gezogen   werde. 

—  "Wenn  also  der  aus  dem  Lande  wegziehende  Staatsbürger 
vor  seiner  Entfernung  die  Aufreclithaltung  seiner 
Staatsbürgerschaft  bei  der  zuständigen  Behörde  gemeldet 
hat ,  so  ist  nach  unserer  Ansicht  die  Wiederholung  dieser 
Anmeldung  auch  nach  der  zehnjährigen  Abwesenheit  nicht 
erforderlich.  Gleichfalls  für  übertlüssig  halten  wir  die  An- 
meldung, wenn  der  ungarische  Staatsbürger  nicht  vor  seiner 
Entfernung,  sondern  schon  vom  Ausland  die  Aufreclit- 
haltung seiner  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft gemeldet  oder  von  irgendwelchem  österreichisch- 
ungarischen  Konsularamte  eine  Aufenthaltskarte  erhalten 
hat  oder  in  die  Matrikel  ii-gendwelcher  österreichisch-un- 
garischer Konsulargemeinde  eingeschrieben  wurde.  Alle 
diese  Tatsachen  sichern  den  ungarischen  Staatsbürger  ein 
für  allemal  gegen  die  Heimatslosigkeit  wegen  Abwesenheit, 

—  freilich  wemi  sie  vor  Ablauf  der  ersten  zehn  Jahre  ein- 
getreten sind.  Nach  Ablauf  der  zehn  Jahre  hindern  diese 
aufgezählten  Tatsachen  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft 
nicht  mehr  beziehungsweise  sie  können  die  Rückerlangung 
nicht  mehi'  bewirken,  es  bleiben  nur  die  Eventualitäten  der 
Renaturalisation  übrig. 

Wenn  aber  der  ungarische  Staatsbürger  mit  Reisepafs 
weggezogen  ist,  welcher  für  bestimmte  Zeit ,  höchstens  auf 
die  Dauer  von  drei  Jahren  lauten  kann  —  dann  begimit 
mit  dem  Zeitpunkte  des  Ablaufes  des  Passes  die 
Berechnung  der  Zeit  der  Abwesenheit  und  wenn  der  Be- 
treffende vor  Ablauf  der  zehn  Jahre  sich  wieder  nm- 
einen  Reisepafs  verschafft  hat .  so  wird  ilm  dieser  nicht 
ein  für  allemal  gegen  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft 
sichern,  weil  vom  Ablaufen  des  neuerlichen  Reisepasses  die 
Zeit  der  Abwesenheit  wieder  von  vorne  berechnet  wird 
lind  eine  neuerliche  zehnjährige  Abwesenheit  den  Verlust 
der  Staatsbürgerschaft  nach  sich  zieht. 

Gewisse    im    Gesetze    nicht    aufgezählte     konkludente 
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Handlimgen  oder  Ereignisse  z.  B.  Erscheinen  im  Auslande 
vor  einer  imgarischen  Militär  -  Assentierungskommission, 
imterbrechen  nur  von  Fall  zu  Fall  die  Kontinuität  der  Ab- 
wesenheit, schlieisen  aber  nicht  aus,  dais  nach  der  Unter- 
brechung die  Zeit  der  Ab-u'esenheit  neuerlich  berechnet 
werde. 

Nach  dem  Gesetze  ist  die  Zeit  der  Abwesenheit  vom 
Tage  des  Verlasse ns  des  Gebietes  der  ungarischen 
Krone  beziehungsweise  für  diejenigen,  welche  mit  Reisepal's 
weggezogen  sind,  vom  Tage  des  Ablaufes  des  Reise- 
passes zu  berechnen. 

Die  vor  dem  Inslel^entreten  des  Gesetzes  im  Auslande 
verbrachte  Zeit  kann  nach  dem  letzten  Absätze  des  §  48 
in  däe  nach  s^  31  zu  berechnende  zehnjährige  Zeit  nicht 
eingerechnet  werden. 

Es  ist  aber  selbstverständlich,  dafs  dies  nur  in  bezug 
auf  dispositionsfähige  Individuen  gilt,  während  die  Ab- 
wesenheit des  unter  Vormundschaft  oder  Kuratel  stehen- 
den und  im  Auslande  weilenden  Individuums  nur 
von  der  Zurückerlangung  seiner  Eigenberechtigung  be- 
rechnet werden  kann  \). 


')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
5025  vom  Jahre  1891:  Der  Magistrat  der  k.  Freistadt  bittet  in 
seinem  Berichte  um  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  ursprünglich 
dahin  zuständige  und  unter  Kuratel  gestellte  S.  B.,  in  Anbetracht 
dessen,  dafs  er  nach  dem  Einbekeniitnisse  seines  Kurators  S.  J.  seit 
30  Jahren  vxnunterbrochen  aufserhalb  Ungarns  weilt,  eine  Zuständig- 
keits-  oder  Reiseurkunde  niemals  erlangt  und  die  Aufrechthaltung 
seiner  ungarischen  Staatsbürgerschaft  niemals  angemeldet  hat,  aber 
für  ihn  bei  dem  Waiseustuhle  der  k.  Freistadt  X.  Wertobjekte  ver- 
waltet werden,  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  verloren  habe 
oder  aber  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  dadurch,  dafs  das 
Vermögen  des  Genannten  durch  den  städtischen  "Waisenstuhl  verwaltet 
wird,  als  aufrecht  erhalten  zu  betrachten  sei?  Aus  den  Bestimmungen 
des  G.A.  1879:  L  geht  hervor,  dafs  sowohl  der  Erwerb  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  durch  Naturalisation,  als  der  Verlust  durch  Ent- 
lassung nur  unter  der  Bedingung  eintreten  könne,  wenn  der  Be- 
treffende Dispositionsfähigkeit  besitzt  oder  wenn  deren  Mangel  die 
Einwilligung  seines  gesetzlichen  Vertreters    ersetzt   beziehungsweise 
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Die  Arten  der  Unterbrechung  der  Kontinui- 
t  ä  t  der  Abwesenheit  scheint  das  Gesetz  taxativ  aufzu- 
zählen,  aber  diese  Aufzählung  ist  nicht  voll- 
ständig und  nur  als  exemplikativ  zu  betrachten,  wie  sie  auch 
unsere  Regierung  betrachtet,  indem  sie  zahlreichen  anderen 
Arten  dieselbe  Wirkung  zuerkennt ,  wie  den  im  §  31  des 
Gesetzes  aufgezählten  Arten  der  Unterbrechung. 

So  z.  B.  stellt  der  Minister  des  Innern  fest ,  dafs  das 
inländische  Zertifikat,  beziehungsweise  "Wand  er  buch  — 
wenn  es  von  Zeit  zu  Zeit  verlängert  \\^u'de  —  für  die 
Unterbrechung  der  Zeit  der  Abwesenheit  beziehungsweise 
für  die  Aufrechthaltung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
ebenso  geeignet  ist  als  der  Reisepafs  selbst  ^). 

bei  der  Entlassung,  wenn  die  Einwilligung  des  Vormundes  oder 
Kurators  zur  Entlassung  des  unter  "\'orniundschaft  oder  Kuratel 
stehenden  Individuums  vormundschaftsbehördlich  genehmigt  wird. 
Aus  dieser  Bestimmung  des  Gesetzes  geht  klar  hervor,  dafs  in  Er- 
mangelung der  Dispositionsfähigkeit  Niemand  das  Recht  der  Staats- 
bürgerschaft selbständig  erwerben  kann.  Die  bezeichneten  Bestimmungen 
des  Gesetzes  zur  Grundlage  genommen,  ist  bei  Beurteilung  der  Fragen^ 
welche  in  Ansehung  des  Verlustes  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft 
durch  Abwesenheit  entstanden  sind,  die  Auffassung  zur  Geltung  ge- 
langt, dafs  der  \'erlust  der  Staatsbürgerschaft  auf  diese  Weise  ebenfalls 
nur  bei  dispositionsfähigen  Individuen  eintreten  könne  und  nach  der 
aiaf  dieser  Grundlage  entstandenen  Praxis  wird  die  Zeit  der  im  §  31 
des  G.A.  L :  1879  festgesetzten  zehnjährigen  Abwesenheit  in  Bezug 
auf  Minderjährige  (unter  Vormundschaft  befindliche)  nur  von  ihrer 
Grofsjährigkelt,  der  Endigung  der  Vormundschaft  berechnet,  woraus 
folgt,  dafs  die  Zeit  der  Abwesenheit  auch  in  Bezug  auf  die  unter 
Kuratel  Gestellten  nur  von  der  Zurückerlangung  ihrer  Dispositions- 
fähigkeit (von  der  Endigung  der  Kuratel)  berechnet  werden  kann. 
Weil  aber  die  Ausstellung  der  im  Jahre  1878  über  S.  B.  verhängten 
Kuratel  im  Sinne  des  ersten  Absatzes  des  §  56  G.A.  XX:  1877  bisher 
nicht  ausgesprochen  wurde,  ist  S.  B.  nicht  eigenberechtigt  und  konnte 
demnach  die  im  §  81  des  G.A.  1879:  L  erwähnte  zehnjährige  Ab- 
wesenheit rechtmäfsig  garnicht  beginnen:  der  Genannte  besitzt  auch 
gegenwärtig  seine  ursprüngliche  ungarische  Staatsbürgerschaft  und 
mit  Rücksicht  auf  §  198  G.A.  1877:  XX  seine  Gemeindezuständigkeit 
in  der  Stadt  X. 

')  E  n  tscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern 
Zahl    18469   ex   1883:  Mathias  S.  Vater  des  in  Klein-Xeusiedl   1862 
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Überdies  anerkennt  die  ministerielle  Praxis  noch  fol- 
gende wichtigere  Arten  der  Unterbrechung: 

Die  Ausstellung  des  all  e  r  h  ö  c  h  s  t  e  n  E  i n b  e  r  u f u  n  g  s- 
Schreibens  bewirkt  die  Unterbrechung  der  Kontinuität 
der  Abwesenheit  des  aus  dem  Lande  abwesenden  unga- 
rischen Staatsbürgers  (Mitglieder  des  Magnatenhauses)  *). 

Das  Ansuchen  um  ein  Zeugnis  der  Gemeinde- 
zuständigkeit hat  in  bezug  auf  die  Aufrechthaltung  der 
ungarischen    Staatsbürgerschaft   dieselbe  "Wirkung,   wie  die 


geborenen  und  aucli  gegenwärtig  dort  wohnhaften  wehrpflichtigen 
Albert  S.  war  unzweifelhaft  ungarischer  Staatsbürger  und  obzwar  er 
lange  Zeit  hindurch  bis  zu  seinem  Ableben  im  Auslande  weilte,  hat 
er,  nachdem  er  mit  einem  inländischen  Zertifikate  beziehungsweise 
Wanderbuche  versehen  war,  welches  von  Zeit  zu  Zeit  verlängert 
wurde,  seine  ungarische  Staatsbürgerschaft  nicht  verloren  und  mufste 
als  solcher  in  irgend  einer  ungarischen  Gemeinde  zuständig  sein. 

')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern 
Zahl  12384  vom  Jahre  1891:  Der  in  Hietzing  wohnhafte  Graf 
T.  N.,  ursprünglich  in  der  Stadt  X.  zuständig,  ist  um  die  Wieder- 
aufnahme in  den  Verband  der  ungarischen  Staatsbürger  eingeschritten 
und  gründet  seine  diesbezügliche  Bitte  auf  die  Voraussetzung,  dafs  er 
seine  ungarische  Staatsbürgerschaft,  weil  er  seit  24  Jahren  in  Oster- 
reich wohnt,  durch  Abwesenheit  verloren  hätte.  Gesuchsteller  selbst 
gibt  zu,  dafs  er  im  Magnatenhause  des  Reichstages  noch  vor  der 
Änderung  der  alten  Organisation  des  Hauses  teilgenommen  und  sein 
Recht  als  ungarischer  Magnat  ausgeübt  hat,  zum  Nachweise  dessen 
hat  er  aber  das  am  20.  Tage  des  Pfingstmonates  1889  ausgefertigte 
und  im  Magnatenhause  am  17.  Oktober  1889  vorgelegte  allerhöchste 
Einberufungsschreiben  vorgelegt.  Abgesehen  davon,  dafs  Graf  T.  N. 
zur  obenerwähnten  Zeit  tatsächlich  im  Lande  geweilt  hat  und  dafs 
seit  dieser  Zeit  noch  keine  zehn  Jahr  verstrichen  sind,  ist  der  Umstand 
an  und  für  sich,  dafs  für  ihn  im  Jahre  1889  ein  allerhöchstes  Ein- 
berufungsschreiben ausgestellt  wurde,  eine  so  unzweifelhafte  An- 
erkennung der  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  dafs  es  auch  in  jenem 
Falle  die  Unterbrechung  der  Kontinuität  seiner  Abwesenheit  bewirkt 
hätte,  wenn  der  erwähnte  Graf  T.  N.  infolge  des  allerhöchsten  Ein- 
berufungsschreibens im  Lande  nicht  geweilt  und  sein  Recht  als  Ge- 
setzgeber nicht  ausgeübt  hätte.  Nachdem  aber  Graf  T.  N.  seine 
ungarische  Staatsbürgerschaft  nicht  verloren  hat,  obwaltet  auch 
keine  Notwendigkeit  seiner  Wiederaufnahme  in  den  Verband  der 
ungarischen  Staatsbürger. 

Berenyi  und  Turjan,  Staatslnirtrerschaft.  o 
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im  dritten  Absätze  des  §  31  des  G.A.  L :  1879  vor- 
geschriobonen  Modalitäten  und  bewirkt  die  Unterbrechung 
der  Kontinuität  der  Abwesenheit'). 

Wenn  wir  diese  Entscheidung  schon  auch  billigen 
könnten,  so  sind  wir  nenötigt  in  höchstem  Mafee  zu  mifs- 
billigen  und  für  unrichtig  zu  erklären  den  Grundsatz,  dafs 
auch  die  behufs  Feststellung  der  ungarischen  Staats- 
angehörigkeit und  Gemeindezuständigkeit  von  Amts- 
wegen  getrolFene  Verfügung  dieselbe  Wirkung'  hätte,  wie 
die  im  §  31  des  Gesetzes  aufgezählten  Modalitäten  der 
Unterbrechung  der  Abwesenheit  und  infolge  derselben  in 
der  Kontinuität  der  Abwesenheit  des  betreffenden  Indivi- 
duums eine  Unterbrechung  eintreten  würde '-). 


')  Entscheidung  desk.  uiig.  Ministers  des  Innern  Zahl 
30465  ex  1890:  In  Angelegenheit  des  in  Brunn  wohnhaften  und  in 
der  Gemeinde  Sz.  geborenen  K.  T.  eröffne  ich,  dafs  nachdem  für  das 
genannte  Individuum  die  Vorstohung  der  Gemeinde  Sz.  zuletzt  am 
20.  Juni  1885  ein  Zuständigkeitszeugnis  ausgestellt  hat,  dieser  Umstand 
in  Bezug  auf  die  Unterbrechung  der  Kontinuität  der  Abwesenheit 
des  K.  T.,  als  eine  auf  die  Aufrechthaltung  der  ungarischen  Staats- 
angehörigkeit abzielende  Absicht,  dieselbe  Wirkung  ausübt,  wie  die 
im  dritten  Absätze  des  §  31  G.A.  L:  1879  vorgeschriebenen  Erforder- 
nisse, weshalb  er  seine  vingarische  Staatsbürgerschaft  durch  .seine  Ab- 
wesenheit nicht  verloren  hat.  Demzufolge  obwaltet  kein  Anstand  da- 
gegen, dafs  für  ihn  ein  neuerliches  Zuständigkeitszeugnis  ausgefertigt 
werde.  Übrigens  bemerke  ich,  dafs  die  Mitteilung  einer  Abschrift  dieses 
meines  Erlasses  an  den  Einschreiter  die  Ausstelhmg  eines  besonderen 
Zeugnisses  über  die  Staatsbürgerschaft   überflüssig  erscheinen   läfst. 

-)  Entscheidung  des  k.  ung.  Ijlinisters  des  Innern  Zahl 
2863  vom  Jahre  1890:  In  der  Frage  der  Gemeindezuständigkeit  des 
im  Spitale  gepflegten  J.  B.  eröffne  ich  dem  Komitate  Nachstehendes : 
Der  minderjährige  im  Spitale  gepflegte  Johann  J.  B.  ist  nach  seinem 
Vater  J.  B.  ungarischer  Staatsbürger.  Obschon  die  Gemeinde  D.  die 
ursprüngliche  ungarische  Staatsbürgerschaft  des  Letztgenannten  in 
Abrede  stellt,  aber  in  Bezug  darauf,  woher  und  aus  welcher  öster- 
reichischen Gemeinde  die  Eltern  des  J.  B.  nach  Ungarn  eingewandert 
wären,  keine  Daten  vorbringt,  mufs  er  im  Sinne  des  Punktes  1  §  19 
G.A.  L:  1S79  als  ungarischer  Staatsbürger  betrachtet  werden.  Was 
das  im  Berichte  des  Vizegespans  hervorgehobene  Motiv  anbelangt, 
dafs  der  Vater  des  genannten  Spitalpfleglings,  der  im  Jahre  1«70 
nach    Wien    gezogen    ist,    die    Aufrechthaltung    seiner    ungarischen 
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Diese  Entscheidung  ist  umsomekr  verfehlt ,  weil  die 
Verfügung  von  Amtswegen,  wie  aus  der  Entscheidung  selber 
hervorgeht,  blos  damals  getroffen  wurde,  als  die  zehnjährige 
Abwesenheit  ohne  Unterbrechung  abgelaufen,  der  Verlust 
der  Staatsbüi'gerschaft  schon  eingetreten  ist  und  dieselbe 
nm*  im  ordentlichen  Wege  der  RenaturaUsation  zurück- 
zuerlangen  gewesen  wäre.  Wenn  aber  die  von  Amtswegen 
zu  treffende  Verfügung  die  Kontinuität  der  Abwesenheit 
unterbrechen  könnte,  würde  die  ganze  Institution  illusorisch 
werden .  weil  dann ,  nachdem  gegen  den  Willen  des  Ab- 
wesenden wieder  und  wieder,  je  eine  Verfügung  von  Amts- 
wegen getroffen  wurde ,  der  Einiluis  der  Abwesenheit  auf 
die  Endigimg  der  Staatsbürgerschaft  nicht  von  Gesetzes- 
wegen eintreten ,  sondern  von  den  Behörden  abhängen 
A^*ürde,  ob  sie  den  Eintritt  dieser  Wirkung  gestatten  oder 
hindern  sollen,  was  nicht  in  der  Intention  des  Gesetzgebers 
gestanden  ist. 

Aufser   den  schon   aufgezählten   Fällen  anerkennen  als 


Staaatsbürgerscliaft  bis  jetzt  nicht  angemeldet  hat  und  demnach 
gemäfs  der  Bestimmung  des  §  31  G.A.  L:  1879  als  ungarischer 
Staatsbürger  angeblich  nicht  zu  betrachten  wäre,  so  wird  dies- 
bezüglich bemerkt,  dafs  infolge  der  von  der  Verwaltung  des  Wiener 
k.  k.  allgemeinen  Eudolfsstiftungsspitales  gestellten  Ersuchens,  die 
ungarische  Staatsbürgerschaft  und  Gemeindezuständigkeit  des  J.  B. 
anläfslich  der  Spitalspflege  seines  minderjährigen  Sohnes  festzustellen, 
noch  mit  dem  vorjährigen  hierstelligen  Erlasse  fl889)  von  Amts- 
wegen Verfügung  getroffen  wurde,  welcher  Umstand  in  der  Kon- 
tinuität der  Abwesenheit  des  genannten  Individuums  naturgemäfs 
eine  Unterbrechung  zur  Folge  gehabt  hat,  weshalb  er  seine 
ungarische  Staatsangehörigkeit  durch  Abwesenheit  bisher  nicht  ver- 
lieren konnte.  Infolgedessen  erkläre  ich  hiermit  den  genannten  .1.  B. 
in  Ermangelung  anderer  Anhaltspunkte  auf  Grund  des  §  16  lit.  b) 
G.A.  1886:  XXII.  unter  dem  Titel  der  Geburt,  seinen  minderjährigen 
Sohn  Johann,  den  Spitalspflegling  im  Sinne  des  letzten  Absatzes 
desselben  Paragraphen  aber  nach  seinem  Vater  als  in  die  Gemeinde 
D.  zuständig  und  fordere  das  Komitat  auf,  dafs  es  die  sämtlichen 
mit  dem  vorjährigen  hierstelligen  Erlasse  übermittelten  Akten  samt 
einem  von  der  Gemeinde  D.  auszufertigenden  ordnungsmäfsigen  Zu- 
ständigkeitszeugnisse anher  ehestens  in  Vorlage  bringe. 
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solchen  die  ministeriellen  Entscheidungen  insbesonders  die 
Angehörigkeit  zur  "Wehi-kraft,  welchem  Verbände  gegenüber 
die  Abwesenheit  nicht  wirksam  ist  beziehungsweise  welcher 
in  der  Kontinuität  der  Abwesenheit  keine  Unterbrechung 
bewirkt. 

So  z.  B.  nach  der  Entscheidung  des  Ministers  des 
Innern  Zahl  Ol  930  vom  Jahre  1890 :  bewirkt  in  der  Ab- 
wesenheit des  im  Auslande  befindlichen  ungarischen  Staats- 
bürgers eine  Unterbrechung,  wenn  sein  minderjähriger 
Sohn  infolge  der  Aufforderung  der  ungarischen  Behörde 
für  die  zuständige  Gemeinde  zur  Assentierung  gestellt 
wurde  ' ). 

Auch  diese  Entscheidung  können  wir  vom  Gesichts- 
punkte des  Gesetzes  nicht  ganz  einwandfrei  halten.  Weil 
die  Wirkung  der  Abwesenheit  in  bezug  auf  die  Endigung 
der  Staatsbürgerschaft  nach  §  32  des  Gesetzes  sich  auch 
auf  die  Gattin  des  abwesenden  Mannes  und  auf  die  mit  ihm 


M  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
61930  vom  Jahre  1890:  Der  Vizegespan  hat  mit  seinem  Berichte 
die  Angelegenheit  der  Staatsbürgerschaft  des  ursprünglich  in  der 
Gemeinde  K.  zuständigen  A.  J.  beziehungsweise  seines  Vaters  J., 
beide  in  Marchegg  in  Österreich  wohnhaft,  behufs  Entscheidung  im 
Sinne  des  ?^  31  G.A.  1879:  L  mir  unterbreitet.  Nachdem  aus  den 
vorgelegten  Akten  hervorgeht ,  dafs  die  Söhne  Johann  und  Anton 
des  Anton  J.  im  Jahre  1883  beziehungsweise  1886  zwar  in  Österreich, 
aber  über  Aufforderung  einer  ungarischen  Behörde  vmd  zu  Gunsten 
der  betreffenden  inländischen  Gemeinde  ihrer  Wehrpflicht  entsprochen 
haben,  was  aber  in  Anbetracht  ihrer  damaligen  Minderjährigkeit 
nur  unter  dem  Titel  des  Eechtes  der  Staatsbürgerschaft  ihres  Vaters 
geschehen  konnte,  hat  dieser  Umstand  in  der  Abwesenheit  des 
Anton  J.  eine  Unterbrechung  bewirkt,  weshalb  er  auch  gegenwärtig 
ungarischer  Staatsbürger  ist.  Hiervon  ergeht  die  Verständigung  unter 
Rückschlufs  der  in  Vorlage  gebrachten  Akten  mit  der  Aufforderung, 
von  dieser  meiner  Entscheidung  den  Rekurrenten  Anton  J.  in  Kenntnis 
zu  setzen.  Bei  dieser  Gelegenheit  wünsche  ich  zu  bemerken,  dafs 
nachdem  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft im  Sinne  des  G.A.  L :  1879  der  Minister  des  Innern  ent- 
scheidet, analoge  Angelegenheiten  nicht  der  Beurteilung  des  Bezirks- 
oberstuhlrichters  unterliegen,  sondern  behufs  Entscheidung  stets  anher 
in  Vorlage  zu  bringen  sind. 
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lebenden  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minder jälu'igen 
Kinder  erstreckt  und  in  diesem  Falle  hilft  nur  die  Re- 
natiu'alisation ;  oder  die  zehn  Jahi'e  sind  noch  nicht  ver- 
strichen und  weder  Vater  noch  auch  die  Kinder  haben  die 
ungarische  Staatsbürgerschatt  verloren.  Aber  zu  behaupten, 
die  blolse  Tatsache,  dais  der  Vater  seine  Söhne  über  Auf- 
forderung der  ungarischen  Behörde  zu  Gunsten  seiner 
früheren  Zuständigkeitsgemeinde  assentieren  lieis ,  schon 
die  Aufrechthaltung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  in- 
voh'ieren  wüi'de .  ist  zumindest  eine  absichtlich  extensive 
Ge  setzesauslegTing. 

Um  "wieviel  mehi"  aber  der  Minister  zur  praktischen, 
als  zur  strikten  Gesetzesauslegung  hinneigt,  beweist  elda- 
tant  die  Zuschrift  des  k.  u  n  g.  L  a  n  d  e  s  v  e  r  t  e  i  d  i  g u  n  g  s  - 
minist  er  s  an  den  Minister  des  Innern  Zahl  16  869  vom 
Jahre  1891 ,  welche  wir  vermöge  ihi'er  luteressanthoit  an 
dieser  Stelle  ihrem  ganzen  "Wortlaute  nach  mitteilen. 

„Wer  vom  Lande  abwesend  ist,  aber  vor  dem  Ablaufe 
der  im  §  31  beziehungsweise  §  32  G.A.  L:  1879  für  den 
Verlust  der  Staatsbürgerschaft  geforderten  zehn  Jahre 
welu-pflichtig  wird  und  in  die  Listen  des  Landsturmes  oder 
der  Stelliuigspflichtigen  aufgenommen  wurde ,  bezüglich 
dessen  wird  die  Verjährung  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft unterbrochen  und  die  zehnjährige  Abwesenheit  kann 
niu"  von  jenem  Zeitpunkte  berechnet  werden,  in  welchem 
die  Zeit  seiner  Wehrpflicht  abgelaufen  ist,  oder  wenn  er 
seiner  Stellungs-  eventuell  Militär-  oder  Landwehrdienst- 
pflicht  oder  insofern  er  zur  Zahlung  der  Militärtaxe  ver- 
pflichtet ist.  seiner  diesbezüglichen  Verpflichtmig  endgültig 
Genüge  geleistet  hat.  Gründe :  Wenn  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft eines  solchen  im  Kindesalter  mit  seinen  Eltern 
ausgewanderten  Individuums  dui'ch  die  zehnjährige  Ab- 
wesenheit seiner  Eltern  gleichfalls  für  erloschen  erklärt 
werden  würde ,  so  v^lirden  hierdurch  die  Interessen  der 
Wehrmacht  geschädigt  und  die  Entziehung  von  der  Wehr- 
pflicht erleichtert  werden,  ja  durch  die  allgemeine  An- 
wendung   dieses    Grundsatzes   würde   gleichsam    anerkannt 
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werden,  dafs  für  die  Aufliebung  der  "Wehrpflicht  die  längere 
Zeit  hindurch  währende  und  konsequente  Entziehung  von 
der  Leistung  derselben  genügend  ist.  Dies  würde  aber  ins- 
besondere in  jenen  Teilen  des  Landes,  in  welchen  die  Ent- 
ziehung von  der  Wehrp»flicht  durch  Auswanderung  sich 
massenhaft  ereignet,  als  geeignetes  Mittel  für  die  Umgehmig 
der  "Wehipflicht  benützt  werden." 

In  der  Kontinuität  der  Abwesenheit  des  im  Auslande 
weilenden  imgarischen  Staatsbürgers  bewirkt  eine  Unter- 
brechung auch  die  Abzahlung  der  Militärtaxe*),  ja 
sogar  nach  der  Entscheidung  Zahl  12047  von  1899  hat  auch 
schon  die  Evidenzhaltung  dieselbe  Wirkung^). 


^)  Entscheidung  desk.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
92429  vom  Jahre  1890:  Mit  Bezug  auf  den  Bericht  des  Magistrates 
der  k.  Freistadt  P.,  in  welchem  gelegentlich  des  Ansuchens  des  F.  J. 
in  "Wien  die  Anfrage  gestellt  wurde,  ob  die  Bezahlung  der  Militär- 
taxe als  eine  solche  Tatsache  betrachtet  werden  kann,  welche  die 
Kontinuität  der  zehnjährigen  Abwesenheit  unterbricht,  verständige 
ich  unter  Rückschlufs  der  in  Vorlage  gebrachten  Akten  den  Bürger- 
meister, dafs  obgleich  die  Tatsache  der  Steuerzahlung  an  und  für  sich 
in  der  Frage  der  Staatsangehörigkeit  als  eine  solche  rechtserhaltende 
Kraft  besitzend  ausdrücklich  nicht  anerkannt  ist,  aber  aus  der  Ab- 
zahlung der  Militärtaxe,  als  Begleichung  einer  solchen  Schuld,  welche 
direkt  auf  das  Bestehen  des  staatsbürgerlichen  Verbandes  deutet,  die 
auf  die  Aufrechthaltung  der  Staatsbürgerschaft  abzielende  Absicht 
bestimmt  gefolgert  werden  kann.  Den  inneren  Zusammenhang 
dieser  Steuergattungen  mit  der  staatsbürgerlichen  Qualität  rechtfertigt 
der  weitere  Umstand,  dafs  die  Militärtaxe  eines  vor  die  Assentierungs- 
kommission gestellten  und  für  untauglich  befundenen  Individuums 
von  zweifelhafter  Zuständigkeit,  falls  die  Staatsangehörigkeit  des 
Betreffenden  entschieden  wird,  stets  jener  Staat  zu  Gunsien  seines 
Schatzes  in  Anspruch  nimmt,  zu  dessen  Verbände  gehörig  dasselbe 
später  erklärt  wird.  In  gegenwärtigem  konkreten  Falle  kann  umso- 
weniger  ein  Zweifel  entstehen,  dafs  die  unterbrechende  Tatsache  ob- 
waltet, weil  F.  Z.  auf  jedem  der  von  dem  Magistrate  der  Stadt  aus- 
gestellten „Zahlungsaufträge"  als  „in  P.  zuständiger  Militärtax- 
pflichtiger"  zur  Abzahlung  der  Taxe  aufgefordert  wird. 

2)  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
12047  ex  1899:  Mit  Bezug  auf  den  Bericht  des  Bürgermeisters  von 
Budapest  in  Angelegenheit  der  Staatsangehörigkeit  von  Alfred  Paul  L. 
eröffne  ich,   dafs  kein  Fall    der  Abwesenheit  obwaltet,  weil   die  Evi- 
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Ebenso  erzeugt  eine  Unterbrechimg  die  Aufnahme 
in  dem  Landsturmregister,  aber  selbstverständlich 
nui'  insofern,  weil  dieser  amthche  Akt  die  vorgängliche 
Feststellung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  voraus- 
setzt ^). 

Gleichfalls  verliert  durch  Abwesenheit  seine  ungarische 
Staatsbüi'gerschaft  jener  Vater  nicht,  dessen  Sohn  unter 
die  Landstiu'mpflichtigen  aufgenommen  wm-de^). 


denzhaltung  vom  Gesichtspunkte  der  Militärtaxe  die  Kontinuität  der 
Abwesenheit  ebenso  unterbricht,  wie  die  Abzahlung.  Gerade  aus  der 
Begründung  der  hier  amtlichen  Entscheidung  Zahl  92429  vom  Jahre 
1890  folgt,  dafs  auch  jener  Akt  des  Staates  beziehungsweise  der 
Behörde  eine  Unterbrechung  bildet,  dafs  die  Militärtaxe  vermöge  der 
Qualität  des  Betreffenden  als  Staatsbürgers  zu  Gunsten  des  eigenen 
Staatsschatzes  in  Anspruch  genommen  wird.  Die  Evidenzhaltung  in 
den  Eegistern  der  Militärtaxpflichtigen  hat  vom  Gesichtspunkte  der 
Unterbrechung  der  Abwesenheit  keine  gröfsere  und  keine  geringere 
Bedeutung,  als  die  militärischen  Evidenzhaltungen;  beide  Evidenz- 
haltungen beruhen  darauf,  dafs  die  Behörde  den  Betreffenden  als 
ungarischen  Staatsbürger  betrachtet,  weil  sie  von  ihm  solche 
Leistungen  erwartet,  zu  welcher  nur  ein  ungarischer  Staatsbürger 
verpflichtet  ist. 

')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
10340  ex  1891:  Mit  Bezug  auf  den  Bericht  in  der  Angelegenheit  der 
ungarischen  Staatsbürgerschaft  des  in  Wiener  Neustadt  wohnhaften 
A.  W.  eröffne  ich  dem  Bürgermeister,  dafs  nachdem  der  Genannte 
in  dem  Landsturmregister  aufgenommen  wurde  und  in  demselben 
auch  weiter  in  Evidenz  gehalten  wird,  dieser  die  vorläufige  Fest- 
stellung der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  voraussetzende  amtliche 
Akt  nach  der  bestehenden  Praxis  aber  die  Unterbrechung  der  Ab- 
wesenheit bildet,  demzufolge  der  Fall  des  ersten  Absatzes  des  zitierten 
Paragraphen  hier  nicht  obwaltet  und  der  in  Wiener  Neustadt 
wohnhafte  A.  W.  auch  derzeit  als  ungarischer  Staatsbürger  zu  be- 
trachten ist. 

-)  Entschei  düng  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern 
Zahl  27,0-56  ex  1895:  Die  in  Angelegenheit  der  Staatsangehörigkeit 
des  R.  L.  und  seines  Vaters  A.  in  Vorlage  gebrachten  Akten  sende 
ich  mit  der  Eröffnving  zurück,  dafs  die  Genannten  auch  derzeit  dem 
Verbände  des  ungari.schen  Staates  angehören:  weil  die  ursprüngliche 
ungarische  Staatsbürgerschaft  des  in  der  Gemeinde  N.  im  Jahre  1842 
geborenen  A.  unzweifelhaft  ist;  dieselbe  konnte  er  aber  durch  Ab- 
wesenheit nicht  verlieren,    weil   sein  durch  nachfolgende  Ehe   legiti- 
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Hmp:egen  unterbricht  die  Steuerzahlung  die  Kon- 
tinuität der  i^bwesenheit  des  ungarischen  Staatsbürger  nicht, 
was  seine  natürliche  Begründung  darin  findet,  dafs  In- 
länder und  Ausländer  nach  ihrem  im  Lande  befindlichen 
Vermögen  gleichmäl'sig  Steuer  zu  zahlen  verpflichtet  sind^). 

Aus  der  Entscheidung  des  k.  ung.  Verwaltungs- 
gerichtshofes Zahl  578  an  1899  scheint  aber  hervorzu- 
gehen, dafs  der   ungarische  Indigena  blos  dadurch,  dafs  er 


mierter  Sohn  R.  1888  unter  die  Landsturmpflichtigen  konscribiert 
wurde;  was  —  nachdem  es  sich  um  einen  Minderjährigen  handelt  — 
nur  unter  der  Voraussetzung  beziehungsweise  stillschweigender  Fest- 
stellung der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  seines  Vaters  geschehen 
konnte  und  so  hat  diese  im  Jahre  1888  erfolgte  Konskription  sowohl 
in  Bezug  auf  den  Vater  als  den  Sohn  die  Kontinuität  der  Abwesenheit 
unterbrochen. 

')  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern 
Zahl  7685  vom  Jahre  1891:  Im  Laufe  der  gepflogenen  Verhand- 
lungen bezüglich  der  Staatsbürgerschaft  des  1879  geborenen  und  um 
einen  Eeisepafs  einschreitenden  in  Hamburg  wohnhaften  Kaufmannes 
E.  J.  hat  es  sich  ergeben,  dafs  das  genannte  Individuum  aufserhalb 
der  Grenzen  des  Gebietes  der  ungarischen  Krone  sich  ohne  Unter- 
brechung zehn  Jahre  lang  aufhält  und  während  dieser  Zeit  weder 
die  Auf  rech  thaltung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  angezeigt 
noch  auch  die  Kontinuität  seiner  Abwesenheit  durch  eine  im  dritten 
Absätze  des  §  31  G.A.  1879:  L  vorgeschriebene  Modalität  unterbrochen 
hat.  Was  aber  den  Umstand  anbelangt,  dafs  E.  J.  Eigentümer  zu 
V9  des  unter  der  städtischen  Konskriptionsnummer  227  verzeichneten 
Hauses  ist  und  ihm  als  solchen  22  fl.  14  kr.  Steuer,  d.  h.  V9  der 
auf  das  ganze  Haus  für  das  Jahr  1890  ausgeworfenen  Steuer  per 
199  fl.33kr.  vorgeschrieben  wurde,  so  konnte  dies  in  der  Kontinuität  der 
Abwesenheit  des  genannten  Individuums  keine  Unterbrechung  be- 
wirken, weil  im  Lande  Besitz  Jedermann,  also  auch  der  Ausländer 
erwerben  kann  und  die  Bezahlung  der  auf  diesen  Besitz  ausgeworfenen 
Steuer  von  keinem  Einflufs  in  Bezug  avif  die  Staatsbürgerschaft  des 
Eigentümers  ist.  Hiervon  verständige  ich  den  Bürgermeister  mit 
dem  Bemerken,  dafs  E.  J.  von  meiner  obigen  Entscheidung  im  Wege 
der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Hamburg  in  Kenntnis  gesetzt  wurde. 
Schliefslich  trage  ich  auf,  den  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft des  E.  J.  durch  Abwesenheit  in  das  Entlassungsregister  des 
laufenden  Jahres  mit  dem  Bemerken  einzutragen,  dafs  der  Verlust 
der  Staatsbürgerschaft  vom  9.  Jänner  1890  zu  berechnen  ist. 
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sein  Gesetzgebiiugsrecht  im  österreichischen  Herreiihause  aus- 
übt, seine  Qualität  als  ungarischer  Staatsbürger  nicht  verliert  ^). 


')  Entscheidung  des  k.  ung.  Verwaltungsgerichts- 
hofes Zahl  578  ex  1899:  Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  die  An- 
gelegenheit des  Grafen  Johann  H.  betreffend  die  Aufnahme  in  die 
Kamensliste  der  Höchstbesteuerten  des  Komitates  M.,  in  welcher  der 
ständige  Verifikationsausschufs  am  19.  Oktober  1898  sub  Zahl  1  ent- 
schieden hat,  infolge  der  vom  Grafen  Johann  H.  erhobenen  Be- 
schwerde der  Überprüfung  unterzogen  und  nachstehende  Entscheidung 
gefällt :  Der  k.  ungarische  Verwaltungsgerichtshof  gibt  der  Beschwerde 
statt  und  verfügt,  dafs  Graf  Johann  H.  mit  10353  fl.  86  kr.  direkter 
Staatssteuer  in  die  giltige  Namensliste  der  Höchstbesteuerten  des 
Komitates  M.  für  das  .Jahr  1899  aufgenommen  werde.  Gründe:  Die 
Aufnahme  des  Beschwerdeführers  in  die  obenerwähnte  Namensliste 
wurde  deshalb  verweigert,  weil  er  als  Mitglied  des  österreichischen 
Herrenhauses  nicht  als  ungarischer  Staatsbürger  betrachtet  werden 
kann  und  demnach  ihm  die  laut  §  23  lit.  a)  des  G.A.  1886:  XXI  er- 
forderliche Qualifikation  mangelt.  Der  Beschwerdeführer  hingegen 
behauptet,  dafs  er,  obzwar  Mitglied  des  österreichischen  Herrenhauses, 
vermöge  des  im  G.A.  1563:  LXXVII  inartikialierten  Indigenates  un- 
garischer Staatsbürger  ist  und  dafs  er  diese  seine  Qualität  dadurch 
nicht  verloren  hat,  dafs  er  sein  Recht  als  Gesetzgeber  nicht  im  ungarischen 
Magnatenhause,  sondern  im  österreichischen  Herrenhause  ausübt. 
In  Anbetracht  dessen,  dafs  er  die  im  §  2  lit  b)  rvveiten  Absätze 
G.A.  1885:  VII  betreffend  die  Änderung  der  Organisation  des 
Magnatenhauses  bezüglich  der  Ausübung  der  Mitgliedschaft  des 
Magnatenhauses  erforderliche  Erklärung  abzugeben  unterlassen  hat, 
ist  sein  durch  Abstammung  erworbenes  ungarisches  Staatsbürgerrecht 
nicht  verloren  gegangen,  weil  die  Unterlassung  der  erwähnten  Er- 
klärung nur  die  Folge  gehabt  hat,  dafs  er  für  seine  Person  sein 
Recht  im  ungarischen  Magnatenhause  nicht  ausüben  kann,  allein  in 
Bezug  auf  die  Staatsbürgerschaft  ist  diese  Unterlassung  von  keinem 
Einflufse  gewesen  und  in  Anbetracht,  dafs  demnach  Beschwerde- 
führer die  im  §  23  lit  a)  G.A.  1886:  XXI  vorgeschriebene  Qualifikation 
besitzt;  nachdem  ferner  laut  des  erläuternden  Berichtes  des  Vize- 
gespans des  Komitates  M.  vom  3.  November  1898  Zahl  8021  der  Be- 
schwerdeführer 10353  fl.  86  kr  direkte  Staatssteuer  bezahlt  und  auf 
dieser  Grundlage  in  die  Liste  der  Höchstbesteuerten  aufzunehmen 
wäre ;  weil  schlielslich  in  Bezug  auf  den  Beschwerdeführer  die  in  den 
Punkten  b— h)  des  letztzitierten  Gesetzesparagraphen  vorgeschriebenen 
Ausschliefsungsgründe  nicht  obwalten :  mufste  seinem  Begehren,  dafs 
er  in  die  fragliche  Namensliste  aufgenommen  werde,  stattgegeben 
werden. 
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Wenn  der  Verwaltungsgerichtshof  diese  seine  Ent- 
sclieidimg  so  versteht,  dafs  ein  solcher  Indigena  trotz  zehn- 
jähriger tbrtdauenider  Abwesenheit  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft nicht  verlöre,  so  müssen  wir  diese  Entscheidung 
vom  Standpunkte  der  Gesetzlichkeit  wieder  beanstanden, 
weil  ja  das  Gesetz  keinen  Unterschied  zwischen  den  Staats- 
bürgern macht  und  für  ein  Mitglied  des  Magnatenhauses 
dasselbe    Gesetz   gilt .  wie   für  jeden  anderen  Staatsbürger. 

Laut  §  32  des  Gesetzes  erstreckt  sich  der  Verlust  der 
ungarischen  Staatsbürgerschaft  durch  Abwesenheit  auf  die 
mit  dem  abwesenden  Manne  lebende  Gattin  und  auf  die 
mit  ilim  befindlichen  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden 
minderjährigen  Kinder. 

Fraglich  kann  werden ,  falls  die  Kontinuität  der  Ab- 
wesenheit einer  solchen  verheirateten  Frau  oder  eines 
solchen  minderjährigen  Kindes  unterbrochen  wird 
(z.  B.  die  Gattin  oder  das  Kind  kehren  zeitweilig  nach 
Unga»rn  zurück),  ob  dieser  Umstand  in  bezug  auf  die  Gattin 
und  auf  den  Minderjährigen  die  endigende  "Wirkung  der 
Abwesenheit  auf  die  Staatsbürgerschaft  unterbricht.  Streng 
genommen  vom  Standpunkte  des  Gesetzes  müfsten  wir  die 
Frage  verneinen,  weil  nach  dem  Gesetze  die  verehelichte 
Frau  oder  das  unter  väterlicher  Gewalt  stehende  minder- 
jähi'ige  Kind  selbständig  keine  Staatsbürgerschaft  erwerben 
und  sie  für  ihre  Persen  unabhängig  von  jener  des  Familien- 
hauptes auch  nicht  verlieren  können,  sondern  sie  folgen  in 
bezug  auf  ihre  Staatsbürgerschaft  dem  diesbezüglichen 
Status  des  Mannes,  —  nichtsdestoweniger  müssen  wü*  auf 
grund  der  herrschenden  Praxis  der  Regierungsbehörde 
akzeptieren,  dafs  die  unter  väterlicher  oder  ehemämilicher 
Gewalt  stehenden  Personen  für  ihre  Personen  auch  selb- 
ständig die  Kontinuität  der  Abwesenheit  unterbrechen 
können  und  dafs  sie  hierdurch  für  sich  dem  Verluste  der 
Staatsbüi-gerschaft  vorbeugen. 

Das  Ministerium  legt  überhaupt  das  Gesetz  stets  in 
der  Richtung  aus ,  welche  zui'  Erhaltimg  beziehungsweise 
dem  Erwerbe  der  Staatsbürgerschaft  günstig  ist.  Dies  geht 
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evident  aus  den   schon   bisher  mitgeteilten  und  aus  den  in 
den  Noten  zitierten  bezüglichen  Entscheidungen  hervor ' — ^). 

^^  Entscheidung  des  k.  nng.  Ministers  des  Innern 
Zahl  10804  ex  1890:  In  der  Angelegenheit  der  Staatsangehörigkeit 
nnd  Gemeindeziiständigkeit  der  Josef a  S,  eröffne  ich  Nachstehendes: 
Der  genannte  J.  Schoth  ist  als  ungarischer  Staatsbürger  zu  betrachten, 
weil  die  ursprüngliche  ungarische  Staatsangehörigkeit  seines  Vaters 
des  in  der  Stadt  Gy.  1828  geborenen  Stefan  Schoth  auch  in  der 
Zuschrift  des  Bürgermeisters  der  Stadt  Gy.  an  den  Magistrat  der 
Stadt  Wien  anerkannt  wurde,  dem  gegenüber  die  in  seiner  späteren 
Zuschrift  enthaltenen  grundlosen  Ableugnungen  nicht  berücksichtigt 
werden  können,  in  Anbetracht  ferner,  dafs  das  genannte  Individuum 
seitens  des  Stuhlrichteramtes  des  Bezirkes  Gy.  am  20.  Jänner  1860 
ein  "Wanderbuch  und  auf  Grund  desselben  vom  Magistrate  der  Stadt 
Wien  am  24.  März  1860  eine  Heiratsbewilligung  erhalten  hat  und 
auch  in  Anbetracht,  dafs  in  den  Sechziger  Jahren  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  nur  durch  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staats- 
bürgerverbande erworben  werden  konnte,  was  aber  im  vorliegenden 
Falle  nicht  geschehen  ist,  hat  derselbe  zur  Zeit  seines  am  25.  März 
1873  zu  Hernais  erfolgten  Todes  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
besessen  und  dieser  seiner  Qualität  folgt  auch  seine  zu  Wien  im 
Jahre  1864  geborene  Tochter  Namens  Josef a.  Nachdem  aber  der 
Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  entsprechend  dem  §  31 
des  G.A.  1879 :  L  in  Bezug  auf  Stefan  Schoth,  welcher  schon  1873  ge- 
storben ist,  auch  aus  dem  Grunde  nicht  in  Anwendung  gebracht 
werden  kann,  weil  er  vor  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes  vom 
Gebiete  der  ungarischen  Krone  weggezogen  ist,  so  wäre  seine  Ab- 
wesenheit nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  vom  Tage  des  Inslebens- 
tretens  des  Gesetzes,  also  am  8.  Juni  1890  abgelaufen.  Demgemäfs 
hat  also  die  Tochter  des  Genannten  Josefa  Schoth  am  8.  Jänner  1888 
am  Tage  des  Eintrittes  ihrer  Grofsjährigkeit  die  1873  noch  bestandene 
ungarische  Staatsangehörigkeit  und  Gemeindezuständigkeit  ihres 
Vaters  besessen,  aber  auch  ansonst  wurde  bezüglich  derselben  die 
Abwesenheit  infolge  der  Verhandlung  ihrer  Staatsangehörigkeit  von 
Amt.swegen  1887  unterbrochen.  Demzufolge  fordere  ich  das  Komitat 
auf,  dafs  es  die  fragliche  Zuständigkeit  auf  gesetzlich  vorgeschriebene 
Weise  im  Wege  instanzmälsiger  Entscheidungen  im  Sinne  des  §  18 
G.A.  1886:  XXII  festzustellen  trachte,  über  das  Eesultat  des  dies- 
bezüglichen Verfahrens  aber  unter  Vorlage  sämtlicher  Akten  mir 
ehestens  Bericht  erstatte. 

■-)  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl 
13459  vom  Jahre  1894:  In  Angelegenheit  der  Staatsangehörig- 
keit  der  minderjährigen  Alexander  und  Johann   H.   verständige    ich 
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Alle  diese  Entscheidungen  rechtfertigen  aber  nachträg- 
lich den  Standpunkt  der  reichstäglichen  Opposition,  dais 
es  um'ichtig  und  schädlich  war  die  Abwesenheit  als  Endi- 
gungsgrund  der  Staatsbürgerschaft  in  das  Gesetz  aufzu- 
nehmen: einerseits  vom  Standpunkte  der  Staatsbürger, 
welche  häufig  nur  die  zwingende  Macht  der  Verhältnisse 
zum  Verlassen  des  Landes  nötigen,  welche  sich  von  ihrem 
Vaterlande  nicht  ganz  loslösen  wollen,  die  Modalitäten  der 
Aufrechthaltung  des  Staatsverbandes  aber  nicht  kennen 
oder  nicht  erfüllen  können;  anderseits  aus  dem  Gesichts- 
punkte des  Staates,  weil  dmxh  die  blofse  zelmjähi'ige  Ab- 
w^esenheit  sich  \-iele  der  Leistung  ihrer  staatsbürgerlichen 
Pflichten  entziehen  kömien.  so  dais  nach  dem  Gesagten, 
um  dies  zu  verhindern,  zu  gewaltsamen  Gesetzesauslegungen 
Zuflucht  genommen  werden  mufs. 

Im  Zusammenhange  mit  diesem  Kapitel  müssen  wir 
noch  erwälmen,  dais  obgleich  das  Gesetz  über  die  Evidenz- 
haltung jener  Personen,  welche  dm'ch  Abwesenheit  ihre 
Staatsbürgerschaft  verloren  haben,  keine  Verfügung  trifft, 
dieselben  dennoch  vom  wichtigen  administrativen  Gesichts- 
punkte   ebenso    in  Evidenz   gehalten  werden,  wie  die  Ent- 


den  Bürgermeister,  dafs  die  ursprüngliche  ungarische  Staatsangehörig- 
keit der  genannten  Minderjährigen  nach  der  Aktenlage  zvreifellos  ist ; 
sie  haben  dieselbe  nicht  verloren,  weil  die  Abwesenheit  für  sie  nur 
von  ihrer  Grofsjährigkeit  beginnen  kann.  An  ihrer  derzeitigen  un- 
garischen Staatsangehörigkeit  ändert  auch  der  Umstand  nichts,  dafs 
im  Jahre  1878,  also  vor  der  z-wischen  Serbien  nnd  Ungarn  über  die 
Regelung  der  staatsbürgerschaftlichen  Verhältnisse  geschlossenen 
und  in  dem  G.A.  18^2:  XXX  inartikulierten  Vereinbarung  ihr  Vater 
Albert  H.   unter   den   Schutz   der  serbischen   Gesetze   gestellt   wurde. 

Die  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl  5025 
ex  1891  (vgl.  S.  111). 

**)  Entscheidung  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern 
Zahl  83,303  vom  Jahre  1895:  In  Angelegenheit  der  Staats- 
angehörigkeit des  V.  Z.  wünsche  ich  zu  bemerken,  dass  die  Wirkung 
der  Abwesenheitserklärung  von  der  Kenntnis  des  Interessenten  und 
von  der  Zustellung  des  die  Erklärung  enthaltenden  amtlichen  Aktes 
und  seiner  Beilagen  ganz  unabhängig  ist:  dieselbe  ist  also  in  das 
Entlassungsregister  sofort  einzutragen. 
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lassenen ,  sie  werden  gleichfalls  in  das  Register  der  Ent- 
lassenen eingetragen. 

Von  grolser  "Wichtigkeit  ist  die  Zuschrift  des  k.  nng. 
Minister  des  Innern  an  den  Landesverteidignngsminister 
Zahl  52  273  vom  Jahre  1897,  nicht  deshalb,  weil  sie  aus- 
spricht, dals  für  die  Feststellung  des  durch  Abwesenheit 
erfolgten  Verlustes  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  der 
Minister  des  Innern  zuständig  ist,  sondern  deshalb,  weil  sie 
deklariert .  dafs  die  Fesstellung  des  Verlustes  der  Staats- 
bürgerschaft niu'  dann  stattfindet ,  weim  sie  in  den  ob- 
waltenden Fällen  zweifelhaft  wird  oder  sich  von  irgend- 
welchem Gesichtspunkte  als  notwendig  erweist^). 

"Wie  aus  §  31  des  Gesetzes  hervorgeht,  hängt  mit 
der  Frage  der  Abwesenheit  beziehungsweise 
der  Entfernung  aus  dem  Lande  auch  die  An- 
gelegenheit des  Pafswesens  eng  zusammen. 

Je  gröfsere  Dimensionen  der  Bevölkerungsverkehr  an- 
nimmt,   je   gröfser    in    einem    Lande    die    Aus-    oder    Ein- 


^)  Zuschrift  des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  an  den 
LandesverteidigungsministerZahl  52,273  on  1897:  Ich  beehre 
mich  diensthöflich  zu  erwidern,  dafs  ich  Ihrer  Meinung,  wonach 
in  Bezug  auf  die  Ausgewanderten  die  Feststellung,  dafs  die  Be- 
treffenden durch  Abwesenheit  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  ver- 
loren haben,  dem  Minister  des  Innern  zusteht,  vollinhaltlich  bei- 
pflichte. Dieser  Grundsatz  wurde  zwar  durch  Zirkularverordnung 
nicht  ausgesprochen,  aber  aus  der  Natur  der  Sache  folgt,  dafs  hiezu 
ausschliefslich  der  zum  Vollzuge  des  bezüglichen  Paragraphen  des 
Gesetzes  über  die  Staatsbürgerschaft  berufene  Minister  des  Innern 
zuständig  ist  und  tatsächlich  wird  auch  eine  solche  Praxis  befolgt. 
Es  ist  aber  selbstverständlich,  dass  die  Feststelluug  des  Ver- 
lustes der  Staatsbürgerschaft  nur  dann  stattfindet, 
wenn  sie  in  den  obwaltenden  Fällen  zweifelhaft  wird 
oder  sich  von  irgendwelchem  Gesichtspunkte  als  not- 
wendig erweist.  In  merito  der  Angelegenheit  gebe  ich  jener 
meiner  Ansicht  Ausdruck,  dafs  die  nach  Amerika  ausgewanderten 
Wehrpflichtigen  je  nachdem  über  ihre  Person  Daten  zur  Verfügung 
stehen  oder  nicht  in  die  Liste  der  Abwesenden  beziehungsweise  der 
gänzlich  Unbekannten  aufzunehmen  und  in  Evidenz  zu  halten  sind; 
ihre  endgültige  Löschung  soll  aber  nur  auf  Grund  der 
vom  Minister  des  Innern  bewirkten  Erklärung  erfolgen. 
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Wanderung;  ist,  in  um  so  verliältnismälsig  selteneren  Fällen 
geschieht  es,  dais  Jemand  sein  Vaterland  verlassend,  unter 
Einem  auch  aus  dem  politischen  Verbände  desselben  aus- 
treten würde. 

Im  Gegenteil,  —  reclmend  auf  die  Leichtigkeit  und 
Schnelligkeit  des  Verkehres  mid  bauend  auf  die  Veränder- 
lichkeit der  Verhältnisse  —  planen  die  meisten  Menschen 
heute  die  Aus-  oder  Einwanderung  als  nur  provisorische 
und  glückversuchende  Unternehmung  und  die  endgültige 
Entschlieisung  erfolgt  nur  in  der  Regel,  wenn  sie  die 
günstigen,  —  manchmal  ungünstigen  —  Verhältnisse  ziun 
Verbleiben  in  ihi'er  neuen  Heimat  zwingen.  Viele  verlassen 
aber  ihre  Heimat  mit  dem  festen  Entschlüsse ,  dahin  bei 
der  ersten  günstigen  Wendung  oder  unter  Umständen  zurück- 
zukehren. 

Deshalb  denkt  selten  ein  Mensch  daran,  dafs  er  im 
Falle  seiner  Auswanderung  unter  Einem  auch  um  die  Ent- 
lassung einschreite,  ja  sie  wollen  sich  sogar  den  "Weg  der 
Rückkehl-  otfen  halten.  Dies  ist  selbstverständlich  sehr 
richtig  und  sogar  eine  für  das  Land  heilsame  und  erfreu- 
liche Entschliesung.  weil  wir  avif  diese  "Weise  \'iel  eher 
auf  die  Rückkehr  der  auswandernden  Landsleute  hofien 
können. 

Umgekehrt  aber  das  Anwachsen  des  Volks  Verkehrs,  die 
Notwendigkeit  der  Kontrole  der  an  demselben  teilnehmen- 
den Elemente ,  die  Ordnimg  der  Administration  und  zahl- 
reiche wichtige  politische  Rücksichten  haben  dii'ekt  die 
Regelung  und  Kontrole  dieses  Verkehrs  erheischt 
und  diesem  Postulate  wollten  die  meisten  Staaten  durch 
Regelung  des   Pafswesens  Genüge  leisten. 

Der  Reisepafs  ist  eine  provisorische  Legiti- 
mation für  die  Reisenden  beziehungsweise  Auswanderer, 
mit  dessen  Hilfe  aber  das  verlassene  Inland  und  auch  das 
aiifgesuchte  Ausland  die  Bewegiuigen  des  Volksverkehrs 
kontroHeren  und  regulieren  kann. 

Falls  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  obwalten,  wird 
ein  Reisepafs  Jedermann  in  jedes  Land  gegeben.     Aber 
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in  welcheu  Fällen  und  für  welche  Länder  ein  solcher  not- 
wendig- ist,  bestimmen  die  Gesetzgebimgen  der  einzelnen 
Staaten  selbständig  oder  in  internationalen  Verträgen. 

Bei  uns  hat  das  Palswesen  neuerlich  G.A.  VI:  1903 
geregelt ;  vom  administrativen  Gesichtspmikte  vielleicht 
genügend  richtig,  aber  keinesfalls  der  Souveränität  des  mi- 
garischen  Staates  entsprechend.  Weil  diese  Angelegenheit 
mit  der  Entfernung  aus  dem  Lande  beziehungsweise  mit 
der  Auswanderung  im  engsten  Zusammenhange  steht,  teilen 
wir  das  Gesetz  über  das  Pafswesen  an  dieser  Stelle  im 
ganzen  Wortlaut  mit : 

G.A  VI:  1903  über  das  Pafswesen. 

(Sanktioniert  am  11.  März  1903.    Kimdgemacht  im  „Orszägos 

Törvenytär"  Nr.  2  am  14.  März  1903.) 

§  1. 
Zimi  Aufenthalte  mid   zur  Reise   auf  dem  Gebiete  der 
Länder    der    ungarischen   Krone ,    desgleichen    zum    Über- 
schreiten der  Staatsgrenze   ist   ein  Pafs  in  der  Regel  nicht 
notwendig. 

§  2. 

Das  IVIinisterium  wdrd  ermächtigt,  im  Kriegsfalle,  oder 
wenn  die  Sicherheit  des  Staates  oder  eines  Teiles  desselben, 
oder  die  Gegenseitigkeit  einem  Staate  gegenüber  erheischt, 
den  Pafszwang  für  das  ganze  Gebiet  des  Staates  oder  einen 
gewissen  Teil  desselben  beziehmigsweise  für  die  Grenze  oder 
einen  Teil  derselben  zeitweilig  verfügen  zu  kömien  sowie  den 
Pafs  für  die  Reise  in  einen  auswärtigen  Staat  obligatorisch  zu 
erklären  oder  die  Ausfolgimg  von  Pässen  zum  Überschreiten 
der  Staatsgrenze  an  Personen,  die  dem  Verbände  der  be- 
waffneten Macht  angehören,  überhaupt  einzustellen. 

Das  Ministerium  ist  verpflichtet,  über  die  Verfügung, 
welche  auf  Grund  der  in  diesem  Paragraphen  enthaltenen 
Ermächtigung  zu  treffen  sind,  der  Gesetzgebung  mi verzüglich 
Bericht  zu  erstatten. 
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§  3. 
Für  ungarische  Staatsbürger  stellen  anf  deren  Ansuchen 
die  im  §  6  bezeichneten  Behörden  einen  Auslandspais  aus. 

§  4. 

Die  Ausfolgung  eines  Passes  kann  denjenigen  verweigert 
werden : 

a)  die  in  Ansehimg  der  Erfüllung  ihrer  auf  dem  Wehr- 
gesetze beruhenden  Stellung.s-  oder  Dienstpflicht,  im  Sinne 
der  bestehenden  Vorschriften  bezüglich  der  Reise  ins  Aus- 
land einer  Einschränkimg  unterworfen  sind; 

b.)  gegen  welche  infolge  einer  mit  Freiheitsstrafe  zu 
ahndenden  Handlung  ein  Strafverfahren  im  Zuge  ist,  der- 
gleichen den  Verurteilten  vor  dem  Strafvollzuge. 

Einen  Pafs  behufs  Auswanderung  können  diejenigen, 
welche  hierin  durch  das  Auswanderungsgesetz  beschränkt 
sind,  nicht  erhalten. 

§  5. 

Für  Minderjährige,  für  diejenigen,  welche  unter  Vor- 
mundschaft oder  Km^atel  stehen,  kann  ein  Pafs  niu'  mit  Be- 
willigung  ilires   gesetzlichen  Vertreters    ausgestellt  werden. 

§  ^. 
Zur  Ausstellung  von  Pässen  berechtigte  Behörden  sind : 
I.    In  Ungarn: 

1.  In  Komitaten  und  Städten  mit  geregeltem  Magistrat 
der  Vizegespan: 

2.  in  den  mit  Munizipalrechte  bekleideten  Städten  der 
Polizeistadthauptmann : 

0.  der  Oberstadthauptmann  auf  dem  Gebiete,  welches 
der  k.  ungarischen  Staatspolizei  der  Haupt-  und  Residenz 
Stadt  Budapest  untersteht; 

4.  in  Fiume  mid  dessen  Distrikte  der  königliche  Gou- 
verneur. 

n.   In  Kroatien-Slavonien. 

1.  In  den  unmittelbar  der  Landesregiermig  unter- 
stehenden Städten  der  Chef  der  Polizeibehörde : 
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2.  in  den  übrigen  Städten  und  Gemeinden  der  Vizegespan. 

Gegen  die  Endentscheidungen  dieser  Behörden  kann 
in  Ungarn  an  den  Minister  des  Lmem,  in  Kroatien- Slavonien 
an  den  Banus  rekurriert  werden. 

>5  7. 
Zur  Ausstellung  von  Pässen  ist  von  den  im  vorigen 
Paragi-aphen  angefülirten  Behörden  jene  zuständig,  auf  deren 
Gebiet  der  Bewerber  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat; 
wenn  derselbe  jedoch  im  Auslande  wohnt,  jene  Behörde,  auf 
deren  Gebiet  er  seinen  letzten  ordenthchen  Wohnsitz  hatte ; 
oder  wenn  derselbe  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  überhaupt  nicht  gewohnt  hat,  jene  Behörde, 
auf  deren  Gebiet  derselbe  die  Gemeindezuständigkeit  besitzt. 

§  8. 
Der  k.  ung.  Minister  am  allerhöchsten  Hoflager,  femer 
die  mit  der  auswärtigen  Vertretung  betrauten  k.  und  k.  Be- 
hörden, die  wirklichen  Konsularämter ,  die  selbständigen 
und  jene  Honorar konsulate,  bei  welchen  ein  wirklicher  Be- 
amter angestellt  ist,  sind  gleichfalls  berechtigt  für  die  sich 
im  Auslande  aufhaltenden  ungarischen  Staatsbürger  —  in 
unbedenklichen  Fällen  —  Pässe  auszustellen  beziehungsweise 
die  Gültigkeit  abgelaufener  Pässe  zu  verlängern. 

§  9. 
Die  Pässe  werden  auf  ganz  gleichförmigen ,  mit  der 
Abbildimg  des  vereinigten  Wappens  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  versehenen  Drucksorten  ausgestellt,  und  zwar 
in  Ungarn  in  imgarischer  und  französischer,  in  Kroatien- 
Slavonien  in  kroatischer  und  französischer  Sprache. 

§  10. 
Der  Pafs  mufs  mindestens  die  folgenden  Daten  enthalten : 
den  Namen  des  Reisenden,  die  Angabe,  dafs  der  Betreffende 
ungarischer  Staatsbürger  ist ,  femer  dessen  Stellung  oder 
Beschäftigung,  Wohnort,  Alter,  Personsbeschreibung,  die 
Bezeichnung  jenes  Staates  oder  Weltteiles ,  in  welchen  die 
Reise  geplant  wird,  femer  Namen,  Alter,  Personsbeschreibimg 

Berenyi  und  Tarjan,  Staatsbürgerschaft.  9 
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lind  Verhältniss  der  eventuellen  Reisegefährten  zu  dem 
Eigentümer  des  Passes,  schlielslich  die  Dauer  der  Gültig- 
keit des  Passes. 

In  ein  und  denselben  Pals  köimen  als  Reisegefährten 
nur  die  in  einem  Haushalte  lebenden  Familienmitglieder 
aufgenommen  werden;  Soldaten  jedoch,  die  im  nichtaktiven 
Verhältnisse  stehen,  sind  unbedingt  mit  einem  besonderen 
Pafs  zu  versehen. 

§  11- 
Die  bezüglich  der  Reisen  der  im  aktiven  ]\Iilitärdienste 
stehenden,  femer  der  auf  Seeschiffen  angestellten  Personen 
bestehenden  Vorschriften  bleiben  auch  ferner  in  Geltung. 

§  12. 
Die  Gültigkeitsdauer   des  Passes   ist   in   der  Regel   ein 
Jahr,  in  Ausnahmefällen  höchstens  drei  Jahre. 

§  13. 
In  Ungarn  kann  der  Minister  des  Innern,  und  in  Kroatien- 
Slavonien    der    Banus    für    die    in    der    Nähe    der    Grenze 
"Wohnenden     hinsichtlich     des     Grenzübertrittes     im     Ver- 
ordnungswege Erleichterungen  schaffen. 

§  14. 
Die  für  die  Ausstellung  der  Pässe  entfallenden  Gebüliren 
stellt    in    Ungarn    der    Minister    des    Innern,    in    Ki'oatien- 
Slavonien  der  Banus  im  Verordnungswege  fest. 

§  15. 

Wer  einen  gefälschten  oder  auf  den  Namen  eines  anderen 
lautenden  Pafs  benützt,  seinen  Pafs  emem  anderen  zur  Be- 
nutzung überläfst,  bezüglich  seiner  Person  oder  seiner  Reise- 
gefährten falsche  Angaben  macht,  ist  —  insofern  diese  seine 
Handlung  nicht  schwerer  zu  ahnden  ist  —  mit  Arrest  bis 
zu  einem  Monate  und  einer  Geldstrafe  bis  zu  200  Kronen 
zu  bestrafen. 

"Wer  aber  im  Falle  des  laut  §  2  angeordneten  Pafs- 
zwanges  ohne  Pafs  auf  dem  Gebiete  des  Staates  beziehungs- 
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weise  in  dem  bestimmten  Teile  desselben  reist  oder  über 
die  Grenze  aus-  oder  eintritt,  ist  mit  Arrest  bis  zu  fünfzehn 
Tagen  und  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Kronen  zu  bestrafen. 
In  diesen  Übertretungsangelegenheiten  üben  die  Polizei- 
strafgerichtsbarkeit aus : 

1.  In  erster  Instanz:  in  EQein-  und  Grofsgemeinden  der 
Oberstuhh'ichter ,  beziehiuigsweise  Stuhlrichter,  in  Städten 
mit  geregeltem  Magistrat  und  in  den  mit  Munizipalrecht 
bekleideten  Städten  der  Polizeistadthauptmann  beziehmigs- 
weise  dessen  Stellvertreter,  im  Verhinderungsfalle  derselben 
der  vom  Magistrat  diesbezüglich  betraute  Beamte. 

In  zweiter  Instanz :  in  Klein-  und  Grofsgemeinden  und 
in  Städten  mit  geregeltem  Magistrat  der  Vizegespan,  in  den 
mit  Munizipalrecht  bekleideten  Städten  der  Magistrat, 

In  dritter  tistanz :  der  Minister  des  Lmeni. 

In  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest,  sowie  in 
den  Gemeinden  Ujpest  mid  Räkospalota  in  erster  Instanz: 
der  Leiter  der  Bezirkshauptmannschaft ;  in  zweiter  Instanz : 
der  Oberstadthauptmann  oder  dessen  Stellvertreter;  in  dritter 
Instanz :  der  Minister  des  Innern. 

2.  Li  Kroatien-Slavonien  die  nach  dem  dortigen  Gesetze 
kompetenten  Verwaltungsbehörden. 

3.  Auf  dem  Zuständigkeitsgebiete  der  Grenzpolizei  übt 
die  PoHzeistrafgerichtsbarkeit  erster  Listanz  der  Grenz- 
polizeihauptmann aus. 

§  10. 
Mit  der  Feststellung  des  Zeitpunktes  für  das  Insleben- 
treten  dieses  Gesetzes  wird  das  Ministerium,  mit  dem  Voll- 
zug desselben  der  Minister  des  Innern,  in  Kroatien-Slavonien 
der  Banus  von  Kroatien-Slavonien-Dalmatien  betraut. 

4.  Legitimatiou. 

Uneheliche  Kinder  können  gemäfs  §  33  des  Gesetzes 
und,  falls  gewisse  Voraussetzungen  obwalten,  durch  Legiti- 
mation ihre  ungarische  Staatsbürgerschaft  verlieren. 

9^^ 
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§  33  des  Gesetzes. 
Die  wngarischc  Stnntshürgerschaft  verlieren  jene  Kinder, 
welche  im  Sinne  der  Gesetze  des  Vaterlandes  ihres  unehelichen 
Vaters  ausländischer  Staatsangehörigkeit  legitimiert  werden,  aus- 
genommen, ivenn  sie  durch  diese  Legitimation  die  Staatsbürger- 
schaft ihres  Vaters  nicht  erlangt  hahen  und  auch  nach  ihrer 
Legitinudion  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
wohnen. 

Sowie  der  ungarische  Staatsbürger  für  die  von  einer 
Ausländerin  geborenen  Kinder  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft erwerben  kann,  wenn  er  seine  Kinder  legitimiert  (§  4 
des  Gesetzes),  so  kann  auch  der  Bürger  des  fremden  Staates 
durch  Legitimation  die  ausländische  Staatsangehörigkeit  für 
jene  seine  Kinder  erv\^erben ,  welche  von  einer  ungarischen 
Staatsbürgerin  geboren  wurden  und  ohne  diese  Legitimation 
im  Sinne  des  §  36  des  Gesetzes  als  ungarische  Staatsbürger 
zu  betrachten  sind.  Dies  ist  eine  Konseqiienz  der 
Gegenseitigkeit,  welche  aber  hier  nicht  streng  diu-ch- 
geführt  ist,  sondern  es  zeigt  sich  eine  gewisse  Begünstigung 
zugunsten  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit. 

Deim,  während  im  Sinne  des  §  4  die  Kinder  des 
ungarischen  Staatsbürgers  durch  die  Legitimation  ipso  facto, 
ohne  Hinzutritt  irgend  welcher  Tatsache,  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  erwerben,  verlieren  nach  dem  zitierten 
§  33  die  von  der  luigarischen  Staatsbürgerin  geborenen 
Kinder  ihre  ungarische  Staatsbürgerschaft  aufser  den  all- 
gemeinen Voraussetzungen  der  Legitimation  nm'  in  dem 
Falle,  wenn  besondere  Voraussetzungen  obwalten,  namentlich, 
wemi  sie  nach  ihrer  Legitimation  auch  das  Gebiet  der 
ungarischen  Krone  verlassen,  femer,  wemi  sie  durch  di© 
Legitimation  unter  einem  auch  die  Staatsbürgerschaft  ihres 
unehelichen  Vaters  erlangen,  weil,  wenn  sie  im  Lande 
weiter  verbleiben  oder  wenn  sie  auch  auswandern,  aber  die 
Staatsangehörigkeit  ihres  Vaters  nicht  erwerben,  so  ver- 
bleiben sie  auch  weiter  ungarische  Staatsbürger  ^). 


')  Entscheidung     des    k.     ung.    Ministers     des    Innern 
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5.    Eheschliei'saug. 

Der  letzte  Fall  des  Verlustes  der  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft in  der  Aufzähhmg  des  Gesetzes  ist  die  Ehe- 
schlielsung  der  ungarischen  Staatsbüi^erin  mit  einem  nicht 
ungarischen  Staatsbürger. 

§  39  des  G esetzes. 
Ihre    ungarische    Staatsbürgerschaft    verliert  jene    Frau, 
welche  emen  nicht  ungarischen  Staatsbürger  ehelicht. 

Selbstverständlich  kami  nur  die  gültig  geschlossene  Ehe 
diese  Folge  haben,  während  die  ungültige  (nichtige  und  an- 
fechtbare) Ehe  nach  §  87  des  Gesetzes  niu*  provisorisch  diese 
"Wirkung  haben  kann,  bis  nämlich  die  Ungültigkeit  durch 
rechtskräftiges  Urteil  ausgesprochen  ist. 

Das  Gesetz  sagt  nicht  ausdrücklich,  ob  die  ungarische 
Frau  ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit  auch  dann  ver- 
liert, wenn  sie  einen  Ausländer  in  Ungarn  heiratet  und 
ihrem  Gatten  in  das  Ausland  nicht  folgt  oder  wemi  ihr 
ausländischer  Gatte  auch  in  Ungarn  bleibt.  Aber  daraus, 
dafs  das  Gesetz  im  §  83  für  die  legitimierten  Kinder  der 
Ausländer  das  Verlassen  des  Landes  zum  Verluste  der 
Staatsbürgerschaft  ausdrücklich  fordert ,  während  es  hier 
darüber   schweigt ,   müssen  wir  folgern ,   dafs   die  mit  dem 


•Zahl  26855  ex  1896:  In  Angelegenheit  der  Staatsbürgerschaft  und 
Gemeindezuständigkeit  des  A.  B.  eröffne  ich  dem  Magistrate  der 
Stadt,  dafs  der  gegenwärtige  Fall  vom  Gesichtspunkte  des  etwaigen 
Verlustes  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  zu  beurteilen  ist  und 
auf  denselben  §  33  G.A.  1879:  L,  welcher  von  dem  Verluste  der 
Staatsbürgerschaft  durch  Legitimation  handelt,  angewendet  werden 
mufs.  "Weil  aber  nach  dem  zitierten  Gesetzesparagraphen  die  un- 
ehelichen Kinder  ungarischer  Staatsangehörigkeit  nur  in  dem  Falle 
ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit  verlieren,  wenn  sie  durch  die 
Legitimation  die  Staatsbürgerschaft  ihres  Vaters  erlangen  und  nach- 
dem laut  der  Zuschrift  des  Herrn  k.  k.  Ministers  des  Innern  diese 
Bedingung  nicht  eingetreten  ist:  hat  A.  B.  seine  ursprüngliche  un- 
garische Staatsbürgerschaft  nach  seiner  Mutter  und  seiner  Gemeinde- 
zuständigkeit in  P.  behalten. 
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Ausländer  gescKlossene  Ehe  ipso  facto  auch  ohne  die  Aus- 
wanderuno-  die  ungarische  Frau  ihrer  ungarischen  Staats- 
bürgerschaft entkleidet. 

Dies  müssen  wir  auch  aus  dem  §  35  des  Gesetzes 
folgern,  dessen  Stelle  eigentlich  nicht  hier  ist,  sondern  nach 
dem  ^  5,  weshalb  wir  denselben  schon  dort  mitgeteilt 
haben.  Nach  dem  zitierten  Paragraphen  aber  „verliert 
ihre  ungarische  Staatsbürgerschaft  jene  mit  einem  unga- 
rischen Staatsbürger  verehelichte  ausländische  Frau  nicht, 
welche  Witwe  geworden,  von  ihrem  Manne  gerichtlich  ge- 
trennt oder  deren  Ehe  aufgelöst  wurde". 

Auch  bei  den  Ausländerinnen  verlangt  das  Gesetz  im 
§  5  nicht,  dafs  sie  ihrem  Gatten  nach  Ungarn  folgen  sollen, 
sondern  sie  erlangen  auch  ohne  dies  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft, ja  sie  behalten  sie  sogar  nach  §  35  des  Ge- 
setzes auch  nach  Auflösung  der  Ehe,  obgleich  sie  niemals 
in  Ungarn  gewesen  sind.  Mit  dem  Gmndsatze  der  Gegen- 
seitigkeit wäre  also  die  Auslegung  des  Gesetzes  unvereinbar, 
dafs  die  ungarische  Frau  nur  dann  ihre  ungarische  Staats- 
bürgerschaft verliert,  wenn  sie  ihrem  ausländischen  Gatten 
in  das  Ausland  folgt. 

Li  Ansehung  des  Eheprozesses  der  ihre  ungarische 
Staatsangehörigkeit  verlierenden  Frau  verweisen  wir  auf 
das  im  I.  Kapitel  Titel  3  Gesagte,  können  aber  hervorzu- 
heben nicht  unterlassen,  dafs  der  erste  Absatz  des  §  117 
des  ungarischen  Ehegesetzes  mit  unerbittlicher  Konsequenz 
über  das  Schicksal  jener  ungarischen  Frau  verfügt,  welche 
durch  ihre  Ehe  Ausländerin  geworden  ist  und  dem  imglück- 
lichen  Bande  zu  entgehen  wünscht,  weil  sie  den  Scheidungs- 
prozess  überhaupt  nicht  beziehungsweise  nur  in  solchen 
Fällen  wie  die  geborenen  Ausländer  vor  den  ungarischen 
Gerichten  anhängig  machen  kann,  ja  sogar  einen  Ungültig- 
keitsprozefs  auch  nur  in  dem  Falle,  wenn  sie  mit  dem  Aus- 
länder ihre  Ehe  in  Ungarn  geschlossen  hat  und  ihrem 
Manne  in  das  Ausland  nicht  gefolgt  ist. 

Das  Leben  führt  mis  ganze  Tragödien  vor,  insbesonders 
wenn  die  Gesetze    des  betreffenden    Staates    die  Auflösung 
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der    Ehe     nicht     gestatten     oder    andere    Hindernisse    ob- 
walten. 

In  der  Anmerkung  teilen  wii'  einen  solchen  Fall  mit, 
welcher  um  so  flagranter  ist,  weil  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegt, dals  das  Urteil  unseres  obersten  Gerichtshofes  auf 
irriger  Grundlage  beruht,  indem  §  119  des  Ehegesetzes  für 
nicht  anwendbar  befunden  wairde^). 


')  K.  Gerichtshof  Budapest  Zahl  31S8'1903  hat  im  ordent- 
lichen Prozesse  der  H.  K.,  Privaten  in  Budapest,  Klägerin,  gegen  den 
gewesenen  "Wiener  spanischen  Konsulstellvereter,  Baron  Don  Mariauo 
Carlos  Theodor  di  Duran  de  los  Eios,  Beklagten,  unbekannten  Aufent- 
haltes, vertreten  durch  Dr.  S.  B.,  Advokaten  in  Budapest,  als  be- 
stellten Kurator,  welcher  mit  der  Klage  de  pr.  20.  Juni  1903  Zahl 
22079  anhängig  gemacht  und  unter  Intervention  des  Dr.  K.  G.,  Advo- 
katen in  Budapest,  als  Verteidiger  des  Ehebandes,  verhandelt  wurde, 
in  der  am  unterfertigten  Tage  abgehaltenen  öffentlichen  Sitzung  nach- 
stehendes Urteil  gefällt:  Die  zwischen  der  Klägerin  H.  K.  und 
zrwischen  dem  Beklagten  Baron  Don  Mariano  Carlos  Theodor  di  Duran 
de  los  Eios  in  Wien,  in  der  röm.  katholischen  Pfarre  Set.  Karl  im 
vierten  Bezirke  am  12.  November  1898  geschlossene  Ehe  wird  auf 
Grund  des  §  55  G.A.  1894:  XXXI  für  ungültig  erklärt.  Gründe: 
I.  Der  Wirkungskreis  und  die  Kompetenz  des  k.  Gerichtshofes  mufste 
auf  Grund  des  §  119  des  Ehegesetzes  festgestellt  werden:  weil  nach 
dem  Zeugnisse  der  öffentlichen  Urkunde  F.  die  Staatsbürgerschaft 
des  Beklagten  nicht  festgestellt  werden  konnte,  weshalb  Klägerin 
berechtigt  war  diesen  Prozefs  vor  dem  Gerichte  ihres  Domizils  an- 
hängig zu  machen.  II.  In  merito  des  Prozefses:  Klägerin  bittet  auf 
der  Grundlage  ihre  Ehe  für  ungültig  zu  erklären:  weil  ihr  Gatte  sie 
bezüglich  seiner  wesentlichen  persönlichen  Eigenschaften  in  Irrtum 
geführt  und  drese  Irreführung  bewufst  bewirkt  hat  (§  55  des  Ehe- 
gesetzes).  Der  k.  Gerichtshof  hat  dem  Begehren  der  Klägerin  Folge 
gegeben.  —  Durch  die  obzitierte  öffentliche  Urkunde  F.  ist  nämlich 
nachgewiesen  worden,  dals  der  Beklagte,  welcher  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliefsung  in  Wien  spanischer  Konsulstellvertreter  und  daselbst  unter 
dem  Namen  Mariano  Duran  bekannt  war,  —  nach  den  in  Spanien 
an  Ort  und  Stelle  gepflogenen  Erhebungen  nicht  Mariano  Duran 
genannt  wurde,  ferner,  dafs  die  gelegentlich  der  mit  der  Klägerin 
erfolgten  Eheschlielsung  behufs  Ermöglichung  der  Eheschliefsung 
von  ihm  vorgewiesenen  Urkunden,  und  zwar:  Geburtszeugnis,  Tauf- 
schein, Ehebewilligung,  Eeisepafs  usw.  Falsifikate  gewesen  sind.  — 
Der  Umstand,   daJs  die  von  dem  Beklagten  als  sein  Taufschein  vor- 
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Aus  der  Vergleicliung   der   §§  5,  34,  35,  37  und  41  ist 
es  oflfenbar,  dal's  der  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürger- 


gewiesene Originalurkunde,  welche  der  in  beglaubigter  Abschrift  bei- 
liegenden Urkunde  D  entspricht,  gefälscht  war  und  dafs  sämtliche 
in  demselben  enthaltenden  Daten  fingiert  gewesen  sind,  beweist  der 
in  der  bezeichneten  Urkunde  D.  berufene  Seelsorger  auch  mit  der 
öffentlichen  Urkunde  D.,  welcher  nämlich  in  dieser  seiner  Urkvmde 
bezeugt,  dafs  die  in  der  Urkunde  D.  enthaltene  auf  die  Geburt  des 
Beklagten  bezügliche  Eintragung  in  der  von  ihm  geführten  Geburts- 
matrikel nicht  enthalten  ist.  —  Weil  aber  nach  dem  Gesagten  der 
Beklagte  seine  Herkunft  vor  der  Klägerin  verheimlicht  und  hiedurch 
mittelbar  absichtlich  dazu  beigetragen  hat,  dafs  die  vom  Gesichts- 
punkte der  Gültigkeit  der  Ehe  wiclitigen  und  wahren  Daten  der 
Personenidentität  in  die  Trauungsmatrikel  nicht  eingetragen  werden 
sollen,  ist  durch  die  behufs  Ermöglichung  der  Eheschliefsung  auf  be- 
trügerische Weise  erfolgte  absichtliche  Verschweigung  der  wahren 
wesentlichen  Daten  der  Personenidentität  die  bewufste  In-eführung 
der  klägerischen  Ehegattin  gegeben.  —  Weil  also  nicht  vorausgesetzt 
werden  kann,  dafs  die  auf  diese  AVeise  irregeführte  Ehegattin,  —  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Bildungsstufe  und  gesellschaftliche  Stellung,  — 
die  Ehe  auch  ohne  die  Irreführung  geschlossen  haben  würde;  weil 
auch  der  von  dem  k.  k.  Wiener  Landesgerichte  in  Strafsachen  kurren- 
tierte Beklagte  unbekannten  Aufenhaltes  trotz  seiner  im  vorliegenden 
Eheprozesse  erfolgten  vorschriftsmäfsigen  Edictalladung  bei  dem  an- 
geordneten Termine  nicht  erschienen  ist  und  sich  gegen  die  schweren 
Beschuldigungen  nicht  verteidigt  hat,  der  für  ihn  von  Amtswegen 
bestellte  Kurator  aber  gegen  die  beigeschlossenen  Beweismittel  keinen 
Einwand  erhoben  hat;  weil  schliefslich  nach  dem  Gesagten  die 
Personenidentität  des  Beklagten  beziehungsweise  seine  Herkunft 
gar  nicht  festgestellt  werden  kann,  wegen  einer  Irreführung  des 
Ehegatten  solcher  Art  der  irregeführte  Ehegatte  die  Ungültigkeits- 
erklärung der  Ehe  mit  Hecht  begehren  kann:  ebendeshalb  mufste  die 
von  der  Klägerin  während  der  im  §  57  des  Ehegesetzes  festgesetzten 
Präklusivfrist  angefochtene  Ehe  auf  Grund  des  §  55  des  zitierten 
Gesetzes  für  ungültig  erklärt  werden. 

Die  k.  Tafel  in  Budapest  hat  den  die  Ungültigkeit  des  Ehe- 
bandes betreffenden  von  Amtswegen  überprüften  Teil  des  Urteiles 
des  Gerichtes  erster  Instanz  vei'möge  seiner  bezüglichen  Gründe  be- 
stätigt. Budapest  am  21.  Dezember  1903.  Adolf  Oberschall  m.  p. 
Präsident  (L.  S.) 

Die  k.  ung.  Kurie  hat  folgende  Entscheidung  gefällt:  Die 
Urteile  beider  Untergerichte  werden,  unter  Aufrechterhaltung  der  auf 
die   Kosten    des  Verteidiarers    des   Ehebandes   und   des  Kurators   be- 
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Schaft  durch  Eheschlielsmig  aiü'  die  Lage   der  ungarischen 
Frau  in  Ansehung  ihrer  früheren  Staatsangehörigkeit  nach- 


zügliclien  Disposition,  samt  dem  vorangegangenen  Yerfahreu  von 
Amtswegen  aufgehoben  und  die  Zurückstellung  der  Klage  an  die 
Klägerin  angeordnet.  Gründe:  Aus  dem  Datum  des  Prozesses  kann 
festgestellt  werden,  dafs  die  Ehe  zwischen  den  Parteien  in  Wien  ge- 
schlossen wurde,  dafs  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  in 
Wien  stellvertretender  spanischer  Honorarkonsul  war,  —  dafs  er 
vorgänglich  bei  drei  spanischen  Konsulen,  namentlich:  Biedermann, 
\'eler  und  Puig  de  Abbazia  als  canciller  (Kanzler)  in  Verwendung 
war;  dafs  er  nach  dem  Trauungszeugnisse  vom  14.  November  1898 
sich  als  spanischer  Abkianft  bezeichnet  hat  und  auch  sein  Name  auf 
seine  spanische  Abstammung  folgern  läfst  Nach  diesen  Daten  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliefsung kein  ungarischer  Staatsbürger  gewesen  ist.  Für  das 
Gegenteil  kann  aus  den  Prozefsakten  nicht  der  geringste  Anhaltspunkt 
gewonnen  werden  und  dafs  er  später  die  ungarische  Staatsbürger- 
schaft erworben  hätte,  wird  auch  nicht  behauptet.  Nach  §  84  des 
G.A.  L:  1879  hat  die  Klägerin  ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit 
dadurch  verloren,  dafs  sie  einen  nicht  ungarischen  Staatsbürger  ge- 
heiratet hat,  angesichts  dessen  die  Klägerin  gar  nicht  behauptet,  dafs  sie 
ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit  zurückerworben  hätte  beziehungs- 
weise durch  Renaturalisation  unter  die  ungarischen  Staatsangehörigen 
wieder  aufgenommen  worden  wäre.  W^eil  aber  nach  §  116  des  G.A. 
1894:  XXXI  im  Eheprozesse  von  Ausländem  das  ungarische  Gericht 
nur  in  dem  Falle  verfahren  kann,  wenn  sein  Urteil  in  jenem  Staate, 
dessen  Angehörige  die  Eheleute  sind ,  wirksam  ist ,  Klägerin  aber 
nicht  nachgewiesen  hat,  dafs  diese  Voraussetzung  obwaltet:  so  ist  es 
offenbar,  dafs  in  dem  gegenwärtigen  die  Ungültigkeitserklärung  der 
Ehe  bezweckenden  Prozesse  dem  ungarischen  Gerichte  kein  Wirkungs- 
kreis zusteht.  Das  Gericht  erster  Instanz  hat  also  eine  wesentliche 
Norm  des  Verfahrens  verletzt,  als  es  auf  Grund  der  nicht  zu  seinem 
Wirkungskreise  gehörigen  Klage  das  Verfahren  eingeleitet  und  in 
merito  der  Angelegenheit  entschieden  hat;  ebenso  hat  das  Gericht 
zweiter  Instanz  eine  wesentliche  Norm  des  Verfahrens  verletzt,  als 
es  das  in  merito  gefällte  Urteil  des  Gerichtes  erster  Instanz  überprüft 
hat,  weshalb  die  Urteile  beider  Untergerichte  unter  Aufrechterhaltung 
der  auf  die  Kosten  des  Verteidigers  des  Ehebandes  und  des  Kurators 
bezüglichen  Verfügung  samt  dem  vorangegangenen  Verfahren  auf 
Grund  des  §  39  lit  c)  und  o)  G.A.  1881:  LIX  von  Amtswegen  auf- 
zuheben waren  und  die  Zurückstellung  der  Klage  an  die  Klägerin 
verfügt  werden  mufste.  Budapest  am  11.  Februar  1904.  Nikolaus 
Szabo  m.  p.  Präsident. 
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teiliger  wirkt,  als  es  vom  Gesichtspunkte  der  administra- 
tiven Ordnung  notwendig  erscheint.  Dies  ist  um  so  ver- 
letzender, weil  wir  sehen,  wie  sehr  das  Gesetz  die  fremde 
Frau  schützt,  welche  durch  Eheschliefsimg  die  ungarische 
Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  indem  im  letzteren  Falle 
die  einmal  schon  erworbene  imgarische  Staatsbürgerschaft 
nui'  auf  eine  im  §  20  des  Gesetzes  festgestellte  Weise 
wieder  verloren  werden  kann ,  während  die  durch  Ehe- 
schliefsung  verlorene  migarische  Staatsbüi'gerschaft  die  vor 
ihrer  Eheschliefsung  noch  migarische  Staatsbürgerin  ge- 
wesene Frau  nicht  so  leicht  wiederzuerwerben  vermag. 

Der  Grund  dieses  Übelstandes  ist  nicht  so  sehr  G.A. 
L:  1879,  als  vielmehr  unser  Ehegesetz,  welches  der  unga- 
rischen Frau,  die  ihre  ungarische  Staatsangehörigkeit  ver- 
loren hat,  nur  in  jenem,  sozusagen  niemals  vorkommenden 
Falle  die  Möglichkeit  der  Befreiung  vom  Ehebande  bietet, 
wenn  einerseits  ein  Ungtiltigkeitsgrimd  obwaltet,  ander- 
seits die  Ehe  mit  dem  Ausländer  in  Ungarn  geschlossen 
wurde  mid  die  früher  ungarische  Frau  ihrem  Mamie  in  das 
Ausland  nicht  gefolgt  ist.  "Wenn  mit  er  diesen  drei 
Voraussetzungen  auch  nur  eine  nicht  vorhanden  ist, 
kann  die  unglückliche  migarische  Frau  sich  an  das  unga- 
rische Gericht  nicht  wenden.  Was  dies  im  allgemeinen  ge- 
nommen ,  aber  insbesonders  füi'  die  weniger  besitzenden 
Klassen  bedeutet,  ist  näher  zu  erörtern  überflüssig.  Ein 
walirer  circulus  vitiosus  obwaltet  hier:  den  überwiegenden 
Teil  der  Ehomigültigkeits-  und  Scheidungsprozesse  können 
die  Ausländerinnen  gewordenen  Frauen  migarischer  Ab- 
stammimg nur  in  dem  Falle  vor  die  ungarischen  Gerichte 
bringen,  wenn  sie  früher  ihre  migarische  Staatsangehörig- 
keit zimickerworben  haben,  umgekehrt  bildet  die  Voraus- 
setzung des  Rückerwerbes  der  Staatsangehörigkeit  (Re- 
naturalisation)  oder  der  gewöhnlichen  Naturalisation  die  Un- 
gültigkeitserklärung oder  Auflösung  der  Ehe  mit  Ausnahme 
des  im  §  37  des  Gesetzes  enthaltenen  Falles. 

Wenn  die  ungarische  Regierung  die  Regel  des  Er- 
werbes der  ungarischen    Staatsbürgerschaft   auf  Grund  des 
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§  7  des  Gesetzes  auf  die  Weise  interpretiert,  dafs  die  ver- 
ehelichte Ausländerin  nur  in  dem  Falle  naturalisiert  werden 
kann .  wenn  sie  von  iln-em  Gatten  wenigstens  von  Tisch 
und  Bett  getrennt  ist,  so  ist  sie  offenbar  davon  ausgegangen, 
dafs  der  Ausspielung  des  Gesetzes  vorzubeugen  sei.  Inso- 
fern der  Ei-werb  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  in 
dieser  Absicht  erfolgt,  ist  nach  unserer  Ansicht  ganz  neben- 
sächlich, ob  ein  Ausländer  oder  eine  Ausländerin  sich  unter 
die  Fittige  des  ungarischen  Gesetzes  flüchten,  ja  die  ein- 
fachste Art  der  Ausspielung  des  Gesetzes  ist,  wenn  Ehe- 
leute mit  allem  Anscheine  der  ernsten  Absicht  gemein- 
schaftUch  sich  um  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  be- 
werben: wenn  wir  aber  schon  in  der  Ausleg-ung  des  §  7 
des  Gesetzes  zum  Nachteile  fremder  Frauen  strenge  sind, 
bei  der  Schaffimg  des  Ehegesetzes  wäre  es  erspriefslich 
gewesen,  den  §  117  einerseits  auf  alle  Möglichkeiten  der 
Ungültigkeitsprozesse,  sowie  auch  auf  jene  Fälle  der 
Scheidungsprozesse  auszudehnen,  in  welchen  die  ungarische 
Frau  in  Ungarn  mit  einem  Ausländer  die  Ehe  geschlossen 
hat  und  ihrem  Manne  in  das  Ausland  nicht  gefolgt  ist. 

Nach  unserer  Ansicht  würde  eine  Disposition  dieser 
Richtung  gegen  die  Normen  des  internationalen  Rechtes 
nicht  verstofsen  beziehungsweise  bei  einer  solchen  Dispo- 
sition könnte  noch  immer  §  120  des  Ehegesetzes  zur  Geltung 
gelangen,  welcher  die  Wirkung  der  Staats  vertrage  über  dem 
Gesetze  feststellt.  Oder  anstatt  dessen  müfste  die  auf  die 
Naturalisation  bezügliche  Vorschrift  gelinder  ausgelegt  und 
ermöglicht  werden,  dafs  die  ungarische  Frau,  welche  ihre 
ungarische  Staatsangehörigkeit  durch  Eheschliefsung  ver- 
loren hat,  wenigstens  durch  Naturalisation  ohne  vorgäng- 
liche Trennung  migarische  Staatsbürgerin  werden  könne, 
was  das  Gesetz  ausdrücklich  nicht  ausschliefst,  weil  die 
unter  Titel  4  des  ersten  Kapitels  (Seite  29)  mitgeteilte  Entschei- 
dung sich  eigentlich  gar  nicht  auf  eine  ursprüngliche  imga- 
rische, sondern  auf  eine  österreichische,  d.  h.  ausländische 
Frau  bezieht. 

Unsere  Auffassung  bestätigt  am  besten  der  zweite  Ab- 
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satz  des  §  117  des  Ehegesetzes,  gemäfs  welchem  die  unga- 
rische Frau,  wenn  sie  ihi'em  Gatten  in  das  Ausland  nicht 
gefolgt  ist  und  ihr  Gatte  später  eine  fremde  Staatsbürger- 
schaft erworben  hat,  gegen  ihren  Gatten  auch  vor  den 
imgarischen  Gerichten  den  Ehescheidmigsprozefs  emleiten 
kann.  Wohl  ist  es  wahr,  dafs  dies  durch  55  2(3  des  G.A. 
L :  1879  ermöglicht  wird,  gemäfs  welchem  die  Entlassung 
sich  nm'  in  dem  Falle  auf  die  Gattin  des  Entlassenen  er- 
streckt, wenn  diese  mit  ihrem  Manne  zusammen  ausgewandert 
ist,  aber  die  ratio  legis  kann  keine  andere  sein,  als  die  Er- 
leichtermig  der  Zurückerlangung  der  Staatsangehörigkeit, 
weil  ja  bei  der  ungarischen  Frau,  welche  ihre  ungarische 
Staatsangehörigkeit  dm'ch  Eheschliefsung  erw'orben  hat,  die 
Absicht  der  Ausspielung  des  Gesetzes  ganz  ausgeschlossen 
ist,  wenn  sie  ihre  imgarische  Staatsangehörigkeit  zurückzu- 
erwerben  bestrebt  ist. 

Es  ist  aber  auch  unverständlich,  weshalb  die  Naturali- 
sation der  ausländischen  Frau  und  insbesonders  jener  Frau, 
welche  früher  ungarische  Staatsbürgerin  gewesen  ist,  an  die 
Bedingung  geknüpft  werden  müsse ,  dafs  sie  von  ihrem 
Gatten  vorgänglich  getrennt  werde ,  wenn  nach  der  auf 
Seite  1*1  mitgeteilten  Entscheidung  die  ungarische  Frau 
auch  allein  ihre  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staatsver- 
bande verlangen  kann,  wenn  sie  nachweist ,  dafs  die  im  §  24 
des  Gesetzes  enthaltenen  Bedingungen  obwalten. 


Drittes  Kapitel. 
Internationale  Verhältnisse. 


Gegenstand  des  dritten  Kapitels  unseres  Buches  ist  die 
Darstellung  jener  Rechtsnormen ,  welche  den  Erwerb  oder 
den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  mit  Rücksicht  auf  die 
einzelnen  fremden  Staaten  abweichend  von  dem  im  Gesetze 
aufgestellten  allgemeinen  Normen  behandeln,  d.  h.  wir  wollen 
die  bezüglichen  internationalen  Rechtsnormen  kurz  dar- 
stellen. 

Dies  erfordert  §  47,  gemäfs  welchem: 

§  47  des  Gesetzes. 
Von   (hm  gegemvärtigen  Gesetze  finden  Ausnahmen  gegen- 
über jenen  Staaten  statt,   mit  ivelchen   in  diesem  Gegenstande 
Verträge  geschlossen  tmrden,  insofern  solche  Verträge  von  dem 
gegenwärtigen  Gesetze  abweichende  Normen  enthalten. 

Nachstehend  teilen  wir  also  diese  internationalen  Ver- 
träge mit,  welche  teils  vor  Entstehung  des  Gesetzes,  teils 
nach  demselben  geschlossen  wurden,  ferner  teilen  wir  auch 
die  solche  internationale  Rechtsverhältnisse  betreffenden 
und  einseitig  entstandenen  ungarischen  Regierungsverord- 
nungen und  ministeriellen  Entscheidungen  mit. 

Schon  der  Umfang  des  Buches  schliefst  es  aus,  aber 
auch  die  weniger  als  bei  dem  Gesetze  gebundene  und  um- 
fangreichere Textierung  und  Diktion  solcher  Verträge  und 
Verordnungen  machen  die  eingehendere  Würdigung  und 
Auslegung    derselben    überflüssig    und    deshalb    stellen   wir 
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diese   Verträge,   Verordnungen,   Entscheidungen   an   dieser 
Stelle  ohne  jeden  Kommentar  zur  Disposition  des  Lesers. 

Unsere  wichtigeren  Verträge  von  internationaler  Be- 
ziehung, imsere  Regierunsverordnungen  und  Entscheidungen 
von  prinzipieller  Bedeutung  sind  die  folgenden: 

A.    Österreich. 

1. 

Verordnung  ilef^  Ministers  des  Inneim  vom  21.  Dezember 
1892  Zahl  98638  betreffend  die  Bequisitionen  der  ungarischen 
Behörden  an  die  österreichischen  Behörden  in  Staatsangehörig- 
keitsangelegenheiten. 

Aus  dem  Grmide  des  mehrfach  wahrgenommenen  Um- 
standes  seitens  des  unter  meiner  Leitimg  stehenden  Mini- 
steriums, sowie  entsprechend  der  Bitte  des  Herrn  österreichi- 
schen Ministers  des  Linem,  als  auch  im  Literesse  der  Sache 
finde  ich  für  notwendig,  die  Aufmerksamkeit  Ew.  Hochwohlg. 
darauf  zu  lenken,  dafs  in  Österreich  die  Verhandlung  der 
Fragen  der  Staatsangehörigkeit  ausschliefslich  zur  Kompetenz 
der  staatlichen,  nicht  aber  der  autonomen  Behörden  gehören, 
weshalb  die  Requisitionen  in  Hinkmift  stets  an  die  betreffende 
k.  k.  Statthalterei  nicht  aber  an  den  Landesausschufs  [zu  er- 
gehen haben,  nachdem  das  entgegengesetzte  vorscliritts- 
widrige  Verfahren  nm-  zur  Verhinderimg  der  raschen  Er- 
ledigung der  Angelegenheiten  der  Staatsangehörigkeit  und 
hierdurch  meistens  zum  empfindlichen  Nachteile  der  inter- 
essierten Parteien  führt. 

2. 

Verord^^f^9  des  Kultus-  und  Unterrichtsministers  votu 
11.  September  1891  Zahl  25  503.  In  Angelegenheit  der  Be- 
urteilung des  persönlichen  Zustandes  und  der  Rechtsfähigheit 
derjenigen  Personen,  welche  in  den  im  Beichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  heimatsberecJitigt  sind,  aber  sich  im 
Dienstesinteresse  in   Ungarn  aufhalten. 

Gelegentlich  der  entstandenen  Frage,  ob  das  inter- 
konfessionelle Gesetz   vom  25.  Mai  18G8  der  im  Reichsrate 
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vertretenen  Königreiche  und  Länder,  sich  auch  auf  die  in 
diesen  Ländern  heimatberechtigten  und  im  Literesse  des 
Dienstes  in  Ungarn  befindlichen  Militärpersonen  erstrecke 
oder  nicht?  fühle  ich  mich  veranlafst,  im  Einvernehmen  mit 
dem  k.  ung.  Justizminister  für  alle  künftigen  Fälle  den  als 
Richtschnur  dienenden  Gnnidsatz  festzustellen:  dal's  in 
Ungarn  die  Regel  befolgt  wird,  dafs  der  persönliche  Zustand 
und  die  Rechtsföhigkeit  aller  auf  dem  Gebiete  des  ungarischen 
Staates  befindlichen  Fremden  —  inbegriffen  auch  die  öster- 
reichischen Staatsbürger  —  nach  den  Gesetzen  ihres  Vater- 
landes zu  beurteilen  ist. 

Aus  diesem  Griuidsatze  folgt  selbstverständlich,  dafs 
alle  auf  den  persönlichen  Zustand  bezüglichen  Verhältnisse 
der  in  der  gemeinsamen  Armee  dienenden  österreichischen 
Staatsangehörigen  durch  die  österreichischen  Gesetze  normiert 
werden,  selbst  in  dem  Falle,  wenn  sie  auf  dem  österreichischen 
Gebiete  ihrer  militärischen  Dienstpflicht  obliegen. 

Dasselbe  gilt  auch  in  bezug  auf  die  Ehe  und  der  hier- 
mit konnexen  persönlichen  Verhältnisse ,  weil  das  auf  dem 
Gebiete  des  ungarischen  Staates  geborene  Kind  des  öster- 
reichischen Staatsbürgers  der  Staatsbürgerschaft  des  Vaters 
folgt  und  in  Ansehung  des  Verhältnisses  zwischen  Eltern 
und  Kindern,  wie  z.  B.  bei  der  väterlichen  Gewalt,  die 
Normen  der  österreichischen  Gesetze  maisgebend  sind. 

Hiervon  beehre  ich  mich  pt.  mit  dem  Ersuchen  zu  ver- 
ständigen, in  dieser  Richtung  die  Seelsorgegeistlichkeit  ge- 
falligst in  Kenntnis  setzen  zu  wollen. 

3. 

Die  Be^Ummmig  des  §  48  des  G.A.  L:  1870  über  den 
Erwerb  und  den  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft, 
dafs  die  ausländischen  Staatsbürger ,  ivenn  sie  im  Lande  fünf 
Jahre  geicohnt  haben  und  in  die  Liste  der  Steuerzahler  eingetragen 
sind,  ihre  fremde  Staatsbürgerschaft  aber  während  eines  Jahres 
gerechnet  vom  Inslebentreten  des  Gesetzes  nicht  beibehalten 
haben,  als  ungarische  Staatsbürger  zu  betrachten  sind,  kann  nur 
gegenüber   den  Bürgern  jener  Staaten   in  Anivendung  gebracht 
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iverden,  mit  welchen  Staaten  in  Bezug  auf  die  Staatsangehörig- 
keit abweichende  und  im  §  47  den  Gesetzes  erwähnte  Verträge 
nicht  geschlossen  uurden. 

Entscheidung  des  k.  nng.  Ministers  des  Innern  Zahl 
22  393  ex  1S8(J: 

Im  Sinne  des  §  2  G.A.  L:  1870  wird  die  ungarische 
Staatsbürgerschaft  durch  Abstammung,  Legitimation,  Ehe 
und  Naturalisation  erworben.  Nach  §  48  desselben  Gesetzes 
sind  auch  jene  als  ungarische  Staatsbürger  zu  betrachten, 
welche  im  Lilande  bis  zum  Inslebentreten  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  wenigstens  seit  fünf  Jahren  ununterbrochen  ge- 
wohnt haben  und  in  die  Liste  der  Steuerzahler  eingetragen 
sind,  wenn  sie  während  eines  Jahres  ihre  fremde  Staats- 
bürgerschaft nicht  beibehalten  haben.  Nachdem  aber  im 
Sinne  des  vorangehenden  §  47  von  dem  gegenwärtigen  Ge- 
setze gegenüber  jenen  Staaten  eine  Ausnahme  stattfindet, 
mit  welchen  in  diesem  Gegenstande  Verträge  geschlossen 
wurden,  insofern  solche  Verträge  von  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  abweichende  Bestimmungen  enthalten,  so  folgt,  dafs 
die  Bestimmungen  des  §  48  auch  nicht  unbedingt  in  Anwendung 
gebracht  werden  können.  Eine  solche  Vereinbarung  wurde 
zwischen  den  Regierungen  beider  Staaten  der  Monarchie 
im  Jalu'e  1870  geschlossen.  Gemäfs  dieser  Vereinbarung 
kann  die  Staatsbürgerschaft  österreichischen  Staatsbürgern 
nur  dann  verliehen  werden,  wenn  sie  früher  aus  dem  öster- 
reichischen Staatsverbande  entlassen  wiu'den,  umgekehrt 
kann  den  ungarischen  Staatsbürgern  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft nur  dann  verliehen  werden,  wenn  sie  aus  dem 
ungarischen  Staatsverbande  entlassen  wurden,  wobei  bemerkt 
wird,  dafs  dieser  Staatsvertrag  ausnahmslos  in  allen  Natu- 
ralisations- und  Auswanderungsangelegenheiten  mit  voller 
Gegenseitigkeit  in  Vollzug  gesetzt  wurde ,  die  sämtlichen 
inländischen  Munizipien  aber  schon  im  Wege  der  ständigen 
Praxis  entsprechend  verständigt  wurden.  Demzufolge  er- 
öffne ich,  dafs,  nachdem  Josef  B.,  dessen  zum  erstenmal 
auf  irriger  Grundlage   überreichtes  Entlassunesoesuch  nach 
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seiner  Verständigmig  von  dem  Nichtverlust  der  österreichi- 
schen Staatsbürgerschaft  als  zurückgezogen  zu  betrachten 
ist,  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  durch  Naturalisation 
nicht  erworben  hat,  die  Bestimmungen  des  §  48  aber  auf 
ihn  als  auch  auf  ursprünglich  österreichischen  Staatsbürger, 
gemäfs  dem  Gesagten  imd  im  Sinne  des  §  47  nicht  ange- 
wendet werden  können,  der  genannte  Wiener  Einwohner 
und  seine  Familie,  ausgenommen  seinen  grofsjährigen  Sohn, 
bezüglich  dessen  die  Frage  der  Verhandlung  seiner  Staats- 
angehörigkeit und  Gemeindezuständigkeit  bisher  nicht  not- 
wendig war,  einer  Entlassung  aus  dem  Verbände  des  unga- 
rischen Staates  nicht  bedarf. 

4. 

Individuen  österreichischer  Staatsanqehörigheit  durch  Ah- 
stannmmg ,  wenn  sie,  seit  1860  gerechnet,  in  das  Land  ein- 
geicandert  sind,  Jcönnen  im  Sinne  des  §  48  G.A.  L:  1879  nur 
dann  als  ungarische  Staatsbürger  erklärt  tverden,  icenn  sie  aus 
dem  Verbände  des  österreichischen  Staates  vorgänglich  entlassen 
worden  sind;  tvenn  aber  die  Einwanderung  in  den  fünfziger 
Jahren  oder  vor  denselben  erfolgt  ist,  so  ist  die  DeJclaration 
der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  nur  unter  geivisscn  Umständen 
erforderlich. 

Zuschrift  des  k.  img.  Minister  des  Innern  an  den  k.  ung. 
^linister  für  Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe  Zahl  6988/1884. 

Nachdem  laut  der  im  §  47  des  G.A.  L:  1879  ent- 
haltenen Erklärung  von  diesem  Gesetze  jenen  Staaten 
gegenüber  eine  Ausnahme  stattfindet,  mit  welchen  in  diesem 
Gegenstände  Verträge  geschlossen  wurden,  insofern  solche 
Verträge  von  diesem  Gesetze  abweichende  Bestimmungen 
enthalten,  eine  solche  Vereinbarung  aber  zwischen  den  Re- 
gierungen der  beiden  Staaten  der  Monarchie  in  bezug  auf 
die  Angelegenheiten  der  Staatsangehörigkeit  im  Jahre  1870 
geschlossen  wurde,  können  die  im  Absatz  2  des  §  48  des 
zitierten  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  auf  die  aus 
den  Ländern  des  österreichischen  Staates  stammenden  ungar- 
ländischen  Einwohner  nicht  unbedingt  angewendet  werden  und 

Berenyi  und  Tarjän,  Staatsbürgerschaft.  10 
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demnach  wird  in  bezug  auf  diejenigen,  welche  sich  im  Sinne 
des  §  48  des  Gesetzes  als  ungarische  Staatsbürger  be- 
trachten ,  insofern  sie  Individuen  ursprünglich  österreich- 
ischer Staatsangehörigkeit  sind,  die  Erklärung  der  betreflfen- 
den  k.  k.  Behörden  erfordert,  dafs  sie  aus  dem  Verbände 
des  österreichischen  Staates  entlassen  werden,  wie  es  in 
zahlreichen  Fällen  tatsächUch  eingehalten  wurde,  in  welchen 
in  den  k.  ung.  Forstdienst  eingetretene  Österreicher  ihre 
Zukunft  behufs  Stabilisierung  ihi'er  Stellung  zu  sichern 
wünschten.  Übrigens  bemerke  ich.  dafs  dieses  Verfahren 
mehr  bei  jenen  Individuen,  welche  vor  dem  Jahre  18<3U  aus 
den  österreichischen  Ländern  eingewandert  sind,  in  An- 
sehung der  Regelung  der  Frage  der  Staatsbürgerschaft, 
welche  infolge  ihrer  eignen  Reklamation  oder  infolge  amt- 
licher motivierter  Wahrnehmung  aufgeworfen  wurde,  befolgt 
wird;  wenn  aber  die  betreffende  Einwanderung  noch  in 
den  fünfziger  Jahren  oder  früher  erfolgt  ist,  die  interessierte 
Partei  in  den  Verband  einer  inländischen  Gemeinde  auf- 
genommen worden  ist  und  gemäfs  den  Umständen  nicht 
vorausgesetzt  werden  kann ,  dafs  ihn  die  ursprüngliche 
Zuständigkeitsbehörde  als  dortliingehörigen  in  Evidenz 
halten  würde,  erscheint  die  Frage  der  Aufwerfung  der 
Staatsbürgerschaft  von  Amtswegen  nicht  motiviert. 

B.    Deutsehland. 

1. 

ZiLSchrift  des  7c.  ung.  Ministers  des  Innern  an  den  3Iim'ster 
für  öffentliche  Arbeiten  und  Kommunikation  Zahl  4S  240  1887. 

]\Iit  der  geschätzten  Note  Zahl  30123  stellten  Ew.  Ex- 
zellenz an  mich  die  Anfrage,  ob  der  Eisenbalmoberingeniem- 
G.  Seh.  und  der  Stationsvorstand  Baron  K.  K.  auf  Grund 
der  Bestimmung  des  §  48  G.A.  L :  1879  als  imgarische 
Staatsbürger  betrachtet  werden  können  oder  nicht?  In  be- 
zug auf  diese  Frage  beehre  ich  mich  Nachstehendes  mitzu- 
teilen: Die  mit  Preufsen  noch  im  Jahre  18G4  geschlossene 
mid  in  fortwähi-ender  Übung  gehaltene  Konvention,  gemäfs 
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welcher  die  Naturalisationen  von  einer  vorgänglichen  Ent- 
lassung aus  dem  Verbände  des  interessierten  Staates  ab- 
hängig gemacht  werden,  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Be- 
stimmimg des  §  47  G.A.  L :  1879  auch  dann  befolgt,  wenn 
ansonst  §  48  anzuwenden  wäre,  die  diesbezügliche  zu- 
ständige auswärtige  behördliche  Erklärung  ist  auch  dann 
nicht  überflüssig,  wenn  vorausgesetzt  werden  kann,  dafs  der 
betreffende  Einwanderer  im  Sinne  des  deutschen  Gesetzes 
infolge  zehnjähriger  Abwesenheit  der  deutschen  Staatsbürger- 
schaft als  verlustig  betrachtet  werden  wird.  Demzufolge 
wird  Oberingenieur  G.  Seh.  auf  Grund  des  §  48  als  miga- 
rischer  Staatsbürger  betrachtet  werden  können,  wenn  er 
beglaubigt  nachweist,  dafs  die  Regierung  seiner  ursprüng- 
lichen Heimat  ihm  gegenüber  den  Staatsverband  nicht  auf- 
rechthält. Baron  K  K.,  der  von  1877—1881  sich  nicht  in 
Ungarn  aufgehalten  hat,  wird  zum  Einschreiten  mn  die 
ordentliche  Naturalisation  anzuweisen  sein  (§  8);  zur  In- 
struktion dieses  Gesuches  wird  der  erwähnte  Nachweis 
gleichfalls  erfordert. 

2. 

Allgemeine  Verordnung  des  l:  img.  Ministers  des  Innern 
Zahl  109  386!  1896. 

Mit  den  Regierungen  der  verbündeten  Staaten,  welche 
das  deutsche  Reich  bilden,  wurde  im  laufenden  Jahre  die 
Vereinbanmg  getroffen,  dafs  sowie  für  jene  deutschen 
Staatsbiü'ger,  welche  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  zu 
erwerben  wünschen,  seitens  der  ungarischen  Regierung  eine 
Erklärung,  welche  ihre  Aufnahme  in  den  ungarischen 
Staatsverband  in  Aussicht  stellt  (Aufnahmezusicherung), 
nicht  ausgestellt  wird  und  die  Vorlage  einer  solchen  Er- 
klärung von  denselben  im  Laufe  der  vorangehenden  Ver- 
handlung ihrer  Entlassung  aus  dem  deutschen  Staatsverbande 
auch  nicht  gefordert  werden  kann:  ebenso  für  jene  unga- 
rischen Staatsbürger,  welche  die  deutsche  Staatsbürgerschaft 
beziehungsweise  das  Bürgerrecht  in  einem  Staate  des 
deutschen   Reiches   zu   erlangen  wünschen,  seitens  der  zu- 

10* 
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ständigen  Regierungsbehörde  in  Deutschland  eine  Er- 
klärung, welche  ihre  Aufnahme  in  den  dortigen  Staats- 
verband zusichert  (Zusicherungsaufnahme)  gleichfalls  nicht 
mehr  ausgestellt  werden  wird  und  kann  die  Entlassung  der 
betreffenden  ungarischen  Staatsbürger  aus  dem  Verbände 
des  ungarischen  Staates  in  Hinkunft  von  der  Vorlage  einer 
solchen  Zusicherung  nicht  abhängig  gemacht  werden.  Mit 
Bezugnahme  auf  §  1  der  liierstelligen  Zirkularverordnmig 
vom  8.  April  1892  Zahl  289i)l,  welcher  den  auf  die  Ent- 
lassung bezüglichen  Teil  der  Vollzugsvorschrift  vom 
5.  Jänner  1880  Zahl  584  zum  G.A.  L :  1879  über  den  Er- 
werb und  Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  er- 
gänzt, verständige  ich  p.  t.  von  der  obigen  Vereinbarung 
behufs  künftiger  Darnachachtimg  mit  dem  Beifügen ,  dai's 
Osterreich ,  ferner  Serbien  gegenüber  die  bisherige  Übung 
beziehungsweise  die  im  §  1  der  letztzitierten  Zirkular- 
verordnung enthaltene  Vorschrift  einstweilen  in  Geltung 
bleibt. 

(Die  Zirkularverordnung  des  Ministeriums  des  Iiuiern 
Zahl  23  901/1893  vergl.  auf  Seite  98.) 

C.    Italien. 
1. 

Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  7.  Jänner  1884 
Zahl  63611  im  Gegenstande  der  Kundmachung  und  des  Voll- 
zuges der  Konvention  betreffend  die  gegenseitige  Mitteilung  der 
auf  die  österreichisch-ungarischen  und  italienischen  Staatsbürger 
bezüglichen  Matrikelauszüge  und  NaturalisationsurJcundcti. 

Nachdem  die  österreichisch-ungarische  und  italienische 
Regierungen  die  gegenseitige  Mitteilung  der  Urkunden, 
welche  den  bürgerlichen  Zustand  ihrer  Untertanen  betreifen, 
zu  sichern  bestrebt  waren,  haben  sie  Nachstehendes  ver- 
einbart. 

1.  Die  österreichisch-ungarische  und  italienische  Re- 
gierungen werden  die  mit  der  Führung  der  Verzeichnisse  des 
bürgerlichen    Status    (der    Matrikel)    betrauten    kirchlichen 
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mid  bürgerlichen  Funktionäre  verhalten,  die  auf  die  Unter- 
tanen der  Kontrahenten  bezüglichen ,  gehörig  beglaubigten 
Matrikelauszüge,  und  zwar  Tauf-,  Ehe-  imd  Totenscheine  oder 
Zeugnisse  in  Österreich-Ungarn  der  Gesandtschaft  Sr.  Maje- 
stät des  Königs  von  Italien  und  in  Italien  der  Gesandtschaft 
Sr.  k.  und  k.  apostolischen  Majestät  in  je  drei  Monaten  zu 
übermittehi.  Auf  gleiche  "Weise  werden  auch  die  auf  die 
Untertanen  der  Kontrahenten  bezüglichen  Naturalisations - 
Urkunden  dui'ch  die  zuständigen  Behörden  jenes  Landes,  in 
welchem  die  Xatiu-alisation  verliehen  wird ,  mit  den  Be- 
hörden des  anderen  Landes  mitgeteilt  werden. 

2.  Die  Mitteilung  wird  olme  Verzug  und  Kosten  auf 
die  im  Lande  übliche  Weise  von  Amtswegen  bewirkt. 

3.  Die  fraglichen  Auszüge  oder  Zeugnisse  müssen  alle 
jene  wesentlichen  Bezeichnmigen  enthalten,  welche  m  den 
über  den  bürgerlichen  Status  geführten  Verzeiclniissen  (in 
den  Matrikeln)  vorkommen  und  sofern  es  möglich  ist,  müssen 
auch  die  Gebm^ts-  oder  Zuständigkeitsorte  der  betreffenden 
Individuen  genaimt  werden. 

4.  Falls  eine  Ehe  zwischen  zwei  solchen  Personen  vor- 
liegt ,  welche  zwei  verschiedenen  Gemeinden  des  anderen 
Staates  angehören,  ist  der  bezügliche  Auszug  oder  das 
Zeugnis  in  zwei  Exemplaren  zu  übermitteln. 

5.  Die  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
ausgestellten  Tauf- ,  Ehe-  mid  Todtenscheine,  welche  nicht 
in  lateinischer,  deutscher  oder  itahenischer ,  sondern  in 
anderer  Sprache  abgefafst  wären,  sind  durch  die  zuständige 
Behörde  mit  gehörig  beglaubigter  latehiischer  Übersetzung 
zu  versehen.  (Die  in  Italien  auszustellenden  ähnlichen 
Urkunden  aber,  welche  österreichische  Untertanen  betreffen, 
lateinisch  oder  itaUenisch.)  Die  auf  die  ungarischen  Unter- 
tanen bezüglichen  Urkunden  aber ,  insofern  sie  nicht  in 
lateinischer  Sprache  ausgestellt  wären,  sind  durch  die  zu- 
.ständige  italienische  Behörde  mit  gehörig  beglaubigter 
lateinischer  Übersetzung  zu  versehen. 

(In  Österreich  sind  die  für  italienische  Untertanen  oder 
in    Italien  für  österreichische   Untertanen    auszufertigenden 
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Naturalisationsurkunden  deutsch  oder  italienisch  auszu- 
stellen.) Die  in  Ungarn  für  Italiener  oder  in  Italien  für 
Ungarn  auszufertigenden  älmliehen  Urkunden  sind  mit 
beglaubigter  lateinischer  Übersetzung  zu  versehen. 

0.  Die  Ausstellung  und  Annalune  der  fragliehen  Aus- 
fertigungen ist  von  keinem  Einiiusse  auf  die  Untertanen- 
und  Zuständigkeitsverhältnisse  noch  auch  auf  die  Gültig- 
keit der  geschlossenen  Ehen. 

7.  Die  gegenwärtige  Deklaration  tritt  am  1.  Jänner  1884 
in  Geltung. 

Diese  mit  vorgänglicher  Zustimmung  der  ungarischen 
Regierung  von  den  Ministem  des  Aufsem  beider  Länder 
am  16.  Oktober  1883  geschlossene  Konvention  teile  ich  oben 
im  ganzen  Umfange  dem  Munizipium  mit  der  Auffordenmg 
mit,  bezüglich  des  Vollzuges  derselben  in  eigenem  Wirkimgs- 
kreise  unverzüglich  Verfügung  zu  treffen. 

Bei  diesem  Anlasse  bemerke  ich  bezüglich  des  Voll- 
zuges der  Konvention  Nachstehendes: 

Die  Mitteilung  dieser  Urkunden  an  das  k.  und  k.  ge- 
meinsame Ministerium  des  AiTsfem  beziehungsweise  im 
Wege  derselben  an  die  "Wiener  italienische  Botschaft  wird 
selbstverständlich  nicht  durch  die  Fimktionäre.  welche  die- 
selben ausgefertigt  haben,  sondern  durch  das  miter  meiner 
Leitung  stehende  Ministerium  des  Imiem  bewii'kt  werden. 
Zu  diesem  Beliufe  sind  die  fraglichen  Urkunden  seitens 
derjenigen  kirchlichen  und  bürgerlichen  Funktionäre,  welche 
dieselben  von  Amtswegen  ausgefertigt  haben,  vom  1.  Jänner 
1884  angefangen  über  jedes  Quartal  dem  Munizipium  zu 
unterbreiten,  von  demselben  aber  während  der  ersten  vierzehn 
Tage  des  folgenden  Monates  gehörig  instruiert  an  mich  in 
Vorlage  zu  bringen.  Nachdem  die  AusfortigTing  der  er- 
wähnten Urkunden  von  Amtswegen  mit  1.  .Jänner  1884  ihren 
Anfang  nimmt,  wird  die  erste  Sendung  der  ausgefertigten 
Urkimdon  seitens  des  Munizipiums  im  Monat  April  des 
folgenden  Jahres  1884  an  mich  zu  übermitteln  sein. 

Umgekehrt  werden  auch  die  seitens  der  italienischen 
Reaieruno;  zu  übermittelnden  ähnlichen  Urkunden  von  liieraus 
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den  Mnnizipien  beziehungsweise  im  "Wege  derselben  den 
interessierten  Gemeinden  gesendet  werden. 

Die  Mitteilung  der  Natui'alisationsui'kunden  behalte  ich 
gleichfalls  dem  unter  meiner  Leitung  stehenden  Ministerium 
des  Inneni  vor,  bemerke  aber,  dais  die  Übermittlung  dieser 
Urkunden  im  Sinne  des  Punktes  4  meiner  Verordnung  Zahl 
584/1880  über  die  Ablegimg  des  staatsbürgerlichen  Eides 
erst  nach  demvon  den  Munizipien  zu  erstattenden  Berichte 
bewirkt  werden  kann,  weil  diese  Urkunden  nur  nach  Ab- 
legmig  des  Eides  gültig  werden. 

Es  ist  selbstverständlich,  dais  Absatz  2  der  Konvention, 
welche  die  Kosten-  beziehungsweise  die  gebührenlose  Über- 
mittlung der  fraglichen  Urkunden  betrifft,  sich  nur  auf  die 
vierteljäln-lichen  ]\Iitteilungen  von  Amtswegen  bezieht;  wenn 
also  solche  Urkunden  im  Interesse  von  Privatleuten  verlangt 
werden,  ist  der  letzte  Absatz  des  Art.  XXI.  G.A.  1875 :  XIII. 
malsgebend. 

Behufs  Vermeidung  von  Mifsverständnissen  finde  ich 
nötig  liier  zu  bemerken,  dais  durch  diese  Konvention  der 
Art.  XXI  des  im  G.A.  1875:  XIII  enthaltenen  Konsular- 
übereinkommens  nicht  berührt  wird,  nichtsdestoweniger  sind 
unter  den  in  diesem  Artikel  erwähnten  „privatrechtlichen 
Urkunden"  —  insofern  von  der  Übermittlung  derselben 
zum  Amtsgebrauche  die  Rede  ist,  —  die  Geburts-  und 
Trauungscheine  oder  Zeugnisse  seit  1.  Jänner  1884  nicht 
weiter  zu  verstehen,  nachdem  dieselben  dem  besonderen 
Verfahren,  welches  in  der  jetzt  kundgemachten  neueren 
Konvention  festgestellt  ist,  unterliegen  werden. 

Die  in  Parenthese  enthaltenen  Bestimmungen  des 
Punktes  5  der  Konvention  beziehen  sich  ausschliefslich  auf 
Österreich  und  sind  deshalb  von  hier  aus  aufser  Acht  zu 
lassen. 

Eine  Abschrift  dieser  meiner  Verordnung  habe  ich 
imter  Einem  dem  Herrn  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
mit  dem  Ersuchen  übermittelt,  behufs  Mitteilung  derselben 
an  die  kirchhchen  Oberbehörden  im  eigenen  Wirkungskreise 
die  entsprechende  Verfügung  zu  treffen. 
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Schliefslich  bemerke  ich,  dals  die  in  Ansehung  des 
gegenseitio-en  Austausches  der  Todtenscheine  der  öster- 
reichisch-ungarischen und  italienisclien  Untertanen  von 
meinem  Amtsvorgänger  erlassene  Zirkularverordnung  vom 
2U.  Juni  1873  Zalil  19,814  infolge  dieser  meiner  Verordnimg 
vom  1.  Jänner  1884  ihre  Geltung  verliert. 

2. 

Entscheidung  des  A-.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl  7437 
ex  18S9. 

Auf  den  in  der  Naturalisationsangelegenheit  des  August  F. 
erstatteten  Bericht  erööhe  ich  dem  Vizegespan,  dafs  ein  Staats- 
vertrag, in  dessen  Smne  —  wie  dies  z.B.  der  letzte  Absatz  des 
Art.  II G. A.  XXX :  1 882  Serbion  gegenüber  verfügt  hat  —  bei  der 
Natm-alisation  italienischer  Staatsbürger  zuerst  der  Nachweis 
der  Entlassmig  aus  dem  italienischen  Staatsverbande  ver- 
langt werden  müsse,  derzeit  mit  Italien  nicht  besteht. 

D.    Frankreich. 

Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  12.  3Iärz  1893 
Zahl  20189.  Die  stvischen  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie und  der  Begierung  der  französischen  BqnddiTx  ge- 
schlossene Konvention  in  Ansehimg  des  gegenseitigen  Austausches 
der  auf  den  bürgerlichen  Status  ihrer  Untertanen  bezüglichen 
Urlcunden. 

1.  Die  kontrahierenden  Regierungen  verptiichten  sich, 
die  auf  ihrem  Gebiete  ausgestellten  und  auf  die  vom  Gebiete 
des  anderen  Kontrahenten  stammenden  Individuen  be- 
züglichen Geburts-,  Ehe-  mid  Todtenmatrikelauszüge  in  be- 
stiramten  Zeiträumen,  in  gehörig  beglaubigter  Form,  ein- 
ander ohne  jede  Kosten  wechselseitig  zu  übermitteln. 

2.  Die  Übermittlung  der  Todtenscheine  wird  überdies 
auch  auf  diejenigen  in  Franki'eich  verstorbenen  Individuen 
ausgedehnt,  welche  in  Ungarn  oder  Österreich  geboren 
wurden  oder  welche  nach  den  Daten  der  Lokalbehörden 
ungarischer  oder  österreichischer  Zuständigkeit  gewesen  sind. 
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Der  gleiche  Vorgang  wird  gegenüber  denjenigen  in 
Ungarn  oder  Österreich  verstorbenen  Individuen  befolgt, 
welche  in  Frankreich  geboren  wurden  oder  nach  den  Daten 
der  Lokalbehörden  französischer  Zuständigkeit  gewesen  sind. 

3.  In  Bezug  auf  den  wechselseitigen  Austausch  der 
fraglichen  Urkunden  wird  das  Verfahren  dahin  geregelt,  dafs 
in  allen  sechs  Monaten  die  während  des  verstorbenen  Halb- 
jahi-es  in  Frankreich  ausgestellten  und  unter  Punkt  1  und  2 
erwähnten  Urkunden  der  in  Paris  befindlichen  österreichisch- 
ungarischen Botschaft  übermittelt  werden;  und  umgekehrt 
dieselben  in  Ungarn  oder  in  Österreich  während  des  ver- 
flossenen Halbjalires  ausgestellten  Urkunden  werden  der  in 
Wien  befindlichen  Botschaft  der  französischen  Republik 
ausgefolgt. 

4.  Bemerkt  wü'd  ausdrücklich,  dafs  die  Ausstellung 
und  Annahme  der  fraglichen  Urkunden  auf  die  Frage  der 
Naturalisation  oder  auf  die  Giltigkeit  der  Ehe  von  keinem 
Einflüsse  ist. 

5.  Ferner  wird  bemerkt,  dafs  für  die  über  Begeliren 
von  Privatleuten  zu  erfolgende  Ausstellung  von  Urkunden, 
welche  in  Ansehung  des  bürgerlichen  Status  von  Interesse 
sind,  wenn  der  betreffende  Einsclireiter  kein  Armutszeugnis 
vorweisen  kann,  auch  weiter  die  in  dem  betreffenden  Lande 
üblichen  Gebühren  zu  bezahlen  sind. 

(j.  Als  Tag  des  Inslebenstretens  dieser  Konvention  wird 
der  1.  Jänner  1883  bestimmt. 

E.    Rumänien. 

Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  11.  Jidi  1887 
Zahl  S5714  im  Gegenstände  des  Vollzuges  der  mit  Rumänien 
gescldosseneti  internationalen  Konvention  in  Ansehung  der  Auf- 
hebung des  zwischen  den  in  Rumänien  wohnhaften  österreichisch- 
migarischen  Schutzgenossen,  der  sogenannten  de  facto  Untertanen 
und  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bestehendem  staats- 
rechtlichen  Verhältnisses. 

In  Ansehung  der  Aufhebung  des  zwischen  den  in 
Rumänien    wohnhaften    österreichisch  -  ungarischen    Schutz- 
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genossen  der  sogenannten  de  facto  Untertanen  und  der 
österreichisch-migarisclien  Monarchie  der  heutigen  Lage  und 
den  Erfordernissen  derselben,  insbesondere  vom  Standpunkt 
der  Wehrpflicht  nicht  melir  entsprechenden  Verhältnisses, 
ist  zwischen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und 
Rumänien  am  14.  Mai  1.  J.  in  Form  eines  Notenwechsels 
eine  internationale  Konvention  geschlossen  worden. 

Laut  dieser  Konvention  erlischt  das  er^'ähnte  Schutz- 
genossenverhältnis endgültig  am  l.  Jänner  1888  und  kann 
dieser  Termin   unter  keinen  Umständen  verlängert  werden. 

Von  diesem  Tage  angefangen  werden  die  in  Rumänien 
wohnhaften  österreichisch-ungarischen  Schutzgenossen,  in- 
sofern sie  inzwischen  keine  andere  Staatsbürgerschaft  er- 
werben, in  Ansehung  ihrer  sämtlichen  rechtlichen  Verhält- 
nisse sowohl  dem  Staate,  als  den  Einzelneu  gegenüber  aus- 
scliliefslich  den  rumänischen  Gesetzen  unterworfen  sein. 

Die  in  Rumänien  wohnhaften  österreichisch-migarischen 
Schutzgenossen  können  bis  zum  31.  Dezember  1.  J.  die 
österreichische  oder  ungarische  Staatsbürgerschaft  erwerben 
und  die  in  Rumänien  befindlichen  k.  und  k.  Konsulate 
haben  die  Einschi-eiter  in  betreff  jener  Bedingungen  auf- 
ziiklären,  von  welchen  der  Erwerb  der  österreichisch  oder 
der  migarischen  Staatsbürgerschaft  abhängt. 

Hiervon  verständige  ich  mit  dem  Bemerken  das  Mmii- 
zipium  behufs  Kemitnisnahme  imd  Darnachachtung,  dafs 
insofern  in  Rumänien  wohnhafte  österreichisch-migarische 
Schutzgenossen  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  noch  im 
Laufe  dieses  Jahres  zu  erwerben  mid  zu  diesem  Behufe 
sich  vorerst  in  den  Verband  einer  imgarischen  Gemeinde 
aufnehmen  zu  lassen  wünschen,  ihre  um  die  Aufnahme  in 
den  Gemeindeverband  überreichten  Gesuche .  welche  mit 
dem  Nachweise  versehen  sind,  dafs  sie  in  der  Matrikel  der 
Schutzgenossen  geführt  worden  sind,  miter  Bedachtnahme 
auf  die  v^J^  12  und  14  des  G.A.  188G:  XXII  mid  unter  Be- 
rücksichtigung der  eigenartigen  Xatur  der  einzelnen  Fälle 
zu  erledigen  sein  werden. 
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F.    Schweiz. 

1. 
G.A.  XVII:   1S76   über   die   Inartilculierimg   des   mit   der 
sclnveizerischen  Eidgenossenschaft  in  betreff  der  Niederlaftsungen 
am  7.  Dezember  1875  abgeschlossenen  Staatsvertrages. 

Der  durch  die  Bevollmächtigten  Sr.  kaiserlichen  und 
königlichen  apostolischen  Majestät  und  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  wegen  Regelung  der  Niederlassungs- 
verhältnisse der  Staatsbürger  am  7.  Dezember  1875  zu  Bern 
abgeschlossene  Staatsvertrag  wird,  nachdem  derselbe  dm-ch 
den  Reichstag  angenommen  und  von  beiden  Teilen  auf  die 
übliche  Ai't  ratifiziert  worden  ist,  hiermit  unter  die  Gesetze 
des  Landes  inartikuliert: 

Se.  Majestät  der  Kaiser  von  Osterreich  etc.  und  apo- 
stohscher  König  von  Ungarn  einerseits,  und  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  anderseits,  haben  für  gut  befunden  einen 
Vertrag,  gültig  für  die  österreichisch-ungarische  Monarchie 
einerseits,  luid  füi'  die  Schweiz  anderseits,  zm-  Regelung 
der  Niederlassungsverhältnisse,  Befreiung  vom  Militärdienste 
und  den  Militärsteuem,  gleichmäfsiger  Besteuerung  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  m  dem  Gebiete  des  anderen 
kontrahierenden  Teiles:  gegenseitige  unentgeltliche  Ver- 
pflegung der  mittellosen  erkrankten  oder  verunglückten 
Staatsangehörigen  und  gegenseitige  kostenfreie  Mitteilung 
von  ämtlichen  Auszügen  aus  den  Geburts-,  Trauungs-  und 
Sterberegistem ,  abzuschhefsen  und  haben  zu  iln-en  Be- 
vollmächtigten ernannt: 

Seine  k.  und  k.  apostolische  Majestät  Allerhöchst  Ihren 
aufserordenxUchen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister 
bei  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  Herrn  Freiherm 
von  Ottenfels-Gschwind ; 

der  hohe  schweizerische  Bundesrat  im  Namen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft:  den  Herrn-  Bundesrat 
Paul  Ceresole,  Chef  der  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizei- 
Departements ,   welche   nach   Auswechslung  ihrer   in    guter 
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und  gehöriger  Form  befundenen  beiderseitigen  Vollmachten 
über  nachstehende  Artikel  übereingekommen  sind : 

Artikel  I. 

Die  Staatsangehörigen  eines  jeden  der  kontrahierenden 
Teile  soUen  bei  ihrer  Niederlassung  oder  während  ihres 
kürzeren  oder  längeren  Aufenthaltes  in  dem  Gebiete  des 
anderen  Teiles,  in  Bezug  auf  Alles,  was  die  Aufenthalts- 
bewilligung, die  Ausübung  der  durch  die  Landesgesetze 
gestatteten  Gewerbe  imd  Berufe,  die  Steuer  und  Abgaben 
mit  einem  "Worte  sämtliche  den  Aufenthalt  und  die  Nieder- 
lassmig  betreÖenden  Bedingungen  anbelangt,  den  Inländern 
gleich  gehalten  werden.  Diese  Bestimmungen  haben  aber 
auf  das  Apotheker-  mid  das  "Wandergewerbe  keine  An- 
wendung zu  finden. 

Artikel  IL 

In  Ansehung  des  Erwerbes,  Besitzes  und  der  Ver- 
äuiserung  von  Liegenschaften  und  Ginindstücken  jeder  Art, 
sowie  der  Verfügungen  über  dieselben  und  der  Entrichtung 
von  Abgaben,  Taxen  und  Gebühren  für  solche  Verfügungen, 
werden  die  Angehörigen  beider  kontrahierenden  Teile  in 
dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  die  Rechte  der  Inländer 
geniefsen. 

Artikel  DI. 

Jeder  Vorteil  in  Bezug  auf  Niederlassung  und  Gewerbs- 
betrieb, welchen  der  eine  der  kontrahierenden  Teile  irgend- 
einem dritten  Staate,  auf  welche  "Weise  es  immer  sei,  ge- 
währt hätte,  oder  in  Zukunft  noch  gewähren  sollte,  wird 
in  gleicher  "Weise  und  zu  gleicher  Zeit  gegenüber  dem 
anderen  Kontrahenten  zur  Anwendung  kommen,  ohne  dafs 
hiefür  der  Abschluis  einer  besonderen  Übereinkunft  nötig 
wäre, 

Artikel  IV. 

"Weiui  die  Angehörigen  eines  Kontrahenten,  welche  in 
dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  wohnhaft  smd.  in  die  Lage 
kommen  sollten,    dafs   sie  auf  Grund   gerichtlichen  Urteiles 
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oder  gesetzmäfsig  angewendeter  und  vollzogener  Polizei- 
malsregeln oder  der  Verordnimgen  über  die  Sitten-  und 
Amienpolizei  auszuweisen  wären,  so  sind  sie  samt  Familie 
in  die  lu'spriingliclie  Heimat  zurückzunelimen. 

Artikel  V. 

Die  Angehörigen  eines  kontrahierenden  Staates,  welche 
auf  dem  Gebiete  des  anderen  Staates  wohnhaft  sind,  stehen 
nicht  unter  den  Militärgesetzen  des  Landes,  in  welchem 
sie  sich  aufhalten,  sondern  bezüglich  derselben  sind  in 
dieser   Hinsicht   die  vaterländischen  Gesetze   verpflichtend. 

Sie  sind  insbesonders  von  allen  Geld-  und  Natural- 
leistungen, welche  als  Ersatz  für  den  persönlichen  Militär- 
dienst auferlegt  werden,  sowie  von  militärischen  Requisitionen 
befreit ,  mit  Ausnahme  der  Einquartierungen  und  solcher 
Lieferungen,  welche  den  Besitz  belasten. 

Ebenso  sind  sie  frei  von  jedem  Dienste  in  der  National- 
garde, MiUz-Landwehr  (Honved),  Landsturm  mid  in  den 
Ortsbürgerwachen. 

Artikel  VI. 

Unter  keinen  Umständen,  weder  in  Friedens-  noch  in 
Kriegszeiten,  darf  auf  das  Eigentum  des  einen  der  beiden 
kontrahierenden  Teile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles, 
irgendeine  andere  oder  höhere  Taxe,  Gebülir,  Auflage  oder 
Abgabe  ausgeworfen  oder  von  demselben  gefordert  werden, 
als  auf  das  gleiche  Eigentum  ausgeworfen  oder  von  dem- 
selben gefordert  werden  würde,  wenn  es  einem  Angehörigen 
des  Landes  oder  einem  Bürger  oder  Untertan  der  meist- 
begünstigten Nation  angehören  mirde. 

Ebensowenig  wird  einem  Angehörigen  des  einen  der 
bei  den  kontrahierenden  Teile  im  Gebiete  des  anderen  Teiles 
irgendeine  andere  oder  höhere  Abgabe  auferlegt  oder  von 
ihm  erhoben  werden,  als  solche  einem  Angehörigen  des 
Landes  oder  einem  Bürger  oder  Untertan  der  meist- 
begünstigten Nation  auferlegt  oder  von  demselben  erhoben 
wird. 
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Unter  den  erwähnten  Abgaben  sind  die  Zölle ,  sowie 
die  Hafen-  und  Seegebükren  nicht  inbegriffen. 

Artikel  Vn. 

Die  beiden  kontrahierenden  Teile  verpflichten  sich 
gegenseitig,  mittellose  Staatsangehörige  des  anderen  Teiles, 
welche  auf  ihrem  Gebiete  erkranken  oder  verunglücken, 
mit  Inbegriff  der  Geisteskranken,  gleich  ihren  eigenen  An- 
gehörigen besorgen  und  verpflegen  zu  lassen,  insolange 
die  Heimkehr  ohne  Nachteil  für  die  Betreffenden  oder  für 
Dritte  stattfinden  kann. 

Für  die  in  solchen  Fällen  oder  für  die  Beerdigung 
armer  Verstorbener  aufgewendeten  Kosten,  findet  weder  von 
Seite  des  Staates  oder  Landes ,  noch  von  Seite  der  Ge- 
meinden oder  anderer  öffentlicher  Kassen  eine  gegenseitige 
Vergütung  statt;  nur  der  zivilgerichtliche  Anspruch  gegen 
den  Verpflegten  oder  gegen  beide  Verpflichtete  bleibt  vor- 
behalten. 

Die  kontrahierenden  Teile  sichern  sich  auch  wechsel- 
seitig zu,  über  Ersuchen  der  zuständigen  Behörde  die  nach 
der  Landesgesetzgebmig  zulässige  Hilfe  zu  leisten,  damit 
denjenigen,  welche  die  Kosten  bestritten  haben,  diese  nach 
billigen  Ansätzen  erstattet  werden. 

Artikel  VHI. 

In  aUen  Geburts- ,  Trauungs-  und  Todesfällen  öster- 
reichisch-ungarischer Staatsangehöriger  in  der  Schweiz  und 
umgekehrt  schweizerischer  Staatsangehöriger  in  Österreich- 
Ungarn  werden  die  kompetenten  kirchlichen  und  welthchen 
Funktionäre  die  amtlichen  Auszüge  aus  den  Kirchenbüchern 
resp.  Standesregistem  (registres  d'etat  ci\Tl)  ohne  Verzug 
imd  kostenfrei  ausfertigen  und  dieselben  in  Osten-eich- Un- 
garn an  die  Gesandtschaft  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft in  Wien  und  in  der  Schweiz  an  die  k.  und  k.  öster- 
reichisch-ungarische Gesandtschaft  in  Bern  gelangen  lassen. 

Die  Modalität  der  Legalisierung  dieser  Ausfertigungen 
ist  von  den  Gesetzen  des  Landes  abhängig,  in  welchem  die 
LegaHsierung  erfolgt. 
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Den  in  Österreich-Ungarn  in  einer  anderen  als  in  der 
deutschen  oder  lateinischen  Sprache  ausgestellten  Geburts-, 
Trauimgs-  oder  Totenscheinen  ist  eine  lateinische ,  von  der 
zuständigen  Behörde  gehörig  beglaubigte  Übersetzung  bei- 
zuschliel'sen ;  dagegen  sind  den  in  der  Schweiz  ausgestellten 
derlei  Urkunden,  wenn  es  sich  um  einen  österreichischen 
Staatsangehörigen  handelt,  und  die  Urkunde  in  einer  anderen 
als  in  der  deutschen  oder  lateinischen  Sprache  ausgefertigt 
ist,  mit  einer  deutschen  oder  lateinischen,  wenn  sie  aber 
einen  ungarischen  Staatsangehörigen  betrifft,  und  nicht  in 
der  lateinischen  Sprache  ausgefertigt  ist ,  mit  einer  lateini- 
schen, von  der  zuständigen  Behörde  gehörig  beglaubigten 
Übersetzung  zu  versehen. 

Weder  durch  die  Ausfertigung  noch  durch  die  Annahme 
der  Geburtsscheine  wird  die  Frage  der  Staatsbürgerschaft 
des  betreifenden  Individuums  tangiert. 

Artikel  IX. 

Die  gegenwärtige  Übereinkunft  tritt  für  den  Zeitraum 
von  zehn  Jahren  m  Kraft  und  zwar  nach  vier  Wochen  vom 
Tage  der  Auswechslung  der  Ratifikationsui'kunden  an  ge- 
rechnet. 

Wenn  sechs  Monate  vor  Ablauf  dieser  Frist  keine 
Kündigung  von  Seiten  eines  der  kontraliierenden  Teile 
stattfindet ,  so  dauert  die  Übereinkunft  so  lange  fort ,  als 
nicht  eine  Kündigung  erfolgt ,  für  welche  gleichfalls  die 
Frist  von  sechs  Monaten  festgesetzt  wird. 

Artikel  X. 

Diese  Übereinkunft  ist  zu  ratifizieren  und  es  soUen  die 
beiderseitigen  Ratifikationsurkunden  innerhalb  sechs  Monaten 
vom  Tage  der  Unterzeichnung  der  Übereinkunft  an  ge- 
gerechnet oder  womöglich  noch  früher  in  Bern  aus- 
gewechselt werden. 

Dessen  Urkund  haben  die  beiderseitigen  Bevollmäch- 
tigten die  Artikel  der  vorstehenden  Konvention  imterzeichnet 
und  ihr  Wappensiegel  beigedrückt. 


—     1()0    - 

So   geschehen   in  doppelter   Ausfertigung   in  Bern  am 

7.  Dezember  1875. 

(L.  S.)  Ottenfels  m.  p. 

(L.  S.)  Ceresole  m.  p. 

o 

Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  28.  Oktober  1897 
Zahl  71130  i)n  Gegenstände  der  Kundinaehuug  der  mit  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  ansgetmischten  Deldnration  in 
Ansehung  der  icechselscitigen  Übernahme  der  genesenen  Staats- 
angehörigen. 

Der  gemeinsame  Minister  des  Aufseren  hat  so"«'ohl  im 
Namen  der  königlich  ungarischen,  als  im  Namen  der  öster- 
reichischen kaiserlichen  Regierung  mit  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  in  Ansehung  der  wechselseitigen  Über- 
nahme der  gewesenen  Staatsangehörigen  die  folgende  De- 
klaration ausgetauscht;  der  Text  lautet,  wie  folgt: 
Deklaration. 

Die  Regierungen  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie und  die  Regierung  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft haben  in  bezug  auf  die  Übernahme  der  Auszuweisen- 
den die  Anwendung  des  Grundsatzes  vereinbart,  dafs  sich 
jeder  der  kontrahierenden  Teile  verpflichtet,  über  Begehren 
des  anderen  Teiles  ihre  eigenen  Staatsangehörigen  zu  über- 
nehmen, selbst  dann,  wemi  dieselben  ihre  Staatsaugehörig- 
keit nach  den  inländischen  Gesetzen  schon  verloren  haben, 
insofern  sie  auf  Grmid  der  Gesetze  des  anderen  Staates 
Staatsangehörige  desselben  nicht  geworden  wären. 

Dessen  Urkund  wurde  die  gegenwärtige  Deklaration 
ausgestellt  und  mit  der  identischen  Deldaration  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  ausgetauscht. 

Wien,  am  28.  Oktober  1887. 

3. 

Zuschrift  des  Je.  iing.  Ministers  des  Innern  an  den  l\  ung. 
Landesverteidigungsminister  Zahl  1409411886: 

Mit  Bezugnahme  auf  die  Zuschrift  betreffend  die  Ge- 
meindezuständigkeit   des    Jeremias    G.    und    seines    wehr- 
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Pflichtigen  Sohnes  Adolf  beehre  ich  mich,  diensthöflich  mit- 
zuteilen, dals  der  seit  1850  in  Ungarn  angesiedelte  Jeremias 
G.,  nachdem  er  seinerzeit  seine  schweizerische  Angehörig- 
keit nicht  aufrechterhalten  hat,  von  welcher  Verpflichtung 
er  durch  den  im  Jahre  1876  geschlossenen  und  für  die  in 
Ungarn  angesiedelten  Schweizer  besondere  Begünstigungen 
zusichernden  Staatsvertrag  nicht  befreit  wurde,  durch  den 
motiviert  gefafsten  Beschlufs  des  Komitates  Szaboles, 
welcher  von  ihm  diu-ch  Rekurs  nicht  angefochten  ^vlU'do, 
samt  semem  minderjährigen  wehrpflichtigen  Sohne  als  unga- 
rische Staatsbürger  und  in  Nyiregj'haza  heimatsberechtigt 
erklärt  wurde. 

G.   Nordamerikanisehe  Union. 

G.Ä.  1871:  XLIII  über  den  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  NordameriTia  behufs  Regelung  der  Staatsbürgerschaft  der 
auswandernden  Individuen  am  20.  Sejitemher  1870  abgeschlossenen 
Staatsvertrag. 

§  1- 

Die  zwischen  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  von  Osterreich 
und  apostolischen  König  von  Ungarn  und  den  vereinigten 
Staaten  von  Amerika  behufs  Regelung  der  Staatsbürger- 
schaft der  auswandernden  Individuen  abgeschlossene 
Staatsvertrag  wird  hiermit  unter  die  Landesgesetze  in- 
artikuliert. 

Se.  Majestät  der  Kaiser  von  Österreich,  König  von 
Böhmen  usw.  imd  apostohscher  König  von  Ungarn,  und 
der  Präsident  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika,  von 
der  Absicht  geleitet,  die  Staatsbürgerschaft  jener  Personen 
zu  regeln,  welche  aus  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
nach  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika  imd  aus  den 
vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  den  Staatsgebieten 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  auswandern,  haben 
beschlossen,  über  diesen  Gegenstand  in  Verhandlung  zu 
treten  und  haben  zu  diesem  Ende  Bevollmächtigte  ernannt, 
um  eine  Konvention  abzuschliefsen,  und  zwar:  Se.  Majestät 

ßerenyi  un^l  Tarjan,  Staatsbürgerschaft.  11 
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der  Kaiser  von  Österreich  und  apostolischer  König  von  Un- 
garn den  Herrn  Friedrich  Ferdinand  Grafen  von  Beust, 
Allerhöchst  Ihren  geheimen  Rat  und  Kämmerer,  Reichs- 
kanzler, Minister  des  kaiserhchen  Hauses  und  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  Grolskreuz  des  St.  Stephans-  und 
des  Leopold-Ordens ;  und  der  Präsident  der  vereinigten 
Staaten  von  Amerika:  den  Herrn  John  .Tay,  aul'serordent- 
lichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  der  ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  bei  Sr.  kaiserlichen  und 
königUchen  apostolischen  Majestät ,  welche  die  folgenden 
Artikel  vereinbart  und  unterzeichnet  haben: 

Artikel  I. 

Staatsbürger  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
welche  sich  ununterbrochen  durch  wenigstens  fünf  Jahre 
in  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika  aufgehalten  haben 
und  während  dieses  Aufenthaltes  naturalisierte  Bürger  der 
vereinigten  Staaten  geworden  sind,  sollen  von  der  öster- 
reichischen und  ungarischen  Regierung  als  amerikanische 
Bürger  angesehen  und  einer  entsprechenden  Behandlungs- 
weise  teilhaftig  werden. 

Umgekehrt  soUen  Bürger  der  vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  welche  sich  ununterbrochen  durch  wenigstens 
fünf  Jahre  in  den  Staatsgebieten  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  aufgehalten  haben  und  während  dieses 
Aufenthaltes  Staatsbürger  der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie  geworden  sind,  von  den  vereinigten  Staaten  als 
österreichische  oder  ungarische  Staatsbürger  angesehen  und 
einer   entsprechenden   Behandlungs weise   teilliaftig  werden. 

Die  blose  Erklärung  der  Absicht,  Staatsangehöriger  des 
einen  oder  anderen  Landes  zu  werden,  soll  für  keinen  Teil 
die  Wirkung  der  NaturaHsatien  haben. 

Artikel  IL 

Ein   naturalisierter  Staatsangehöriger   des   einen  Teiles 

bleibt    bei    seiner    Rückkehi'    in    das    Gebiet    des    anderen 

Teiles  für  eine  vor  seiner  Auswanderung  begangene,   nach 

den   Gesetzen   seines   urspriingHcheu  Vaterlandes   strafbare 
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Handlung  der  Untersuchung  und  Bestrafung  unterworfen, 
soferne  nicht  nach  den  bezüglichen  Gesetzen  seines  ur- 
sprünglichen Vaterlandes  Verjährung  oder  sonstige  Straf- 
losigkeit eingetreten  ist. 

NamentUch  kann  ein  gewesener  Staatsbürger  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie ,  welcher  im  Süuie  des 
Artikels  I  als  amerikanischer  Staatsbürger  zu  betrachten 
ist.  wegen  Unterlassung  der  Erfüllung  der  "Wehrpflicht  im 
Sinne  der  hier  bestehenden  Gesetze  zur  Untersuchung  imd 
Strafe  gezogen  werden: 

1.  wenn  er  ausgewandert  ist,  nachdem  er  bei  der  Aus- 
hebung der  Wehrpflichtigen  bereits  als  Rekrut  zum  Dienste 
im  stehenden  Heere  herangezogen  war; 

2.  wemi  er  ausgewandert  ist,  während  er  im  Dienste 
bei  den  Fahnen  stand  oder  nui'  auf  bestimmte  Zeit  be- 
urlaubt war: 

3.  wenn  er,  als  auf  unbestimmte  Zeit  Beurlaubter  oder 
als  Reserve-  oder  Landwelu'mami  ausgewandert  ist,  nach- 
dem er  bereits  eine  Einberufung.sordre  erhalten  oder  nachdem 
bereits  eine  öfFentüche  Aufforderung  zur  Stellung  erlassen 
oder  der  Krieg  ausgebrochen  war. 

Dagegen  kami  ein  in  den  vereinigten  Staaten  naturah- 
sierter  früherer  Staatsbürger  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  welcher  sich  bei  oder  nach  seiner  Auswanderung 
durch  andere  als  die  in  Ziffer  1 ,  2  und  3  bezeiclmeten 
Handlungen  oder  Unterlassungen  gegen  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Wehrpflicht  vergangen  hat,  bei 
semer  Rückkehr  in  sein  ursprüngHches  Vaterland  weder 
nachträglich  zum  Bo-iegsdienste  herangezogen,  noch  wegen 
Unterlassung  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht  zur  Untersuchung 
und  Strafe  gezogen  werden. 

Artikel  IH. 

Der  Vertrag  über  die  wechselseitige  AusUeferung  der 
Strafjustiz  sich  durch  die  Flucht  entziehender  Verbrecher, 
welche  zwischen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
einerseits  und  den  vereinigten  Staaten  von  Amerika  ander- 

11* 
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seits  am  3.  Juli  1850  abgeschlossen  worden  ist,  sowie  die 
am  8.  Mai  1898  imterzeiclinete  Additionalkonvention  zu 
dem  zwischen  denselben  Regierungen  abgeschlossenen 
Handels-  und  Schiffahrsvertrage  vom  27.  August  1829  und 
namentlich  die  Bestimmungen  des  Artikels  IV  dieser  Addi- 
tionalkonvention über  die  Auslieferung  der  Deserteurs  von 
den  Kriegs-  und  Handelsschiffen  bleiben  unverändert  fort- 
bestehen. 

Artikel  IV. 

Das  aus  einem  Staate  ausgewanderte  Individuum, 
welches  im  Sinne  des  Artikels  I  als  Angehöriger  des  anderen 
Staates  zu  betrachten  ist,  kann  bei  etwaiger  Rückkehr  in 
sein  früheres  Vaterland  nicht  angehalten  werden,  in  den 
alten  Staatsverband  zurückzutreten.  Wenn  er  aber  seine 
frühere  Staatsbürgerschaft  aus  eigenem  Willen  wieder  er- 
wirbt und  auf  seine  durch  Naturalisation  erworbene  Staats- 
bürgerschaft verzichtet,  so  soll  ein  solcher  Verzicht  zulässig 
und  soll  für  die  Anerkennung  der  Wiedererwerbung  der 
Staatsbürgerschaft  im  ursprünglichen  Heimatstaate  eine 
gewisse  Dauer  des  Aufenthaltes  in  diesem  Staate  nicht  er- 
forderlich sein. 

Ailikel  V. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  sofort  nach  Austausch 
der  Ratifikation  in  Kraft  und  hat  für  zehn  Jahre  Gültigkeit. 

Wenn  kein  Teil  dem  anderen  sechs  Monate  vor  dem 
Ablaufe  dieser  zehn  Jahre  Mitteilung  von  seiner  Absicht 
macht,  denselben  alsdann  aufzuheben,  so  soll  er  ferner  in 
Kraft  bleiben  bis  zum  Ablauf  von  zwölf  Monaten,  nachdem 
einer  der  kontrahierenden  Teile  dem  anderen  von  einer 
solchen  Absicht  Kenntnis  gegeben. 

Artikel  VI. 

Die    gegenwärtige    Konvention    soll    von   Sr.   Majestät 

dem  Kaiser  von   Österreich   etc.   und   apostolischem  König 

von    Ungarn    nach    verfassungsmäfsiger    Zustimmung     der 

beiden     Gesetzgebungen     der     österreichisch  -  migarischen 
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Monarchie  und  von  dem  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten 
mit  und  unter  Zustimmung  des  Senates  der  vereinigten 
Staaten  ratifiziert  und  die  Ratifikation  zu  Wien  innerhalb 
zwölf  Monaten  vom  Datum  derselben  ausgewechselt  werden. 

In  Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diese 
Übereinkunft  sowohl  in  deutscher  als  in  englischer  Sprache 
unterzeichnet  mid  derselben  ihr  Insiegel  beigesetzt. 

So  geschehen  in  Wien,  den  20.  September  im  Jahre 
des  Herrn  187(»,  im  22.  Jahre  der  Regierung  seiner  kaiserlich 
und  königlich  Apostolischen  Majestät  und  im  95.  Jahre  der 
Unabhängigkeit  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

L.  S.  Beust  m.  p. 

L.  S.  John  Jay  m.  p. 

§  2. 
Dieses  Gesetz  tritt  nach  Kundmachung  desselben  sofort 
in  Kraft. 

H.    Serbien. 

Letzter  Absatz  des  Artikels  II  der  im  G.A.  1882:  XXX 
enthaltenen  Konvention. 

Die  Untertanen  des  einen  kontrahierenden  Teiles  können 
auf  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  die  Staatsbürgerschaft 
insolange  nicht  erwerben,  bis  sie  die  Bewilligiing  erlangt 
haben,  aus  dem  Staatsverbande  der  eigenen  Heimat  aus- 
treten zu  können. 

Die  übrigen  ausschliefslich  die  Handelsverhältnisse 
regelnden  Teile  des  Gesetzes  sind  durch  G.A.  1893:  XX 
aul'ser  Kraft  gesetzt  worden. 

Über  die  Notwendigkeit  der  vorgänglichen  Entlassung 
der  serbischen  Staatsangehörigkeit  vgl.  noch  die  Verordnung 
des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl  23901/1892  (Seite  98). 

Über  die  Bedeutung  der  Stellung  eines  ungarischen 
Untertanen  unter  den  Schutz  der  serbischen  Gesetze  vor 
dem  Inslebentreten  des  G.A.  1882:  XXX  vgl.  die  Ent- 
scheidung des  k.  ung.  Ministers  des  Innern  Zahl  13459/1894 
(Seite  123.) 
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I.    Türkei. 

Durch  den  Übertritt  zum  Islam,  mit  iiclchem  im  türkischen 
Meiche  der  Erwerb  der  türkischen  Staatsbürger  schaß  verbunden 
ist,  kann  die  ungarische  Staatshargarschaft  als  verloren  nicht 
betrachtet  werden. 

1. 

Zuschrift  des  k.  ung.  Justizministers  an  den  Minister 
des  Linern  Zahl  506/1879: 

Mit  der  geschätzten  Note  beliebten  Ew.  Exzellenz  die 
neuerliche  Zuschrift  des  Herrn  gemeinsamen  Ministers  des 
Äufseren  betreffend  die  Staatsbürgerschaft  der  zum  Islam 
übergetretenen  ungarischen  Staatsangehörigen  mir  mit  dem 
Ersuchen  zu  übermitteln,  in  Bezug  auf  die  obwaltende 
Frage  meine  Wohlmeinung  abzugeben.  In  Folge  dieser 
geschätzten  Requisition  teile  ich  Ew.  Exzellenz  dienst- 
höfüch  mit,  dai's  der  Umstand,  wonach  die  ottomanischen 
Behörden  die  zum  Islam  übergetretenen  Ausländer  als 
türkische  Untertanen  betrachten,  von  keinem  Einflüsse  auf 
den  von  der  ungarischen  Behörde  in  Ansehung  dieser  Frage 
eingenommenen  Standpmikt  sein  und  ihre  diesbezügliche 
Meinung  nicht  ändern  kann,  dafs  der  Religionswechsel  an  mid 
für  sich  auf  die  Staatsbürgerschaft  keinen  Einflufs  übt  und 
dafs  insbesonders  der  ungarische  Staatsangehörige  durch  den 
Übertritt  zum  Islam  als  aus  dem  ungarischen  Staatsverband 
ausgetreten  nicht  betrachtet  werden  könne.  Dieser  Ansicht  ist 
auch  Vesque  Püttlingen  „Handbuch  des  in  Österreich-Ungarn 
geltenden  internationalen  Privatrechtes"  (2.  Auflage.  "Wien 
1878,  S.  114,  115),  indem  er  niu-  bemerkt,  dafs  die  zum  Islam 
übergetretenen  Untertanen  der  Monarchie  laut  >;  XVI  des 
Friedens  von  Passarovitz  nicht  ausgeliefert  werden,  was 
auch  für  die  bei  uns  ziu-  christlichen  Religion  übergetretenen 
mohamedanischen  Untertanen  des  türkischen  Reiches  als 
mafsgebender  Grundsatz  gilt.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
ausgehend  habe  ich  zwar  nichts  dagegen  einzuwenden,  dafs 
der  Herr  Minister  des  Aufseren  über  "Wunsch  des  öster- 
reichischen  k.    k.   Ministeriums    des   Lmeni    im  Wege    der 


—     107     — 

Botschaft  in  Konstantinopel  von  der  derzeitigen  Anschauung 
der  türkischen  Behörden  und  von  ihrem  in  einzehien  kon- 
kreten Fällen  beobachteten  Verfahren  sich  authentische  In- 
formation verschaffe,  wenn  aber  auch  das  Ergebnis  der  zu 
diesem  Behufe  zu  pflegenden  Verhandlungen  dahin  lauten 
sollte,  dals  die  türkischen  Behörden  an  ihrer  in  früherer 
Zeit  geäufserten  Anschauung  festhalten,  den  Vollzug  der 
vom  österreichischen  Ministerium  des  Innern  empfohlenen 
Maisregel,  dals  die  zum  Islam  übergetretenen  ungarischen 
oder  österreichischen  Staatsangehörigen  des  Schutzes  der 
Konsulen  nicht  teilhaftig  werden  soUen,  kann  ich  meinerseits 
nicht  unterstützen,  weil  aus  solchem  Verfahren  der  Konsulen 
gefolgert  werden  köiuite,  dals  die  ungarische  Behörde  den 
zum  Islam  übergetretenen  ungarischen  Staatsangehörigen 
als  aus  dem  ungarischen  Staatsverband  ausgetreten  und 
ihre  Jurisdiktion  in  betreff  des  zum  Islam  Übergetretenen 
als  erloschen  betrachten  würde.  Ich  bin  ferner  der  Ansicht, 
dals  dem  zum  Islam  übergetretenen  ungarischen  Staats- 
angehörigen der  konsularische  Schutz  auch  aus  dem  Grunde 
nicht  entzogen  werden  kami,  weil  falls  der  in  der  Levante  be- 
findliche ungarische  Staatsangehörige  aus  dem  ungarischen 
Staatsverbande  auszutreten  wünscht,  derselbe  um  die  Ent- 
lassung im  Sinne  der  in  der  Praxis  bestehenden  Normen, 
insbesonders  im  Sinne  des  §  38  der  k.  k.  Verordnung  vom 
2.  Dezember  1857  bei  dem  betreffenden  Konsulate  ein- 
schreiten kann  und  einzuschreiten  gehalten  ist,  diejenigen 
aber,  welche  keine  Entlassungsbewilligung  erhalten  haben, 
im  Sinne  der  in  meiner  vorzitierten  Zuschrift  berufenen 
Gesetze  von  den  ungarischen  Behörden  als  ungarische 
Staatsangehörige  zu  betrachten  sind. 


Zuschrift  des  k.  img.  Ministers  des  Lmern  an  den  k. 
ung.  Justizminister  Zahl  25303  ex  1880. 

In  Folge  der  geschätzten  Zuschrift  Ew.  Exzellenz  be- 
ehre ich  mich,  meine  Note  an  das  k.  und  k.  gemeinsame 
Ministerium  des  Äufsern  betreffend  den  Übertritt  migarischer 
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Staatsangehörigkeit  zum  Islam  samt  der  in  derselben 
mehrmals  zitierten  Zuschrift,  beide  in  beglaubigter  Abschrift, 
mitzuteilen.  Wie  Ew.  Exzellenz  aus  der  an  erster  Stelle 
erwähnten  Zuschrift  ersehen  wollen,  habe  ich  mich  in  An- 
sehung der  Frage,  ob  der  Übertritt  zum  Islam  den  Verlust 
der  ungarischen  Staatsangehörigkeit  nach  sich  ziehe,  über- 
einstimmend mit  der  in  dieser  Hinsicht  abgegebenen  "Wohl- 
meinung Ew.  Exzellenz  geäul'sert;  in  Bezug  auf  die  Frage 
aber,  welches  Verfahren  seitens  der  in  der  Tüi'kei  befind- 
lichen östen'eichisch-ungarischen  Behörden  zu  beobachten 
ist,  wenn  ihnen  ziu"  Kenntnis  gebracht  wird,  dafs  ein  un- 
garischer Staatsangehöriger  zum  Islam  übertreten  will, 
habe  ich  für  zweckmäfsig  erachtet  das  k.  und  k.  Mmisterium 
des  Aufsern  zu  ersuchen ,  die  in  der  Türkei  befindliche 
österreichisch-ungarische  Botschaft  und  die  Agentien  an- 
zuweisen, in  solchen  Fällen  die  türkische  Behörde  auf  ent- 
sprechende "Weise  in  Kenntnis  zu  setzen,  dafs  der  be- 
treffende ungarische  Staatsbürger  durch  diesen  Religions- 
wechsel  seine  ungarische  Staatsangehörigkeit  nicht  verliert. 


A  n  li  a  11  g. 

Gesetz  yom  30.  April  18S0, 

betr.  die  Regelung  der  Verhältnisse  der  Zuständigkeit 

in  Kroatieii-Slavonieu. 

(Kundgemacht  in  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  am 

21.  Mai  18801).) 

Erstes  Kapitel. 
Allgremelne  Bestimmung-en. 

§  1. 
Derjenige,   welcher   in   einer  Gemeinde   das  Recht  der 
Zuständigkeit  besitzt,  ist  berechtigt,  sich  in  dieser  Gemeinde 


1)  Die  Geltung  des  G.A.  1879:  L  erstreckt  sich,  wie  wir  dies 
bereits  in  der  Einleitung  hervorgehoben  haben,  auf  das  ganze  Gebiet 
des  ungarischen  Reiches,  d.  h.  aufser  Ungarn  im  engeren  Sinne  auch 
auf  Kroatien-Slavonien  und  auf  Fiume. 

Der  Vollzug  des  Gesetzes  steht  in  Bezug  auf  Fiume  dem  un- 
garischen Ministerium,  beziehungsweise  dem  Minister  des  Innern» 
in  Bezug  auf  Kroatien-Slavonien  aber  dem  Banus  von  Kroatien-Sla- 
vonien-Dalmatien  zu.    (§§  11  und  50  des  Gesetzes). 

Nachdem  Kroatien-Slavonien  bezüglich  seiner  inneren  Angelegen- 
heiten eine  ausgedehnte  Autonomie,  ja  in  diesen  Angelegenheiten 
sogar  eine  autonome  Gesetzgebung  besitzt,  ist  es  selbstverständlich, 
dals  der  Vollzug  der  ungarischen  Reichsgesetze  und  demnach  auch 
des  Gesetzes  über  die  Staatsbürgerschaft  stets  mit  Berücksichtigung  be- 
ziehungsweise Anwendung  dieser  autonomen  Gesetze  erfolgt  Es  ist 
auch  selbstverständlich,  dafs  diese  autonomen  Gesetze  nichts  den 
ungarischen  Reichsgesetzen  Widersprechendes  verfügen  können  und 
insofern  sie  solches  dennoch  verfügen  würden,  sind  sie  in  diesen 
ihren  Teilen  nichtig  und  können  nicht  in  Betracht  kommen. 
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ungehindert  aufzuhalten  und  falls  es  verarmt,  von  der  Ge- 
meinde die  Versorgung  zu  beanspruchen. 

§  -2. 
Das  Recht  der  Zuständigkeit  in  einer  Gemeinde  können 
nur  ungarisch-kroatische  Staatsbürger  erwerben.  Jeder 
Staatsbürger  muls  in  einer  Gemeinde  das  Recht  der  Zu- 
ständigkeit besitzen,  aber  dieses  Recht  kann  ihm  nur  in 
einer  Gemeinde  zustehen. 

Zweites  Kapitel. 

Von  dem  Erwerb,  von  der  Veränderung"  und  von  dem 
Verluste  des  Rechtes  der  Zuständigkeit. 

§3. 

Das  Recht  der  Zuständigkeit  wird  erworben: 

a)  durch  Geburt, 

b)  durch  Verehelichung, 

c)  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband 
oder  durch  Ansiedelung  (i^§  9  und  10)  und 

d)  durch  ständige  Verwendung  im  ötfentlichen  Dienste. 

§  4. 
Die  ehelichen  Kinder  gehören  in  Ansehung  des  Rechtes 
der  Zuständigkeit  zu  jener  Gemeinde,  zu  welcher  ihr  Vater 
zur  Zeit   ihrer  Gebui't  gehört,  oder,  falls  der  Vater  früher 


Vermöge  seiner  Autonomie  in  inneren  Angelegenheiten  war 
daher  Kroatien-Slavonien  berechtigt,  ein  selbständiges  Gemeirdegesetz 
zu  schaffen,  war  berechtigt,  die  Gemeindeverwaltung  und  Zuständigkeit 
zu  regeln,  aber  es  hat  seine  Kompetenz  überschritten,  wenn  es  in  den 
§§  2  und  17  des  hier  mitgeteilten  Gesetzes  über  die  Genieindezuständigkeit 
von  „ungarisch-kroatischer  Staatsbürgerschaft"  spricht,  eine  solche 
gleichsam  zu  statuieren  vermeint.  G.A.  1879:  L  als  ungarisches 
Reichsgesetz  derogiert  dem  kroatischen  partikularen  Gesetze  und 
weil  §  1  des  G.A.  1879:  L  verfügt,  dafs  „die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft in  allen  Ländern  der  ungarischen  Krone 
ein  und  dieselbe  ist",  so  ist  selbstverständlich  die  „ungarisch- 
kroatische Staatsbürgerschaft"  des  kroatischen  Gesetzes  ein  Nonsens. 
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gestorben  wäre,  zu  jener  Gemeinde,  in  welcher  er  zur  Zeit 
!-eines  Ablebens  das  Recht  der  Zuständigkeit  besessen  hat. 

UneheUche  Kinder  besitzen  das  Recht  der  Zuständig- 
keit in  jener  Gemeinde,  in  welcher  es  ihi'e  Mutter  ziu'  Zeit 
ihrer  Geburt  besessen  hat. 

Legitimierte  Kinder,  insofern  sie  noch  nicht  eigen- 
berechtigt sind ,  erlangen  das  Recht  der  Zuständigkeit  in 
jener  Gemeinde ,  in  welcher  es  ihr  Vater  zur  Zeit  ihrer 
Legitimation  besitzt. 

Durch  Adoption  oder  durch  Übernahme  in  die  Pflege 
wird  aber  das  Recht  der  Zuständigkeit  nicht  erworben. 

§  5. 
Die  Frauen  erlangen  durch  Verehelichung  das  Recht 
der  Zuständigkeit  in  jener  Gemeinde ,  in  welcher  ihr  Ehe- 
gatte dieses  Recht  besitzt,  während  der  Mann,  welcher  aus 
einer  andern  Gemeinde  in  das  Haus  seiner  Gattin  heiratet, 
durch  diese  blofse  Verheiratung  kein  Recht  der  Zuständig- 
keit erwirbt,  sondern  es  auf  eine  andere,  in  diesem  Gesetze 
vorgeschriebene  "Weise  zu  erwerben  gehalten  ist. 

§  6. 

In  Ansehung  der  Gesuche  um  Aufnahme  in  den  Verband 
einer  Gemeinde  (§  3  lit.  c)  entscheidet  die  betreuende  Ge- 
meindevertretung und  wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  der 
Einschreiter  sich  und  seine  Familie  aus  eigener  Kraft  zu 
erhalten  imstande  und  unbescholtenen  Vorlebens  ist,  kann 
er  mit  seinem  Begehren  nicht  abgewiesen  werden. 

Die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  kann  weder 
auf  bestimmte  Zeit  beschränkt,  noch  auch  kann  das  Recht 
der  Zuständigkeit  unter  solchen  Bedingungen  erteilt  werden, 
welche  den  gesetzlichen  Folgen  desselben  zum  Nachteile 
gereichen  würden. 

Jede  derartige  Beschränkung  der  Bedingung  ist  nichtig 
und  als  nicht  vorhanden  zu  betrachten. 
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§  7. 

Für  die  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  kann  zu- 
gunsten der  Gemeindekasse  eine  Taxe  o^efordert  werden, 
welche  Taxe  aber  in  den  Dorfgemeinden  und  Marktflecken 
nicht  mehr  als  0  Gulden ,  in  den  Stadtgemeinden  nicht 
mehr  als  12  Gulden  betragen  kami. 

Diese  Taxe  setzt  die  Gemeindevertretung  fest,  welche 
sie  vermöge  besonderer  rücksichtswürdiger  Gründe  auch 
nachsehen  kann. 

§  8. 

Wenn  jemand  in  den  Gemeinde  verband  aufgenommen 
wird,  ist  die  Gemeindevertretung  gehalten,  seine  bisherige 
Gemeinde  hiervon  zu  verständigen  und  von  ihi*  das  genaue 
Verzeichnis  der  sämtUchen  Familienmitglieder  des  neuen 
Gemeindemitgliedes  zu  beschaffen,  um  dieselben  in  das 
Namensverzeichnis  derjenigen  Gemeindemitglieder,  welche 
die  Zuständigkeit  besitzen,  eintragen  zu  können. 


Jeder  Staatsbürger  (§  2)  ist  berechtigt,  sich  in  einer 
anderen  Gemeinde  anzusiedeln. 

Seine  diesbezügliche  Absicht  hat  der  Ansiedler  bei  der 
Vorstehung  jener  Gemeinde  anzimielden,  in  welcher  er  sich 
anzusiedohi  beabsichtigt,  die  Gemeindevertretmig  kann  ihm 
aber  die  Ansiedlung  nur  in  dem  Falle  verweigern:  lit.  a) 
wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  derjenige,  welcher  sich  an- 
zusiedeln beabsichtigt,  unter  strafgerichtlicher  Untersuchung, 
oder  unter  Strafe  steht :  lit.  b)  wemi  er  sich  ohne  Belastung 
der  Gemeinde  zu  erhalten  nicht  imstande  ist. 

§  10. 

Wenn  jemand  (§  9)  aus  jener  Gemeinde,  in  welcher 
er  das  Recht  der  Zuständigkeit  besessen  hat,  in  eine  andere 
Gemeinde  übersiedelt,  tritt  er  hierdurch  aus  dem  Verbände 
der  früheren  Gemeinde  nicht  aus  und  verliert  seine  dortige 
Zuständigkeit  nicht. 

Wenn   aber   der   Betreffende   in   der   neuen    Gemeinde 
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imuut erbrochen  4  Jalu'e  sich  aufhält,  daselbst  zu  den  Ge- 
meindelasten beiträgt  und  jene  Gemeinde,  in  welche  er 
übersiedelt  ist,  wider  ihn  während  dieser  Zeit  keine  der 
im  §  9  lit.  a)  und  b)  env'ähnten  Einwendungen  geltend  ge- 
macht hat,  wird  vermutet,  dafs  er  aus  dem  Verbände  seiner 
früheren  Gemeinde  ausgetreten  ist  und  dais  er  das  Recht 
der  Zuständigkeit  in  jener  Gemeinde  erlangt  hat,  in  welche 
er  mit  deren  Wissen  (§  9)  übersiedelt  ist,  ausgenommen, 
wenn  der  Betreffende  in  jener  Gemeinde ,  aus  welcher  er 
übersiedelt  ist,  zu  den  Gemeindelasten  auch  während  dieser 
Zeit  ununterbrochen  beigetragen  hat. 

§  11. 

Ständig  angestellte  Landes-,  Gemeinde-  und  öffentliche 
Fondsbeamte,  femer  Seelsorger  und  öffentliche  Lehrer  er- 
werben das  Recht  der  Zuständigkeit  durch  den  Dienstes- 
antritt in  jener  Gemeinde,  welche  als  ihr  ständiger  Amts- 
sitz bezeichnet  wurde. 

§  12. 

"Wenn  der  Ehemann  aus  einer  Gemeinde  in  eine  andere 
übersiedelt,  folgt  die  Gattin,  falls  sie  von  ihrem  Gatten  ge- 
richtlich nicht  getrennt  ist,  dem  Rechte  der  Zuständigkeit 
des  letzteren  und  behält  dieses  Recht  auch  während  der 
Dauer  ihres  Witwenstandes  in  jener  Gemeinde,  in  welcher 
ihr  Gatte   zur  Zeit   seines  Ablebens  zuständig  gewesen  ist. 

Tm  Falle  einer  ungültigen  Ehe  verlieren  die  Frauen  das 
vermöge  des  Rechtes  des  Mannes  erworbene  Recht  der  Zu- 
ständigkeit und  werden  dem  Verbände  jener  Gemeinde  zu- 
gewiesen, welcher  sie  vor  dieser  Ehe  angehört  haben. 

Jene  Frauen,  deren  Ehe  gerichtlich  geschieden  wurde, 
oder  welche  von  Tisch  und  Bett  getrennt  worden  sind :  be- 
halten jenes  Recht  der  Zuständigkeit,  welches  sie  zm^zeit 
der  gerichtlichen  Scheidung  oder  Trennung  besessen  haben. 

§  13. 
Wenn  in  Ansehung  des  Rechtes  der  Zuständigkeit  der 
Eltern    eine    Änderung    eintritt,    folgen    die    nicht    eigen- 
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berechtigten ,  ehelichen  imd  legitimierten  Kinder  der  Zu- 
ständigkeit ihres  Vaters ,  die  unehelichen  aber  der  Zu- 
ständigkeit ihrer  Mutter. 

Die  eigenberechtigten  Kinder  aber  besitzen  das  Recht 
der  Zuständigkeit  in  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  es  zur- 
Zeit  der  Erlangung  ihrer  Eigenberechtigung  besessen  haben. 

Solche  uneheliche  Kinder,  welche  gelegentlich  der  Ver- 
ehelichung ihrer  Mutter  nicht  legitimiert  wurden ,  behalten 
das  bis  dahin  besessene  Recht  der  Zuständigkeit  auch  in 
dem  Falle ,  wenn  sie  zurzeit  dieser  Eheschliei'smig  noch 
nicht  eigenberechtigt  sind. 

§  14. 
Der   Tod   dos   ehelichen   Vaters    oder   der  unehelichen 
Mutter  ändert  an  dem  Rechte  der  Zuständigkeit  der  Kinder 
nichts. 

§  15. 
Das    Recht    der    Zuständigkeit,    welches    den    Militär- 
personen gelegentlich   des    Eintrittes    in   den   Militärdienst 
oder  gelegentlich  des  Austrittes  aus  demselben  zusteht,  ist 
stets  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetz  zu  beurteilen. 

§  16. 
Der  Verlust   der  Staatsbürgerschaft  hat  auch  den  Ver- 
lust des  Rechtes  der  Zuständigkeit  zur  Folge. 

§  17. 
Falls  eine  Person,  welche  die  ungarisch -kroatische 
Staatsbürgerschaft  verloren  hat,  im  Siiuie  der  Staatsverträge 
zurückzmiehmen  ist  oder  falls  eine  solche  Person  mit  der 
Absicht  in  das  Land  zurückkehrt,  um  hier  zu  bleiben,  ein 
anderer  Staat  aber  zu  ihrer  Übernahme  nicht  verhalten 
werden  kann,  erlangt  eine  solche  Person  jenes  Recht  der 
Zuständigkeit  wieder,  welches  sie  vor  dem  Verluste  der 
Staatsbürgerschaft  besessen  hat. 

§  18. 
Das  in  einer  Gemeinde  besessene  Recht  der  Zuständig- 
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keit    erlischt    mit    dem    Erwerbe    dieses    Rechtes    in    einer 
andern  Gemeinde. 

§  1^- 
Seines  Rechtes    der  Zuständigkeit   kann  insolange  nie- 
mand entsagen,  bis  er  ein   solches  Recht  in  einer  anderen 
Gemeinde  erworben  hat. 

Drittes  Kapitel. 
Verfahren  in  Ansehung  der  heimatslosen  Personen. 

§  20. 

Jene  Personen ,  deren  Recht  der  Zuständigkeit  einst- 
weilen nicht  festgestellt  werden  kann ,  smd  gemäfs  den 
Bestimmungen  der  folgenden  Paragraphen  dem  Verbände 
irgend  einer  Gemeinde  zu  überweisen  und  in  dieser  Ge- 
meinde insolange  als  zuständig  zu  betrachten,  bis  das  ihnen 
zustehende  Recht  der  Zuständigkeit  festgestellt  wird  oder 
bis  sie  das  Recht  der  Zuständigkeit  anderswo  erworben 
haben. 

§  21. 

Die  Zuweisung  der  heimatslosen  Personen  erfolgt  in 
folgender  Reihenfolge : 

1.  Zu  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  zum  stehenden 
Heere  oder  zm-  Landwehr  assentiert  wurden; 

2.  Zu  jener  Gemeinde ,  in  welcher  sie  vor  der  Ent- 
stehung der  Frage  des  Rechtes  ihrer  Zuständigkeit  die 
längste  Zeit,  wenigstens  aber  ein  Jahr,  aus  freiem  Willen 
und  ununterbrochen  ihren  Aufenthalt  gehabt  haben;  falls 
sie  sich  aber  nacheinander  in  mehreren  Gemeinden  aufge- 
halten hätten,  zur  letzten  Gemeinde; 

3.  Zu  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  geboren  wurden, 
die  Findlinge  aber  zu  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  ge- 
funden wurden,  die  in  der  Verpflegung  des  öffentlichen  Ge- 
bär- oder  Findelhauses  gewesenen  oder  befindlichen  Per- 
sonen aber,  wenn  der  Ort  ihrer  Geburt  beziehungsweise 
ihrer  Auffindung  unbekannt  ist,  zu  jener  Gemeinde,  in 
welcher  das  Gebär-  oder  Findelhaus  gelegen  ist; 
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4.  Zu  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  gefunden  wurden, 
als  die  Frage  nach  dem  Rechte  ihrer  Zuständigkeit  ent- 
standen ist. 

§  22. 

Die  Ehegattin  eines  heimatslosen  Ehemannes,  falls  sie 
mit  ihrem  Gatten  in  Gemeinschaft  lebt,  wird  dem  Verbände 
jener  Gemeinde  zugewiesen,  welcher  der  Mann  zugewiesen 
wurde. 

Hingegen  ist  die  Gattin  eines  heimatslosen  Ehemannes, 
wenn  sie  mit  ihrem  Manne  in  keiner  Gemeinschaft  lebt, 
als  auch  die  Witwe  desselben,  insofern  sie  irgendwo  das 
Recht  der  Zuständigkeit  nicht  erlangt  hätten,  gemäis  den 
Bestimmungen  des  §  21  zuzuweisen, 

§  23. 

Die  nicht  eigenberechtigten  Kinder  heimatsloser  Per- 
sonen sind  jener  Gemeinde  zuzuweisen,  welcher  ihr  Vater,  — 
die  unehelichen  und  solche  eheliche  Kinder  aber,  deren 
Vater  gestorben  ist ,  zu  jener  Gemeinde ,  zu  welcher  ihre 
Mutter  zugewiesen  wurde,  vorausgesetzt,  dafs  solche  Kinder 
mit  ihrem  Vater  oder  mit  ihrer  Mutter  in  Gemeinschaft 
leben. 

Die  eigenberechtigten,  sowie  die  mit  ihrem  Vater,  be- 
ziehungsweise mit  ihrer  Mutter  nicht  in  Gemeinschaft 
lebenden,  nicht  eigenberechtigten  Kinder,  sowie  die  Waisen 
der  heimatslosen  Personen,  wenn  sie  das  Recht  der  Zu- 
ständigkeit irgendwo  noch  nicht  erlangt  haben,  sind  gemäis 
den  Bestimmungen  des  §  21  zuzuweisen. 

Fünftes  Kapitel. 
Von  den  Zuständigkeitszeug'nisseii. 

>^  31. 
Das  Zuständigkeitszeugnis  ist  eine  Urkunde,  mit  welcher 
beurkundet   wird,    dals  jenes   Individuum,   für  welches   es 
ausgefertigt   wurde,   in   der   Gemeinde   das   Recht    der  Zu- 
ständigkeit besitzt. 
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§  32. 

Die  Znstäudigkeitsgemeinde  fertigt  die  Zuständigkeits- 
zeiignisse ,  mit  dem  Amtssiegel  der  Gemeinde  versehen, 
taxfrei  aus. 

In  die  Zuständigkeitszeugnisse  ist  genau  und  klar  auf- 
ziuielimen : 

Der  Name  der  Gemeinde  und  der  Vizegespanschaft  oder 
der  Stadt,  ferner  der  Vor-  und  Zuname  des  Betreffenden,  sein 
Charakter,  seine  BeschäftigTing,  sein  Alter  mid  Familienstand, 
der  Vor-  und  Zmiame  der  Eltern,  sowie  sein  Geburtsort 
und  zugleich  mit  dem  bestimmten  Nachweise,  dafs  der  Be-, 
trelFende  in  der  Gemeinde  oder  Stadt  N.  N.  das  Recht  der 
Zuständigkeit  besitzt. 

Das  Zuständigkeitszeugnis  ist  aui'ser  von  der  Gemeinde- 
vorstehung,  welche  dasselbe  ausstellt,  auch  von  dem  Be- 
sitzer zu  unterschi-eiben  und  falls  dieser  nicht  schreiben 
könnte,  ist  dieser  Umstand  in  dem  Zuständigkeitszeugnisse 
zu  verzeichnen. 

§  33. 

Die  Ausfertigung  des  Zuständigkeitszeugnisses  kann 
einem  Individuum,  welches  in  der  Gemeinde  das  Recht  der 
Zuständigkeit  besitzt,  nicht  verweigert  werden. 

§  34. 
Das  Zuständigkeitszeugnis   ist   ungültig,   wenn  die  Ge- 
meinde nachträglich  nachweisen  kann,  dafs  der  Besitzer  des 
Zeugnisses   zur  Zeit   der  Ausstellung   desselben   das  Recht 
der  Zuständigkeit   in  einer  andern  Gemeinde  besessen  hat. 

Sechstes  Kapitel. 

Von  der  Kompetenz  und  dem  Verfahren  in 
Zuständig'keitsangreleg'enheiten. 

§  35. 
Die   auf  das  Recht  der  Zuständigkeit  bezüglichen  Ver- 
handlungen  und  Beschlüsse ,   mit  Ausnahme   der  in  gegen- 
wärtigem Gesetze  bezeichneten  Fälle,  gehören  zum  Wirkungs- 

ßer6nyi  und  Tarjan,  Staatsbürger-ichaft.  12 
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kreise    der   politischen   Behörden   (Vizegespanschaften  und 
städtische  Vorstehungen). 

J^  30. 
Insoferne  bei  diesen  Angelegenheiten  streitige  privat- 
rechtliche Fragen  entstehen,  z.  B.  die  eheliche  und  unehe- 
liche Gebui't,  ferner  in  Ansehung  des  Rückersatzes  jener 
VerpflegTingskosten ,  welche  die  Gemeinden  von  den  nach 
dem  Zivilgesetze  zum  Rückersatz  verpflichteten  Personen 
beanspruchen,  entscheidet  stets  das  Gericht. 

^  37. 
In  Betreff  des  Rückersatzes  jener  VeiijflegTingskosten, 
welche  der  Gemeinde  eine  andere ,  aber  nicht  nach  dem 
ZiAT.lgesetze  verpflichtete  Person,  oder  eine  andere  Gemeinde 
zu  ersetzen  gehalten  ist,  entscheiden  die  politischen  Be- 
hörden, ja  sogar  im  Falle  des  §  36  ist  die  politische  Behörde 
verpflichtet,  das  Mais  des  Rückersatzes  vorgängiich  fest- 
zustellen, und  über  die  Höhe  dieser  Summe  kann  im  ge- 
richtHchen  Verfahren  nicht  mehr  verhandelt  werden. 

§  38. 

Die  politische  Behörde  (§  35)  kann  die  Frage  des 
Rechtes  der  Zuständigkeit  über  Begehren  einer  Partei  oder 
einer  Gemeinde  oder  von  Amtswegen  durch  Beschlufs  nur 
dann  entscheiden,  wenn  eine  Gemeinde  ihi'es  Bezirkes  als 
Zuständigkeitsgemeinde  anerkannt  wü'd. 

Findet  aber  die  politische  Behörde,  dafs  jene  Person, 
deren  Zuständigkeitsrecht  in  Frage  steht ,  nach  den  ge- 
pflogenen Erhebungen  das  Recht  der  Zuständigkeit  in  einer 
Gemeinde  besitzt,  welche  zum  Verwalttmgsgebiete  einer 
andern  jjohtischen  Behörde  gehört,  so  mul's  sie  diese  Be- 
hörde angehen.  Sind  in  Ansehung  der  Entscheidung  beider 
Behörden  einverstanden,  so  erledigen  sie  die  Angelegenheit 
einverständlich.  Wenn  aber  zwischen  ilmen  kein  Ein- 
venichmen  erzielt  werden  würde,  ist  die  ganze  Verhandlung 
der   Landesregiening   zu   unterbreiten,   welche   entscheidet, 
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wenn  beide  Behörden  ihr  unterstehen,  falls  aber  eine  der 
Behörden  zum  Gebiete  einer  andern  Landesverwaltungs- 
behörde  gehört ,  wird  die  Landesregierung  mit  den  zu- 
ständigen Oberbehörden  des  andern  Verwaltungsgebietes  in 
Bemhnmg  treten. 

§  39. 

Gegen  Beschlüsse  der  poHtischen  Unterbehörden  (§  35), 
welche  Angelegenheiten  des  Zuständigkeitsrechtes  betreffen, 
ist  binnen  80  Tagen  die  Beschwerde  an  die  Landesregierung 
statthaft. 

§  40. 

"Wenn  die  Gemeinde  die  Ausfolgung  des  Zuständigkeits- 
zeugnisses (§  33)  verweigert,  kann  die  Partei  die  vorgesetzte 
politische  Behörde  angehen,  welche  die  Gemeinde,  falls  die 
Zuständigkeit  des  Beschwerdeführers  in  der  Gemeinde 
durch  rechtski'äftige  Entscheidung  zweifellos  geworden  ist, 
zur  AusfolgTing  des  Zuständigkeitszeugnisses  aufzufordern 
gehalten  ist. 

^  41. 

Individuen  vonunbekamiter,  zweifelhafter  oder  streitiger 
Zuständigkeit  darf  die  Gemeinde ,  bei  Vermeidmig  des 
sonstigen  Rückersatzes  des  sämtlichen  Schadens  und  der 
Kosten,  in  eine  andere  Gemeinde  nicht  abschieben,  sondern 
ist  verpflichtet,  dieselben  insolange  auf  ihrem  Gebiete  zu 
dulden,  bis  das  Recht  ihrer  Zuständigkeit  gemäfs  den  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  endgültig  fest- 
gestellt wird. 

"Wenn  die  Frage  des  Rechtes  der  Zuständigkeit  solcher 
Personen,  durch  die  zuständigen  Behörden  ihre  Erledigung 
gefunden  hat  und  eine  Gemeinde  die  Übernahme  dieser 
Personen  ohne  Grund  verweigern  würde,  so  ist  diese  Ge- 
meinde, die  durch  ihr  bezeichnetes  Verfalnen  verursachten 
sämtlichen  Kosten  jener  Gemeinde  zu  ersetzen  verpflichtet, 
in  welcher  diese  Personen  verpflegt  worden  sind.  Über 
die  Verpflichtung  des  Rückersatzes  und  über  das  Mais 
desselben  entscheiden  die  politischen  Behörden. 

12* 
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§  42. 
Tn  jeder  Gemeinde  ist  über  die  sämtlichen,  die  Zu- 
ständigkeit besitzenden  Gemeindemitglieder  ein  genaues 
Namensverzeichnis  zu  führen.  Die  Gemeindevorstehung  ist 
verpflichtet,  dieses  Namensverzeichnis  am  Schlüsse  jedes 
Jahres  durchzuprüfen  und  es  erforderlichenfalls  richtig- 
zustellen. 

Siebentes  Kapitel. 
Schlufsbestimmung-en. 

§  43. 
Die  bisher  bestandenen  sämtlichen  Gesetze  und  Normen, 
welche  mit  den  Bestimmungen   dieses  Gesetzes   im  "Wider- 
spruche stehen,  werden  aufser  Ki'aft  gesetzt. 

§  "l-t. 
Die  vor  dem  Inslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
nach  den  bisher  bestandenen  Normen  schon  erworbeneu 
Zuständigkeitsrechte  bleiben  insolange  in  Geltimg,  bis  sie 
gemäfs  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  er- 
löschen. 

§  45. 
Mit    dem   Vollzuge    dieses    Gesetzes    wird    der    Banus 
betraut. 


J 
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Ab  stamm  Uli  <5,  eheliche  vom 
Tingari  Jüchen  Staatsbürger  oder 
uneheliche  von  ungarischer 
Staatsbürgerin  als  Erwerbsart 
der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft 16. 
Abwesenheit,  als  Art  des  Ver- 
lustes der  ungarischen  Staats- 
angehörigkeit 105. 

Kontinuität  der  Abwesenheit  109. 

Auftrag  der  ungarischen  Re- 
gierung oder  der  öst.-uug.  ge- 
meinsamen Minister  \inter- 
bricht  die  Abwesenheit  107. 

Ausdrückliche  Erklärung  der 
Aufrechterhaltung  der  unga- 
rischen Staatsangehürigkeit 
oder  konkludente  Handlungen 
unterbrechen  die  Kontinuität 
der  Abwesenheit  107,  109,  110. 

Lösung  eines  Passes  unterbricht 
die  Kontinuität  der  Abwesen- 
heit 109,  110. 

Sonstige  Arten  der  Unterbrechung 
der  Kontinuität  der  Abwesen- 
heit nach  der  ministeriellen 
Praxis  112. 

Dispositionst'ähigkeit  des  Ab- 
M'esenden  als  Voraussetzung 
der  rechtsgültigen  Abwesen- 
heit 111. 

Berechnung  der  Zeit  der  Ab- 
wesenheit 107. 

Feststellung  der  Abwesenheit  125. 

Ausdehnung  der  Abwesenheit  des 
Mannes  auf  die  Gattin  und 
minderjährigen  Kinder  122. 

Abwesenheit  der  Mutter  64. 
Adoption.      Erleichterungen    Vjci 
der    Naturalisation     der    von 
ungarischen        Staatsbürgern 


adoptierten  Ausländer  32,  33, 
43. 

Adoption  eines  Ausländers  durch 
einen  ungarischen  Staats- 
bürger ist  keine  Erwerbsart 
der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft 80. 

Adoption  eines  ungarischen 
Staatsangehörigen  durch  einen 
Ausländer  ist  keine  Verlustart 
der  ungarischen  Staatsbürger- 
schaft 80. 
.  u  f  e  n  t  h  a  1 1.  Zehnjähriger  .Aufent- 
halt als  Erwerbsart  der  unga- 
rischen Staatsangehörigkeit  im 
Sinne  der  Praxis  vor  dem  Ins- 
lebentreten  des  G.A.  L:  1879 
73. 

Ununterbrochs-ner  fünfjähriger 
Aufenthalt  des  Ausländers  als 
Voraussetzung  der  formellen 
Naturalisation  32,  37. 

Aufenthalt  des  Ausländers  im 
Lande  vom  8.  Jänner  1880  bis 
8.  Jänner  1881  als  Voraus- 
setzung der  stillschweigenden 
Naturalisation  70. 
. u s  1  ä n  d  e r  i  n.  Erwerb  der  unga- 
rischen Staatsangehörigkeit 
durch  eine  ausländische  St  aats- 
bürgerin  hat  keinen  Einflufs 
auf  die  Staatsangehörigkeit 
der  vor  dem  Erwerbe  ge- 
borenen Kinder,  wenn  niclit 
der  Fall  der  Legitimation  ob- 
waltet 19. 
.US  wander  u  ng.  Gesetzliche 
Regelung  87. 

Auswanderung  als  Voraussetzung 
der  Entlassung  aus  dem  unga- 
rischen Staatsverbande  95. 
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Behörd  lichei-  Hesclilufs,  als 
Art  des  Verlustes  der  unga- 
rischen Staatsangehörigkeit 
108. 
Disposit  ionsfähigkei  t,  als 
Voraussetzung  der  formellen 
Naturalisation  o2; 

der  Entlassung  aus  doni  unga- 
risclion  Staatsverbande  83,  90; 

der    rechtsgültigen  Abwesenheit 
111. 
E  h  c  s  c  h  1  i  e  f  s  u  n  g ,  als  Erwerbsart 
der    ungarischen   Staatsange- 
hörigkeit 20; 

als  Art  des  Verlustes  der  unga- 
rischen Staatsangehörigkeit 
133. 
Entlassung,  als  Art  des  Ver- 
lustes der  ungarischen  Staats- 
angehörigkeit 81. 

Kompetenz  zur  Entlassung: 
lit.  a)  in  Friedenszeiten  82. 
lit.  }))  in  Krieg!=;zeiten  84. 

Dispositionsunfähigkeit  als  Hin- 
dernis der  Entlassung  83,  90. 

Stellungspflicht  als  Hindernis  der 
Enllnssung  82,  84. 

Steuerrückstand  als  Hindernis  der 
Entlassung  83,  91. 

Strafgerichtliche  Untersuchung 
oder  Strafurteil  als  Hindernis 
der  Entlassung  83. 

Zuständige  Behörde  für  die  Ent- 
lassung 95. 

Verfahren  bei  der  Entlassung 
97,  98. 

Entlassung  einer  verehelichten 
ungarischen  Staatsbürgerin  90. 

Entlassung  der  Mutter  CA. 

Ausdehnung  der  Entlassung  des 
Mannes  auf  die  Gattin  und 
minderjährigen  Kinder  93,  95. 

Zwei      Beschränkungen       dieser 
Ausdehnung  94. 
E  n  1 1  a  s  s  u  n  g  s  u  r k  u  n  d  e.  Inhalt  95. 

Verlust  der  Gültigkeit  96. 

Verfahren  bei  der  Zustellung  der 
Entlassnugsurkunde  102 
Findelkinder.  Staatsangehörig- 
keit derselben  13. 
Geburt.    Im  Inlande  als  Erwerbs- 
art   der    ungarischen    Staats- 
bürgerschaft 13. 
Gern  ein d  e  verband.     Aufnahme 
oder    Zusicherung     der    Auf- 


nahme als  Voraussetzung  der 
formellen  Naturalisation  32,:34. 

G  e  m  e  i  n  d  e  z  u  s  t  ä  n  d  i  g  k  c  i  t. 
Kroatisch-slavonisches  Gesetz 
vom  30.  April  1880  betrefiend 
die  Kegolung  der  Gemeinde- 
zustäniligkeit  in  Kroatien- 
Slavoni'U  169. 

Internationale  Normen  des 
ungarischen  Ehegesetzes  28, 
134. 

I  n  t  e  r  n  a  t  i  o  n  a  1  e  V  e  r  li  ä  1 1  n  i  s  s  e 

a)  Deutschland  14G. 

b)  Frankreich   152. 

c)  Italien   148. 

d)  Österreich   142. 

e)  Rumänien   1.53. 

f)  Serbien  165. 

g)  Schweiz   155. 
h)  Türkei  166. 

i)  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika 161. 
Iiegitimation     als     Erwerbsart 
der  ungarischen  Staat.sbürger- 
schaft  20: 

als  Art   des  Verluste-:  der  unga- 
rischen Staatsbürgerschaft  131. 
Massenweise    Rückansiede- 
lung 66. 
M  e  li  r  f  a  c  li  e     Staatsbürger- 
schaft,     Mt'iglichkcit      der- 
selben, wofern  internationale 
Verträge      keine     Ausnahme 
statuieren  3,  14.  SO. 
M  i  1  i  t  ä  r  g  r  e  n  z  e.     Besondere   Be- 
stimmungen des  G.A.  L:  1879 
12. 
Mitglied   der   Gesetzgebung 

65. 
Naturalisation.       A.     formelle 
Naturalisation  28. 

Wesen  28. 

A''oraussetzungen  31. 

Ausdehnung  28. 

Keine  volle  politische  Gleich- 
berechtigung des  Naturali- 
sierten mit  dem  geborenen 
ungarischen  Staatsbürger  8, 
49,  51,  64. 

Unzulässigkeit  der  Naturali- 
sation ohne  Zustimmung  des 
fremden  Staates  3,  33. 

Naturalisation  minderjähriger 
Ausländer  29. 

Naturalisation     der     von     unga- 


—     183 


rischcn    Staatsbürgern    adop- 
tierten Ausländer  32. 

Naturalisation  verehelichter  Aus- 
länderinnen "JS. 

Diskretionäres  Ermessen  der  Re- 
iiierung  bei  Gewährung  der 
Naturalisation ,  wenn  auch 
alle  Voraussetzungen  der- 
selben obwalten  51. 

Für  die  Naturalisation  ist  keine 
Gebühr  oder  Taxe  zu  ent- 
richten 52. 

ß.  Naturalisation  durch  könig- 
liches Diplom  51. 

C.  Stillschweigende  Naturali- 
sation, Begriff  68. 

Unterschied  zwischen  der  for- 
mellen und  stillschweigenden 
Naturalisation  69. 

Voraussetzung  70. 

Rechtliche  Natur  77. 

Ausdehnung  der  stillschweigen- 
den Naturalisation  69. 

Keine  stillschweigende  Naturali- 
sation von  Österreichern  und 
sonstigen  Ausländern  143. 
Naturalisationsdiplom  51. 
N  a  t  u  r  a  1  i  s  a  t  i  0  n  s  d  0  K.  u  m  e  n  1 48. 

Dauer  der  Gültigkeit  50,  52. 
N  a  t  u  r  a  1  i  s  a  t  i  0  n  s  g  e  s  u  c h. 

Zuständige  Behörde  für  die  Er- 
ledigung 47,  51. 

Verfahren  bei  der  Erledigung  47. 
,.  Stempelung  53. 

Österreich.     In   Bezug   auf  die 
Staatsbürgerschaft     Ausland. 
Ausnahme     hinsichtlich     der 
Stellungspflicht   bei   der  Ent- 
lassung 14,  83,  86. 
Pafswesen  125. 
Putativehe.  Staatsangehörigkeit 
der  Ehegattin  und  der  Kinder 
19. 
Renaturalisation. 

Wesen  56. 

Kategorien  58. 

lit.  a)  gemäfs  5^  39  G.A.  L:  1879,  58. 

lit.  b)  gemäfs  §  40  G  A.  L :  1879,  58. 

Ministerielle  Interpretation  der 
§§  39  und  40  des  G.A.  L.: 
1879,  59. 

Scheinbarer  Widerspruch  zwi- 
schen dem  Te.xte  des  §  39  und 
?5  43  G.A.  L:  1879  57. 

Ausnahme  vom  §  40  des  G.A,  L: 


1879    im    Staatsvertrage    mit 
der  Schweiz  59. 

Renaturalisation  von  Frauen,  wel- 
che ihre  ungarische  Staatsan- 
gehörigkeit verloren  iiabon  61. 
lit.    a)    wenn    der    Verlust    auf 

selbständige  Art  erfolgt  ist. 
lit.  b)  wenn  derselbe  als  be- 
gleitende Folge  der  Ent- 
lassung, der  Abwesenheit  des 
Gatten  oder  der  Eheschliefsung 
mit  einem  Ausländer  einge- 
treten ist. 

Renaturalisation  von  Minder- 
jährigen, welche  ihre  unga- 
rische Staatsangehörigkeit, 
durch  die  Entlassung  oder 
Abwesenheit  ihres  ehelichen 
Vaters  verloren  haben  63. 

Zuständige  Behörde  für  die  Er- 
ledigung des  Renaturali- 
sationsgesuchs  57,  64. 

Volle    politische    Gleichberechti- 
gung    der    Renaturalisierten 
und  der  übrigen  Staatsbürger 
(mit  einer  Ausnahme)  64. 
Requisitionen  der  ungarischen 
Behörden   an    die  österreichi- 
schen Behörden  in  Angelegen- 
heiten der  Staatsbürgerschaft 
142. 
Staatsbürger,  Kategorien  4, 10. 
Staatsbürgerschaft,  Begriff  1. 

Regelung  vor  dem  GA  L:  1879,  7. 

Erwerbsarten  vor  dem  G.A.  L: 
1879,  9. 

Einheitlichkeit  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  1 1 . 

Vermutung  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  13. 

Arten  des  Erwerbes  der  unga- 
rischen Staatsbürgerschaft 
nach  dem  G.A.  L:  1879,  15. 

Wiedererlangung  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  55. 
S  t  a  a  t  s  b  ü  r  g  e  r  e  i  d. 

Text  de.-<selben  49. 

Protokoll  über  die  Eidesabiegung 
49. 

Amtliches  Formular  des  Proto- 
koUes  54. 

Stempelfreiheit  des  Protokolles 
54. 

Frist  zur  Eidesabiegung  50,  52. 
Staatsdienst  vor  dem  Insleben- 
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treten  des  G.A.  I:  1S83  keine 
Erwerbsait  der  ungarischen 
Staatsbürgerschaft  72. 

Steuerrückstand  als  Hindernis 
der  Entlassung  aus  dem  unga- 
rischen Staatsverbande  83,  91. 

Steuerzahlung       als       Voraus- 
setzung 
lit.    a)    der    formellen    Naturali- 
sation 82,  38. 
lit.  b)  der  stillschweigenden  Na- 
turalisation 76. 

S  traf  ge  rieht  liehe  Unter- 
suchung, als  Hindernis  der 
Entlassung  aus  dem  unga- 
rischen Staatsverbande  83. 

Strafurteil  als  Hindernis  der 
Entlassung  aus  dem  unga- 
risclien  Staatsverbande  83. 

fjbertritt  eines  ungarischen 
Staatsangehörigen  zum  Islam 
bewirkt  nicht  den  Verlust  der 
ungarischen  Staatsbürger- 
schaft 81,  166. 

"Verlust.  Arten  des  Verlustes  der 
ungarischen  Staatsangehörig- 
keit 79. 

Vermögen  als  Voraussetzung  der 
Naturalisation  32,  33. 


Verzeichnis  der  Naturalisierten 
und  Entlassenen  12,  \ö,  .51,  53. 

Verzicht;  durch  Verzicht  geht 
die  ungarische  Staatsange- 
hörigkeit nicht  verloren  79. 

Vollzugsklausel  zum  G.A.  L: 
1879,  1.5. 

Voll  zugs  vorschri  f  t  zum  G.A. 
L:  1879,  1.5. 

Vorleben,  unbescholtenes  als  \'or- 
aussetzung  der  Naturalisation 
32,  33. 

■Wehrpflicht  als  Hindernis  der 
Entlassung     aus    dem    unga 
rischen   Staatsverbande  (Aus- 
nahme vgl.  Österreich  !<2,  84). 

W  i  ed  er  aufnähme  in  den  Staats- 
verband, vgl.  Renaturali- 
sation. 

Wiedererlangung  der  Staats- 
bürgerschaft .55. 

Zeugnisse  über  die  Aufnahme  in 
den  Gemeindeverband  33, 
über       den       ununterbrochenen 

Aufenthalt  33, 
über  das  unbescholtene  Vorleben 

33, 
über    Vermögen    oder   Erwei'bs- 

quclle  33. 
über  die  Adoption  33. 
Stempelung  dieser  Zeugnisse  54. 
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